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Psychi(atri)sche Störungen bei 
Untersuchungsgefangenen 
Ergebnisse und Probleme einer epidemiolo­
gischen Studie 

Luciano Missoni/Friedrich M. Utting/Norbert Konrad 

In der aktuellen psychiatrischen Literatur sind Arbeiten 
über psychi(atri)sche Störungen bei Gefangenen in der 
Untersuchungshaft nur spärlich vorhanden. Bei Durchsicht 
der einschlägigen Bibliografie ab 1990 fanden sich nur knapp 
eine Handvoll Studien aus Dänemark, England, Kanada und 
den USA, denen ein Sampie von mindestens 100 Gefange­
nen zugrunde lag, die nach standardisierten diagnostischen 
Instrumenten untersucht und bei denen Diagnosen nach in­
ternationalen Klassifikationskriterien verwandt worden waren 
(Konrad 2000). Eine vergleichbare Studie ist in Deutschland 
noch nicht unternommen worden. Die Untersuchungshaftan­
stalt Berlin Moabit, als die grösste Deutschlands, erschien für 
die Durchführung eines solchen Forschungsprojektes be­
sonders gut geeignet. 

In der JVA Berlin-Moabit werden erwachsene, männliche 
Untersuchungsgefangene verwahrt. Die Belegungsfähigkeit 
der Anstalt beträgt rund 1.300 Plätze. Die Gesamtzahl der 
Eintritte belief sich 1999 auf 5.159 bei einer Durchschnittsbe­
legung von rund 1.178. Im Jahr 2000 waren 5.450 Eintritte 
bei einer Durchschnittsbelegung von 1.244 zu registrieren. 
Die JVA ist in drei Teilanstalten gegliedert. In zwei dieser Teilan­
stalten ist eine Arztgeschäftsstelle vorhanden, in der ambu­
lante Untersuchungen bzw. Behandlungen der U-Gefange­
nen an Werktagen durchgeführt werden. An Sonn- und Feier­
tagen ist ein Arztbereitschaftsdienst für Notfälle verfügbar. 
Stationäre Behandlungen finden im Krankenhaus der 
Berliner Vollzugsanstalten (KBVA) statt, das zwei internis­
tische, eine chirurgische und eine psychiatrische Abteilung 
vorhält und für den gesamten Berliner Justizvollzug zustän­
dig ist. Aufnahmen finden in der JVA täglich von 7-20 Uhr 
statt, im KBVA notfallmäßig auch außerhalb dieser Zeit. 

Die Aufnahmen erfolgen in der Regel nach der polizeili­
chen Festnahme und dem Erlass eines Haftbefehls auf der 
Basis eines gerichtlichen Aufnahmeersuchens. Bereits in 
diesem Ersuchen sind mitunter Hinweise auf gesundheitliche 
Störungen des Häftlings, wie z.B. "drogenabhängig", "Metha­
don Programm", "Kopfschmerzen", "Diabetes", "Suizidge­
fahr" u.a. verzeichnet. Einige Häftlinge werden außerdem 
von anderen Haftanstalten in die JVA Moabit vorübergehend 
oder dauernd verlegt. Gleich nach der Einlieferung wird der 
Gefangene von einem dazu beauftragten Beamten zu sei­
nen persönlichen Verhältnissen und zu seinem Gesundheits­
zustand befragt. Das Ergebnis dieser "Aufnahmeverhand­
lung" wird in einen Standardbogen eingetragen, in dem u.a. 
das Item angekreuzt wird: "Ich fühle mich - nicht - krank." Zeigt 
der Gefangene offensichtliche Symptome von Gesundheits­
störungen, wird die sofortige Vorstellung beim diensthaben­
den Anstaltsarzt veranlasst. Nach dieser Aufnahmever-hand­
lung wird der Gefangene auf der sog "Zugangsstation" bis zu 
seiner Einweisung in die zuständige Teilanstalt unterge­
bracht. Auf der Zugangsstation führt der "Gruppenleiter" (in 
der Regel ein Sozialarbeiter) mit dem neu aufgenommenen 
Gefangenen ein "Zugangsgespräch", dessen Ergebnis eben­
falls in einem Standardbogen festgehalten wird. Darin wer­
den u.a. die Items "Zeichen von Alkoholentzug", "Zeichen von 
Drogenentzug", "Nach eigenen Angaben - keine - Krankheiten", 
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"Anzeichen von Suizidalität" behandelt. Als besondere Maß­
nahmen werden aufgelistet: Besondere Beobachtung, Unter­
bringung in Notgemeinschaft, sofortige Arztvorstellung. 
Abgesehen von Dringlichkeitsfällen wird der Gefangene in­
nerhalb von drei Tagen dem Anstaltsarzt vorgestellt, der eine 
"Eingangsuntersuchung" vornimmt. In unserer Stichprobe er­
folgte die ärztliche Aufnahmeuntersuchung bei 26 Gefange­
nen am Aufnahmetag, bei 77 am darauffolgenden und bei 
fünf am dritten Tag. Das Ergebnis dieser Untersuchung - auf 
einem Standardbogen - sowie von allen weiteren ärztlichen 
Vorstellungen, sonstigen diagnostischen und therapeuti­
schen Maßnahmen, auch in auswärtigen Kliniken, werden in 
der "Gesundheitsakte" eingetragen. Diese Gesundheitsakte 
begleitet den Gefangenen während der gesamten Haft 
- einschließlich eventueller Strafhaftzeit - und wird bei späte­
ren Inhaftierungen fortgesetzt. Obwohl diese Akte rechtlich 
Teil der "Gefangenenpersonalakte" ist, unterliegt ihr Inhalt 
der ärztlichen Schweigepflicht. AUßer ärztlichen Eintragun­
gen enthält die Gesundheitsakte auch "Meldungen" der 
Gruppenbetreuer an die Arztgeschäftsstelle über auffälliges 
Verhalten des Gefangenen, die von psychiatrischer Rele­
vanz sein können, wie z.B. Selbstbeschädigung, Äußerungen 
von Suizidabsichten, Nahrungsverweigerung, skurriles/ab­
sonderliches Benehmen, ungewöhnliche Vernachlässigung 
der Sauberkeit, ungewöhnliche bzw. unerklärliche verbale 
und/ oder körperliche Aggressivität, auffällige Kontakt­
störung. 

Methodik und Stichprobe 
Für die vorliegende Arbeit wurden die Gesundheitsakten 

(GA) von 108 erwachsenen, männlichen Untersuchungsge­
fangenen, die in der Zeit vom 1.-17.9.2000 in der JVA Moabit 
aufgenommen worden waren, im Hinblick auf Dokumentatio­
nen, die für psychi(atri)sche Störungen relevant erschienen, 
ausgewertet. Diese Auswertung wurde am 15.5.2001 abge­
schlossen. Parallel dazu wurde bei jedem Gefangenen, so­
bald als möglich (1-17 Tage) nach der Inhaftierung ein Inter­
view nach dem DIA-X-Verfahren durchgeführt. Das DIA-X ist 
ein standardisiertes Interview zur Erfassung psychischer 
Störungen, welches die DiagnosesteIlung entsprechend den 
Definitionen und Kriterien sowohl des DSM IV als auch der 
ICD 10 ermöglicht. Nicht erfasst werden mit DIA-X Persönlich­
keitstörungen, weiterhin psychische und Verhaltensstörun­
gen des Kindes- und Jugendlichenalters sowie Störungen, 
die mit massiveren kognitiven Defiziten und Einschränkun­
gen wie schwersten akuten psychotischen oder dementi ellen 
Erkrankungen einhergehen. Das Interview ist zur Befragung 
Jugendlicher und Erwachsener unterschiedlicher Kulturen 
unabhängig von Bildungsstand und Intelligenz geeignet. Es 
werden sowohl aktuelle als auch Vorerkrankungen erfasst, 
so dass für jeden Probanden sowohl ein diagnostisches psy­
chiatrisches Längschnittsbild als auch ein aktuelles Komorbi­
ditätsspektrum dargestellt werden (Wittchen und Pfister 
1997). Die DIA-X-Stichprobe umfasst 107 Gefan-gene, in die 
Auswertung der GA wurde zusätzlich ein Gefan-gener ein­
bezogen, der die Einwilligung zur Teilnahme am Forschungs­
projekt gegeben hatte, später aber das Interview ablehnte. 

Auswertung der Daten aus den Gesund­
heitsakten 

In Tabelle 1 werden Alter und Staatsangehörigkeit der 
Teilnehmer wiedergeben. 
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Tab. 1: Alter, Staatsangehörigkeit und Dauer des Haftauf­
enthaltes in Tagen (vom Aufnahmetag in U-Haft bis zum Tag 
vor der Entlassung bzw. bis zum 15.5.2001) 

ALTER 
STMTSANGE-

HAFTTAGE 
HÖRIGKEIT 

21-30: 44 deutsche 65 1 10 4 

31-40: 37 auslän- 11 30 25 

41-50: 18 dische 37 31 60 16 

51-60: 4 Einge- bür- 61 90 9 
gerte 6 

61-70: 5 91 -180 = 22 

181-257= 32 

= 108 108 = 108 

a) Ärztliche Aufnahmeuntersuchung (ÄAU) 

Bei der ÄAU wurden bei fünf Gefangenen Entzugssymp­
tome nach Alkoholabusus festgestellt, die einen distraneurin­
gestützten Entzug erforderlich machten. Aus den Angaben 
von weiteren neun Gefangenen lässt sich auf einen aktuel­
len Alkoholismus schließen. 28 Gefangene gaben unbestimm­
te oder unbedeutende Mengen alkoholischer Getränke an 
(selten, ab und zu, täglich, wenig, normal, gelegentlich, mal 
viel mal weniger, 1 FI. Bier tgl.), von 66 wurde Alkoholkonsum 
vemeint. Bei elf wurden Entzugserscheinungen nach Drogen­
missbrauch diagnostiziert, die einen gestützten Diazepam­
(8), Methadon- (2) bzw. kombinierten Diazepaml Methadon­
entzug (1) erforderlich machten. Bei einem ,Gefangenen mit 
epileptischen Anfällen, der Valium(R) (Diazepam) langfristig 
eingenommen hatte, wurde ein fraktionierter Diazepament­
zug vor Umstellung auf Carbamazepin durchgeführt. Weitere 
12 Gefangene gaben Drogenmissbrauch an (Heroin, Kokain, 
Cannabis, Methadon, Polamidon, Amphetamine, Benzodia­
zepine, Halluzinogene). Von 84 wurde Drogenkonsum ne­
giert. Bei sieben, die Drogenkonsum vemeint hatten, wurde 
eine Urinkontrolle (UK) am Untersuchungstag vorgenom­
men, die bei zweien positiv ausfiel. Genaue psychiatrische 
Diagnosen nach ICD 10 bzw. nach DSM IV sind in den 
Standard bögen der ärztlichen Aufnahmeuntersuchung nicht 
vermerkt. Die Einteilung in Tabelle 2 richtet sich nach dem 
Wortlaut der Eintragungen im psychischen Befund, die be­
reits besprochenen Entzugssyndrome sind ausgenommen. 

Tab. 2: Psychi(atri)sche Störungen nach den Eintragungen 
im Bogen der ärztlichen Aufnahmeuntersuchung, ausge­
nommen Alkohol- und Drogenentzug Berücksichtigte Items: 
"Seelisch geistige Artung", "Suizidalität". 

Verdacht auf Schizophrenie: 1 

dissoziale Persönlichkeitsstörung: 1 ') 

psychisch auffällig: 1 

depressiv: 4 

suizidal: 6 

Selbstbeschädiger: 2 

• Andere (wehleidig, aufgeregt, demonstrativ leidend, 
klagsam, logorrhöisch, claustrophobisch): 7 

unauffällig (ruhig, 0,8" unauffällig): 86 

108 

-) Diagnose wurde im KBVA gestellt wo der Häftling bei der Aufnahme untergebracht 
wurde, 

b) Krankenblattverläufe 

Aus der Auswertung der Krankenblattverläufe lässt sich 
das in Tabelle 3 dargestellte, nach klinisch-empirischen 
Kriterien formulierte Diagnosespektrum gewinnen. 

Bei vier Gefangenen traten Symptome einer Psychose in 
Erscheinung. So begann ein 53 Jahre alter Deutscher, der 
der Hehlerei beschuldigt wurde, in der achten Woche seines 
Haftaufenthaltes die Gefängnisbehörde und den für ihn zu­
ständigen Staatsanwalt mit Schreiben zu beschäftigen, in de­
nen er von Gesprächsfetzen mit für ihn bedrohlichem Inhalt 
berichtete, die er von den Nebenzellen wahrnehme. Die rus­
sische Mafia stecke dahinter, man betitele ihn als "Kinder­
ficker" und wolle ihn im Hofgang oder während des gemein­
samen Duschens abstechen. Die vom Konsiliarpsychiater 
gestellte Diagnose (CPD) lautet "reaktives paranoides Syn­
drom". Bei einem weiteren 41-jährigen deutschen Polytoxiko­
manen, der bereits bei der Aufnahmeuntersuchung angab 
ständig Stimmen zu hören, lautet die CPD "Halluzinose. 
Verdacht auf Schizophrenie". Ein 30-jähriger deutscher Häft­
ling fiel wenige Tage nach Inhaftierung durch Erregungszu­
stände sowie auto- und fremdaggressives Verhalten auf, war 
bei der psychiatrischen Untersuchung läppisch und unkon­
zentriert, zeigte keine floride psychotische Symptomatik, aber 
ein angedeutetes paranoides Syndrom. In der Anamnese 
findet sich Alkoholismus und Kokainmissbrauch. Die Entlassung 
erfolgte, bevor die Diagnose geklärt werden konnte. Schließ­
lich wurde bei einem 64-jährigen Deutschen mit Alkoholis­
musanamnese im siebten Monat seines Haftaufenthaltes 
konsiliarpsychiatrisch der Verdacht auf Korsakow-Syndrom 
geäußert. 

Bei sechs Gefangenen wird in der GA vermerkt, dass sie 
an depressiven Störungen leiden. Einer von ihnen, ein 44-jäh­
riger drogenabhängiger türkischer Staatsangehöriger gab bei 
dem Konsiliarpsychiater an, seit dem Tode des Vaters regel­
mäßig an Depressionen zu leiden. Ein 21-jähriger Türke hat­
te "Kummer" wegen seiner Familie. Ein 30-jähriger Deutscher 
arabischer Herkunft, wegen Vergewaltigung angeklagt, er­
klärte sich "unschuldig", war "völlig aufgelöst" und "suizidal". 
Die CPD lautet "Anpassungsstörung mit depressiv-resignati­
ver Verstimmung". Bei einem 37-jährigen Deutschen lautet 
die Eintragung im Krankenblatt "wird wegen Depression beo­
bachtet", bei einem 30-jährigen deutschen Drogenabhängi­
gen findet sich "depressiv, Schuldgefühle" dokumentiert. Ein 
40-jähriger deutscher Drogenabhängiger entwickelte "Suizid­
phantastereien" . 

Ein 33-jähriger, bis dahin unauffälliger polnischer Gefan­
gener, angeklagt wegen Handels mit BTM, beging am 
50. Hafttag Suizid durch Erhängen. Seine Äußerungen in Ab­
schiedsbriefen lassen vermuten, dass er wegen der Perspek­
tive einer real zu erwartenden hohen Freiheitsstrafe in einem 
akuten depressiven Affekt mit Schuldgefühlen und Hoff­
nungslosigkeit die Flucht in den Tod gewählt hat. 

Bei sechs Gefangenen, die ein auffällig abweichendes 
Verhalten gezeigt hatten, wurde von konsiliarpsychiatrischer 
Seite die Diagnose "Persönlichkeitsstörung" gestellt. Hierzu 
gehört ein 38-jähriger russischer Staatsangehöriger, ange­
klagt wegen sexueller Nötigung, mit Alkoholismus, Selbst­
und Fremdaggressionen in der Anamnese. Die anderen fünf 
sind deutscher Staatsangehörigkeit. Es handelt sich dabei 
um einen 41-jährigen adipösen, des Diebstahls beschuldig­
ten Diabetiker, der mit Panikattacken, Angst und Erregungs­
zuständen, Verzweiflung, Selbstbeschädigungen und einer 
"chronifizierten Schmerzsymptomatik" auf die Inhaftierung 
reagierte. Die CPD lautet: "Persönlichkeitsstörung/Anpas­
sungsstörung. Aufgrund der Persönlichkeitsstruktur Anpas­
sung an der Realität kaum machbar." Ein 45-jähriger Dro­
genabhängiger, angeklagt wegen Diebstahls, fiel wegen 
autoaggressivem Verhalten mit Suiziddrohungen und Suizid­
versuchen auf. Die CPD lautet: "Persönlichkeitsstörung mit 



querulatorischen und autoaggressiven Durchbrüchen." 
Ebenfalls reagierten zwei Drogenabhängige (24 und 27 Jahre 
alt), beide des Diebstahls angeklagt, mit Suiziddrohungen 
bzw. Suizidversuchen auf die Haftsituation. Besonders in­
tensiv widersetzte sich ein des Straßenraubes beschuldigter 
29-Jähriger gegen seine Einlieferung in den Justizvollzug. 
Bereits im Polizeirevier führte er einen ernsthaften Erhän­
gungsversuch durch. Nach kurzfristiger Behandlung in ei­
nem öffentlichen Krankenhaus in die Haft entlassen, beging 
er kontinuierlich Selbstbeschädigungen und wurde mehrere 
Wochen zuerst auf der internistischen, dann auf der psych­
iatrischen Abteilung des KBVA behandelt, bevor eine ausrei­
chende Stabilisierung des psychischen Zustandes erzielt 
werden konnte, die seine Verlegung in den Normalvollzug 
möglich machte. Die CPD lautet: "Dissoziale Persönlichkeits­
störung." 

Tab. 3: Diagnosespektrum nach Auswertung der Verläufe 
in den Gesundheitsakten. Alkoholismus und Drogenabhän­
gigkeit werden in den Tabellen 6 und 7 dargestellt. 

Drogenmissbrauch in 
der Anamnese 

tuation) 

: Alkoholismus und Drogenmiss­
i brauch in der Anamnese 

total 

Psychosomatik 

psychosomatische Symptomatik 

Alkoholismus in der Anamnese 

Drogenmissbrauch in der Anamnese 

total 

Persönlichkeitsstörung 

(autoaggressives Verhalten) 

Alkoholismus in der Anamnese 

Drogenmissbrauch in der Anamnese 

total 

Suizid 

total 

total 

keine Hinweise 

total 

zusammen 

Deutsche 
Gefangene 

4 

3 

5 

o 
3 

8 

4 

*1 Ausländische und eingebürgerte Staatsangehörige 

Ausländische *) i 

Gefangene 

o 

3 

14 

3 

18 

o 
o 
o 
o 

Bei sechsundzwanzig Gefangenen sind in der GA Be­
schwerden ohne bzw. mit geringem organischen Befund ver­
merkt, die zu verschiedenen Zeitpunkten der Haft auftraten 
und die man ganz allgemein als psychosomatische Störun­
gen bezeichnen kann: "Magenschmerzen, Kopfschmer­
zen, Herzbeschwerden, Atembeschwerden, innere Unruhe, 
Schlaflosigkeit, Gliederschmerzen, Rückenschmerzen." Die­
se Patienten besuchten häufig die Arztsprechstunde und wa­
ren auffallend klagsam. 
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Schließlich fanden sich bei fünfundsechzig Gefangenen 
keine Eintragungen in den GA, die auf psychische Störungen 
hätten hinweisen können. 

Insgesamt erschienen in der Erhebungszeit 19,4% der 
deutschen und 20,4% der ausländischen Gefangenen psy­
chisch auffällig bzw. krank. Bei deutschen Gefangenen über­
wiegen psychotische und Persönlichkeitsstörungen mit 
autoaggressivem Verhalten, bei ausländischen dagegen psy­
chosomatische Reaktionen. In Verbindung mit der Haftdauer 
fällt eine leichte Anhäufung von psychosomatischen Störun­
gen bei den am längsten Inhaftierten auf (Tabelle 4). Bei der 
geringen Grösse der Stichprobe und der Kürze der Beo­
bachtungszeit lassen sich aus diesen Daten jedoch keine dif­
ferenzierten Schlussfolgerungen ableiten. 

Tab. 4: Art und Häufigkeit von psychi(atri)schen Störungen 
in Beziehung zu den Hafttagen nach den Eintragungen in 
den GA 

Hafttage 1-10 11-30 31-60 61-90 91-180 181-257 Total 

Psychose 1 1 2 4 

Depression 2 1 1 2 6 

psychoso- 2 1 2 7 14 26 matisch 
Persön-
lichkeits- 1 1 4 6 

störungen 

Suizid 1 I 1 
keine 4 21 11 6 13 

~~ Diagnose 

lotal 4 25 16 9 22 

Ergebnisse des Dia-X-Interviews 
Tabelle 5 fasst die aufgrund des standardisierten Inter­

views zu stellenden Diagnosen zusammen. Eine ausführli­
che Darstellung einschließlich der soziodemografischen 
Daten und Fragen der Komorbidität findet sich in Utting 
(2002). 

Tab. 5: Diagnosespektrum gemäß Dia-X-Interview. Zahlen 
in Klammern bezeichnen die Anzahl der Diagnosen als 
Zweitdiagnosen. N: Anzahl der Probanden, bei denen die 
Diagnose gestellt wurde. % Prävalenzrate. 

psychotische Störung au/grund eines 
6 (1 *)) N 6= 5,6% 

medizinischen Kra-nkheitsfaktors 

Major Depression rezidivierend 23 (3i N26=24,3% 

Major Depression einzelne Episoden 17 N 17 -15,9% 

bipolare Störung 2 N 2= 1,9% 

affektive Störung aufgr. e. medi-
zinischen Krankheitsfakt. m. (3) N 3= 2,8% 
depressiven Merkmalen 

dysthyme Störung 1 (13) N 6- 5,6% 

phobische Störung 1 (14) N 15-14,0% 

Angststörung 1 (2) N 3= 2,8% 

Zwangsstörung 1 (3) N 4= 3,7% 

Panikstörung 1 (3) N 4- 3,7% 

dissoziative Störung (1) N 1 = 0,9% 

posttraumatische Belastungsstörung (4) N 4- 3,7% 

keine Diagnose 
.. 

23 (+5 nur Nikotinabhängige) 

*1 Dieser Fall erscheint im IntelView einmal als psychotische Störung eines medizinischen 
Krankheitsfaktors mit Halluzinationen und einmal als psychotiSChe Störung aufgrund ei· 
nes medizinischen Krankheitsfaktors mit Wahn. 
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Gegenüberstellung der Ergebnisse aus den 
GA und dem Dia-X-Interview 

Substanzmissbrauch: Im Interview wird die Diagnose 
"Nikotinabhängigkeit" S8-mal gestellt. Diese Fälle werden aus 
dem Vergleich ausgeklammert, da bei den ÄAu Nikotinabu­
sus nicht berücksichtigt worden ist. Fälle, die mit DIA-X als 
einzige Diagnose "Nikotinabhängigkeir' hatten (5), wurden 
der Rubrik "keine Diagnose" zugerechnet. In Tabelle 6 wer­
den die Angaben über Alkoholkonsum bei der ÄAu den 
Diagnosen AlkoholabhängigkeiVMissbrauch (46 43%) aus 
dem Interview gegenübergestellt; dabei werden Abhängigkeit 
und Missbrauch in getrennten Spalten aufgelistet je nach­
dem, ob der Abusus zuletzt noch im letzten Jahr oder länger 
davor vorgefallen war. Es zeigen sich im Vergleich einige 
Abweichungen: So ergeben sich im Interview "keine Hinwei­
se" auf Alkoholismus bei einem Gefangenen, der einen 
Distraneurinentzug gerade hinter sich hatte; umgekehrt weist 
das Interview in fünf Fällen auf Alkoholabhängigkeit bzw. in 
acht auf Alkoholmissbrauch, wohingegen Alkoholkonsum bei 
der Arztvisite negiert wurde. Zur näheren Illustration seien 
zwei Beispiele angeführt: 

Ein 64-jähriger Deutscher gibt bei der Aufnahmeunter­
suchung "Alkoholkonsum eine FI. Schnaps tgl." an. CPD 
rund sechs Monate nach Inhaftierung: "Verdacht auf Korsakow 
Syndrom." Beim DIA-X-Interview wird Alkoholkonsum ne­
giert, Ergebnis: "Keine Diagnose." 

Ein 38-jähriger Deutscher, wegen Trunkenheit im Straßen­
verkehr inhaftiert, wird im Aufnahmeersuchen als "Alkoholi­
ker" bezeichnet. Bei der ÄAU verneint er Alkoholkonsum, im 
Interview "Alkoholmissbrauch zuletzt im Alter von 35 Jahren". 

Tab. 6: Vergleich zwischen Eintragungen in den Gesund­
heitsakten bei der ärztlichen Aufnahmeuntersuchung und 
Ergebnis des DIA-X Interviews bezüglich der Diagnose 
Alkoholismus. (Interview: ICD-10 F 10.1-F 10.2). Distraneurin­
entzug: gesteuerter Entzug mit Distraneurin wegen Alkohol­
entzugserscheinungen bei der Aufnahmeuntersuchung. 
Unbestimmte Mengenangaben: "selten", "ab und zu", "täg­
lich", "wenig", "normal", "gelegentlich", "mal viel mal weniger". 
Unbedeutende Menge (1 Fall) = 1 Flasche Bier täglich. 

Eintragungen Interview 

inden Alkohol-

Gesundheitsakten abhängig-
keil 

Dislraneurin- 5 3 entzug 
Mengenan-
gaben die 

auf aktuellen 9 1 
Alkoholismus 

hinweisen 
unbeslimm-
te Mengen-
angaben 28 3 

unbedeuten-
deMengen 

Alkohol-
konsum 66 5 
negiert 

lotal 108 12 

*1 Genaue Zeitangabe fehlt. 
'-llnlerview nicht durchgeführt 

Interview Interview Interview Alke- Interview Alke-

Alkohol- keine holabhängig- holmissbrauch 

missbrauch Hinweise keil zuletzt vor zuletzt vor mehr 
mehr als 1 J. als 1 J. 

1 1 

1 3 1 3 

3~ 12 2 8 

9 45+1") 2 4 

14 62 5 15 

Ebenfalls ergeben sich bei der Gegenüberstellung der 
Fälle von Drogenabusus (im Interview 26 Diagnosen bei 20 
Probanden, davon Opiate 12 =: 11,2%; Kokain 6 5,6%; 
Cannabis 7 = 6,5%, Halluzinogene 1 0,9'%) ähnliche Diffe­
renzen (Tabelle 7). Auch hier fällt ein Gefangener auf, der im 
Interview Drogenabusus negiert, obwohl er den Entzug ge­
rade hinter sich hatte. 

Ein 32-jähriger Ausländer, 1996-2000 siebenmal im Ber­
liner Vollzug. ÄAU: Diagnose POlytoxikomanie, viermal ge­
stützter Entzug in Haft, letztmalig mit Diazepam vom 6. bis 
zum 9.9.00. Vor der letzten Verhaftung im Methadon-Pro­
gramm. Nach eigenen Angaben dennoch laufend Heroin Lv. 
konsumiert. Alkoholkonsum dagegen auch bei allen ÄAU bei 
den früheren Inhaftierungen stets verneint. Nach dem Entzug 
bis zur Entlassung am 8.2.01 unauffällig. Keine Konsiliarpsy­
chiatrische Vorstellung. Beim Interview zwei Wochen nach 
Abschluss des Entzuges wird Drogenmissbrauch negiert, 
dagegen ein bis dahin vemeinter ,,Alkohol missbrauch" in der 
Vergangenheit angegeben. Dazu erscheint im I nterview eine 
"Major Depression, rezidivierend, schwer, mit psychotischen 
Merkmalen, Beginn mit 18 Jahren, zuletzt in den letzten zwei 
Wochen", die bei allen Haftaufenthalten unerkannt geblieben 
ist und möglicherweise ursächlich mit dem Drogenmiss­
brauch zusammenhängt. 

Bei weiteren fünf Gefangenen, die bei der ÄAu Drogen­
missbrauch angegeben hatten, finden sich im Interview kei­
ne Hinweise, umgekehrt hatten vier Gefangene bei der ÄAu 
Drogenabusus negiert und im Interview zugegeben (ein 
Proband aktuell, drei vor mehr als einem Jahr). Man wird 
nicht fehlgehen, wenn man diese Diskrepanzen zumindest 
zum großen Teil auf suchtspezifische Verieugnungstendenzen 
zurückführt. Dafür spricht auch, dass die UK bei sieben 
Gefangenen, welche Drogenkonsum verneint hatten, zwei­
mal positiv ausfiel. 

Tabelle 7: Vergleich zwischen Eintragungen in den Ge­
sundheitsakten bei der ärztlichen Aufnahmeuntersuchung 
und Ergebnis des DIA-X-Interviews bezüglich der Diagnose 
DrogenabhängigkeiVmissbrauch. (Interview ICD-10 F 11.1, 
F 11.2, F 12.1, F 12.2, F 14.1, F 14.2, F 16.2) Entzug: ge­
stützter Entzug unter Gaben von Diazepam bzw. Methadon 
wegen Entzugserscheinungen bei der Aufnahmeunter­
suchung; UK: Harnkontrolle auf Rauschmittelbestandteile 
(+ = positiv für mindestens eines der untersuchten BTM; 
- = negativ; nu keine UK) 

Eintragungen Entzug(Dia- Drogenmiss- Drogen-brauch nach inden zepam; Me- eigenen An- konsum total 
Gesundheitsekten thadon) gaben negiert 

11 11 85 108 
(1) 6+ 

2+ 
UK 11 + 2-

5-
(1 +) 3 n.u. 

I nterview Drogen-
7 2 0 9 abhängigkeit 

Interview Drogen- 1 1 1 3 missbrauch 

I nterview Drogen-
abhängigkeitzu-

2 3 2 7 letzt vor mehr als 
12 Mon. 

Interview Drogen-
missbrauch zu-

0 0 1 1 letzt vor mehr als 
12 Mon. 

Interview keine 
1 (1) 5 

80 88 Hinweise 1KT 

(1) Diazepamentzug zwecks Medikationsumslellung von Valium auf Carbamazepin. 
KT: Interview nicht durchgeführt. 

Das weitere psychiatrische Diagnosespektrum aus dem 
Interview ist in Tabelle 8 wiedergegeben. Es entspricht dem 
Komorbiditätsspektrum des Dia-X-Interviews, dass bei jedem 
Probanden U.U. mehrere psychiatrische Diagnosen festge­
stellt werden, die sich zum Teil auf die Vergangenheit bezie-



hen. Außerdem können bei ein und demselben Probanden 
verschiedene Formen von Angststörungen diagnostiziert 
werden. Demnach übersteigt die Anzahl der Diagnosen die­
jenige der Probanden. Eine solche Komorbiditätsdiagnostik 
ist aber im ärztlichen Routinebetrieb des Vollzuges nicht 
geläufig. Um den Vergleich mit den Daten aus den GA zu er­
möglichen, sind deswegen in Tabelle 8 nur die Hauptdiagno­
sen aus dem Interview und den diagnostischen Erhebungen 
aus den GA gegenübergestellt worden. Alkohol- und Drogen­
missbrauch als einzige Diagnose sind ebenfalls nicht berück­
sichtigt worden (vgl. Tabellen 6 und 7). 

Aus der Tabelle ist zu ersehen, dass auch bei diesen 
Diagnosen Abweichungen zwischen Interview und Daten 
aus den Gesundheitsakten vorliegen. So erscheint im 
Interview sechs mal die Diagnose psychotische Störung auf­
grund eines medizinischen Krankheitsfaktors (fünfmal in 
Verbindung mit Drogen, einmal mit Alkoholabusus). 
Demgegenüber finden sich in den GA viermal keine 
Hinweise, einmal auf eine Persönlichkeitsstörung und einmal 
auf psychosomatische Beschwerden. Zum besseren 
Verständnis sollen diese Fälle im Einzelnen dargelegt wer-
den: . 

1) Ein 46-jähriger Deutscher, gemäß DIA-X "psychotische 
Störung aufgrund eines medizinischen Kranheitsfaktors mit 
Wahn", Beginn in den letzten zwei Wochen und Alkoholab­
hängigkeit mit Beginn im Alter von 34 Jahren sowie Major 
Depression rezidivierend, mittelschwer, Beginn im Alter von 
30 Jahren. In der ÄAU am 1.9.00 Alkohol "eineinhalb FI. 
Schnaps pro die", psychisch "ruhig", Distraneurinentzug vom 
1.9.-4.9.00. Im Krankenblattverlauf keine Besonderheiten. 

2) Ein 27-jähriger Deutscher gemäß DIA-X "psychotische 
Störung aufgrund eines medizinischen Krankheitsfaktors mit 
Halluzinationen", Beginn im Alter von 14 Jahren, zuletzt in 
den letzten 1-6 Monaten, Opiatabhängigkeit mit Beginn im 
Alter von 26 Jahren, Kokainabhängigkeit mit Beginn im glei­
chen Alter, "Affektive Störung aufgrund eines medizinischen 
Krankheitsfaktors mit depressiven Merkmalen", Beginn im 
Alter von 25 Jahren. In der ÄAU am 1.9.00 Drogen: "Metha­
don", psychisch "klagsam", Diazepamentzug 1.9.-5.9.00 
Beschwerden: Durchfall, Schlafstörungen. 
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3) Ein 24-jähriger Deutscher gemäß DIA-X "psychotische 
Störung aufgrund eines medizinischen Krankheitsfaktors mit 
Halluzinationen und mit Wahn", Beginn im Alter von 16 Jah­
ren, Opiatmissbrauch mit Beginn im Alter von 21 Jahren, 
"Major Depression rezidivierend", schwer, Beginn im Alter 
von 14 Jahren. In der ÄAU Drogen: "Kokain, Heroin, Speed, 
Ecstasy, Haschisch, Rohypnol, Polamidon, Methadon." Psy­
chisch "subjektiv keine Entzugserscheinungen" Diazepam­
entzug vom 4.9-8.9.00. Im Krankenblattverlauf keine Beson­
derheiten. 

4) Ein 34-jähriger Ausländer gemäB DIA-X "psychotische 
Störung aufgrund eines medizinischen Krankheitsfaktors mit 
Halluzinationen", Beginn im Alter von 20 Jahren, "Affektive 
Störung aufgrund eines medizinischen Krankheitsfaktors mit 
depressiven Merkmalen", Beginn im Alter von 14 Jahren, 
Opiatabhängigkeit mit Beginn im Alter von 27 Jahren, 
Canna-bismissbrauch mit Beginn im Alter von 16 Jahren, 
Kokain-missbrauch mit Beginn im Alter von 20 Jahren, 
"dysthyme Störung" mit Beginn im Alter von 14 Jahren, "spe­
zifische Phobie (Umwelt Typus)" mit Beginn im Alter von 10 
Jahren. In der ÄAU Drogen: "Heroin." Psychisch "BTM", 
Diazepam-entzug vom 8.9-12.9,00. Im Krankenblattverlauf 
keine Beson-derheiten. 

5) Ein 25-jähriger Deutscher, gemäß DIA-X "psychotische 
Störung aufgrund eines medizinischen Krankheitsfaktors mit 
Halluzinationen", Beginn im Alter von 18 Jahren, Opiatab­
hängigkeit mit Beginn im Alter von 16 Jahren, "Major Depres­
sion rezidivierend, mittelschwer" mit Beginn im Alter von 12 
Jahren, "Panikstörung" mit Beginn im Alter von 22 Jahren. In 
der ÄAU Drogen: "Heroin, Kokain, Haschisch, Methadon." 
Psychisch "unauffällig", Entzug im KBVA vom 13.9-18.9,00. 
Keine Eintragungen über psychische Auffälligkeiten. 

6) Ein 27-jähriger Deutscher gemäß DIA-X "psychotische 
Störung aufgrund eines medizinischen Krankheitsfaktors mit 
Halluzinationen", Beginn im Alter von 18 ,Iahren, zuletzt im 
Alter von 24 Jahren, "affektive Störung aufgrund eines Medi­
zinischen Krankheitsfaktors mit depressiven Merkmalen" mit 
Beginn im Alter von 10 Jahren, Opiatabhängigkeit mit Beginn 
im Alter von 24 Jahren. In der ÄAU Drogen: "Heroin, 
Methadon." Psychisch "Selbstbeschädiger ... Suiziddrohun­
gen". Diazepamentzug vom 8.9-13.9.00. Im der psychiatri­
schen Konsiliaruntersuchung "Anpassungsstörung, Persön­
lichkeitsstörung". 

Tabelle 8: Gegenüberstellung der Diagnosen in den Gesundheitsakten und gemäß Dia-X-Interviews. Zahlen: Anzahl der Fälle. 
A./D.: Alkohol/Drogen-Missbrauch in der Anamnese. Agst.: Angststörung; Dyst.: Dysthyme Störung; Pa.: Panikstörung; Phob.: 
Phobische Störung; Zw.: Zwangsstörung; KT: Interview nicht durchgeführt. Alkoholismus und Drogenmissbrauch erscheinen in 
der Spalte "keine Diagnose", 

I N T E R V I E W 

psychotische Major Depres- Major Depres-
bipolare Störung bipolare Störung 

Gesundheits- II zu!. Depress. I zu!. manisch keine 
akten 

Störung aufgr, sion zu! i.d, sion zul. vor vor mehr als vor mehr als andere Diagnose total 
med. Kr. Faktors letzt 2-4 Wo, mehr als 4 Wo. 1 Jahr 1 Jahr 

Psychose 1D 2 4 4 10 

Depression 
1 

lA lA 1 6 6 lAD lAD 

Psychosomatik 3 10 
2D 2 1Pa.D 5A 26 26 10 

2D 

Persönlich- 1 
keitsstörung 1D 1A lZw, lKT 6 

6 10 

SUizid lA 1 1 

keine 1A 5 7 lAg, 18 
Hinweise 2D 

4A 
7A 

1 1 1 Dyst l3A 65 
65 2D 1Phob. lAD 

total 6 22 18 1 1 5 55 108 
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Bei diesen Fällen handelt es sich fünfmal um Drogenab­
hängige und einmal um einen Alkoholabhängigen mit Ent­
zugserscheinungen bei der Inhaftierung. Der Entzug erfolg­
te bei fünf Fällen in der Gefängnisszelle und in einem Fall auf 
der Internistischen Abteilung des KBVA. Bei keinem von ih­
nen werden im Krankenblatt psychotische Störungen bei der 
ÄAU bzw. im Entzugsverlauf erwähnt. Bei drei Gefangenen 
ist dies dadurch erklärbar, dass die letzte psychotische Episode 
retrospektiv drei Jahre (Nr. 6), 1-6 Mon. (Nr. 2) bzw. zu einem 
unbekannten Zeitpunkt (Nr. 3) vor der Untersuchung zurück­
lag. In den übrigen drei Fällen wird der Zeitpunkt der letzten 
psychotischen Episode auf 2-4 Wochen eingegrenzt (zwei 
Wochen ist die kleinste Zeiteinheit, die vom Interview erfasst 
wird). Es ist denkbar, dass sporadische Episoden von Wahr­
nehmungsstörungen (Halluzinationen) bzw. Wahnvorstellun­
gen (Paranoia) während der Zeitspanne kurz vor Inhaftierung 
und im Entzug in Haft ärztlich nicht registriert wurden, weil sie 
spontan nicht berichtet und ausdrücklich nicht erfragt wur­
den, da das Augenmerk hauptsächlich auf körperliche Parameter 
gerichtet war. Umgekehrt wurden während des Haftaufent­
haltes bei vier Gefangenen psychotische Störungen diagnos­
tiziert, die im Interview nicht erfasst werden. Auch diese Fälle 
sollen hier im einzelnen dargelegt werden: 

1) Ein 53-jähriger Deutscher, im Interview am 5.9.00 
"keine Diagnose". Bei der ÄAU am 6.9.00 Alkohol und 
Drogen negiert. Psychisch "ruhig". Ab 27.10.00 (8. Haft­
woche) paranoid-halluzinatorische Symptomatik. Konsiliar­
psychiatrische Diagnose: "Wahn hafte Störung bei Belas­
tungssituation." 

2) Ein 64-jähriger Deutscher, im Interview am 5.9.00 
"keine Diagnose". Bei der ÄAU am 5.9.00 Alkohol "eine FI. 
Schnaps pro die", Drogen negiert. Psychisch "verwahrlost". 
CPD am 14.3.01 (7. Haftmonat) "Verdacht auf Korsakow 
Syndrom". 

3) Ein 30-jähriger Deutscher, gemäß DIA-X-Interview am 
17.9.00 "Major Depression, rezidivierend, schwer, ohne psy­
chotische Merkmale" mit Beginn im Alter von 18 Jahren, zu­
letzt in den letzten 2-4 Wochen", Cannabismissbrauch mit 
Beginn mit 20 Jahren, zuletzt in den letzten 2-4 Wochen, 
Kokainmissbrauch beginnend mit 25 Jahren, zuletzt in den 
letzten 2-4 Wochen. In der ÄAU am 18.9.00 Alkohol "eine 
halbe FI. Schnaps pro die", Drogen: "Kokain." Psychisch 
"auffällig". Am 26.9.: psychiatrisches Konsil "verbal aggres­
siv, Autoaggressionen, erregt, läppisch, unkonzentriert, an­
gedeutetes paranoides System, keine floride psychiatrische 
Symptomatik" . 

4) Ein 41-jähriger Deutscher, gemäß DIA-X am 11.9.00 
Opiatabhängigkeit mit Beginn mit 15 Jahren, zuletzt mit 26 
Jahren. In der ÄAu am 12.9.00 Alkohol "gelegentlich", Drogen 
"Alles". Psychisch "Verdacht auf Schizophrenie". Psychiatri­
sches Konsil am 14.9.00 "Verdacht auf Schizophrenie. 00. 
Halluzinose". 

In den Fällen zu 1 und 2 lässt sich die Diskrepanz darauf 
zurückführen, dass die psychotische Symptomatik mehrere 
Wochen nach Durchführung des Interviews aufgetreten bzw. 
manifest geworden ist. Im Fall 3 können die klinisch regis­
trierten Verhaltensauffälligkeiten Ausdruck einer Persönlich­
keitsstörung sein, die als solche vom Interview nicht erfasst 
wird, oder aber auf drogeninduzierte psychotische Störungen 
zurückgehen, die erst nach dem Interview zum Ausbruch ge­
kommen sind. Im Fall 4 bietet sich als plausible Erklärung ei­
ne Dissimulation an, die durch die besondere Art der Frage­
stellung im Interview provoziert worden ist. 

Die Formulierung der Fragen in den entsprechenden 
Abschnitten des Interviews lauten z.B.: "Haben Sie in den 
letzten 12 Monaten geglaubt, dass: andere Leute Sie verfol­
gen? /Ihnen nachspionieren? / jemand versuchte Sie zu 
verletzen ... vergiften? / jemand Ihre Gedanken hören konn­
te ... lhnen die Gedanken ... entzieht...wegnimmt?" Es ist mög­
lich, bei Menschen mit paranoider Symptomatik das ohnehin 
vorhandene Misstrauen zu steigern und eine paranoische 
Abwehr mit konsequenter Verleugnung bzw. Verneinung al­
ler verfänglichen Fragestellungen zu provozieren. 

Im Interview wurde bei insgesamt 43 Gefangenen die 
Diagnose "Major Depression" gestellt, und zwar in drei Fällen 
als Zweitdiagnose bei Gefangenen mit psychotischen Störun­
gen im Entzug. Diese Fälle sind daher in der Tab. 5 in der 
Spalte "psychotische Störungen aufgrund eines medizini­
schen Krankheitsfaktors" angeführt. Bei den übrigen 40 
Fällen ereignete sich die letzte depressive Episode bei 22 im 
Zeitraum innerhalb von 2-4 Wochen vor dem Interview; hier 
wurde lediglich bei dreien die Diagnose "Depression" in den 
GA gestellt, bei vieren äußerte sich offenbar die depressive 
Störung als psychosomatische Klagsamkeit, in einem Fall 
bestand ein "paranoides Syndrom", drei sind als Persönlich­
keitsstörungen in der GA geführt, bei elf Gefangenen finden 
sich in der GA keine Hinweise auf psychi(atri)sche Auffällig­
keiten. 

Von den 18 Gefangenen, bei denen die letzte depressive 
Episode länger als vier Wochen zurücklag, wurde in zwei 
Fällen die Diagnose "Depression" gestellt, in zwei Fällen wur­
den psychosomatische Beschwerden registriert, in 14 Fällen 
finden sich in der GA keine Hinweise auf psychi(atri)sche 
Auffälligkeiten. Als Ursachen dieser Diskrepanzen kann die 
Möglichkeit in Betracht gezogen werden, dass Gefangene ih­
re depressiven Beschwerden als selbstverständliche Folge 
der Haft betrachten und deswegen ärztliche Hilfe nicht in 
Anspruch genommen wird bzw. durch die Depression be­
dingte Hemmungen und Minderung der Initiative sie daran 
gehindert haben; ferner ist auch die Befragung durch den 
Anstaltsarzt üblicherweise nicht differenziert und intensiv ge­
nug, um verdeckte depressive Hintergründe aufzuspüren. 
Schließlich ist auch in Betracht zu ziehen, dass einige 
Gefangene eine gewisse Scheu haben, über eventuell vor­
handene psychische Beschwerden zu berichten, und dass 
ihre Fähigkeit zur Introspektion und zu differenzierten Äuße­
rungen mitunter gering ist. Schließlich werden Persönlich­
keitsstörungen vom Dia-X-Interview nicht erfasst, so dass 
möglicherweise eine damit einhergehende affektive bzw. de­
pressive Symptomatik der Diagnose "Major Depression" zu­
geordnet wurde. Insgesamt findet sich in der Haft in größe­
rem Umfang eine Situation wieder, die auch in der 
medizinischen Praxis in Freiheit bekannt ist, dass nämlich 
depressive Störungen bei Patienten der Allgemeinmedizin 
häufig als solche nicht erkannt und demzufolge einer psychiatri­
schen Behandlung nicht zugeführt werden (Ebel 2002). 

Im Interview ergaben sich zwei Fälle von bipolaren 
Störungen ohne (vorher) erkennbaren Hinweis in den Akten, 
möglicherweise weil beide nur kurze Zeit in Haft waren (elf 
bzw. 24 Tage). Interessanterweise geht aber aus den Gefan­
genenpersonalakten hervor, dass es sich bei einem von ih­
nen ("Bipolar I letzte Episode manisch") um einen 44-jähri­
gen Akademiker handelt, der zehnmal wegen Zechbetrug 
und zweimal wegen Beamtenbeleidigung strafrechtlich in Er­
scheinung getreten war; ein Legalverhalten, das durchaus 
mit manischen Episoden in Einklang gebracht werden kann. 

Die übrigen Diagnosen im Dia-X-Interview (affektive/ 
dysthyme/phobische/AngstiPanikiZwangs/dissoziative/post­
traumatische Belastungs/-Störungen) erscheinen nur fünf-



mal als einzige Diagnose und zwar in einem Fall als 
Panikstörung in Verbindung mit Drogenmissbrauch, der in 
der GA mit psychosomatischen Beschwerden registriert ist, 
in einem Fall mit Zwangsstörung, der in den GA als Persönlich­
keitsstörung erscheint, schließlich einmal als Angststörung, 
einmal als phobische Störung und einmal als Dysthymie, 
ohne dass in den GA psychi(atri)sche Auffälligkeiten ver­
zeichnet sind. In allen anderen Fällen handelt es sich um 
Mehrfachdiagnosen, die bei routinemäßigen ärztlichen Unter­
suchungen in der Haftanstalt gewöhnlich nicht erfasst wer­
den, es sei denn, dass sie als akute Symptomatik (z.8. bei 
Angst- oder Panikstörungen) auftreten. 

Unter den 65 Gefangenen, die keine psychi(atri)schen 
Auffälligkeiten in den GA aufwiesen, ergab das Dia-X-Inter­
view elfmal eine "Major Depression zuletzt in den letzten 2-4 
Wochen" (viermal in Verbindung mit Alkohol-, zweimal mit 
Drogenmissbrauch) und 14-mal eine "Major Depression vor 
längerer Zeif' (siebenmal in Verbindung mit Alkoholismus). 

Aus der vorliegenden Studie geht hervor, dass nach den 
GA rund 40% der Gefangenen der Stichprobe (N=108) psy­
chisch auffällig waren und ärztlich betreut wurden, nach dem 
Ergebnis des Dia-X-Interviews ist von einer Prävalenz psy­
chischer Störungen (Stichprobe N=107) von rund 74% aus-

ZfStrVo 6/03 329 

zugehen (Utling 2002) unter Ausschluss der Fälle von iso­
liertem Nikotinabusus, wobei Persönlichkeitsstörungen nicht 
erfasst worden sind. Sechzehn Gefangene wurden konsiliar­
psychiatrisch betreut. Die Gesamtzahl der psychiatrischen 
Interventionen betrug 58 bei einer Häufigkeit von ein bis acht 
Interventionen pro Gefangenen. 

Bei vier Gefangenen fanden stationäre Behandlungen 
(insgesamt 191 Tage) im Krankenhaus der Berliner Vollzugs­
anstalten statt, und zwar bei einem auf der chirurgischen 
Abteilung nach einem Erhängungsversuch (acht Tage), zwei 
Gefangene befanden sich auf der internistischen Abteilung 
wegen Verhaltensauffälligkeiten in Betreuung (vier bzw. zwölf 
Tage), zwei weitere wurden zuerst auf der internistischen (30 
bzw. 12 Tage), anschließend in der psychiatrischen Abteilung 
behandelt (56 bzw. 81 Tage). Von 15 Gefangenen, die bei der 
ÄAU und im Krankenblattverlauf als Selbstbeschädiger bzw. 
suizidgefährdet bezeichnet worden waren, begingen einer ei­
nen Suizidversuch durch Erhängen und drei Selbstbeschä­
digungen (einmal Schnittverletzungen am Unterarm, zweimal 
Schlagen mit dem Kopf gegen die Wand). Ein vollendeter 
Suizid durch Erhängen ereignete sich bei einem Gefange­
nen, der sowohl im Interview als auch bei der ÄAU und im 
weiteren Haftaufenthalt psychisch unauffällig geblieben war 
(Tabelle 9). 

Tab. 9: Einschätzung der Suizidalität nach den Eintragungen in den GPA und den GA in Beziehung zu den Diagnosen aus den 
GA und aus dem Interview. Bei jeder Instanz erfolgte die Einschätzung nach subjektiven Kriterien aufgrund beruflicher Erfahrung. 
A.: Alkoholismus in der aktuellen Anamnese.; A*) zuletzt vor mehr als 12 Monaten D.: Drogenmissbrauch/-abhängigkeit in der 
aktuellen Anamnese;. D*) zuletzt vor mehr als 12 Monaten. KD.: Keine Diagnose. 
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Diskussion 
Epidemiologische Untersuchungen in der Untersuchungs­

haft sind wegen der Fluktuation der zu untersuchenden 
Population besonders schwierig. Rein statistisch ist z.B. die 
Gefangenenpopulation der JVA Moabit 1999 4,34-mal, im 
Jahr 2000 4,38-mal umgewälzt worden. In England beträgt 
die Gefangenenpopulation in U-Haft zu jedem Zeitpunkt im 
Durchschnitt ein Viertel in der gesamten Gefängnispopula­
tion, wegen der häufigeren Umwälzung ist aber ihr Anteil im 
Längsschnitt wesentlich höher als die Strafgefangenenzahl 
(Gunn et al. 1991). Die überwiegende Mehrzahl der Gefan­
genen wird nach wenigen Tagen bis Wochen entlassen (in 
unserer Stichprobe 50% innerhalb von drei Monaten, vgl. 
Tab. 1), wohingegen andere Gefangene mehrere Monate 
oder gar mehr als ein Jahr hindurch in U-Haft verbleiben. Die 
Aufnahme- bzw. Entlassungsrate ist in den Herbst- und Win­
termonaten größer, und die Zusammenstellung der Gefange­
nenpopulation kann saisonbedingt variieren. Die Altersstruk­
tur der Gefangenenpopulation unterscheidet sich erheblich 
von derjenigen der Allgemeinbevölkerung. Gefangene, die in 
Haft psychisch krank werden, können u. U. entlassen bzw. 
verlegt werden, bevor eine exakte diagnostische Erfassung 
durch den Anstaltsarzt bzw. den Konsiliarpsychiater erfolgen 
kann. Die Zusammenstellung der Stichprobe kann außerdem 
von der Zustimmung der Gefangenen zur Teilnahme an der 
Untersuchung beeinflusst werden. So war unter den vier 
Untersuchungsgefangenen, die eine Teilnahme am For­
schungsprojekt abgelehnt hatten, bei einem die klinische 
Diagnose "Schizophrenie" und bei einem anderen "Verdacht 
auf Schizophrenie" gestellt worden. Bei kleinen Stichproben 
ist die Gefahr von statistischen Ungenauigkeiten auch bei 
geringer Ablehnungsquote nicht unerheblich. Weiterhin ist zu 
berücksichtigen, dass sowohl die klinische Untersuchung als 
auch das Interview durch mangelnde bzw. unzuverlässige 
Kooperation der Gefangenen verfälscht werden können. 
Dies scheint vor allem bei Drogen- bzw. Alkoholabhängigen 
der Fall zu sein. Unabhängig davon muss man sich bei der 
Auswertung von klinischen Daten aus Gesundheitsakten den 
Umstand vergegenwärtigen, dass Menschen in Haft eine an­
dere Beziehung zum behandelnden Arzt als in Freiheit ent­
wickeln, z.B. ü,b sie Vorteile oder Nachteile vom Anstaltsarzt 
erwarten, und ob sie sich größere Aufmerksamkeit und be­
sondere Vergünstigungen erhoffen, oder aber ob sie durch 
die Diagnose und Behandlung eine die Haftsituation zusätz­
lich belastende Stigmatisierung befürchten. Da in Haft keine 
freie Arztwahl möglich ist, ist das "Vertrauensverhältnis" zum 
Anstaltsarzt oft zwiespältig. All dies kann erheblich die 
Motivation zum Aufsuchen der Arztsprechstunde und die Art 
der Angaben über Vorgeschichte und Beschwerden beein­
flussen. Wie auch Maden et al. (1995) in ihrer umfangreichen 
Studie hervorgehoben haben, sind Krankenblätter aus Haft­
anstalten nur bedingt mit solchen aus klinischen Einrichtun­
gen in der Freiheit vergleichbar. Schließlich kann bei Erhe­
bungen durch Testverfahren der Erhebungsmodus (z.B. 
persönliche oder Fragebogenerhebung, Formulierung der 
Fragen) die Compliance und die Genauigkeit der Antworten 
beeinflussen; ferner kann die Teststruktur den diagnostischen 
Erfassungsbereich qualitativ bzw. quantitativ begrenzen. So 
sind z.B. im vorliegenden Forschungsprojekt durch das Dia­
X-Interview Persönlichkeitsstörungen nicht erfasst worden. 
Am Ursprung unseres Forschungsprojektes stand die Frage, 
wie ein einigermaßen zutreffendes Bild psychiatrischer Stö­
rungsbilder in der U-Haft gewonnen werden könnte. Die 
Untersuchung hat gezeigt, dass sowohl mit der Methode ei­
nes Testverfahrens als auch durch Auswertung der Kranken­
blätter Unvollständigkeiten und Ungenauigkeiten unaus-

weichlich sind. Das Interview liefert ein Querschnittsbild im 
Sinne von Prävalenz psychi(atri)scher Störungen, gleichzei­
tig aber auch ein individuelles anamnestisches Längsschnitt­
bild, die Auswertung der Akten dagegen ein dynamisches 
Bild, in welchem in der Zeitspanne der Erhebung klinische 
Diagnosen, Verhaltensauffälligkeiten von psychiatrischer 
Relevanz (z.B. Selbstbeschädigung und Suizid), Beanspru­
chung der psychiatrischen Dienste einfließen und Beziehun­
gen zur Haftsituation sichtbar gemacht werden können. 
Gemeinsame Fehlerquelle beider Methoden ist u. U. die un­
zuverlässige Kooperation der Untersuchten. In der Aktenaus­
wertung macht sich außerdem nachteilig bemerkbar, dass 
psychiatrische Diagnosen mitunter nicht gestellt werden, weil 
die Anamnese bislang nicht intensiv und differenziert genug 
erhoben wird; auch werden Diagnosen nicht nach ICD bzw. 
DSM codiert. Dennoch können sich Testverfahren und Akten­
auswertung auf wertvolle Weise ergänzen. 

Vergleich mit den Daten in der Literatur 
Obwohl wegen der unterschiedlichen örtlichen Begeben­

heiten und Erhebungsmethoden Daten aus der Literatur 
kaum miteinander verglichen werden können, trägt ihre Über­
sicht dazu bei, ein Bild der Situation der Psychiatrie in der 
U-Haft zu gewinnen. Jüngst wurden internationale Studien 
von Fazel et al. (2002) zusammengefasst. 

Von Coid (1984) sind elf Arbeiten aus Großbritannien (6) 
und den USA (5) der Jahre 1918-1980 über psychiatrische 
Erkrankungen in Haft referiert und tabellarisch zusammen­
gefasst worden. Psychosen (psychotic illness) würden da­
nach in der Gefangenenpopulation nicht häufiger als in der 
Bevölkerung in Freiheit vorkommen, desgleichen Neurosen 
(neurotic illness); dagegen ließe sich durch Testverfahren ei­
ne höhere Rate an neurotischen Störungen (neurotic symp­
toms) feststellen. Die Untersuchungen betreffen männliche 
und weibliche Straf- und U-Gefangene. Abgesehen davon, 
dass bei Untersuchungen in den USA eine nicht vergleich­
bare Zuordnung von Inhaftierten zur Kategorie Untersu­
chungshäftlinge erfolgte, kamen neue, mit höherer Reliabilität 
versehene Klassifikationssysteme nicht zur Anwendung. Von 
Harding u. Zimmermann (1989) sind 208 männliche erwach­
sene U-Häftlinge im Gefängnis von Genf ein erstes Mal in 
den ersten zehn Tagen und ein zweites Mal 60 Tage nach 
Inhaftierung auf psychiatrische Störungen (somatic Symp­
toms, anxiety and insomnia, social dysfunction, depression) 
mit einem strukturierten Interview unter Verwendung des 
General Health Questionnaire nach Goldberg (GHQ) unter­
sucht worden. Die Autoren stellen fest, dass die Gefangenen 
eine hohe Rate psychiatrisch relevanter Störungen aufwei­
sen. Depressionen seien dabei die häufigsten und schwer­
wiegendsten. Im Zeitverlauf (Zweite Untersuchung) ließ sich 
eine gewisse Abnahme feststellen, die auf eine Anpassung 
an die Haftbedingungen zurückgeführt wird. 

Maden et al. (1995) fanden bei einer umfangreichen Studie 
in britischen Gefängnissen zwischen August 1993 und Okto­
ber 1994 (verwendete Methode: u.a. strukturiertes Interview, 
CAGE Alkoholismusfragebogen), dass bei 66% der männli­
chen erwachsenen U-Gefangenen (Stichprobe 544 = 9,2% 
der gesamten Population männlicher erwachsener U-Gefan­
gener) mindestens eine psychiatrische Diagnose vorlag 
(Psychose 5,9%, Neurose 15,1%, Persönlichkeitsstörung 
9,9%, Substanzmissbrauch 28,1%, andere 6,8%). Diese 
Diagnosegruppen lassen sich nicht ohne weiteres mit denje­
nigen der vorliegenden Studie vergleichen. So werden unter 
Psychose Schizophrenie, wahnhafte und schizoaffektive 
(F 20-29) sowie bipolare Störungen (F 31), unter Neurose 



Depressionen (F 32-33), Angststörungen (F 40-41), post­
traumatische Belastungsstörungen (F 43.1) und Anpas­
sungsstörungen zusammengefasst, wobei 60% psychia­
trisch behandlungsbedürftig waren. Bei einer Untersuchung 
der Hälfte der LI-Häftlinge in Schottland 1993 durch die 
Psychiatrische Fakultät der Universität Edinburg fanden sich 
bei einer randomisierten Stichprobe von 389 Individuen (oh­
ne Angabe zu Geschlecht und Alter) 2% Psychosen (psy­
chotic illness), 73% Drogenmissbrauch (drug misuse) und 
40% depressive Störungen (Depression) (zit. nach Maden et 
al. 1995). 

In einer Pilotstudie an 31 randomisierten männlichen 
U-Häftlingen im Alter von 20-65 Jahren in den ersten sieben 
Tagen Haft im Gefängnis von Bristol (20% der Erstinhaftier­
ten) fanden Watt et al. (1994) in 26% psychiatrische 
Störungen (darunter 9% Psychosen, 13% Persönlichkeits­
störungen, 50% Substanzabusus). (Verwendete Verfahren 
GAGE-Fragebogen für Alkoholismus, Eysenck Persönlich­
keitsinventar, Brief Psychiatric Rating Scale und persönli­
ches Interview). 

In einem Bericht der britischen Gesundheitsbehörde über 
das Ergebnis einer Inspektion von 13 unausgelesenen Haft­
anstalten in England und Wales in der Zeit von September 
1997 bis August 1998 wird hervorgehoben, dass die psych­
iatrische Morbidität in den Gefängnissen mit einer Prävalenz 
von 75% ein wesentlich höheres Niveau als in der Allgemein­
bevölkerung aufweist. 

In "Psychiatry in Prisons" erklären Ghiswick und Dooley 
(1995), psychische Störungen seien in den zwei ersten 
Haftmonaten verbreitet, zwischen einem Drittel und der 
Hälfte der Gefangenen hätten eine Diagnose nach IGD-1 0, haupt­
sächlich Persönlichkeitsstörungen und Drogenmissbrauch. 
Eine hohe Rate psychotischer Störungen bestehe bei 
U-Gefangenen, die psychiatrisch begutachtet werden sollen. 
Bei Strafgefangenen sei die Prävalenz psychotischer Störun­
gen dagegen ähnlich wie bei der Allgemeinbevölkerung. 

Birmingham et al. (1996) untersuchten systematisch die 
vom 1. Oktober 1995 bis zum 30. April 1996 in das Gefängnis 
von Durham eingelieferten männlichen erwachsenen U­
Gefangenen - insgesamt 569 von 606 (semistrukturiertes 
Interview, Standardbogen für affektive Störungen und Schizo­
phrenie, GAGE-Fragebogen, 10-Test, Befragung des Gefäng­
nispersonals). Bei 148 (26%) bestanden ernsthafte psychi­
sche Störungen (4% Schizophrenie, 1% affektive Psychosen, 
4% nicht psychotische affektive Störungen, 6% Angststörun­
gen, 3% Anpassungsstörungen, 7% Persönlichkeitsstörun­
gen, 3% andere), weitere 22 wiesen solche nur in der 
Anamnese auf. Unter Einbeziehung von Störungen durch 
Drogenabhängigkeit bzw. -missbrauch erhöhte sich die An­
zahl auf 354 (62%). 

Brooke et al. (1996) fanden bei einer breit angelegten 
Untersuchung in 13 Gefängnissen für männliche Erwach­
sene und drei für männliche Jugendliche (insgesamt 750 
Gefangene; davon 544 Erwachsene, 206 Jugendliche) in 
England und Wales psychiatrische Störungen bei 496 
Inhaftierten. Die Hauptdiagnosen waren: Drogenmissbrauch 
(285 = 38%), Neurosen (135 = 18 %), Persönlichkeitsstörun­
gen (84 = 11 %), Anpassungsstörungen (57=8%), Psychosen 
(36=5%). 

In den Gefängnissen von Ghristchurch (Neuseeland) wur­
den bei 45 männlichen U-Gefangenen folgende Diagnosen 
gestellt (Lifetime Prävalenz): 12-mal Major Depression epi­
sodisch (27%), drei Bipolar I (7%) und eine Bipolar 11 (2%) 
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Störungen, zwei (4%) dysthyme Störungen, zwei (4%) Angst­
störungen, 30 (67 %) phobische Störungen, fünf (11%) 
Panikstörungen, sechs (13%) Störungen der Impulskontrolle, 
35 (78%) Alkoholabhängigkeit, 29 (64%) Abhängigkeit von 
nicht alkoholischen psychoaktiven Substanzen (Strukturier­
tes Interview GIDI-A) (Brinded et al. 1999). 

In einer weiteren umfangreichen Erhebung von Oktober 
bis November 1997 und Februar bis Juni 1998 haben 
Brinded et al. (2001) bei einer randomisierten Anzahl von 
Insassen aus allen Gefängnissen Neuseelands (insgesamt 
4.447 männlichen und 200 weiblichen) die Prävalenz von 
psychischen Störungen untersucht (strukturiertes Interview, 
soziale und psychiatrische Anamnese, GIDI-A, PDO 4+ 
Interview für Persönlichkeitstörungen u. Suizidalität). Bei 405 
von 540 männlichen Untersuchungshäftlingen (75%) konnte 
die gesamte Untersuchung durchgeführt werden. Dabei er­
gaben sich u.a. folgende Prävalenzraten: Schizophrenie und 
verwandte Störungen 3,4%, bipolar affektive Störung 1,0 %, 
Major Depression 10,7%, Posttraumatische Belastungs­
störung 9,5%. 

Arboleda-Florez et al. fanden bei 1.151 kanadischen 
U-Gefangenen in 56% psychiatrische Störungen (1 % Schi­
zophrenie, 3% Major Depression, 0,4% bipolare Störungen, 
1 % dysthyme Störungen, 31 % Alkoholismus, 8% Gannabis­
abusus, 1% Kokainabusus, 4% Politoxikomanie, 0,6% 
Panikstörungen) (zit. nach Brink et al. 2001). 

Blocher et al. (2001) untersuchten unter Anwendung des 
Beschwerdefragebogens SGL-90-R 239 (von 484) männli­
che Insassen der JVA Würzburg. Die Auswertung ergab ei­
nen annähernd dreifach erhöhten Gesamtwert psychischer 
Befindlichkeitsstörungen und eine deutliche Annäherung an 
die Kennziffern klinischer Gruppen von psychisch Kranken 
u.a.mit hohen Werten in den Faktoren Depressivität und pa­
ranoides Denken; 10,9% der Untersuchungspopulation hat­
ten stark bzw. sehr stark Gedanken, sich das Leben zu neh­
men. Untersuchungshäftlinge (N = 56) waren deutlich mehr 
mit Symptomen aus verschiedenen Bereichen belastet. 

Trotz begrenzter Vergleichbarkeit weisen dennoch alle 
diese Arbeiten darauf hin, dass unter U-Haftbedingungen in 
allen Erhebungsländern eine auffallend hohe Ouote von psy­
chi(atri)schen Störungen zu beobachten ist. Im Vordergrund 
stehen depressive Syndrome und Substanzmissbrauch. Die 
Frage, ob und inwieweit psychi(atri)sche Störungen durch 
die Haftsituation ausgelöst bzw. verursacht werden und/oder 
eine haftunabhängige individuelle psychi(atri)sche Patho­
logie darstellen, ihre Häufigkeit auf Auslesefaktoren aus der 
Bevölkerung zurückzuführen ist und sie lediglich in den 
Vollzug mitgenommen werden (Deprivation versus Importa­
tion), ist noch zu klären. Auf die Problematik von psychothe­
rapeutischen Interventionen bei U-Gefangenen kann hier 
nicht eingegangen werden. Interessante Ausführungen über 
Nutzen und Durchführbarkeit von differenzierten Behand­
lungsansätzen finden sich in den Arbeiten von Zech (1999) 
sowie von Pecher und Postpischil (2000). 

Das Thema Suizidalität in U-Haft wird an anderer Stelle 
ausführlich behandelt (Dahle et al. 2003 in Vorbereitung). Die 
Frage, ob und inwieweit Sicherheitsverfügungen als zusätz­
liche freiheitseinschränkende Maßnahmen Schwere und 
Häufigkeit von psychischen Beschwerden beeinflussen kön­
nen, ließ sich statistisch nicht befriedigend beantworten. 
Dazu sind persönliche Interviews besser geeignet. 

Zur Frage der Epidemiologie psychi(atri)scher Störungen 
bei U-Gefangenen lässt sich abschließend sagen, dass wei­
tere Untersuchungen an größeren Stichproben über längere 
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Zeit (mindestens ein Jahr) mit normierten Methoden erfor­
derlich sind, um exakte vergleichbare Daten und repräsenta­
tive Ergebnisse zu erzielen. Abgesehen von der Bedeutung 
solcher Forschungsprojekte für die Planung und die Struktu­
rierung psychiatrischer Dienste in den Haftanstalten sind sie 
von besonderer Relevanz für Untersuchungen über Zusam­
menhänge von psychi(atri)schen Störungen und Kriminalität 
sowie für Projekte der (Re)sozialisierung von Straffälligen. 
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Strafvollzug in den USA zu Be­
ginn des 21. Jahrhunderts 
Dieter Bindzus und Robin 0. Debie 

To put people behind walls and bars and to do little or no­
thing to change them is to win a battle but to lose a war. It is 
wrong. It is expensive. It is stupid. 

Former Chief Justice Warren E. Burger (1907-1995) 

I. Geschichtliche Entwicklung 
Das moderne amerikanische Strafvollzugssystem als Teil 

der Strafrechtspflege1) hat seinen Ursprung in Pennsylvania. 
Dort initiierten die Quäker unter Führung von Governor 
William Penn (1644-1718) das 'Great Law' von 1682 (Quaker 
criminal code), nach dem die Mehrzahl der schwerwiegen­
den Straftaten anstatt mit Todes- oder Körperstrafen durch 
Freiheitsentzug mit Zwangsarbeit (hard labour) in einer 
Besserungsanstalt (house of corrections) gesühnt werden 
sollte2). Bereits im Jahre 1787 kam es in Philadelphia zur 
Gründung der ersten Gefängnisgesellschaft (Philadelphia 
Society for Alleviating the Misseries of Public Prisons), die an 
den religiösen Grundsätzen der Quäker orientiert war3). Auf 
Initiative dieser Gesellschaft hin wurde 1790 ein Gesetz er­
lassen, das als Normalstrafe für verurteilte Kriminelle Frei­
heitsentzug mit Zwangsarbeit (imprisonment at hard labour) 
vorsah. Noch im gleichen Jahr wurde in dem bereits seit 
1776 bestehenden 'Walnut Street Jail' ein 'Penitentiary 
House' (Bußhaus) eingerichtet, in dem Schwerstkriminelle 
anstelle der an sich verwirkten Todesstrafe nunmehr bis zu 
lebenslange Freiheitsstrafen zu verbüßen hatten4). Dies war 
zugleich auch der Beginn des 'solitary system' (Pennsylva­
nisches System), dessen Hauptmerkmal strengste Einzelhaft 
ohne jede Arbeitsmöglichkeit war. Seine Vollzugswirklichkeit5) 

verkörpert das auf dem Cherry Hili in Philadelphia liegende 
'Eastern State Penitentiary' (1829), dessen sternförmiger 
Flügelbau ein in aller Welt nachgeahmtes Vorbild für Gefäng­
nisbauten wurde6). Die Ergebnisse dieses Vollzugssystems 
standen konträr zu dem, was sich die Quäker als Gründungs­
väter vorgestellt hatten: Die Zwangsbuße bei völliger Isola­
tion - daran konnten auch die späteren Erleichterungen wie 
Arbeit auf der Zelle nur wenig ändern - führte nicht zur er­
warteten inneren Umkehr und Besserung, sondern dahin, 
dass viele Strafgefangene in Geisteskrankheit verfielen oder 
als unverbesserliche Kriminelle in die Freiheit zurückkehr­
ten7). 

Obwohl später bei der Errichtung und Führung anderer 
Gefängnisse einiges aus dem 'solitary system' übernommen 
wurde, konnte es sich weder von der Philosophie noch von 
der Architektur her durchsetzen. Es verlor den Vorrang an 
das mit ihm konkurrierende 'silent system'8). Hier lag der Voll­
zugsschwerpunkt auf einem mit militärischer Härte (quasimi­
litary model) durchgesetztem Schweigegebot, bei dem ledig­
lich die Isolierung tagsüber durch gemeinsame Arbeit 
aufgehoben wurde9).10). Die Grundsätze dieses Vollzugssys­
tems waren in einem 1816 errichteten Gefängnis der Stadt 
Auburn (New York) entwickelt worden, die dem System auch 
seinen Namen gab (Auburnsches System). Während nach 
dem Modell dieser Strafanstalt in den Jahren von 1825 bis 
1869 insgesamt 29 weitere Strafanstalten entstanden, dien­
te das 'Eastern State Penitentiary' lediglich für zwei Strafan­
stalten in den Staaten New Jersey und Rhode Island als 
Vorbild 11 ). Eine Ursache für die allgemeine Bevorzugung des 
'silent system' ist sicherlich in der zwischenzeitlich aufge-



kommenen humanitären Kritik am 'solitary system' zu sehen, 
letztlich ausschlaggebend dürfte aber gewesen sein, dass 
sich das 'silent system' als wesentlich kostengünstiger er­
wiesen hatte12). Beide Systeme übten aber weltweit einen 
großen Einfluss auf die Entwicklung des Strafvollzugs aus. 
Ihre Ideen und Grundsätze waren es, die vor allem in Europa 
bis weit ins 20. Jahrhundert hinein beim Bau und der Verwal­
tung von Strafanstalten dominierten13). 

Dem Schuhmacher John Augustus (Boston 1784-1859) 
wird der Ursprung zweier Alternativen zum Freiheitsentzug 
zugeschrieben: 'probation' (Strafaussetzung zur Bewährung) 
und 'community based corrections', eine Art von Dienstleis­
tungsstrafe, bei der kurze Freiheitsstrafen durch zu leistende 
sozial nützliche Arbeiten ersetzt werden14). Fast zwei Jahr­
zehnte lang bewahrte John Augustus als Bürge neben 
Trunk-süchtigen und Prostituierten, insbesondere kriminell 
gewordene Jugendliche vor dem Gefängnis. In etwa 2.000 
Fällen verbürgte er sich dafür, dass die vor Gericht stehen­
den Straf-täter sich unter seiner Aufsicht in Zukunft straffrei 
halten würden. Zunächst nahmen er und seine Frau die 
Gestrauchelten bei sich selbst auf, später richtete er für sie 
ein "Haus der Zuflucht" (House of Refuge) ein15). 

Die vom 'National Congress of Penitentiary and Reforma­
tory Discipline' 1870 in Cincinnati mit 130 Delegierten abge­
haltene Konferenz, an der auch Vertreter 24 ausländischer 
Staaten teilnahmen 16), markierte den Anfang der 'National 
Prison Association'. Das dort in der 'Declaration of Principles' 
(37 Prinzipien)l7) beschlossene Vollzugskonzept stellt allein 
auf die Besserung der Strafgefangenen ab (reformatory con­
cept). Praktiziert wurde dieses erstmals von Zebuion Reed 
Brockway (1827-1920) in dem 1876 gegründeten 'Elmira 
State Reformatory' (New York)18J. Zwischen 1876 und 1913 
wurde dieses Vollzugskonzept in der einen oder anderen 
Form von siebzehn Staaten übernommen19). 1954 wurde die 
'National Prison Association' in die 'American Correctional 
Association' (ACA) umbenannt20). Die von ihr aufgestellten 
und später ständig modifizierten 'Correctional Standards' 
üben bis heute in den einzelnen Staaten einen entscheiden­
den Einfluss auf die Entwicklung des Strafvollzugs aus21 ). 

Das erste Viertel des 20. Jahrhunderts stellt sich auf dem 
Gebiet des Strafvollzugs und der Kriminologie als eine Zeit 
der intellektuellen und institutionellen Revolution dar die 
nicht zu Unrecht als Ära des Fortschritts und der Reform 
(progressive era) bezeichnet wird22). Gefordert wurde an 
Stelle des bisherigen repressiven, ein progressiver Strafvollzug, 
d.h. weg von dem brutalen und hin zu einem mehr an die 
allgemeine Gesellschaft angepassten Milieu in den Strafan­
stalten, bei dem Arbeit und Bildung den Schwerpunkt bilden 
sollten23). Im Mittelpunkt stand der individuelle Behandlungs­
vollzug, der sich in immer stärkerem Umfang einem 'medical 
model' annäherte. Kriminelles Verhalten wurde als Krankheit 
angesehen, die mit entsprechender Behandlung oder Medi­
kation zu therapieren sei24). Auf dieser Grundidee basieren 
auch Rechtsinstitute wie unbestimmte Strafen (indetermina­
te sentences), Strafaussetzung zur Bewährung (probation) 
und Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung (parole). 
Dem Sicherheitsbedenken der Öffentlichkeit trug man dabei 
mit der Einführung eines Klassifikationssystems Rechnung, 
das die Strafgefangenen im Vollzug in die bis heute allge­
mein geltenden Grade 'minimum, medium and maximum se­
curity' einstuft25i. 

Seit 1960 hat sich der amerikanische Strafvollzug zwar 
langsam, aber doch signifikant verändert. Schärfere Strafen, 
die Rechtschutzbewegung (inmates'legal rights) und der Nie­
dergang des 'medical model' (Martinson: nothing worked26l) 
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hat auf allen Ebenen mehr neue Probleme gebracht, als alte 
beseitigt. Der große Anstieg von Kriminalität und Gewalt, und 
der damit verbundene Anstieg der Strafgefangenenzahl wur­
de und wird von vielen Seiten auf die 'softness' des Strafvoll­
zugs zurückgeführt und hat den Ruf nach Rückkehr 'to get­
ting tough on crime' immer lauter werden lassen (punitive 
justice model)27). 

11. Kriminalsanktionen 

1. Freiheitsstrafen 

Wie in Deutschland kennt das amerikanische Strafrecht 
die bestimmte Freiheitsstrafe, (determinate sentence). An­
ders ist dort allerdings die Möglichkeit geregelt, die Strafdauer 
zu verkürzen. Grundsätzlich hat der Verurteilte in den USA 
bei der bestimmten Freiheitsstrafe die gesamte Strafdauer 
ohne die Möglichkeit der Aussetzung eines Strafrestes voll 
zu verbüßen28). Verkürzt werden kann die tatsächliche Straf­
dauer nur dadurch, dass im administrativen Wege 'good­
time'-Tage, die sich der Strafgefangene aufgrund guter 
Führung während der Strafhaft erworben hat, als verbüßte 
Tage von der verhängten Strafe abgezogen werden29J. Durch 
diese 'good-time credits', auch 'earned times' genannt, kann 
sich die tatsächlich zu verbüßende Strafe bis auf die Hälfte, 
in einigen wenigen Staaten sogar bis auf ein Drittel und dar­
unter vermindern30). Allerdings können erworbene 'good 
times' - nur die Staaten Minnesota und Ohio sowie das 
'Federal Bureau of Prisons' lassen das nicht zu - als Sanktion 
in einem Disziplinarverfahren auch wieder aberkannt wer­
den31 ). 

Anstelle der bestimmten Freiheitsstrafe (determinate sen­
tence) kennen die meisten Staaten nur die unbestimmte 
Freiheitsstrafe (indeterminate sentence). Bei dieser setzt der 
Richter nur eine Ober- und Untergrenze hinsichtlich der 
Dauer der zu verbüßenden Freiheitsstrafe fest. Innerhalb 
dieser Grenzen entscheidet dann später ein vom Gericht un­
abhängiges 'parole board' über eine vorzeitige Entlassung 
unter Bewährungsaufsicht32l . Von der unbestimmten Strafe 
verspricht man sich eine bessere Kontrolle der Gefangenen, 
einen stärkeren Anreiz zur Besserung aus eigenem Antrieb 
und nicht zuletzt auch eine bessere und genauere Feststel­
lung der Kriminalitätsneigung des einzelnen Rechtsbrechers 
durch geschultes und erfahrenes Vollzugspersonal als durch 
nur im Recht ausgebildete Richter33l. Die unbestimmte 
Freiheitsstrafe (indeterminate sentence) wurde in den meis­
ten Staaten in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts einge­
führt, dann aber ab den 60er Jahren wieder teilweise oder 
ganz durch bestimmte Strafen (determinate sentences) er­
setzt. Hauptargument hierfür war, dass die meist mit unqua­
lifizierten Laien besetzten 'parole boards' zu politisch orien­
tiert seien und dass es nicht Aufgabe der 'parole boards' sein 
kann, als Exekutive über das traditionell der Judikative vor­
behaltene Rechtsgut Freiheit zu entscheiden. 

Erhebliche Unterschiede zum deutschen Recht ergeben 
sich bei der Strafzumessung. Das amerikanische Strafrecht 
kennt abgesehen vom Bundesrecht (United States Code, 
Title 18 Crimes and Criminal Procedure) überwiegend keine 
Einzelstrafrahmen zu jedem Straftatbestand. Vielmehr teilt 
es die Straftatbestände zunächst nur einer der beiden Katego­
rien 'felonies' (Verbrechen) und 'misdemeanors' (Vergehen) 
zu, für die es dann mit Unterkategorien sehr weitgefasste 
Strafrahmen gibt. Danach ist beispielsweise in Texas der 
Raub als 'felony second degree' klassifiziert, der wie alle an­
deren Straftaten der gleichen Klassifizierung mit einer Frei­
heitsstrafe zwischen zwei und zwanzig Jahren zu ahnden 
ist35). Diese Strafzumessung hat in den USA zu so schwer-
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wiegenden Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten geführt, 
dass seit den 70er Jahren die Staaten durch Kommissionen 
(sentencing commisions) rechtsverbindliche Richtlinien für 
Strafmaßfeststellungen (sentencing guidelines) zu erlassen 
begannen36). Nach diesen werden für die einzelnen Straftat­
bestände die Durchschnitts-, Mindest- und Höchststrafdauer 
gesetzlich festgelegt (presumptive sentencing), die in der 
Regel ihrerseits von gesetzlich normierten strafmildernden 
bzw. strafschärfenden Umständen (mitigating/aggravating 
circumstances) abhängig sind37). Will das Gericht von diesen 
Richtlinien abweichen, muss es das ausdrücklich schriftlich 
begründen. Einige Richtlinien gehen sogar soweit, dass sie 
den Richtern in Tabellen (sentencing guidelines grids) je nach 
der Schwere der Straftaten und dem kriminellen Werdegang 
des Täters feste Strafen vorschreiben38). Nach Einführung 
der Richtlinien ist in den USA die Verhängung von 'probation' 
und anderen nicht freiheitsentziehenden Sanktionen erheb­
lich gesunken39). Noch einen Schritt weiter geht das 'manda­
tory sentencing', das von allen 50 Staaten in verschiedenen 
Formen eingeführt worden ist. Nach diesem sind die Richter 
verpflichtet, für gewisse schwerwiegende Delikte (Drogen­
und Gewaltdelikte mit Schusswaffen u.a.) und bei Gewohn­
heitstätern ('2 or 3 strikes', d.h. Straftäter mit einer oder zwei 
Vorverurteilungen wegen eines bestimmten Verbrechens) 
zeitlich festgelegte, bis zu lebenslänglich reichende Langzeit­
strafen zu verhängen, ohne das es die Möglichkeit der Straf­
aussetzung gibt40). 

Zum Umfang und zur Dauer der Freiheitsstrafen seien 
hier nur einige Zahlen erwähnt: Im Jahr 2000 wurden durch 
'state and federal courts' insgesamt 983.828 Personen we­
gen Verbrechen, d.h. Straftaten die mit Freiheitsentzug von 
mindestens einem Jahr bedroht sind (felony), verurteilt; da­
von erhielten 32% direkt Strafaussetzung zur Bewährung 
(straight probation)41). Fünf Jahre betrug die durchschnittlich 
verhängte StrafdauerfürTäter, die ihre Freiheitsstrafe in 'sta­
te prisons' zu verbüßen hatten, wobei erfahrungsgemäß 
tatsächlich nur etwa die Hälfte der Strafdauer zu verbüßen 
war42). 

2. Strafaussetzung zur Bewährung 

Strafaussetzung zur Bewährung (probation) basiert auf 
der Philosophie, dass es sich bei dem durchschnittlichen 
Straftäter um keinen gewalttätigen, gefährlichen Kriminellen 
handelt, aber es doch jemand ist, der zusätzlicher Aufsicht 
und Führung bedarf, damit er den an ihn von der Gesellschaft 
gestellten Anforderungen nachkommen kann43). 'Probation', 
die im amerikanischen Strafrecht als die am wenigsten ein­
schneidende Sanktion angesehen wird, ist ihrem Wesen 
nach eine Übereinkunft zwischen dem Gericht und dem 
Angeklagten: Erfüllt der Angeklagte die ihm vom Gericht ge­
machten Standardauflagen44) hinsichtlich seiner Lebensfüh­
rung (conditions of probation), wird das Gericht ihm die 
Verbüßung einer bestimmten verhängten Strafe - in der 
Regel ist das eine Freiheitsstrafe - erlassen; im Falle aber, 
dass die Auflagen verletzt werden, ist die verhängte Strafe zu 
verbüßen. Möglich ist auch, dass der Angeklagte direkt für ei­
ne bestimmte Zeit 'straight probation' erhält, d.h. dass erst im 
Falle ihres Widerrufs die Strafe verhängt wird, die durch das 
Gericht in einer besonderen Verhandlung über das Strafmaß 
(sentencing hearing) festgesetzt wird45). Die Bewährungsfrist 
beträgt - wie es auch der 'Federal Criminal Code' festlegt - in 
der Regel fünf Jahre bei Verbrechen (felony)46). In einigen 
Fällen gewährt das Gericht 'probation' nur dann, wenn der 
Angeklagte zuvor freiwillig eine bestimmte Zeit im '(Iocal) jail' 
zugebracht hat, eine Praxis, die 'split sentence' genannt wird47). 
Diese 'shock probation' wird häufig bei Ersttätern angewandt, 
um ihnen einen Eindruck vom 'taste of the bars' 

(Gefängnisleben) zu vermitteln, bevor die Strafe ausgesetzt 
wird (Erfolgsrate: um 70%48)). Durchgeführt wird die 'proba­
tion' durch das zuständige, vom Gericht unabhängige 'pro­
bation office', welches von einem 'chief probation officer' 
geleitet wird. Die verfassungsmäßigen Rechte des unter 'pro­
bation' Stehenden sind, besonders was das Recht auf Unver­
letzlichkeit der Wohnung sowie das Recht auf Vertraulichkeit 
betrifft, stark eingeschränkt49). Vor der Entscheidung über 
den Widerruf der 'probation' durch das Gericht, in einigen 
Fällen auch durch den 'probation officer', ist der Betroffene 
darüber in Kenntnis zu setzen und eine formale Verhandlung 
(formal hearing) durchzuführen50). 

In den USA gibt es etwa 1 .900 'probation agencies', von 
denen die Hälfte der Verwaltung der einzelnen Staaten und 
die Verbleibenden den Kreisen (counties) oder Städten un­
terstellt sind51 ). Die Zahl der Personen, die unter Bewährung 
stehen, ist ständig im Steigen: Am 31.12.2001 standen in 
den USA 3.932.751 Personen unter 'probation'52). Ein Grund 
für die häufige Anwendung der 'probation' sind die niedrigen 
Kosten von weniger als US $ 5,00 pro Tag und Person53). 
Erfolgsuntersuchungen haben ergeben, dass die 'probation' 
hinsichtlich des Rückfalls genau so effektiv wie andere straf­
rechtliche Sanktionen zu sein scheint54). 

3. 'Intermediate Sanctions' 

Alle zwischen der Strafaussetzung zur Bewährung (pro­
bation) und dem Freiheitsentzug liegenden Sanktionen ohne 
Freiheitsentzug werden systematisch als 'intermediate sanc­
tions' eingeordnet. Sie gelten im Vergleich zur Freiheitsstrafe 
als insgesamt weniger einschneidend, billiger und, was die 
Reduzierung des Rückfalls betrifft, erfolgreicher als der 
Freiheitsentzug. 

Gemeinnützige Arbeit 

Gemeinnützige Arbeit (community service) sind die vom 
verurteilten Straftäter zu erbringenden unbezahlten Arbeits­
leistungen für sein durch seine Straftat gezeigtes gesell­
schaftsschädigendes Verhalten. Diese können von Stra­
ßenreinigungsarbeiten, der Rasenpflege auf öffentlichen 
Grundstücken, Hausmeisterarbeiten in Kirchen oder Schu­
len, Anlegen von Parks und Spielplätzen, Reparaturarbeiten 
an öffentlichen Gebäuden bis hin zu freiwilligen Diensten in 
Krankenhäusern und Rehabilitationszentren reichen55). Trotz 

. steigender Akzeptanz wird diese Sanktion noch nicht ausrei­
chend genutzt, weil nur ein kleiner Teil der Gerichte bereit ist, 
sie regelmäßig zu verhängen. Wegen des großen Planungs­
und Personalaufwands scheitern aber auch viele Programme 
an ihrer Finanzierung56). 

Elektronischer Hausarrest 

Seit den frühen 60er Jahren wird die elektronische Über­
wachung (electronic monitoring) dazu benutzt, um mit Tele­
metriegeräten (telemetry devices), in Deutschland als "elek­
tronische Fußfessel" bzw. "elektronische Überwachung" erst 
als Pilotprojekt (erfolgreich) erprobt57), den jeweiligen Aufent­
haltsort eines verurteilten Straftäters zu überwachen. Heute 
verwenden alle Staaten in den USA diese stets mit Hausar­
rest verbundene Sanktion; insgesamt betrug die Anzahl der 
auf diese Weise überwachten Straftäter schon Anfang der 
90er Jahre über 70.00058). 'Electronic monitoring' ist für sich 
allein kein selbstständiges Programm, sondern lediglich ein 
Mittel, um die Sanktion des Hausarrestes effektiver zu ge­
stalten59). Hauptsächlich bei der Strafaussetzung zur Bewäh­
rung (probation) und der Aussetzung des Strafrestes zur 
Bewährung (parole) kann das 'electronic monitoring' zumin­
dest teilweise die persönliche Überwachung durch Bewäh-



rungshelfer (probation officer) erleichtern und verstärken60). 
Leider hat sich die Hoffnung bisher noch nicht erfüllt, dass 
das 'electronic monitoring' zur Verminderung der Überfüllung 
der Strafanstalten (overcrowding) beitragen kann61 ). Wie aus 
einer kalifornischen Untersuchung ergibt, spricht für die elek­
tronische Überwachung aber das Kostenargument. Dort wur­
den Anfang der 90er Jahre für einen Strafgefangenen im 
'state prison' jährlich US $ 21.800 aufgewandt, wogegen der 
entsprechende Betrag, der teilweise noch selbst vom verur­
teilten Straftäter aufzubringen war, für den elektronischen 
Hausarrest nur zwischen US $ 3.500-8.500 lag62). Unberück­
sichtigt bleibt hier allerdings, was sich letztlich auch gar nicht 
eindeutig feststellen lässt, ob der Straftäter ohne 'electronic 
monitoring' sofort zu einer kostenintensiveren Freiheitsstrafe 
verurteilt worden wäre, eine kostengünstige re Bewährungs­
strafe erhalten hätte oder ob der Strafgefangene an Stelle 
von 'parole' länger im Strafvollzug hätte bleiben müssen. Bei 
der Diskussion der Kostenfrage darf auch nicht der 'net wi­
dening' Effekt außer Betracht bleiben, d.h. dass das 'electro­
nic monitoring' für den Staat die Versuchung mit sich bringt, 
mehr Bürger als unbedingt notwendig, dieser strikten Über­
wachung zu unterstellen63). 

Boot Camp 

Die Ära der 'Boot Camps', die militärischen Ausbildungs­
lagern (military boot camps) nachgebildet sind, begann 1984 
in den Staaten Oklahoma und Georgia. Die 90-180 Tage 
dauernden erzieherischen Programme basieren auf strikter 
Disziplin, körperlichem Training und schwerer Arbeit, ge­
mischt mit Drill und sonstigen Aspekten militärischer Grund­
ausbildung. Von 1984 bis 1994 stieg in Georgia die Zahl der 
zur Verfügung stehenden Plätze von 250 auf 3.00064). Im 
gleichen Zeitraum richteten, hauptsächlich zur Entlastung ih­
rer überfüllten Strafanstalten, neben dem 'Federal Bureau of 
Prisons' 30 weitere Staaten 'Boot Camps' für erwachsene 
Straftäter ein. In der Regel ist der Teilnehmerkreis auf junge, 
nicht gewalttätige Täter beschränkt, die noch keine ausge­
bildete kriminelle Karriere hinter sich haben. Hauptziel der 
Programme ist es, bei den Straftätern positive Verhaltensän­
derungen zu bewirken. Genauer gesagt, will man die Gefan­
genen "fit" für das Arbeitsleben machen, sie dazu bringen, 
ihren Drogen- und Alkoholkonsum zu reduzieren, bessere 
Eltern zu werden und sie ganz allgemein dahingehend zu 
beeinflussen, sich aktiver am gesellschaftlichen Leben zu 
beteiligen. Nach erfolgreicher Absolvierung des Programms 
werden die Teilnehmer noch für eine gewisse Zeit unter 
Bewährungsaufsicht (probation) gestellt. Bei Misserfolg müs­
sen sie ihre volle Strafe in der Strafanstalt verbüßen oder 
werden - soweit noch nicht geschehen - von dem zuständi­
gen Gericht zu einer Freiheitsstrafe verurteilt65). 

Heute wird die Einrichtung der 'Boot Camps', die 1993 be­
reits über eine Kapazität von über 7.000 Plätzen verfügte66), 
in den USA sehr kontrovers diskutiert. Trotz allem bleiben die 
'Boot Camps' im Vergleich zu den geschlossenen Strafan­
stalten immer noch eine populäre Alternative, obwohl sie 
nach Erfolgsuntersuchungen keinen signifikanten Einfluss 
auf die Rückfallquote haben67). Ein durchaus positives Ergeb­
nis ist aber, dass sich die Teilnehmer dieser Programme ins­
gesamt nicht schlechter als Strafgefangene bewähren, die 
eine deutlich längere Zeit in den Strafanstalten eingesessen 
waren. Auch besteht die berechtigte Hoffnung, dass durch 
die 'Boot Camps' die Überbelegung der Strafanstalten redu­
ziert werden kann, um Platz für gewalttätige Straftäter zu ge­
winnen, für deren Resozialisierung ein längerer Aufenthalt in 
einer geschlossenen Strafanstalt unumgänglich ist. 
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Geldstrafe, Schadenswiedergutmachung und Einziehung 

Geldstrafen (fines)68) werden in den USA für alle Arten von 
Delikten verhängt. Nach Schätzungen werden jährlich durch 
die Vollstreckungsorgane der Gerichte mehr als eine Milliarde 
Dollar an Geldstrafen eingetrieben. Im Allgemeinen werden 
Geldstrafen weniger als alleinige Sanktion, sondern in Verbin­
dung mit Rechtsfolgen wie Strafaussetzung zur Bewährung 
(probation) und Freiheitsentzug verhängt. Die nach Tages­
sätzen verhängte Geldstrafe (day fine) nach deutschem und 
schwedischem Vorbild ist bisher nur in Arizona, Connecticut, 
lowa und Oregon probeweise eingeführt worden. Schadens­
wiedergutmachung (restitution) ist in vielen Staaten, zumeist 
als Bewährungsauflage im Rahmen der Strafaussetzung, in­
stitutionalisiert. Das Rechtsinstitut der Einziehung (forfeiture) 
gab es im amerikanischen Strafrecht bis in die 80er Jahre des 
letzten Jahrhunderts nicht, erst danach haben es der Kon­
gress und die meisten Bundesstaaten zur Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität und des organisierten Verbrechens 
eingeführt. 

4. Todesstrafe 

2001 gab es in 38 von 50 Staaten und im Zuständigkeits­
bereich des 'Federal Government' die Todesstrafe (death 
penalty)69). Obwohl die Debatte über die Todesstrafe in den 
USA immer stärker und kontroverser geführt wird, hält sie 
die Mehrzahl der Amerikaner - wenn auch abnehmend - für 
gerechFO). 1972 hat der 'Supreme Court' im Fall Furman v. 
Georgia71 ) die Frage verneint, dass die Todesstrafe gegen 
das verfassungsrechtliche Verbot (Amendment VIII to the 
Constitution of the USA) von grausamen und ungewöhnli­
chen Strafen (cruel and unusual punishment) verstößt. In 
zwei weiteren Entscheidungen wurde sogar die Hinrichtung 
von Jugendlichen über 16 Jahren sowie von geistig zurück­
gebliebenen, noch nicht geisteskranken Personen für ver­
fassungskonform erklärt72). 36 der 38 Staaten mit der Todes­
strafe benutzen als Hinrichtungsmethode die 'lethai injection' 
(tödliche Injektion); neun Staaten lassen die 'electrocution' 
(elektrischer Stuhl), vier Staaten 'lethai gas' (Gaskammer), 
drei Staaten 'hanging' (Erhängen am Galgen) und drei 
Staaten 'firing squad' (Erschießung) zu; 16 Staaten lassen 
mehr als eine Hinrichtungsart zu, über die in der Regel der 
zum Tode Verurteilte selbst die Wahl treffen kann73). 

Am Jahresende 2001 warteten in den Todeszellen der 
Strafanstalten von 37 Staaten und des 'Federal Government' 
insgesamt 3.581 zum Tode Verurteilte (118 Ausländer aus 38 
Ländern74)), darunter 51 Frauen, auf ihre Hinrichtung, wobei 
55% der Verurteilten weißer und 43% schwarzer Hautfarbe 
waren75). Von 1930 - 2001 wurden in den USA4.616 Perso­
nen, davon 749 seit 1977, hingerichteF6). Im Jahre 2002 be­
trug die Zahl der Hinrichtungen - alle wurden mittels 'lethai in­
jection' durchgeführt - 71 (darunter zwei Frauen), insgesamt 
gab es fünf Hinrichtungen mehr als 200177). 

111. System und Organisation des Strafvoll­
zugs 

1. Vollzugsziel 

Theoretisch hatten die USA bereits zu Beginn des 20. 
.Iahrhunderts - der Weg zur tatsächlichen Verwirklichung war 
allerdings noch weit - die meisten Aspekte eines modernen 
Strafvollzugs in Ansätzen realisiert. Körper- und Todesstrafen 
als Mittel der Vergeltung und Sühne (retribution) waren weit­
gehend durch den Freiheitsentzug (incarceration) abgelöst 
worden, dessen Sinn und Zweck es auch war, die abgeur-
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teilten Rechtsbrecher unter professioneller leitung einem 
Prozess der Besserung und Resozialisierung (process of re­
form and rehabilitation) zu unterziehen, ohne sie zu erniedri­
gen oder auszubeuten (not be degraded or exploited)18). 
Trotz dieser allgemein positiven Entwicklung lässt sich in den 
einzelnen Staaten bis heute kein klares, einheitliches Voll· 
zugsziel ausmachen. Wenn überhaupt, werden dort die Voll· 
zugsziele in unterschiedlicher Bedeutung und Wertung unter 
einem Sammelsurium von Begriffen wie Abschreckung (de­
terrence). Resozialisierung (rehabilitation), Schutz der Ge­
sellschaft (societal protection), WiedereinglIederung (reinte­
gration), gerechte Vergeltung (just-deserts justice, retribution) 
und Strafe (punishment) abgehandelt79). Einig ist man sich 
aber darüber, dass der Kempunkt der Bestrafung für schwer­
wiegendere Delikte im Entzug der Freiheit liegt, wobei dieser 
selbst aber keine zusätzliche Bestrafung tür den Straftäter 
mit sich bringen sol 180). Weniger Übereinstimmung besteht darü­
ber, was innerhalb der Mauern der Strafanstalt mit den Straf­
gefangenen zu geschehen hat. Die meisten Staaten versu­
chen über den bloßen Freiheitsentzug hinaus, in stärkerem 
oder schwächerem Umfang auch etwas für die Besserung 
und Resozialisierung der Strafgefangenen zu tun. Dabei ha­
ben sich die Mittel der Meditation, Arbeit und Erziehung als 
so wenig effektiv erwiesen, dass immer mehr Kritiker fordern, 
Strafanstalten sollten in allererster linie der Bestrafung und 
nicht Besserungs- und Resozialisierungsbemühungen die­
nen. Übersehen wird dabei allerdings die Tatsache, dass die 
überwiegende Mehrheit der Strafgefangenen eines Tages in 
die Gesellschaft zurückkehrt und dass die Strafanstalten zu­
mindest auch die Verpflichtung haben, die Strafgefangenen 
auf die Entlassung in die Gesellschaft vorzubereiten'l1l. 

Drei Modelle von Strafanstalten bestimmen bis heute in 
verschiedenen Varianten stärker oder schwächer die 
Vollzugswirklichkeit in den USA: 
1, Das 'custodial model' (Verwahrvollzugsmodell) basiert 

auf der Annahme, dass Strafgefangene aus Gründen der 
Rückfallsverhinderung (incapacitation), Abschreckung 
(deterrence) und der Vergeltung (retribution) inhaftiert 
sind; 

2. das 'rehabilitation model' (Resozialisierungsmodell), auch 
'medical modeI' genannt, geht von der Idealvorstellung ei­
ner individuellen Behandlung mit dem Ziel aus, das kri­
minelle oder asoziale Verhalten der Strafgefangenen zu 
ändern. Dieses Modell eriangte Bedeutung während der 
50er Jahre und erfreute sich weitgestreuter Popularität, 
bis sich seine allgemeine Akzeptanz in den 70er und 
80er Jahren des 20. Jahrhunderts wieder zu verlieren be­
gann; 

3. das '.ai,,,to,r..,.,,1rinn model' (Wiedereingliederungsmodell) 
sieht in der Strafanstalt einen "Trainingsplatz" für den 
Strafgefangenen, um ihn auf seine zukünftige Existenz in 
der freien Gemeinschaft vorzubereite(82), 

2. Rechtssteflung des Strafgefangenen 

Zeit besaßen die Strafgefangenen in den USA ver· 
gleichsweise wenige Rechte, da die Gerichte nicht gewillt 
waren, sich in die inneren Angelegenheiten des Strafvollzugs 
einzumischen ('hands-off' doctrine)83). Der Strafgefangene 
war - wie der Supreme Court von West Virginia 1871 fest­
stellte - während seiner Inhaftierung Sklave des Staates und 
zivilrechtlieh tot (civiliter mortuus)84l, d.h. er konnte u.a. we­
der Verträge schließen, Ober sein Eigentum ein öf­
fentliches Amt oder sein Elternrecht wahrnehmen, noch hei­
raten' die Ehefrauen der Strafgefangenen besaßen den 
Witw~nstatus, konnten also erneut heiraten, so als ob ihre in­
haftierten Ehemänner verstorben seien. Bis heute schließen 
der Bund und einige Staaten Strafgefangene Qe~;etzlich 

deral und state statutes) von normalerweise den Bürgern Zl 

stehenden Rechten, u.a. wie Wahlrecht, öffentlichen Ämter 
und der Teilnahme als Geschworener in einer Jury, au 
(collateral consequences of a criminal conviction)B5). 

Erst während der 40er Jahre des vergangenen Jahrhur 
derts begannen die Gerichte anzuerkennen, dass auch Stra 
gefangene ihre zivilen Rechte weitgehend behalten (pris( 
ners rights) und diese auch gerichtlich geltend mache 
können86). Die Rechte der Gefangenen ergeben sich au 
verschiedenen Rechtsque!!en, basieren aber vorwiegend a\ 
den in den Anhängen zur amerikanischen Verfassung ve 
brieften justiziellen Grundrechten {vgl. Amendments I, IV, , 
VI, VIII, XIV to the Constitution of the United States ( 
America) sowie der Section 1983 des Civil Rights Act vo 
1871 87). Von der Möglichkeit, ihre verfassungsmäßig ve 
bürgten Rechte auch gerichtlich geltend zu machen, habe 
die Strafgefangenen in den vergangenen Jahrzehnten in e 
nem solchen Maße Gebrauch gemacht, dass der unglaubl 
ehe Anstieg der Klagen von Strafgefangenen gegen di 
öffentliche Hand als "Explosion von Rechtsstreitigkeiten dE 
Strafgefangenen" (inmate litigation explosion) bezeiehm 
wird88l; 1977 gingen 34.383 'federal und state prisoners' m 
Klageanträgen (petitions) vor 'U.S. District Courts'; 1995 bE 
trug die entsprechende Zahl bereits 118.14989). Diese Zal 
verringerte sich dann aber wieder infolge des 'Priso 
litigation Reform Act (PlRA)' bis 2002 auf nur 55.295; dE 
Grund lag nicht zuletzt in der Einführung von Gebühren, ur 
der Flut der Klageanträge Herr zu werden90l. 

3. Strafvollzugsanstalten 

Prisons 

'Prisons' - sie unterscheiden sich erheblich nach Größ 
und Aufnahmekapazität - sind Strafanstalten der einzelne 
Staaten in denen Freiheitsstrafen über ei 
Jahr und Todesstrafen vollstreckt werden. Sie tragen aue 
Bezeichnungen wie , 'correctional institution: 
oder 'reformatories' wobei der Unterschied oft nur im Name 
liegt. 'Federa! prisons' (Bundesstrafanstalten) unterstehe 
dem 'Federal Bureau of Washington D.C.', einE 
Abteilung des 'U.S. Department of Justice'. Sie dienen Zl 
Aufnahme von Strafgefangenen, die von 'Federel Court: 
wegen Verletzung bundesrechtlicher Strafvorschriften zu Fre 
heitsstrafen von mehr als einem Jahr verurteilt wurden. 

Nach der letzten im Jahre 1997 veröffentlichten Statist! 
des 'U.S. Departement of Justice' gab es im Jahre 199 
1.375 'state prisons' und 125 'federal prtsons' mit einer Aufnat 
mekapazität von 909.908 bzw. 65.811 Haftplätzen, die z 
103% bzw. 124% überbelegtwaren91 ). Von diesen 
1.500 Strafanstalten hatten 854 eine Kapazität von untE 
500, 286 eine Kapazität von 500-999, 306 eine Kapazität va 
1.000-2.499 und 54 eine Kapazität von über 2.500 Strafge 
fangenen92). Diese Strafanstalten sind nach ihrem Siehe: 
heitsgrad und SicherheitsbedOrtnis in 'maximum security pr 
sons' (1995: 298 Anstalten mit aller klassifizierte 
Strafgefangenen), 'medium security prisons' (1995: 46 
Anstalten mit 42,2'%, aller klassifizierten Strafgefangener 
oder 'minimum security prisons' (1995: 739 Anstalten m 
37,3% aller klassifizierten Strafgefangenen) unterteilt93l. 

Die oft Festungen gleichenden 'maximum security pr 
sons' allgemein bekannt sind u.a. Namen wie Alcatraz, Sin 
Sing, Folsom, Attica, San Quentin - verfügen Ober umfan~ 
reiche Sicherungs- und Überwachungseinrichtungen wie u.~ 
doppelt gesicherte elektrische Zäune, hohe Mauem und Wad 
türme mit bewaffnetem Personal. Die in den 'maximum SE 

curity prisons' einsitzenden Strafgefangenen, bei denen e 



sich in aller Regel um gewalttätige, fluchtgefährdete Straf­
täter handelt, sind meist in mit Metallgittern verschlossenen 
Zellen untergebracht, die jeweils über eigene sanitäre 
Einrichtungen verfügen. Für die hochgefährlichen Strafge­
fangenen des 'Federal Bureau of Prisons' wurden unter dem 
Namen 'U.S. Penitentiaries' besondere 'super-maximum pri­
sons' eingerichtet. Das bekannteste, berühmt berüchtigte, 
1963 geschlossene 'U.S. Penitentiary, Alcatraz Island'94) fand 
in dem 1994 eröffneten 'U.S. Penitentiary, Administrative 
Maximum Security Complex, Florence/Colorado' (484 Haft­
plätze) einen "würdigen" Nachfolger. Diese auch 'New Alca­
traz' genannte Hochsicherheitsanstalt verfügt über einen Sicher­
heitsstandard, der in den USA seinesgleichen sucht95). Das 
demonstrieren unter anderem mehr als 1.400 computerge­
steuerte elektronische Türen, die sich bei einem Ausbruchs­
versuch alle zugleich automatisch schließen lassen. Hier 
werden die nach Meinung der amerikanischen Strafvollzugs­
behörden gefährlichsten Strafgefangenen in strengster Ein­
zelhaft gehalten, bei der ihnen nur an fünf Tagen der Woche 
für eine Stunde etwas mehr Bewegungsmöglichkeit in einem 
dafür vorgesehenen besonderem Raum gewährt wird. Die 
Wände der Zellen sind so schalldicht isoliert, dass zwischen 
den Gefangenen auch keine Verständigung durch Klopfzei­
chen möglich ist. Hauptziel des Vollzugs ist hier allein die si­
chere Verwahrung, Resozialisierung ist dabei allenfalls ein 
wünschenswerter Nebeneffekt96). 

Auch die 'medium security prisons' haben umfangreiche 
Überwachungseinrichtungen nach außen, gewähren aber im 
inneren Bereich für die Strafgefangenen mehr Bewegungs­
freiheit. Der Vollzugsschwerpunkt liegt hier mehr auf einem 
abgestuften Zugang zu Resozialisierungs- und Rehabilitati­
onsprogrammen, wobei den Strafgefangenen weitergehen­
de Privilegien gewährt werden können. In den 'minimum 
security prisons' liegt das Vollzugsziel stärker auf der gesell­
schaftlichen Wiedereingliederung nicht gewalttätiger Straftä­
ter mit einem nur geringfügigen Fluchtpotential. Äußere Siche­
rungseinrichtungen sind hier in der Regel nur einfache 
Maschendrahtzäune, die Bekleidungsvorschriften sind locke­
rer und es besteht die Möglichkeit des unüberwachten Frei­
gangs zur Arbeit und zu Bildungsmaßnahmen (furlough). 
Diesen Einrichtungen, die im Süden und Westen oft in Form 
von land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben organisiert 
sind, wird in der Öffentlichkeit oft zum Vorwurf gemacht, dass 
sie mehr 'Country Clubs' als Strafanstalten gleichen. 

In den USA gibt es seit den 70er Jahren - überwiegend im 
'federal system' - auch gemeinsame Strafanstalten für männ­
liche und weibliche Strafgefangene (coed prisons or co­
correctional institutions), deren Zahl bis 1990 auf 35 ange­
wachsen war. Bis auf die nach Geschlechtern getrennte 
Unterbringung bei Nacht werden hier alle Einrichtungen und 
Programme zwischen Männern und Frauen geteilt, was den 
Frauen vor allem im Ausbildungsbereich bessere Möglich­
keiten bietet97). Vorteil dieses Anstaltstyps ist, dass durch die 
möglichen heterosexuellen Kontakte eine bessere Atmo­
sphäre geschaffen wird; von Nachteil sind allerdings kaum zu 
unterbindende unerlaubte heterosexuelle Beziehungen und 
vermehrte disziplinarische Probleme98). 

Die Überfüllung der staatlich betriebenen Strafanstalten 
und finanzielle Probleme haben in vielen Staaten die Einrich­
tung von ganz oder teilweise privatbetriebenen Strafanstalten 
beschleunigt. 1986 eröffnete in Marion/Kentucky die erste 
privatbetriebene Strafanstalt (private prison) der Sicherheits­
stufe 'minimum security' mit einer Kapazität von 370 Haftplät­
zen. Im .Iahre 1991 gab es bereits 44 'private prisons' mit ei­
ner Aufnahmekapazität für 13.400 Strafgefangene99l • 2002 
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unterhielten 30 Staaten, der 'District of Columbia' und das 
'Federal Bureau of Prisons', wenn auch mit stark rückläufiger 
Tendenz, privat betriebene Vollzugseinrichtungen (meist mit 
dem Sicherheitsgrad 'minimum security') für insgesamt 
86.626 Strafgefangene (6,1% aller Strafgefangenen)100). 
Befürworter der privatbetriebenen Strafanstalten behaupten, 
dass diese bessere Dienstleistungen zu billigeren Preisen 
zur Verfügung stellen können, eine Behauptung, die die Ergeb­
nisse teilweise zu rechtfertigen scheinen101). 

Jails 

'Jails', die von Kreisen (counties) und Stadtbezirken (mu­
nicipalities), in geringem Umfang auch vom 'Federal Bureau 
of Prisons' unterhalten werden, dienen vorwiegend zur Auf­
nahme von Untersuchungsgefangenen und Strafgefangenen 
mit Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr. Wenn die Aufnahme­
kapazität der 'state und federal prisons' erSChöpft ist, werden 
in ihnen auch Strafgefangene mit höheren Freiheitsstrafen 
untergebracht. 1999 gab es in den USA 3.365 'state jails' und 
elf 'federal jails' mit einer Kapazität von 652.321 bzw. 8.040 
Haftplätzen, die zu 93% bzw. 139 % belegt waren; 76 'jails' 
mit einer Kapazität von über 1.000 Haftplätzen standen da­
bei 1.874 'jails' mit weniger als 50 Haftplätzen gegenüber102). 

Stichwortartig seien hier einige generalisierende Unter­
schiede zwischen 'prisons' und 'jails' genannt, die - von Aus­
nahmen abgesehen - einen negativen Einfluss auf die Quali­
tät des Vollzugs haben: 
1. Unterschiedlichkeit der Klientel (u.a. Untersuchungsge­

fangene, auf ihren Transfer in Jugendanstalten warten­
den Jugendliche, wegen Trunkenheit oder Verkehrsdelik­
ten Kurzzeitbestrafte, in psychiatrische Anstalten zu 
überführende Geisteskranke und wegen Überfüllung der 
'prisons' auf ihre Überführung wartende, verurteilte Schwer­
kriminelle); 

2. Fehlen von berufsfördernden Maßnahmen, Arbeitsmög­
lichkeiten, psychologischer Betreuung und Therapie; 

3. wenig, gar nicht oder schlecht ausgebildetes und bezahl­
tes Personal; 

4. keine Klassifizierung der Insassen (inmates) nach Sicher­
heitserfordernissen und Mangel an elektronischen Siche­
rungseinrichtungen; 

5. hohe Fluktuation der Insassen und ein damit verbunde­
nes unberechenbares Anstaltsklima: 

6. schlechte Gesundheitsfürsorge, die schon häufig Anlass 
zu gerichtlichem Einschreiten (court order) gegeben 
hatlOS). 

4. Vollzugspersonal 

Ähnlich wie in Deutschland werden die amerikanischen 
Strafanstalten überwiegend alleinverantwortlich von einem 
Anstaltsleiter (warden bzw. superintendent) geleitet. Unter­
stützt wird dieser in der Regel von vier Stellvertretern (depu­
ty wardens: management, custody, programs, industry and 
agriculture), dem Verwaltungsstab (administrative/clerical), 
dem allgemeinen Vollzugsdienst (custodial staff: inmate se­
curity, movement and discipline) und Spezialisten aus ver­
schiedenen Berufsgruppen (professional staft: educational, 
technical, maintenance, food service u.a.), die zur Aufrecht­
erhaltung des täglichen Anstaltsbetriebs erforderlich sind104). 

Die Einstellungsvoraussetzungen in den Vollzugsdienst der 
Staaten sind überall ähnlich. Für die Einstellung muss der 
Bewerber meist eine Kombination der folgenden Kriterien er­
füllen: 18-21 Jahre alt, 'high-school' -Abschluss, keine Vorstra­
fen wegen Verbrechen (felony), Wohnsitz im entsprechenden 
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Staat, US-Staatsangehörigkeit, körperliche und geistige ~ig­
nung, zwei Jahre allgemeine Berufserfahrung oder weIter­
führende Schulbildung und Führerschein105l. 

1995 gab es in den 'state und federal prisons' insgesamt 
347.320 Beschäftigte (administrative/clerical: 36892, custo­
dial staff: 220.892, professional staft: 79916)106). Der Perso­
nalschlüssel (in-mate-to-employee ratio) betrug 2,95:1, bei 
einem Frauenanteil von 29%. Der gruppenspezifische Perso­
nalschlüssel hängt in den USA im Einzelnen vom Vollzugs­
ziel oder genauer davon ab, welchem Rang der einzelne 
Staat der sicheren Verwahrung (custody) bzw. der Resoziali­
sierung (rehablitation) einräumt. Für das gesamte amerika­
nische Justizwesen waren 1999 fast 2,2 Mio Personen tätig 
(federaI8,7%; stale 32,2%; loca159, 1 %), davon waren 716.573 
im Bereich der 'corrections' tätig (federal 4,3%; state 63,7%; 
loeal 31,9%)107). Im Jahr 2000 betrug das durchschnittliche 
jährliche Einkommen der amerikanischen Vollzugsbediens­
teten (correctional officers) US $ 31.170; wobei die unteren 
10% etwa US $ 20.000, die oberen 10% etwas über US 
$ 49.000 verdienten108). Das durchschnittliche Anfangsgehalt 
im Strafvollzugsdienst hat sich von 1993-1997 von US 
$18.374 auf 20.888 erhöht109l. 

5. Strafgefangene 

Entwicklung der Gefangenenpopulation 

Nach Aussagen mancher Fachleute des Strafvollzugs ist 
Amerika zugleich "ein Land der Freien als auch der Strafge­
fangenen", weil kein anderes zivilisiertes Land der Erde ei­
nen höheren Prozentsatz seiner Bevölkerung in staatlichem 
Gewahrsam hältl1Ol. Im Jahre 1925 betrug die Anzahl der 
Strafgefangenen in den 'federal and state prisons' (ohne 
Inhaftierte in den 'Iocal jails') nur 91.669 (Gefangenenziffer 
pro 100.000 Einwohner: 79111)}, wobei die Gefangenenziffer 
mit 111 bis Mitte der 70er Jahre relativ konstant blieb112). 
Danach begannen die absoluten Gefangenenzahlen zu "ex­
plodieren": Ab 1975 verdoppelte sich in den nächsten zehn 
Jahren die Zahl der Strafgefangenen von 240.593 auf über 
480.000, bis 1992 hatte sich die Gefangenenzahl mit 846.277 
wiederum fast verdoppelt (Gefangenenziffer: 332113l). Im 
Jahre 2002 überschritt die Anzahl der Strafgefangenen in­
klusive der Inhaftierten in den 'Ioeal jails' mit 2.019.234 (pri­
sons: 1.348.986, jails: 665.475, District of Columbia: 4773) 
erstmals die zwei Millionengrenze (Gefangenenziffer der 
Gesamtgruppe: 702), darunter waren 6,7% Frauen114). Bezo­
gen auf die Gesamtbevölkerung wurden Männer 15 mal 
mehr als Frauen in 'state oder federal prisons' inhaftiert (Gefange­
nenziffer Männer: 902, Frauen: 60)115). Auffällig hoch ist, wie 
ein Vergleich ergibt, die Gefangenenziffer der männlichen 
Minderheitengruppen: Während die weißen Amerikaner 
(whites) eine Gefangenenziffer von 649 haben, beträgt diese 
bei den Afro-Amerikanern (blacks) 4.810 und bei den His­
pano-Amerikanern (hispanics) 1.740; in absoluten Zahlen 
stehen 630.700 weiße Amerikaner 818.900 Afro-Amerikanem 
bzw. 342.500 Hispano-Amerikanern gegenüberl16). Von der 
männlichen Bevölkerungsgruppe der Afro-Amerikanern im 
Alter zwischen 25 und 29 Jahren waren 12,9% inhaftiert, 
während der entsprechende Prozentsatz bei den Hispano­
Amerika-nern nur bei 4,3% und der der weißen Amerikaner 
bei 1,6% lag117). 

Den Grund für den raschen Anstieg der Gefangenenpo­
pulation in den letzten Jahrzehnten sieht man in den USA 
nicht in einem allgemeinen Ansteigen der Kriminalität, son­
dern in erster Linie darin, dass die Gesetzgebung, wie oben 
bereits geschildert, aus politischen Gründen zu längeren.be­
stimmten Strafen (determinate and mandatory sentenclng) 
übergegangen ist. Das hat dazu geführt, dass signifikant 

mehr Strafgefangene in die Strafanstalten aufgenommen als 
entlassen wurden. Als Ursache wird auch der verloren ge­
gangene Glaube an die Wirksamkeit des 'rehabilitation mo­
dels' angesehen118). Im Jahre 2000 waren von den in den 
'state bzw. federal prisons' 1.206.400 bzw. 129.329 einsitzen­
den Strafgefangenen 48,8% bzw. 10% wegen Gewaltstraftaten 
(violent offenses119», 19,8 bzw. 7,6% wegen Eigentumsdelik­
ten (property offenses120», 20,8% zw. 56,8% wegen Drogen­
delikten (drug offenses121), 10,3% bzw. 24,6% wegen Straf­
taten gegen die öffentliche Ordnung (public-order offenses) 
und 0,3% bzw. 1% wegen anderer Delikte inhaftiert1221. 

Frauen 

Bis heute sind die weiblichen Strafgefangenen im Straf­
vollzug so unterrepräsentiert, dass man ihnen das Label 'the 
forgotten offenders' gegeben hat. Im Jahre 2000 waren von 
den 76.400 weiblichen Strafgefangenen in den 'state prisons' 
31 ,4% wegen Gewaltstraftaten (violent offenses ), 25,1% we­
gen Eigentumsdelikten (property offenses), 32,3% wegen 
Drogendelikten (drug offenses), 10,7% wegen Straftaten ge­
gen die öffentliche Ordnung (public-order offenses) und 0,5% 
wegen anderer Delikte inhaftiert123J. Seit 1995 lag die jährli: 
che Wachstumsrate bei den weiblichen Strafgefangenen bel 
5,4%, dagegen bei den männlichen Strafgefangenen nur bei 
3,6%. Die Afro-Amerikanerinnen haben eine signifikant 
höhere Gefangenenziffer als die weißen Amerikanerinnen; in 
der Gruppe der 30 bis 34-jährigen betrug die entsprechende 
Gefangenenziffer 1024 gegenüber 213, war also fast fünf 
mal so hoch124). Die Strafanstalten für Frauen, die sehr häu­
fig im Pavillonstil (cottage architectural style) gebaut sind, ha­
ben sich bis heute noch nicht vom "Erbe" der frühen 'refor­
matories' befreien können. Immer noch hält sich zäh die Vor­
stellung, dass man weiblichen Strafgefangenen vor allem 
hausfrauliehe Fähigkeiten vermitteln sollte; die Arbeits- und 
Beschäftigungsprogramme basieren daher immer noch stark 
auf geschlechtsbezogenen Stereotypen125l. 126). 

Ältere Strafgefangene 

Ein immer größer werdendes Problem stellen für den 
amerikanischen Strafvollzug die älteren Strafgefangenen (el­
derly bzw. older inmates) dar. Darunter fallen bereits die über 
50 bzw. 55-jährigen Strafgefangenen, weil deren allgemeiner 
Gesundheitszustand infolge von Voralterung dem eines zehn 
Jahre älteren Menschen in der freien Gesellschaft entspricht. 
Ihre Anzahl ist unverhältnismäßig stark im Ansteigen begrif­
fen: Von 1990-1997 stieg der Anteil der über 50-jährigen an 
der Gesamtzahl der Strafgefangenen von 4% auf 6,8%; bis 
zum Jahre 2010 wird mit einem Anstieg von 16% gerech­
net127). Die überdurchschnittlich hohen Kosten und die be­
sonderen Anforderungen, die der Strafvollzug für die älteren 
Strafgefangenen mit sich bringt, zwingen die für den Strafvoll­
zug Verantwortlichen, für diese Altersgruppe nach neuen 
Lösungen zu suchen. Diskutiert werden und wurden beson­
dere Strafanstalten für ältere Gefangene (geriatric prisons), 
die teilweise auch schon eingerichtet worden sind. Andere 
befürworten zum Teil aus humanitären, aber meist auch aus 
finanziellen Erwägungen - die Kosten für über 55-jährige 
Strafgefangene übersteigen die von jüngeren Strafgefange­
nen um das Dreifache - eine Ausdehnung der vorzeitigen 
Entlassung (early release) für ältere Strafgefangene128). 

Unterbringung, Anstaltskleidung, Vollzugsalltag 

Ein wichtiges Problem stellt die Unterbringung der Strafge­
fangenen dar. Seit dem Beginn des Strafvollzugs in den USA 
war es weithin anerkannter Grundsatz, dass die Unterbrin­
gung in Einzelzellen erfolgen sollte, um den Strafgefangenen 
in völliger Abgeschlossenheit Gelegenheit zu geben, über 



das von ihnen begangene Unrecht nachzudenken129). Dieses 
Ziel konnte zu keinem Zeitpunkt verwirklicht werden, weil 
man nie mit dem Bau neuer Strafanstalten nachkam. Das 
hatte zur Folge, was heute schon resignierend von der Recht­
sprechung anerkannt wird, dass die Mehrfachbelegung von 
Einzelzellen (double celling) fast schon zum Regelfall ge­
worden ist, das Problem der Überbelegung sich aber trotz­
dem ständig weiter verschärft130J. 

Um die Strafgefangenen identifizieren zu können, aber 
nicht zuletzt auch zu erniedrigen, hat man - vieles davon wur­
de später in Europa übernommen in den USA besonders 
auffällige Anstaltskleidung entwickelt131l. Auf die locker ge­
schnittenen, aus groben Baumwollstoffen gefertigten Klei­
dungsstücke wurden quer oder längsgestreift abwechselnd 
schwarze und weiße Streifen (prison stripes) aufgenäht. 
Diese Anstaltskleidung war vor allem im Süden der USA bis 
Ende der 50er Jahre des letzten Jahrhunderts in Gebrauch, 
ist dann aber in den meisten Anstalten durch blaue oder 
weiße Jeanskleidung ersetzt worden. Unter dem Vorwand, 
die Öffentlichkeit vor entwichenen gefährlichen Strafgefan­
genen zu schützen, hat man vor allem in 'jails' der Staaten 
Texas, Indiana, Nebraska, Mississippi, Florida and Maine in 
neuester Zeit damit begonnen, Anstaltskleidung mit 'prison 
stripes' wieder einzuführen; selbst in den 'juvenile detention 
centers' in Massachusetts und Missouri ist der 'Zebra look' 
zwischenzeitlich wieder in Mode gekommen132). 

Der Anstaltstag (daily routine) verläuft in den meisten 
Strafanstalten der USA ähnlich. Der hier geschilderte Verlauf 
gilt für die Strafgefangenen der Sicherheitsstufe 3 und 4 (me­
dium security) der 'state prisons' in Utah133): Die Strafgefan­
genen werden zwischen 6.00-7.00 Uhr geweckt. Danach 
wird von ihnen erwartet, dass sie ihre Zellen reinigen, sich 
um ihre Körperhygiene kümmem und frühstücken. Anschließend 
- es besteht in den 'prisons' von Utah allgemeiner Arbeits­
zwang - rücken sie zur Arbeit oder zu ihren Ausbildungsstät­
ten aus. Vor dem Mittagessen, welches am Arbeitsplatz 
eingenommen wird, findet zwischen 11.00-12.00 Uhr ein all­
gemeiner Zählappell (count) statt. Wenn die Strafgefangenen 
nicht arbeiten oder an einem Ausbildungsprogramm teilneh­
men, halten sie sich während dieser Zeit im Tagesraum (day 
room) der Abteilung auf, in der sie untergebracht sind. Vor 
dem Abendessen erfolgt nach der Arbeit zwischen 16.00-
17.00 Uhr nochmals ein Zählappell. Sofern die Strafgefange­
nen den Abend aus disziplinarischen Gründen nicht auf ihren 
Zellen verbringen müssen, haben sie Gelegenheit zu Frei­
zeitaktivitäten, wie Sport, Fernsehen oder Fortbildungsveran­
staltungen. Zu dieser Zeit werden auch alle Arten von Thera­
piemaßnahmen (Einzel- und Gruppenveranstaltungen für 
Alkoholiker, Drogenabhängige, Gewalt- und Sexualstraftäter 
u.a.) durchgeführt. Ungleich eintöniger stellt sich der Tages­
ablauf für Strafgefangene der höchsten Sicherheitsstufe 
(maximum security) dar, die 21 bis 23 Stunden in ihren Zellen 
verbringen müssen134). Zum Tode verurteilte Strafgefangene 
dürfen ihre in einem gesonderten Block (death row) befindli­
chen Zellen (in Delaware: acht Quadratmeter, Waschbecken 
und Toilette aus Stahl, Schreibpult, Ablage, Fernsehschirm 
für von außerhalb eingespeiste Programme), außer zum ge­
legentlichen Duschen oder zur Bewegung im Freien in einem 
abgesonderten Areal, nicht verlassen13S). 

Emährung und Gesundheitsfürsorge 

Die Ernährung der Strafgefangenen stellt in den USA ei­
ne ganz besondere Herausforderung für den Strafvollzug 
dar, weil schlechte oder unzureichende Verpflegung in der 
Vergangenheit oft Anlass gerichtlicher Beschwerden von 
Strafgefangnen war und darüber hinaus sogar zu gefährlichen 
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Gefangenenstreiks und Gefängnismeutereien (riots) führ­
te 136). Nach den von d_er 'American Gorrectional Associa-tion' 
(AGA) aufgestellten Standards müssen erwachsene 
Strafgefangene drei Mahlzeiten - darunter zwei warme - er­
halten. Für die Zubereitung der Verpflegung verfügen heute 
die meisten Strafanstalten über qualifiziertes Fachpersonal, 
wobei dieses von Strafgefangenen als Hilfskräfte unterstützt 
wird. Nicht zuletzt hält man dabei aus finanziellen Gründen 
in den meisten Strafanstalten einen Menuzyklus (cycle me­
nu) ein, nach dem sich die einzelnen Gerichte in gewissen 
Abständen regelmäßig wiederholen. Die täglichen Verpfle­
gungskosten betrugen in den 'state prisons' im Jahre 1996 
US $ 2,96 pro Strafgefangenen137). Auf Essensvorschriften 
religiöser Gemeinschaften (u.a. Juden und Moslems) wird 
weitgehend Rücksicht genommen, ohne dass die Gerichte 
bisher darauf einen Rechtsanspruch anerkannt haben. Über­
wiegend werden die Mahlzeiten von den Strafgefangenen, 
mit Ausnahme von solchen, die ein Sicherheitsrisiko darstel­
len, in Speisesälen (dining areas) eingenommen, die über 
Sitzplatzkapazitäten bis zu 500 Personen verfügen. Interes­
santerweise gibt es in neuerer Zeit aus Sicherheitsgründen, 
aber auch aus finanziellen Erwägungen, in neu errichteten 
Strafanstalten einen Trend zu mehr dezentralisierten und 
kleineren Essenseinrichtungen in den Tagesräumen (day 
rooms) der einzelnen Zellenblöcke136). 

Bereits seit Mitte der 70er Jahre des vergangenen Jahr­
hunderts verfügt die Mehrzahl der Strafanstalten der USA 
- abgesehen von einigen 'Iocal jails' - über die notwendigen 
medizinischen Einrichtungen, um dem verfassungsrechtlich 
geSChützten Anspruch der Strafgefangenen auf eine Ge­
sundheitsfürsorge, wie sie für die in Freiheit lebende Bevölke­
rung gift (adequate and proper medical care), erfüllen zu kön­
nen139). Während 1996 jeder amerikanische Bürger für seine 
Gesundheit täglich durchschnittlich US $ 4,95 ausgab, wur­
den pro Tag für jeden einzelnen Strafgefangenen der 'state 
prisons' US $ 6,54 (für das gesamte Jahr für alle Strafgefan­
genen US $ 2,5 Milliarden) aufgewendet, wobei die täglichen 
Ausgaben in den einzelnen Staaten pro Kopf zwischen US 
$ 2,84 (Alabama) und US $ 12,57 (Michigan) stark variier­
ten140}. Der erhöhte Aufwand für die medizinische Versorgung 
im Strafvollzug beruht darauf, dass die Strafgefangenen zum 
großen Teil aus verarmten Unterschichten ohne jeden Zu­
gang zu präventiver Medizin stammen und oft durch man­
gelnde oder falsche Ernährung, gepaart mit Drogen oder 
Alkoholmissbrauch, für schwere Krankheiten besonders an­
fällig sind141 ). 

Eine nur schwer zu bewältigende Aufgabe stellt für den 
amerikanischen Strafvollzug das Drogenproblem dar, waren 
doch im Jahr 2000 in den 'state bzw. federal prisons' 20,8% 
bzw. 56,8% aller Strafgefangenen wegen Drogendelikten 
(drug offenses) inhaftiert142). Schätzungen gehen davon aus, 
dass etwa 60% aller Neuzugänge der 'jails' drogen- und/oder 
alkoholabhängig sind143). Zur Begrenzung des Drogenkon­
sums im Strafvollzug führen fast alle Strafanstalten regel­
mäßige Urintests durch144). Um einen genaueren Überblick 
darüber zu bekommen, welchen Umfang der Drogenkonsum 
in den Strafanstalten tatsächlich hat, wurden zwischen dem 
01.07.1989unddem30.06.1990in9fil'slateprisons'und80 'federal 
prisons' - das sind 87,5% aller 'prisons' der USA - 565.500 
Strafgefangene auf eine oder mehrere illegale Drogen unter­
sucht. Ergebnis: In den 'state prisons' bzw. 'federal prisons' 
wurden 3,6% bzw. 0,4°/0 auf Kokain, 1,3% bzw. 0,4% auf 
Heroin, 2,0% bzw. 0,1 % auf Methamphetamine (syntheti­
sche Amphetamine wie 'speed' oder 'crack') und 6,3% bzw. 
1,1 % auf Marihuana positiv getestet Dieser hohe Drogenkonsum 
konnte auch nicht dadurch verhindert werden, dass das 
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Einschleusen von Drogen durch Strafgefan-gene oder Dritte 
mit allen Mitteln (questioning, patdowns, clothing exchanges, 
body cavity searches) zu unterbinden versucht worden 
war14S). Behandlungsmöglichkeiten (Entgif-tung, Beratung, 
Aufklärungsprogramme, Urintests und Be-handlung in spe­
ziellen internen Einrichtungen) sind in den USA offensichtlich 
ausreichend vorhanden, wurden aber in den 'federal und sta­
te prisons' nur zu 62% bzw. 66% ausgenutzt146). 

Tuberkulose und Aids sind die Infektionskrankheiten, de­
ren Bekämpfung irn Strafvollzug einen beträchtlichen Teil der 
Sach- und Personalmittel der Gesundheitsfürsorge in An­
spruch nehmen: Im Jahr 2001 erkrankten 3,3% der Strafge­
fangenen an Tuberkulose, wobei der entsprechende Prozent­
satz bei der Gesamtbevölkerung bei nur 1 ,6% lag147). Während 
im Jahr 2000 die Rate der Aidserkrankungen bei allen 
Strafgefangenen der USA 0,52% (state prisons: Männer 
2,2%, Frauen 3,2%) betrug, war der entsprechende Prozent­
satz bei der Gesamtbevölkerung mit 0,13% vier rnal niedri­
ger. Zwischen 1995 und 2000 sank die Zahl der an AIDS ver­
storbenen 'state prisoners' von 1010 auf nur 174 Fälle. Die 
Rate pro 100.000 Personen lag bei den Strafgefangenen bei 
100; während bei der restlichen Bevölkerung die entspre­
chende Zahl nur 14 betrug148). 

Behandlung und Vollzugsgestaltung 

Unter dem Begriff Behandlung im Strafvollzug149) wird in 
den USA nicht allein die rein therapeutische rnedizinische 
Intervention verstanden, sondern alle Maßnahmen, die posi­
tiv-sozialisierende Einflüsse auf Strafgefangene haben kön­
nen. Dieser Prozess beginnt bereits mit der Kiassifizierung150) 

der Strafgefangenen, weil der Strafvollzug durch sie in die 
Lage versetzt wird, persönlichen Erfordernissen am besten 
zu entsprechen, Prioritäten zu setzen und die knappen 
Resourcen möglichst effektiv einzusetzen. Dazu haben fast 
alle Staaten Aufnahme- und Diagnostikzentren eingerichtet, 
in denen die Strafgefangenen befragt, getestet, überprüft 
und beurteilt werden, wobei nicht mehr wie früher in erster 
Linie ihre Trennung aus Sicherheitserwägungen, sondern 
auch Diagnose und Behandlungsplanung im Vordergrund 
stehen. 

Bildungsmaßnahmen (education)1511 und Berufsausbil­
dung (vocational training)152l, deren Bedarf heute immer 
noch nicht annähernd gedeckt ist, standen und stehen bis 
heute im Mittelpunkt der Behandlung, weil speziell in Bildung 
und Beruf die größten Defizite der Strafgefangenen liegen. 
Bei der Aufarbeitung dieser Mängel haben sich in den ver­
gangenen Jahren Computer als besonders hilfreich erwie­
sen, weil sie maßgeschneiderte, auf die individuelle Persönlichkeit 
zugeschnittene Lernprogramme ermöglichen. Die meisten 
Strafanstalten besitzen zur Unterstützung der Bildungsmaß­
nahmen und Freizeitgestaltung umfangreiche Büchereien, 
wobei viele von ihnen über ausreichende Rechtsliteratur ver­
fügen, um den selbstständigen Zugang der Strafgefangenen 
zu den Gerichten zu ermöglichen. Die Möglichkeit religiöser 
Betätigung und der Kontakt zu Geistlichen im Strafvollzug153) 

hat seit den Quäkern immer eine sehr wichtige Rolle ge­
spielt. Der Freizeitgestaltung154) in Form von Sport-, Spiel-, 
Kunst- und Kulturveranstaltungen wird überall große Auf­
merksamkeit gewidmet, weil man die Erfahrung gemacht 
hat, dass sie nicht nur Langeweile und Müßiggang entgegen­
wirkt, sondern auch hilft, durch die Inhaftierung verursachten 
Stress und Angst abzubauen. 

Neben der traditionellen psychologischen Einzelberatung 
sind im Allgemeinen Gruppen- (u.a. sensitivity training, psy­
chodrama und family therapy) sowie andere klinische Be­
handlungsmaßnahmen155) vorhanden, scheitern in der Praxis 
aber häufig daran, dass das Personal wegen der vielen 

Routinearbeit sie nicht im ausreichenden Maß durchführen 
kann. In fast allen Strafanstalten haben sich Selbsthilfegrup­
pen wie die 'Alcoholics Anonymous' oder 'Narcotics Anony­
mous' als Therapiemaßnahmen bewährt. Verhaltensände­
rung versuchte man ursprünglich durch ein System von 
Belohnungen (rewards) und Strafen (punishment) zu errei­
chen, wich dann aber mehr auf Techniken wie Psychochiru­
gie (psychosurgery), Elektroschock (elec1roshock), Aversiv­
therapie (aversive therapy) und wesensbeeinflussende 
Pharmaka (mind-alterlng drugs) aus. Obwohl man die An­
wendung dieser Praktiken rechtlich untersagt hat, sind in ver­
schiedenen Anstalten immer noch Tranquilizer (tranquillizer) 
im Gebrauch, um gewalttätige, störende oder aufgebrachte 
Strafgefangene zu kontrollieren. Praktische Sozialarbeit (so­
cial casework)156) wird vor allem im Jugendvollzug und in 
'community based corrections' betrieben. Die Abkehr vom 
'medical model' mehr hin zum 'punitive justice model' hat in 
Amerika leider bewirkt, dass das Thema "Behandlung im 
Strafvollzug" kein großes öffentliches Interesse mehr ge­
nießt157). 

6. Jugend(straf)vollzug 

Das amerikanische Jugendrecht basiert genau wie in 
Deutschland auf dem Grundgedanken, dass Minderjährige 
(minors) vor dem Volljährigkeitsalter, in den meisten Staaten 
bis zum 18. Lebensjahr (legal age), bei der Ahndung von 
Gesetzesverletzungen im Vergleich zu Erwachsenen eine 
Sonderstellung einnehmen: Sie müssen beschützt und erzo­
gen, nicht aber notwendigerweise bestraft werden. Ohne wie 
in Deutschland zwischen Familien- und Jugendrichter zu un­
terscheiden, ist für sie in den USA immer ein einheitliches 
Jugendgericht (juvenile court) zuständig, egal ob sie Straf­
taten begangen (delinquents), jugendtypisches abweichen­
des Verhalten, wie z.B. Schuleschwänzen (truancy) gezeigt 
haben (status offense) oder durch ihre Erziehungsberech­
tigten vernachlässigt worden sind158). 

Bereits die Polizeibehörden, die alle besondere Jugend­
abteilungen haben, verfügen über einen großen Ermessens­
spielraum. Sie können den von ihnen festgenommenen, 
straffällig gewordenen Jugendlichen u.a. lediglich verwarnen 
(reprimand), unter Verzicht auf ein formales Strafverfahren in 
ein polizeiliches Diversionsprogramm (police-based diversi­
on program) mit Erziehungscharakter aufnehmen oder ihn 
zur Durchführung eines Gerichtsverfahrens in Haft nehmen. 
Ähnlich weit ist das Entscheidungsermessen der etwa 3.000 
'juvenile courts' der USA, die als Zivil- und nicht als Straf­
gericht allein im Kindesinteresse (in behalf of the child) tätig 
werden. Interessanterweise hat das 'juvenile court' bei 
Strafsachen auch die Möglichkeit, seine Zuständigkeit auf­
zuheben und den Delinquenten, der unterschiedlich nach 
den Staaten mindestens 7 bis 16 Jahre alt sein muss, per 
'waiver of jurisdiction' (Verzichtserklärung über die Zustän­
digkeit) unter Einhaltung der allgemein geltenden Prozess­
grundsätze (due process and fair treatment) sowie einiger 
vom 'Supreme Court' festgelegter Kriterien zur Aburteilung 
an ein Erwachsenengericht zu überweisen159); 1991 wurden 
in den USA ca. 176.000 Jugendliche vor Erwachsenengerich­
ten abgeurteilt160J. Die Entscheidungsbefugnis des 'juvenile 
court' reicht von Niederschlagung des Falles (dismiss a 
case), Aussetzung einer Entscheidung (suspended disposi­
tion), Warnung (warning), Verweis (reprimand), Geldstrafe 
(fine), Wiedergutmachungszahlung (payment of restitution), 
gemeinnütziger Arbeit (community service), ÜbersteIlung des 
Jugendlichen an eine Behörde oder eine spezielle Behand­
lungseinrichtung bis hin zur Unterstellung unter gemeindliche 
Bewährungsaufsicht (community supervision). 



Letztes Mittel stellt die Einweisung in offene Erziehungs­
einrichtungen (nonsecure facilities: u.a. foster home, group 
home, camp ranch school) bzw. geschlossene Anstalten (se­
cure facilities: u.a. training and industrial schools) dar, wobei 
letztere den Erwachsenenstrafanstalten mit mittlerer Sicher­
heitsstufe (medium-security penitentiaries) ähnlich sind. 
Nach einer Untersuchung aus dem Jahre 2002 befanden 
sich 1999 108.931 Jugendliche im Alter bis zu 21 Jahren 
(fast 4% waren unter 13 Jahre!) im Jugendvollzug (secure 
and nonsecure facilities), davon waren 87% männlich, 37,9% 
weiße Amerikaner (whites), 39,4% Afro-Amerikaner (blacks) 
und 18,3% Hispano-Amerikaner (hispanics)161). Obwohl na­
hezu alle Einrichtungen des JugendvoUzugs über Behand­
lungsprogramme wie Schul- und Berufsausbildung verfügen, 
sind und bleiben sie nach Meinung eines Vollzugswissen­
schaftlers Gefängnisse (confinements) mit der Illusion eines 
Behandlungsvollzugs, der sich in Wirklichkeit als "legalisier­
ter Kindesmissbrauch" darstellt162). 

7. Wirtschaftliche Betätigung der Strafvollzugsanstalten 

Fast von Beginn an hat in den USA, wie der Siegeszug 
des Auburnschen Vollzugssystems zeigt, der Gedanke im 
Vorder-grund gestanden, mit der Gefangenenarbeit nicht nur 
den Anstaltsbetrieb aufrecht zu erhalten, sondern zugleich 
den Strafvollzug zu finanzieren und nach Möglichkeit sogar 
noch Gewinn für den Staat zu erwirtschaften163). Im 19. Jahr­
hundert war vor allem das Vertragssystem (contract system) 
verbreitet, nach dem die Wirtschaft mit den Strafanstalten 
Verträge über von Strafgefangenen zu leistende Dienstleis­
tungen abschloss. Danach arbeiteten die Strafgefangenen 
innerhalb der Anstalten für den Auftraggeber mit von diesem 
eingebrachten Maschinen und Materialien; später vermiete­
te man dann sogar Gefangene an Unternehmer zur Arbeit in 
der Landwirtschaft oder in Bergwerken (employer model)164). 
Die Schwierigkeiten mit der freien Wirtschaft begannen, als 
die Strafanstalten anfingen, sich als Unternehmer zu betäti­
gen, indem sie mit unter eigener Regie gefertigten Produkten 
selbst auf den Markt gingen (state-account system), Güter 
für andere staatliche Behörden (state agencies) produzierten 
oder Strafgefangene für öffentliche Bauvorhaben arbeiten 
ließen (state-use system)165). Unternehmer und Gewerk­
schaften kritisierten und bekämpften diese Art des Einsatzes 
von Gefangenenarbeit (inmate labour) auf das Heftigste. 
Ihrer Meinung nach besaß die freie Wirtschaft gegenüber 
dem Strafvollzug durch den Einsatz der Strafgefangenen als 
billige Arbeitskräfte einen nicht zu rechtfertigenden Wettbe­
werbsnachteil und darüber hinaus würden gesetzestreue 
Bürger - dieser Vorwurf wurde besonders während der 'Great 
Depression' (Wirtschaftskrise in den 30er Jahren) laut - auch 
noch ihre Jobs an verurteilte Kriminelle verlieren166). Der 
amerikanische Bundesgesetzgeber gab diesem Druck nach 
und erließ zwei Gesetze (Hawes-Cooper Act of 1929 und 
Ashurst-Sumners Act von 1935), die den Verkauf von in 
Strafanstalten produzierten Produkten über die eigenen 
Staatsgrenzen hinaus (interstate sale of prison-made goOOs) 
so erfolgreich einschränkten, dass viele Strafanstalten sich 
ganz als Untemehmer mit in Strafanstalten produzierten 
Gütern vom Markt zurückzogen167). 

Im Rahmen des immer zulässig gebliebenen 'state-use 
system' installierte der US-Kongress 1934 durch Gesetz für 
das 'Federal Bureau of Prisons' die bis heute erfolgreich täti­
ge staatliche Gesellschaft 'Federal Prison Industries, Inc.' 
(FPI) mit dem Handelsnamen UNICOR. Diese hat die Zielset­
zung, 'federal prisoners' in gewinnorientierten Unternehmun­
gen, deren Geschäftsgegenstahd die Herstellung hochwerti­
ger Produkte oder die Erbringung von Dienstleistungen für 
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das 'Federal Government' ist, auszubilden und zu beschäfti­
gen168). Im Jahr 2002 erzeugte UNICOR Güter und Dienst­
leistungen im Wert von US $ 678,7 Mio. (net sales), wobei es 
gleichzeitig aber auch bei der freien Wirtschaft Materialien im 
Wert von US $ 502,2 Mio. bezog169). In diesem Zeitraum be­
schäftigte UNICOR an 71 Fabrikationsstellen 21.778 Strafge­
fangene - das waren 22% aller überhaupt Einsetzbaren - zu 
einem Stundenlohn von 23 Cent bis US $ 1,15170). Eine 
Untersuchung zeigte zwei positive Auswirkungen dieses Pro­
gramms: Im Vergleich zu im Vollzug befindlichen Strafgefan­
genen wurden seine Teilnehmer weniger rückfällig und ver­
dienten nach der Entlassung besser171 ). In vielen einzelnen 
Staaten wurden ähnliche nach dem Vorbild von UNICOR 
operierende Gesellschaften ins Leben gerufen (u.a. 
CORCRAFT in New York State, PRIDE in Florida)172). 

In den 80er Jahren hat sich die Beteiligung des Strafvoll­
zugs am öffentlichen Wirtschaftsleben wieder erheblich aus­
gedehnt, nachdem die gesetzlichen staatlichen Restriktionen 
aus den 30er Jahren wesentlich gelockert wurden173). Seit­
dem durch eine größere Marktstudie nachgewiesen wurde, 
dass der Gesamtumsatz von UNICOR noch nicht einmal 
zwei Prozent der insgesamt vom 'Federal Government' 
getätigten Einkäufe ausmachte, sind die kritischen Stimmen 
aus der Wirtschaft gegenüber der 'prison industry' wesentlich 
zurückhaltender geworden174). 1997 waren in den USA 6,6% 
aller einsitzenden Strafgefangenen mit der Produktion von 
Gütern und der Erbringung von Dienstleistungen für die freie 
Wirtschaft beschäftigt175). 

8. Kosten des Strafvollzugs 

1999 wurde in den Vereinigten Staaten die Rekordsumme 
von US $ 147 Milliarden oder pro Kopf der Bevölkerung US 
$ 540 für Polizei (police protection), 'corrections' und Justiz 
Uudicial and legal activities) ausgegeben; inflationsbereinigt 
bedeutet das seit 1982 einen Anstieg von 145%176). Nahezu 
acht Cent von jedem vom 'state and local governments' 1999 
ausgegebenen Dollar wurde für die Justiz verwendet; insge­
samt entfielen von allen Ausgaben 3,3% auf die Polizei, 2,8% 
auf 'corrections' und 1 ,6% auf das Justizwesen Uudicial and 
legal services). Dies ist ein relativ geringer Prozentsatz, 
wenn man bedenkt, dass im Vergleich dazu 29,7% der 
Ausgaben in das Erziehungswesen, 13,5% in die öffentliche 
Wohlfahrt, 27,3% in das Gesundheitswesen (health and hos­
pitals) und 4,8% in die Zinszahlung für Schulden gingen177). 

Die letzte sich auf alle 'state prisons' beziehende Kosten­
analyse aus dem Jahre 1999 bezieht sich auf das Fiskaljahr 
1996178). Nach dieser stieg die für die 'prisons' von jedem US­
Bürger jährlich aufzubringende Belastung, berechnet nach 
dem Dollarwert von 1996, von US $ 53 im Jahre 1985 auf US 
$103 im Jahre 1996179). Im Fiskaljahr 1996 beliefen sich die 
Kosten für Bau, Unterhaltung und Personal der 'state prisons' 
für Erwachsene in den 50 Staaten und Washington DC auf 
US $ 22 Milliarden (davon 6% für Neubau und Renovierung), 
für die 'federal prisons' kamen noch einmal US $ 2,5 Milliar­
den hinzu180). Seit 1990 erhöhten sich die Kosten für die 'sta­
te prisons' jährlich durchschnittlich um 11% und die der 'fe­
deral prisons' sogar um 17%181). Der Bildungsetat (education) 
der Staaten betrug im gleichen Jahr mit US $ 994 Milliarden 
fast das Zehnfache und der allgemeine Sozialetat (public wel­
fare) das Siebenfache des Etats für 'corrections'182). Mit US $ 
3 Milliarden brachte Kalifornien die höchste und North Dakota 
mit nur 10,7 Millionen die niedrigste Summe für 'prisons' 
auf183). Von der für den Strafvollzug aller Staaten aufge­
brachten Summe in Höhe von US $ 22 Milliarden verschlang 
der Personalhaushalt (saleries, wages, employee benefits) 
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allein 53%. Die in den einzelnen Staaten täglich für jeden 
Strafgefangenen aufzubringenden Kosten variierten zwi­
schen US $142,64 (Minnesota) und US $ 30,18 (Alabama), 
für die 'federal prisons' belief sich der entsprechende Betrag 
auf US $ 96,33184). Im Durchschnitt wurden 1996 in den 'pri­
sons' der USA pro Strafgefangenen und Tag im Einzelnen 
folgende Summen aufgewendet: für medizinische Versorgung 
(US $ 6,54); Arbeit, Fortbildung und Freizeit (US $ 3,28); 
Verpflegung (US $ 2,96); Energiever-sorgung (US $ 1,81); 
Transport (US $ 0,52)185). 

IV. Rückfall und Erfolg 
Die Rückfallsverhinderung, d.h. die Abkehr eines Straftä­

ters von der Begehung neuer Straftaten, wird wie überall auf 
der Welt auch in den USA als eines der wichtigsten Ziele der 
Strafrechtspflege angesehen l86). Die letzte, im Jahre 2002 
veröffentlichte Studie des 'Bureau of Justice Statistics' über 
den Rückfall entlassener Strafgefangener erfasst das Be­
währu ngsverhalten von 272.111 Strafgefangenen aus 15 
Staaten187), die 1994 - das entspricht zwei Drittel aller in den 
USA entlassenen Strafgefangenen - aus 'prisons' entlassen 
wurden188). Die Dauer der zu verbüßenden Strafe betrug durch­
schnittlich fast fünf Jahre, die Entlassung erfolgte in der 
Regel bereits nach Verbüßung von 35% (etwa 20 Monate) 
der Strafe189). Die Rückfallquote definiert sich nach dieser 
Studie als Prozentsatz der Strafgefangenen, die innerhalb 
der ersten drei Jahre nach der Entlassung erneute Straftaten 
('felonies' oder 'serious misdemeanors') begehen, wobei als 
wichtigste Rückfallsfaktoren eine erneute Verhaftung (rear­
rest), eine Wiederverurteilung (reconviction) oder eine Auf­
nahme in ein 'state oder federal prison' (reincarceration) we­
gen einer erneuten Verurteilung galt190). Innerhalb dieses 
Zeitraums wurden 67,5% wieder verhaftet, 46,9% wegen ei­
ner neuen Straftat verurteilt und 51,8% kehrten wegen einer 
neuen Verurteilung oder wegen Verstoßes gegen Bewäh­
rungsauflagen nach Aussetzung des Strafrestes in die 
Strafanstalt zurück191). Die Dauer des Aufenthalts im Straf­
vollzug hatte auf den Rückfall keinen signifikanten Einfluss; 
bei einer Inhaftierung von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
sank die Rückfallquote lediglich um 64,8% auf 63,3%; erst 
bei einer Strafdauer von mehr als fünf Jahren ging die Rückfall­
quote deutlicher bis auf 54,2% zurück. Wie ein Vergleich mit 
einer entsprechenden Untersuchung aus dem Jahre 1983 
zeigt, hat sich die Rückfallquote in den USA insgesamt er­
höht: Damals wurden nur 62,5% erneut festgenommen, 
46,8% wieder verurteilt und 41,4% wieder in den Strafvollzug 
aufgenomrnen 192). 

Deutliche Unterschiede ergaben sich hinsichtlich der 
Rückfallsquote bei einzelnen Gruppen: Männer wurden mehr 
wieder festgenommen als Frauen (68,4% zu 57,6%

), zu ei­
nem größeren Prozentsatz wieder verurteilt (47,6% zu 
39,9%) und wieder in den Strafvollzug (state oder federal pri­
son) aufgenommen (53% zu 39,4%). Gleiches gilt für das 
Verhältnis zwischen Afro-Amerikanern (blacks) und wei­
ßen Amerikanern (whites): erneute Festnahme (72,9% zu 
62,7%), Wiederverurteilung (51,1% zu 43,3%) und erneute 
Aufnahme in den Strafvollzug eines 'state oder federal pri­
son, (54,2% zu 49,9%). Je jünger die Strafgefangenen bei ih­
rer Entlassung waren, desto höher war die Rückfallquote. 
Über 80% aller unter 18-Jährigen wurden wieder festge­
nommen, verglichen mit nur 45,3% der über 45 Jahre alten 
Strafgefangenen 193). 

Insgesamt sind in den USA die negativen Ergebnisse der 
Rückfallsstudie aus dem Jahre 2002 heftig kritisiert wor­
den194). In Anbetracht der Tatsache, dass man dort während 
des Untersuchungszeitraums nur etwa 10% des gesamten 

Strafvollzugsbudgets für spezielle Rehabilitierungsmaßnah­
men einschließlich der Freizeit- und Bildungsprogramme 
ausgegeben hat, erscheint die von vielen Seiten geforderte 
Neuorientierung zumindest erwägenswert195). 

V. Perspektiven 
Die Ziele des Strafvollzugs in den USA haben sich in den 

letzten 30 Jahren stark verändert: Sozialtherapeutische Pro­
gramme basieren, wenn überhaupt noch vorhanden, über­
wiegend auf der Eigeninitiative im Vollzug. Der in dieser 
Hinsicht durchaus vorhanden gewesene Enthusiasmus hat 
sich weitgehend verflüchtigt, seit Anfang der 70er Jahre die 
Forschung die Wirkungslosigkeit der Sozialtherapie im 
Strafvollzug bewiesen zu haben glaubtel96l. Wie fast überall 
auf der Welt kritisiert man auch in den USA, dass der Straf­
vollzug, was die an ihn gestellten Erwartungen und Anforde­
rungen betrifft, bei weitem überfordert ist197J. Soll er doch 
neben seiner Haupttunktion der Llberwachung von zu Frei­
heitsstrafen verurteilten Straftätern zugleich auch die bei ih­
nen aufgetretenen sozialen Probleme wie Drogen- und Alko­
holmissbrauch, Analphabetismus, Arbeitslosigkeit und die 
Folgen von Erziehungsmängeln bekämpfen und beseitigen. 
Dies sind aber Aufgaben, für die in erster Linie andere sozia­
le Institutionen verantwortlich sind und für die auch der Straf­
vollzug bis jetzt keine Lösungen anbieten kann. Langsam 
zeigen sich in den USA, ohne dass dabei vollzugsimmanen­
te Probleme wie Überfüllung (overcrowding), Drogen (drugs), 
Gefängnisrevolten (prison riots) und Bandenbildung (gangs) 
aus den Augen verloren werden, erste Anzeichen für einen 
erneuten Paradigmenwechsel: Sozialtherapeutische Bemü­
hungen gewinnen langsam wieder an Bedeutung, beschrän­
ken sich allerdings weitgehend darauf, den Strafgefangenen 
für den Alltag lebenstüchtiger zu machen198J. Darüber hinaus 
beginnt man zu erkennen und einzusehen, dass allein mit 
dem Bau von immer mehr und noch sichereren Strafanstal­
ten sowie durch die Verhängung unverhältnismäßig langer 
Strafen das unaufhaltsame Ansteigen der Kriminalität nicht in 
den Griff zu bekommen ist, man vielmehr zu Konzepten 
kommen muss, mit denen die "Wurzeln des Verbrechens", 
d.h. die Ursachen kriminellen Verhaltens erfolgreich bekämpft 
werden können. Zusammenfassend lässt sich mit einer 
Gruppe amerikanischer Strafvollzugswissenschaftler nur 
feststellen, dass die Zukunft des Strafvollzugs in den USA 
voller Herausforderungen, aber auch voller Ungewissheiten 
ist199). Sicher ist aber, wie einer von ihnen meint, dass man 
ohne verstärkte Rehabilitationsbemühungen im Strafvollzug 
nur den alten Fehler wiederholen könne, Strafanstalten "ad 
infinitum" zu bauen2ooJ. 
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Zehn Jahre Spritzen vergabe im 
Gefängnis: Spritzenvergabepro­
jekte in der Schweiz, Deutsch­
land, Spanien und Moldawien 
Heino Stöver1)fJoachim Nelles2) 

Einleitung 
Die wirksamste Maßnahme zur Begrenzung der Übertra­

gung von H IV und Hepatitis als Folge risikobehafteten Dro­
genkonsums - das haben zahlreiche Studien in verschiede­
nen Ländern eindeutig belegt5) ist die Abgabe steriler 
Spritzen an intravenös Drogen konsumierende süchtige 
Menschen. Die Spritzen sind vor allem über öffentlich auf­
gestellte Automaten, in Apotheken sowie in Drogenbera­
tungs- oder KontaktsteIlen erhältlich. Diese schadensbe­
grenzende Maßnahme hat sich denn auch in den meisten 
Ländern mit ernsthaftem Drogenproblem durchgesetzt und 
ist heute international als harm reduction-Maßnahme aner­
kannt und wird als ein wesentlicher Faktor des Erfolgs bei 
der Eindämmung der HIV/AIDS-Verbreitung unter intra­
venös konsumierenden Drogenabhängigen betrachtet. Die 
Gesundheitsversorgung im Justizvollzug ist nach dem 
Äquivalenzprinzip an den bewährten und erfolgreichen 
Modellen medizinischer und psycho-sozialer Versorgung 
außerhalb orientiert33). Die Frage stellt sich, warum der 
außerhalb der Gefängnisse fast seit 20 Jahren beschritte­
ne Weg nicht eingeschlagen wird, zusätzlich zu abstinen­
zorientierten Hilfeangeboten für Drogengebraucher auch 
schadensbegrenzende Unterstützungen anzubieten. Und 
dies entgegen den Empfehlungen vieler Experten, nationa­
ler und internationaler Gremien: Europarat und WHO ha­
ben schon im Jahr 1993 in verschiedenen Resolutionen die 
Forderung aufgestellt, dass in Gefängnissen die gleichen 
präventiven und schadensbegrenzenden Maßnahmen ein­
zuführen seien wie in der freien Gesellschaft, d.h., dass 
z.B. in jenen Ländern, in welchen Drogenabhängigen Sprit­
zen und Kondome zur Verfügung gestellt werden, diese 
Maßnahmen auch im Gefängnis einzuführen seien. Diese 
Forderung nach dem Äquivalenzprinzip konnte der Sprit­
zenabgabe als Teil eines schadensbegrenzenden Angebots 
im Strafvollzug allerdings bis heute nirgendwo zum Durch­
bruch verhelfen - war aber hilfreich bei der politischen 
Argumentation im Vorfeld verschiedener geplanter und wis­
senschaftlich begleiteter Pi Iotprojekte 11), 12), 13); zur Übersicht: 34), 

Besondere Situation Gefängnis - oder was lässt die 
Spritzenabgabe im Gefängnis so widersprüchlich erschei­
nen? 

Gefängnisse erscheinen, oberflächlich betrachtet, als 
Spiegelbild der Gesellschaft. Die Verzerrung dieses Bildes 
wird aber bei genauerer Betrachtung rasch deutlich: 95% 
aller Insassen in Gefängnissen sind Männer, die meisten in 
jugendlichem Alter. Körperliche und psychische Krankhei­
ten sind auffallend häufig. Die Einnahme von Medikamenten 
ist deutlich erhöht. 

Etwa die Hälfte der Insassen (in Frauengefängnissen so­
gar bis zu 80%) konsumiert illegale Drogen wie Kokain und 
Heroin. Etwa die Hälfte dieser Insassen setzt den Konsum 

1) Bremer Institut für Drogenforschung. Universität Bremen, Deutschland 
'i Institut rur Suchtforschung, Zürich, Schweiz (freier Mitarbeiter) 
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der Drogen auch während des Gefängnisaufenthaltes fort, 
dann mehrheitfich intravenös appliziert, Das Vorkommen 
von positiven HIV- und Hepatitis-B und C-Befunden ist um 
ein Vielfaches erhöht6), 7),3). Im Gefängnis wird allein schon 
der Besitz von Spritzen und anderen Injektionsmaterialien 
sanktioniert, was verdeckten Konsum und das Tauschen 
von Spritzen begünstigt. Zahlungsmittel für illegale Drogen 
sind nicht selten sexuelle Kontakte unter Insassen, aber 
auch teilweise zwischen Insassen und Personal. Ein Groß­
teil der Betroffenen schützt sich dabei nicht mit Kondo­
men8), 9), was die Gefahr der Übertragung von Infektions­
krankheiten, vor allem HIV und Hepatitis, noch einmal be­
günstigt. 

Die Verbreitung solcher Infektionskrankheiten im Ge­
fängnis ist eindeutig und vielfältig belegt1O). Der Ruf nach 
schadensbegrenzenden Maßnahmen, zumindest unter 
Wissenschaftlern, erstaunt deshalb nicht. Denn: Gefäng­
nisse sind keine geschlossenen Systeme. Urlaube, Verle­
gungen, vorzeitige Entlassungen und eine zunehmende 
Zahl an Kurzstrafen führen zu der für moderne Gefäng­
nisse typischen hohen Fluktuation. Auf diese Weise kom­
men, betrachtet man die große Zahl an Gefangenen (in in­
dustrialisierten Ländern typischerweise etwa 100 Insassen 
pro 100,000 Einwohner), beachtliche Anteile der Bevölkerung 
mit der Gefängniswelt - und damit mit HIV/AIDS und 
Hepatitis - in enge Berührung. Doch ungeachtet dessen 
blieben mit Ausnahme weniger Pilotprojekte die Gefängnis­
tore für schadensbegrenzende Maßnahmen, wie die Ab­
gabe von sterilen Spritzen, fest verschlossen. 

Wie ist das zu erklären? Drogenabhängige sind wegen 
oder im Zusammenhang mit ihrer Sucht im Gefängnis. Die 
Abgabe steriler Spritzen wird nicht als Ausdruck einer kon­
sequenzialistischen Ethik verstanden, sondern vielmehr als 
Unterstützung des Konsums illegaler Drogen, wobei der 
Anspruch auf einen drogenfreien Raum im Gefängnis als 
geschlossener und kontrollierter Institution noch stärker 
zum Ausdruck kommt. Hieraus ist auch ableitbar, dass die 
meisten Gefängnisse ein ernsthaftes Drogenproblem ne­
gieren und schadensbegrenzende Maßnahmen allein 
schon deshalb als überflüssig ablehnen. Drogenkonsum 
mit allen möglichen Mitteln zu verhindern versuchen, vor­
kommenden Drogenkonsum entsprechend zu sanktionie­
ren und gleichzeitig Spritzen zur Schadensbegrenzung zur 
Verfügung zu stellen, das wird als "nicht vollführbarer Spa­
gat" empfunden. Widerstände gegenüber der Spritzenab­
gabe äußern sich in Form folgender Befürchtungen und 
Behauptungen: Spritzenabgabe stimuliere zum Drogenkon­
sum (Neueinsteiger, Wiedereinsteiger), begünstige die mit 
mehr Risiken behaftete intravenöse Applikationsform, för­
dere den Missbrauch von Spritzen zB. als Waffe gegenü­
ber Bediensteten oder Mitgefangenen, führe zu schlecht 
entsorgten Spritzen, was mit einem erhöhten Verletzungs­
und Ansteckungsrisiko einhergehe, und hätte letztlich kei­
nen Einfluss auf die Prävalenz von HIV- und Hepatitisinfek­
tionen. Es sei auch fraglich, ob Spritzentausch unter 
drogenabhängigen Insassen wirklich verhindert oder ver­
mindert werden könne und ob Drogenabhängige zu Verhal­
tensänderungen in der Lage seien. 
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Spritzenabgabeprojekte in Europa und Süd­
osteuropa1) 

Schweiz: 

Weltweit erstmalig bewilligten die politischen Instanzen 
des Kantons Solothurn 1992 offiziell die Abgabe steriler 
Spritzen an drogenabhängige Insassen im Gefängnis von 
Oberschöngrün durch den Gefängnisarzt Dr. Probst, an­
stelle diesen zu entlassen - denn Dr. Probst hatte zuvor in 
seiner Sprechstunde regelmäßig sterile Spritzen ohne 
Erlaubnis an Insassen abgegeben. Die offizielle Abgabe 
steriler Spritzen im Gefängnis nahm so als "medizinischer 
Ungehorsam" ihren Anfang14). 1994 folgte in den Anstalten 
von Hindelbank (Kanton Bern) das erste wissenschaftlich 
begleitete Präventionsprojekt mit, der Abgabe steriler Sprit­
zen via 1 :1-Austauschautomaten15). Mit den Projekten in 
den Gefängnissen von Realta (Kanton Graubünden) und 
Saxerriet (Kanton St. Gallen) gab es noch zwei weitere wis­
senschaftlich begleitete Spritzenabgabeprojekte in der 
Schweiz9),16). 1998 wurden die Gefängnisse Thorberg und 
Witzwil im Kanton Bern per Dekret durch die Polizei- und 
Militärdirektion verpflichtet, drogenabhängigen Insassen 
auf Verlangen sterile Spritzen zur Verfügung zu stellen. 
Basis hierfür bildeten die positiven Ergebnisse der Projekte 
in Hindelbank und Realta sowie ein Rechtsgutachten des 
Schweizerischen Bundesamtes für Justiz, welches die 
Frage der Verpflichtung von Vollzugsinstitutionen zur Ab­
gabe von sterilen Injektionsutensilien bejahteI?). 

Deutschland: 

Nach schweizerischem Vorbild wurden in Niedersachsen 
im April bzw. Juli 1996 in der JVA für Frauen in Vechta und 
in der JVA für Männer in Lingen/Abt. Groß Hesepe die ers­
ten Spritzenabgabeprojekte eingeführt18), (9). 1996 folgten 
Spritzenabgabeprojekte in einer Anstalt des offenen Vollzu­
ges in Hamburg20) und zwei in Berlin21 ) sowie zwei weitere 
in Hamburg2?). Alle Projekte wurden wissenschaftlich be­
gleitet. Unterschiede gab es vor allem in den Abgabemodi, 
konzeptionellen Zielsetzungen, praktischen Umsetzungen 
sowie dem Einbezug und der Rolle externer Gruppen23). 

Auf politischen Beschluss hin wurden die drei Hamburger 
Projekte im Frühjahr 2002, sowie die bei den niedersächsi­
schen Projekte am 1.6.2003 wieder eingestellt. 

Spanien: 

In Spanien bestehen zur Zeit in elf Gefängnissen Sprit­
zenaustauschprogramme, Das erste Pilotprojekt begann 
1997 auf Beschluss des baskischen Parlaments in der 
Nähe von Bilbao (Basauri). Ein zweites Projekt folgte 1998 
auf Weisung lokaler Instanzen in Pamplona. Nach der po­
sitiven Evaluation der beiden Pilotprogramme wurden neun 
weitere Projekte lanciert: zwei 1999, fünf im Jahr 2000 und 
zwei im Jahr 2001, Zwei weitere Spritzenabgabeprojekte 
sollen im Sommer 2002 eingeführt werden. Im Juni 2001 
erging eine Weisung des Generaldirektorats des spani­
schen Justizvollzugssystems, wonach alle 68 Anstalten su kzes­
sive Spritzenvergabeprojekte einführen müssen24). 

Moldawien: 

Die HIV-Krise in Osteuropa hat in diesem Land dazu ge­
führt, pragmatische Wege zu gehen. In zwei geschlossenen 
Gefängnissen in Moldawien existiert seit 1999 ein Spritzen­
vergabeprojekt, das die Spritzenvergabe über peers und 

" Einige der hier vorliegenden Daten wurden bereits in der "Suchttherapie" 3/Sept. 2002 
veröffentlicht. 

durch die medizinische Abteilung durchführt25), Im Dezem­
ber 1999 erlaubte das Justizministerium Spritzenvergabe­
projekte einzurichten, um auf die hohe HIV-Prävalenz in 
moldawischen Gefängnissen reagieren zu können. Das ers­
te Projekt wurde im Männervollzug in Branesti implemen­
tiert, es wurde mit Mitteln der George-Soros-Foundation 
(Open Society Institute - OSI) finanziert und von der exter­
nen Initiative "Gesundheitsreformen im Strafvollzug" in en­
ger Zusammenarbeit mit der medizinischen Abteilung des 
Gefängnisses realisiert. 

Trotz formaler Erlaubnis erwies sich die praktische Um­
setzung als schwierig. Die Abgabe von Nadeln und Spritzen 
durch den medizinischen Dienst führte zu Problemen bei 
den Bediensteten: Sie fürchteten, dass die Disziplin unter­
miniert werden könnte und dass die Insassen denken könn­
ten, das Projekt wäre eine Falle. 

Deshalb nutzten nur sehr wenige Gefangene das Pro­
gramm. Vor diesem Hintergrund entschied man sich dafür, 
durch bei den übrigen Gefangenen akzeptierte Gefangene 
Spritzen, Informationsmaterial, Kondome ausgeben zu las­
sen; dadurch erwies sich das Projekt als sehr erfolgreich 
(Laticevschi and Leorda 2001). Danach begann ein weite­
res Gefängnis mit der Spritzenabgabe im Jahre 2002, in ei­
nem weiteren Gefängnis wird sie vorbereitet (pers. Mittei­
lung Laticevscu 2003). 

Gesamtübersicht: 

In Tabelle 1 sind alle bisherigen Spritzenabgabeprojekte 
und die wichtigsten Details zu den Projekten aufgelistet. In 
der Schweiz, in Deutschland, Spanien und Moldawien wur­
den bis heute offiziell in insgesamt 38 Gefängnissen Sprit­
zen abgegeben. Außer in den drei Hamburger und in zwei 
niedersächsischen Anstalten blieb die Spritzenabgabe auch 
nach Abschluss des Modellversuches als festes Angebot 
bestehen, Wissenschaftliche Untersuchungen fanden in elf 
Gefängnissen statt (siehe Tabelle 2). 

Ergebnisse 
Von insgesamt elf Projekten liegen heute wissenschaft­

lich erhärtete Resultate der Spritzenabgabe vor (die Resul­
tate des wissenschaftlich begleiteten Projekts in Pamplona 
sind noch nicht veröffentlicht). Von besonderem Interesse 
waren in den meisten Projekten folgende Fragen: Steigt der 
Drogenkonsum an? Wird vermehrt intravenös konsumiert? 
Werden Spritzen missbräuchlich verwendet? Werden die 
Spritzen ordentlich entsorgt? Nimmt der Tausch von Sprit­
zen unter drogenabhängigen Insassen ab? Verändert sich 
die Prävalenz von HIV/AIDS und Hepatitis unter der Insas­
senpopulation? 

In Tabelle 2 sind die wichtigsten Kerngrößen im Zusam­
menhang mit den zentralen Fragen aus verschiedenen 
Forschungsprojekten nebeneinander dargestellt. Fazit: 
Keine der im Vorfeld verschiedener Projekte erhobenen 
Befürchtungen haben sich bisher bestätigt. Der Drogenkon­
sum stieg in keiner der untersuchten Anstalten an, In Hindei­
bank und Realta nahm er über die Zeit sogar signifikant ab. 
Auch der i.v.-Konsum stieg nirgendwo an, Es fand, mit we­
nigen Ausnahmen, auch kein Wechsel von weniger risiko­
beladenen Konsumformen zum i.v.-Konsum statt (verglei­
che hierzu exemplarisch Abb, 1). Es wurden auch, mit ganz 
wenigen Ausnahmen, keine Neueinsteiger in den Drogen­
konsum beobachtet, Spritzen werden von den Insassen 
zum Konsum von Drogen bezogen. Dies war in Hindelbank 
und Realta daran zu messen, dass der Bezug von Spritzen 
signifikant anstieg, wenn Drogen vermehrt in der Anstalt 



verfügbar waren. Der Bezug stieg auch nach der Auszah­
lung des monatlichen Pekuliums (Arbeitsgeld) an sowie un­
mittelbar nach dem Wochenende, wenn Drogen bekannter­
maßen vermehrt in die Anstalt gelangen. Die Akzeptanz der 
Spritzenabgabe durch die Insassen ist in unterschiedlichen 
Vergabeformen (Hand-zu-Hand oder Austauschautomat) 
nicht verschieden. Spritzentausch kam praktisch nicht mehr 
vor oder verharrte auf tiefem Niveau und reduziert auf 
Einzelfälle. Serokonversionen, d.h. neue HIV- oder Hepati­
tisinfektionen, ließen sich in den Anstalten mit entspre­
chender Untersuchung (Hindelbank, Vechta, Hamburg, 
Berlin) in den Beobachtungszeiträumen nicht nachweisen. 
Alle Projektresultate wurden aus den Publikationen zu den 
verschiedenen Projekten entnommen8). 19). 16),26),27),28),29). 

Diskussion 
Spritzenumtauschprojekte lassen sich,das haben die 

bisherigen Erfahrungen aufgezeigt, ohne große Störungen 
in den Arbeitsablauf einer Anstalt integrieren. Sie tangieren 
die Beziehungen zwischen Vollzugsbediensteten, drogen­
abhängigen und nicht-drogenabhängigen Gefangenen, in­
dem Drogenkonsum und Infektionsprophylaxe thematisiert 
werden. Das kann sich positiv auf das Konsumverhalten von 
Insassen auswirken. So konnte in Hindelbank mittels Multi­
varianzanalyse aufgezeigt werden, dass Insassinnen, die 
vor dem Gefängnis bereits Drogen konsumiert hatten, ver­
mehrt auf Drogenkonsum im Gefängnis verzichteten, je 
länger das Projekt bereits in Hindelbank verankert war 
(40% der Varianz des Drogenkonsums ließen sich so er­
klären; Beobachtungszeitraum zwei Jahre)30). Mit einer The­
matisierung von Infektionsrisiken verbunden ist oftmals ei­
ne Wahrnehmung inneranstaltlicher ,Infektionsrisiken für 
nicht-drogenabhängige Gefangene. 

Spritzenaustauschprojekte lassen Widersprüche im voll­
zuglichen Umgang mit Drogenkonsum deutlicher hervor­
treten. Die Auseinandersetzung hiermit vollzieht sich im 
Spannungsfeld zwischen Kontrollauftrag und gesundheits­
orientierten Hilfeleistungen. Begleitende Präventions- und 
Informationsangebote für die Bediensteten als auch für die 
Inhaftierten tragen zur Verankerung und zum Erfolg der 
Infektionsprophylaxe in den Anstaltsalltag bei. Idealerweise 
sind solche Angebote auf die jeweilige Zielgruppe zuge­
schnitten und somit möglichst lebensweltnah. Angebote ex­
terner Anbieter erscheinen dabei besonders sinnvoll, da 
diese glaubwürdiger sind, eindeutigere Botschaften vermit­
teln und mehr Verständnis für die Zielgruppe aufweisen. Auf 
diese Weise lassen sich auch Präventions- und Vollzugsauf­
gaben am einfachsten voneinander trennen. Werden Voll­
zugs-, Praventions- und gar Evaluationsaufgaben mitein­
ander vermischt (wie z.B. in Saxerriet versucht), muss mit 
erheblichen Widerständen von allen Beteiligten gerechnet 
werden, In Saxerriet musste so die Begleitevaluation we­
gen der Widerstände der Insassen und des Personals (Beden­
ken hinsichtlich zugesicherter Anonymität) bereits vor Ab­
lauf des Projekts beendet werden16). 

Inwieweit schadensbegrenzende Projekte unter Einbe­
zug der Abgabe von sterilen Spritzen von den Häftlingen 
akzeptiert werden, hängt wesentlich davon ab, in welchem 
Maße der Zugang zum Spritzenangebot von ihnen als ano­
nym wahrgenommen wird. Beim Spritzenumtausch Anony­
mität zu gewährleisten, ist im Gefängnis zwar schwierig, 
muss aber dennoch als überaus wichtiges Anliegen wahr­
genommen werden. Es bedarf klarer Spielregeln im Verlaufe 
eines Projekts, damit nicht Bedienstete Insassen, die Sprit­
zen beziehen, unmittelbar auf Drogen kontrollieren und 
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Insassen nicht als Reaktion darauf z.B. Automaten be­
schädigen und Spritzen in der Anstalt verstreuen (so pas­
siert im Gefängnis Vierlande in Hamburg)28). 

Die Bediensteten akzeptieren den Spritzen umtausch 
umso mehr, je besser ihnen die Projektziele vermittelt wer­
den, je mehr sie in Planungs- und Entscheidungsprozesse 
sowie in die Projektvorbereitung und Projektdurchführung 
einbezogen sind. Gelingt es, auch Gefangene in diesen 
Prozess einzubeziehen, z.B. Mitwirken von Insassen in ei­
ner Projektbegleitgruppe, kann die Akzeptanz potenziert 
werden. 

Der gemeinsame Gebrauch von Spritzen hat für dro­
genabhängige Inhaftierte heute keine rituelle Bedeutung 
mehr, sondern ist, dort wo Spritzentausch vorkommt, viel­
mehr die Folge des Mangels an sterilen Spritzen. Die 
Spritzenabgabe in den untersuchten Gefängnissen hat sich 
als wirksam dahingehend erwiesen, dass Spritzentausch 
nicht mehr oder nur noch in wenigen Einzelfällen vorkommt 
oder Spritzentausch auf ohnehin niedrigem Niveau ver­
bleibt. Die außerhalb von Gefängnissen gemachten Erfah­
rungen ließen sich somit, nicht unerwartet, auch innerhalb 
von Gefängnissen bestätigen. 

In allen Haftanstalten, in welchen diese Aspekte detail­
liert untersucht wurden, erwies sich der Kenntnisstand zur 
HIV-Infektion als erfreulich groß; über Hepatitisinfektionen 
und Hepatitisprophylaxe war der Wissensstand der Inhaf­
tierten (als auch der Bediensteten) äußerst niedrig. Es 
drängen sich demnach das Bewusstsein sensibilisierende 
Maßnahmen zur Prophylaxe von Hepatitisinfektionen im 
Strafvollzug auf, und zwar sowohl Insassen als auch Be­
dienstete betreffend. 

Angesichts der großen Verbreitung von Spritzenge­
brauch und Drogenkonsum in europäischen Gefängnis­
sen22) ist es aus schadensbegrenzenden Überlegungen in 
jeder Strafvollzugsanstalt notwendig, Infektionsrisiken und 
Schutzmöglichkeiten zu thematisieren, was nicht heißt, 
dass auch in jeder Anstalt unbedingt Spritzen ausgegeben 
oder Spritzenautomaten aufgestellt werden müssen. Wei­
che infektionsprophylaktischen Maßnahmen im Einzelnen 
zu ergreifen sind oder welche Form der Spritzenabgabe ge­
wählt wird (Handvergabe, Austauschautomat) hängt vom 
Bedarf, von den Anstaltsstrukturen, den räumlichen Bedin­
gungen der Anstalt und den personellen Kapazitäten sowie 
von der Drogengebrauchskultur der Gefangenen ab. So ist 
z.B. der intravenöse Opiatkonsum in Teilen Englands, vor 
allem aber in den Niederlanden traditionell weitaus weniger 
verbreitet als etwa das Sniefen oder das Rauchen, Demge­
mäß muss im Vollzug zuerst einmallnfektionsprophylaxe 
überhaupt diskutiert werden. Welche Antwort eine Anstalt 
wählt, hängt von dieser Diskussion und einer Bestandsauf­
nahme über Drogenkonsum, Risikoverhalten etc. ab. Wird 
eine Spritzenabgabe umgesetzt, dann müssen hohe Anfor­
derungen an deren reibungslosen Verlauf gestellt werden. 

Eine Checkliste, die alle bisherigen Erfahrungen im Vor" 
feld der Einführung eines Spritzenabgabeprojektes und 
während der Durchführung des Projektes aufnimmt und 
daraus resultierende Empfehlungen, Handlungsanweisun­
gen oder Hinweise auf mögliche Schwierigkeiten, aber 
auch auf optimale Voraussetzungen für zukünftige Projekte 
verfügbar macht, ist von großer Bedeutung für die dauer­
hafte Akzeptanz und Akzeptanzbereitschaft bei einer 
Einführung solcher Projektebeispielhafl: 31), 35). 

Zehn Jahre Spritzenabgabe im Strafvollzug - und die 
Frage bleibt unbeantwortet, wieso trotz der vielfaltigen po­
sitiven Erfahrungen aus verschiedenen Projekten die Sprit-
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zenabgabe in Strafvollzugseinrichtungen noch immer so 
umstritten ist und Spritzenabgabe bisher nur in vier eu­
ropäischen Ländern und auch dort nur in vereinzelten 
Institutionen zur Infektionsprophylaxe und Schadensbe­
grenzung im Zusammenhang mit dem Konsum von illega­
len Drogen eingeführt worden ist. Die Antwort dürfte nicht 
im rationalen Bereich zu finden sein, auch wenn die bishe­
rigen Projekte noch einige Fragen bezüglich der Machbar­
keil und Wirksamkeit der Spritzenabgabe z.B. in großen 
Gefängnissen, in Gefängnissen in nicht industrialisierten 
Ländern oder in Untersuchungsgefängnissen offen lassen. 
Grundsätzliche Erfahrungen und Erkenntnisse über Sprit­
zenabgabe im Gefängnis, die eine flächendeckende Einfüh­
rung dieser Maßnahmen rechtfertigen ließen, gibt es ja in 
der Zwischenzeit zur Genüge. Spritzenabgabe lässt sich 
nicht erzwingen. Übergreifende politische Entscheide und 
Unterstützung sind erforderlich, um der wirksamen Scha­
densbegrenzung im Strafvollzug zum nötigen Durchbruch 
zu verhelfen. Wie sehr allgemeine politische und nicht 
gesundheitspolitische Argumente die Diskussion beeinflus­
sen, das zeigt das jüngste Beispiel eines politischen Popu­
lismus in Hamburg: Die neue Mitte-Rechts-Koalition ver­
einbarte in ihrem Koalitionsvertrag vom 19.10.2001: "In den 
Strafvollzugsanstalten werden zukünftig keine Spritzen 
mehr ausgegeben. Den Süchtigen werden verstärkt aus­
stiegsorientierte Hilfen, z. B. verbesserte Therapiemöglich­
keiten, angeboten. Dies schließt eine kontrollierte Substitu­
tion unter medizinischer Aufsicht ein." Und dies nach 
durchaus erfolgreichen, mehr als fünf jährigen Bemühun­
gen, wirkungsvolle Modelle der Infektionsprophylaxe zu 
entwickeln, und dazu ohne zusätzliche Mittel für das neu 
anvisierte Kontrollkonzept bereitzustellen23). Eine ähnliche 
Entwicklung haben die Spritzenabgabeprojekte in Nieder­
sachsen genommen36}. Beide Projekte wurden von der 
neuen Justizministerin mit Verweisen auf nur noch zwei 
verbliebene Bundesländer (Berlin und Niedersachsen), 
rechtliche Bedenken, needle sharing und Sicherheitsrisi­
ken zum 1.6.2003 eingestellt. Was die Vorgänger (Weber 
und Pfeiffer) nicht schafften, ist der neuen CDU-Ministerin 
ohne weitere Diskussion oder Rücksprachen mit den An­
stalten gelungen. Und dies obendrein völlig überraschend: 
Aus fachlicher Sicht gab es keine Not - die Projekte verlie­
fen störungsfrei. Es war eine klassische politische Ent­
scheidung. 

Die einzigen Projekte (insgesamt fünf), die wieder abge­
schafft wurden, kommen aus Deutschland. Hier waren sie 
Spielball übergeordneter politischer Interessen. Nicht die 
Erkenntnisse wissenschaftlicher Begleitung, nicht die Er­
fahrungen aus der Praxis haben hier gewirkt, sondern poli­
tische Interessen, für die das Gefängnis und Gefangenen­
fürsorge ein populäres Terrain darstellt. 

Festzuhalten bleibt: Die Spritzenvergabe in den Haftan­
stalten muss von allen Beteiligten gewollt und akzeptiert 
werden (eben auch von der Politik). Diese Akzeptanz muss 
beständig erneuert werden, um eine Nachhaltigkeit solcher 
innovativen Präventionsmethoden zu erreichen. Erst vor 
dem Hintergrund dieser fachlichen und politischen Veranke­
rung kann eine Immunisierung gegenüber populistisch mo­
tivierten kurzatmigen Strategieveränderungen erreicht 
werden. 

Vielleicht ist die Entwicklung in Spanien, wo alle Gefäng­
nisse per Dekret oberster politischer I nstanz angewiesen 
worden sind, drogenabhängigen Gefangenen sterile Sprit­
zen zur Verfügung zu stellen, geeignet, eine Signalwirkung 
auch für andere Länder auszulösen. Solche Signale sind 

außerordentlich wichtig, denn die betreffenden Infektions­
krankheiten breiten sich schneller aus als ihnen heute mit 
geeigneten Maßnahmen begegnet wird. 
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Tab. 1: Spritzenvergabeprojekte in europäischen Gefängnissen (Schweiz, Deutschland, Spanieni), Moldawien) (X = eingestellt) 

Gefängnis Ort Größe Beginn! Geschlecht 
Vollzugsform Vergabeform 

Ausschluss-
Evaluation bzw_ Erw. gründe 

Oberschöngrün Solothum, 75 1992/nein m halboffen Handabgabe Schweiz 

Hindelbank Hindelbank, 110 1994/ja f geschlossen Automat Schweiz 

Champ Dollon Genf, 70 1996/nein m undf U-Haft Handabgabe 
Schweiz 

(X) Lingen I, Abt. Groß Hesepe, Substituierte; nicht 
228 1996/ja m geschlossen Handabgabe drogenabhängige 

Groß Hesepe Deutschland Gefangene 

Vechta, 
geschlossen Substituierte; nicht 

(X) Vechta Deutschland 239 1996/ja f und Automat drogenabhängige 
U-Haft Gefangene 

(X) Vierlande Hamburg, 319 1996/ja m offen Automat 
Deutschland Handabgabe 

Basauri Vizcaya, 250 1997f]a m halboffen -
Spanien 

Realta Graubünden, 100 1997/ja m halboffen Automat Schweiz 

Lehrter Strasse Berlin, 100 1998f]a m geschlossen Automat Deutschland 

Lichtenberg Berlin, 50 1998/ja f geschlossen Automat Deutschland 

Thorberg Krauchthai, 185 1998/nein m geschlossen Handabgabe Schweiz 

Witzwil Witzwil, 180 1998/nein m halboffen Handabgabe Schweiz 

Pamplona Spanien 200 1999/ja Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

Tenerife Spanien 1.300 1999f]a Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

San Sebastian Spanien 250 1999f]a Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

Ourense Spanien 380 1999/ja Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

(X) Am Hasen- Hamburg, 494 2000f]a m geschlossen Handabgabe berge Deutschland 
(X) Hannöver- Hamburg, 46 2000/ja f offen und Handabgabe 

sand Deutschland geschlossen 

Saxerriet Salez, 110 2000/ja m offen Automat Schweiz 
Handabgabe 

Branesti "No. 18" Moldawien 800 1999/nein m geschlossen durch peers und keine medizinischem 
Dienst 

geschlossen, Handabgabe 
Prison OS Cricova, 1.200 2002/nein m Ersttäter für du reh peers und 

"No. 4" Moldawien schwere Delikte medizinischem 
Dienst 

Lugo-Bonxe Spanien 320 2000/ja Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

Lugo-Monterroso Spanien 345 2000/ja Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

La Lama Spanien 720 2000/ja Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

Teixeiro Spanien 345 2000/ja Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

Nanclares Spanien 550 2000/- Erw. halboffen Handabgabe keine Bedienstete 

Villabona Spanien 1.050 2000/- Erw. halboffen Handabgabe drogenfreie 
Bedienstete Abteilung 

" Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Übersicht waren nur Daten von elf von insgesamt 27 Spritzen abgebenden spanischen Gefängnissen verfügbar. 
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Tab. 2: Übersicht über Ergebnisse wissenschaftlicher Evaluationen von Spritzenvergabeprojekten 

Gefängnis Drogen- i.v.-Konsum Missbrauch Spritzenent- Sraritzen- Prävalenz von 
konsum von Spritzen sorgung ausch HIVlHepatitis 

Am Hasenberge kein Anstieg kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert ohne Unter-
suchung 

Basauri kein Anstieg kein Anstieg nie unproblematisch keine ohne Unter-
Information suchung 

Hannöversand kein Anstieg kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert ohne Unter-
suchung 

Hindelbank Abnahme kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert kein Anstieg 

Lehrter Strasse kein Anstieg kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert kein AnstiegS) 

Lichtemberg kein Anstieg kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert kein Anstieg 

Lingen I kein Anslieg kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert kein Anstieg 

Realta Abnahme kein Anstieg nie unproblematisch Einzelfälle ohne Unter-
suchung 

Saxerriet keine Aussage1) keine Aussage1) nie unproblematisch keine Aussagel) ohne Unter-
suchung 

Vechta kein Anstieg kein Anstieg nie unproblematisch stark vermindert kein Anstieg 

Vierlande kein Anslieg kein Anstieg nJe2l unproblemalisch2) unverändert ohne Unter-
suchung 

') fehlende valide Daten aus dem Verlauf des Projekts 



Spritzenvergabe im Gefängnis 
- Erwiderung auf Stöver und Nelles 

Burkhard Hasenpusch und Mon/ca Sfeinhilper 

I. 
Niedersachsen hat 1996 - zu einer Zeit, als man noch von 

einer bedrohlichen Zunahme von HIV-Infektionen insbeson­
dere im Justizvollzug ausging - nach intensiven vollzugspoli­
tischen und strafrechtlichen Debatten und nach viel Über­
zeugungs- und Motivationsarbeit bei den Bediensteten den 
Spritzenaustausch in der zentralen Frauenanstalt des Landes 
und in einer Abteilung des geschlossenen Männervollzugs 
erprobt. Ziel, einziges Ziel, war die Infektionsprophylaxe, d.h. 
man hoffte, durch die Vergabe steriler Einweg-Spritzen HIV­
und Hepatitis-Infektionen verringern zu können. Da bis heu­
te ein infektionsprophylaktischer Effekt nicht nachgewiesen 
werden konnte, hat das Justizministerium beide Spritzenaus­
tauschprogramme zum 1. Juni 2003 eingestellt. 

11. 

Die niedersächsischen Erfahrungen stützen in folgenden 
Punkten Stövers und Nelles Behauptungen: 

- Weder in der Frauenanstalt noch in der Abteilung Groß­
Hesepe gab es Hinweise für einen ansteigenden Drogen­
konsum. 

- Neue HIV-Infektionen stellen weder in der Frauenanstalt 
noch in der Abteilung Groß-Hesepe ein Problem dar -
ebenso wenig wie in allen anderen niedersächsischen 
Justizvollzugseinrichtungen. Am 1. März 2003 waren von 
etwa 7.000 Gefangenen 38 (0,6 %) HIV-infiziert, davon 
drei (1,5 %) in der Frauenanstalt. 

Trotz anfänglicher Bedenken ließen sich die Spritzenaus­
tauschprogramme problemlos in den Arbeitsablauf der 
An-stalten integrieren. Störungen sind insoweit weder aus 
der Frauenanstalt noch aus der Abteilung Groß-Hesepe 
berichtet worden. 

Die Akzeptanz der Spritzenvergabe bei den Gefangenen 
hing nicht von der Vergabeform (von Hand zu Hand oder 
Austauschautomat) ab. Nach der Erprobungsphase hatte 
sich die Frauenanstalt für die Fortführung des Programms 
durch Automaten und die Abteilung GroB-Hesepe für die 
Fortführung durch Hand-zu-Hand-Vergabe ausgespro­
chen. 

- Ein Missbrauch von Spritzen als Waffen ist nicht vorge­
kommen - eine immer wieder von den Berufsverbänden 
vorgebrachte Besorgnis. 

In der Bewertung der nach unserem Verständnis allein 
entscheidenden Frage der Inspektionsprophylaxe allerdings 
stützen die niedersächsischen Erkenntnisse Stövers und 
Nelles Thesen nicht: 

- Nach den Ergebnissen einer internen Erhebung ist das 
Risiko von Gefangenen, sich in einer Anstalt ohne Sprit­
zenvergabe im Laufe eines Jahres mit Hepatitis C zu infi­
zieren, geringer als in einer Anstalt mit Spritzenvergabe. 
Während sich in der Justizvollzugsanstalt Uelzen inner­
halb eines Jahres zwei Gefangene von 80 Untersuchten 
mit Hepatitis C infizierten (und zwar nach Ihren eigenen 
Angaben außerhalb der Anstalt), wurden in der Abteilung 
Groß-Hesepe bei 71 Untersuchten in sechs Monaten fünf 
Infektionen mit Hepatitis C festgestellt. 

- Aus Erhebungen zum Gesundheitsstatus neu aufge­
nommener Gefangener wissen wir, dass sich Gefangene in 
den seltensten Fällen HIV- und Hepatitis-Infektionen während 
des Vollzuges holen; sie kommen bereits infiziert in den 
Vollzug - und dies, obwohl sie draußen ungehindert Zugang 
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zu sterilen Spritzen haben. Diese Erkenntnis wird gestützt 
durch Untersuchungen des Instituts für Rechtsmedizin der 
Universität Hamburg und des Instituts für Gerichtsmedizin der 
Univer:sität Basel. Die w~n~g~n drogenabhängigen Gefange­
nen, die Sich noch nicht InfiZiert haben, dürften draußen eher 
risikobewusst konsumieren und im Vollzug entweder auf 
den Drogenkonsum verzichten oder weiterhin Infektionsrisiken 
zu vermeiden suchen. Neue Infektionen solcher Gefan­
gener im Vollzug sind seltene Ereignisse. 

- Wenn auch die Spritzenvergabe nicht - wie zuvor von 
Kritikern befürchtet - den Einstieg in eine Drogenkarriere 
im Vollzug erleichtert, hat sie aber in Hamburg bei einem 
Viertel der befragten Gefangenen, die früher Heroin 
geschnupft oder geraucht hatten oder die mit einer unste­
rilen Nadel nicht gespritzt hätten, den Umstieg in den 
intravenösen Konsum erleichtert - ein eindeutig kontra­
produktives Ergebnis. Hinweise für Verführungen latent 
Drogenabhängiger durch sterile Spritzen haben wir aus 
Berichten des medizinischen Referenten über ärztliche 
Sprechstunden in der Justizvollzugsanstalt für Frauen. 
Diese Erkenntnisse stehen im Widerspruch zu Stövers 
und NeliesAnnahmen, dass kein Wechsel von weniger ri­
slkobeladenen Konsumformen zum intravenösen Kon­
sum beobachtet werde. 

Die Feststellung, dass der gemeinsame Gebrauch von 
Spritzen lediglich die Folge des Mangels an sterilen Sprit­
zen sei, kann durch unsere Erfahrungen ebenfalls nicht 
bestätigt werden. Im Gegenteil: Obwohl in der Frauenan­
stalt durch den Austauschautomaten ein anonymer und 
ungehinderter Zugang zu sterilen Spritzen möglich war, 
wurde auch hier Needle-Sharing beobachtet. Zur Illustra­
tion drei Zitate aus Protokollen einer anstaltsinternen 
Arbeitsgruppe: 

"Frau A. ist HIV-positiv, was sie aber diskret verbirgt und 
wird substituiert. Neben zwei sexuellen Beziehungen zu Mit­
inhaftierten nimmt sie auch an einer gemeinsamen Spritzen­
benutzung mit zwei (ebenfalls substituierten Frauen) teil. 
Gott sei Dank nimmt sie die Spritze als letzte Person." 

"Die jugendliche Frau O. ist HIV-positiv, weiß dies aber bis 
Anfang dieses Jahres nicht. Im Spätherbst teilte sie eine 
Spritze mit einer Mitinhaftierten, die aus Angst vor Nachteilen 
nicht am Spritzenaustausch offiziell partizipieren wollte." 

"Die Frau lieh sich eine Spritze von ihrer Zellennachbarin 
die, nach eigenen Angaben für sie nicht bekannt, HIV-poSiti~ 
1St. l\Jachdem sie im Nachhinein erfahren hatte, dass bei ih­
rer Mitinhaftierten eine HIV-Infektion vorliegt (von dieser 
selbst), so bat sie um eine Blutuntersuchung, die nach ihren 
Angaben (Gott sei Dank) negativ bezüglich einer Infektion 
ausfiel." 

111. 

. Obwohl die Praxiserfahrungen und die Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Begleitforschung allen übrigen Anstalten 
de~ Landes bekannt sind (oder vielleicht deshalb?), hat sich 
keme andere Anstalt interessiert gezeigt, sterile Einweg­
Spritzen auszuhändigen. Der Umgang mit drogenabhängi­
gen Gefangenen war in diesen Anstalten nicht schwieriger, 
erfolgloser oder gefährlicher als er in der Frauenanstalt und 
in der Abteilung Groß-Hesepe war. 

Da in der Diskussion nach Beendigung des Spritzenpro­
gramms von eifrigen Anhängern medienwirksam die Befürch­
tung geäußert wird, Bedienstete müssten nunmehr wieder 
Gefahr laufen, sich an infizierten Stationspumpen zu verlet­
zen, soll diese Erwiderung mit folgender Feststellung schlie­
ßen: Während im Niedersächsischen Justizministerium aus 
de~ I~tzten ~eh.~ Jahren aus über 50 Vollzugseinrichtungen 
lediglich zwei Falle bekannt wurden, bei denen sich Bediens­
tete an versteckten unerlaubten Spritzen verletzten (bei einer 
Haftraumkontrolle und beim Fassen in eine Mülltüte außer­
halb des Haftraums), sind allein aus der Frauenanstalt 
wenigstens zwei Fälle bekannt geworden, bei denen sich Be­
dienstete an verbrauchten "legalen" Spritzen verletzten. Gott 
sei Dank haben sie sich nicht infiziert! 
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Jugendliche Straftäter in deut­
schen, griechischen und nieder­
ländischen Strafanstalten 
- Ergebnisse einer mündlichen Befragung 
von Jugendlichen in drei europäischen Län­
dern 

Angelika Pitsela//rene Sage/-Grande 

1. Einleitung 
Bei der darzustellenden Untersuchung handelt es sich um 

das Leonardo da Vinci Projekt "Orestis", das unter griechi­
scher Leitung in Deutschland, Griechenland und den Nieder­
landen durchgeführt wurde1). Ziel der Untersuchung war es, 
die Bedürfnisse jugendlicher Delinquenten im Hinblick auf 
die Berufsausbildung zu erforschen2l , um festzustellen, wei­
che Ausbildungsmethoden für diese Jugendlichen geeignet 
sind, insbesondere um die Frage zu klären, ob computerun­
terstütztes Lernen Erfolg versprichP). Zu diesem Zwecke wurde 
in Thessaloniki ein Ausbildungsprogramm zum Thema "Ar­
beiten in einem Fotokopierladen" entwickelt, das anschlie­
ßend ins Deutsche und Niederländische übersetzt wurde. 
Die CD-ROM wurde danach mit jugendlichen Straftätern in 
Deutschland, Griechenland und in den Niederlanden getes­
tet. Im Folgenden soll es nicht um das entwickelte Lernpro­
gramm gehen, es sollen vielmehr die wichtigsten Ergebnisse 
einer Befragung von jungen Gefangenen im Ländervergleich 
dargestellt werden. 

Der in Griechenland ausgearbeitete Fragebogen bezieht 
sich auf acht Themenbereiche und umfasst 1 00 (geschlos­
sene und seltener offene) Fragen. Folgende Themenbereiche 
wurden im Einzelnen erforscht: Biographische Daten, Schul­
bildung, berufliche Ausbildung bzw. Berufsausbildung im 
Gefängnis, Arbeitserfahrung, Berufswünsche und Berufser­
wartungen, Angaben zur Strafe, Freizeitgestaltung bzw. Frei­
zeitgestaltung im Gefängnis, Bedarf an psychologischer und 
sonstiger Unterstützung während der Haft und nach der 
Entlassung. In Deutschland und in den Niederlanden wurden 
jeweils insgesamt 54 und in Griechenland 100 inhaftierte 
Jugendliche in den Jahren 1997 und 1998 mündlich befragt. 
Die Befragung fand in Deutschland in der Bremer Jugend­
strafanstalt "Blockland-Oslebshausen" statt, in den Nieder­
landen im Forensisch-Orthopädagogischen Zentrum "de 
Kolkemate" in Zutphen4) und in Griechenland in zwei Einrich­
tungen des geschlossenen Vollzugs für männliche Jugend­
liche, in Korydallos bei Athen und in Kassaweteia bei Volos. 
In Deutschland und in den Niederlanden wurden beinahe al­
le Insassen in den untersuchten Einrichtungen befragt. In 
Griechenland haben in der einer Jugendstrafanstalt aufgrund 
eines Ausbruchsversuchs alle Insassen albanischer Staats­
angehörigkeit nicht an der Befragung teilgenommen, wäh­
rend in der anderen Jugendstrafanstalt die Auswahl der 
Befragten nach dem ,snow-ball-system' erfolgte. Die Teil­
nahme an der Befragung war freiwillig und die Anonymität 
wurde zugesichert. Trotz der Länge des Fragebogens unter­
brach keiner der Befragten das I nterview. Es ist jedoch be­
dauerlich, dass die Antworten auf eine Reihe von Fragen feh­
len. 

Im Folgenden geht es um die Ergebnisse der Befragun­
gen, die vorab im wesentlichen vier Bereiche klären sollten: 
1. Biographische Daten, Delikte und Strafen, 
2. Schul- und Berufsausbildungsniveau, 
3. Freizeitgestaltung sowie 
4. Art und Umfang der von den Jugendlichen benötigten 

und ihnen gebotenen Hilfsangebote aus der Sicht der Jugend­
lichen. 

2. Die biographischen Daten 
Alle befragten Jugendlichen waren männlichen Ge­

schlechts. Im Hinblick auf das Alter der Probanden ergaben 
sich erhebliche Unterschiede: Während das Durchschnitts­
alter in den Niederlanden 15,7 Jahre betrug, lag es in 
Deutschland bei 18,6 und in Griechenland bei 19,4 Jahren. 
Der große Altersunterschied zwischen den Probanden in den 
drei Ländern ist darauf zurückzuführen, dass in Griechenland 
die beiden damals vorhandenen Jugendstrafanstalten an 
dem Projekt teilnahmen, in Bremen die Untersuchung in der 
einzigen Jugendanstalt des Landes durchgeführt werden 
musste und in den Niederlanden das damals noch in dieser 
Hinsicht zuständige Justizministerium eine Anstalt für das 
Projekt auswählte, in die jeweils relativ junge Personen ein­
gewiesen werden. Jüngere Altersjahrgänge sind äußerst 
selten im griechischen und deutschen Jugendstrafvollzug 
anzutreffen5). Die meisten Insassen gehören der Heranwach­
sendenaltersgruppe an6). Es ließ sich feststellen, dass in 
Griechenland und in Deutschland 67% der Befragten zu der 
Gruppe der Heranwachsenden (18-21 Jahre) zählten, wäh­
rend das in den Niederlanden nur 13% waren. Dieser Unter­
schied ist jedoch keineswegs symptomatiSCh, sondern vor 
allem zufällig. Er hängt damit zusammen, dass die Unter­
suchung in den Niederlanden in einer Jugendstrafan­
stalt durchgeführt wurde, in der überdurchschnittlich junge 
jugendliche Straftäter einsitzen und sich auch Jugendliche 
aufhalten, die nicht aufgrund der Begehung einer Straftat ein­
gewiesen wurden, sondern aus anderen Gründen auf zivil­
rechtlichem Wege. Im Hinblick auf den Ländervergleich ist es 
jedoch wichtig, den relativ großen Altersunterschied der 
Probanden in den drei Ländern stets zu beachten. 

Besonders signifikant waren auch die Unterschiede im 
Hinblick auf die Ein-Elternteil-Familien: 18% der Familien der 
Jugendlichen bestanden in den Niederlanden aus einem 
Elternteil, in Deutschland waren das 20% und in Griechen­
land 39%. In Griechenland kamen also fast doppelt so viele 
Jugendliche aus strukturell unvollständigen Familien (Ein­
Elternteil-Familie) wie in den beiden anderen Ländern. Bei 
den Gründen für die Unvollständigkeit der Familie lag die 
Scheidung der Eltern an erster Stelle, mit Abstand gefolgt 
vom Tod eines Elternteils. Es ließ sich ferner feststellen, dass 
Heimerziehung in der frühen Kindheit in allen drei Ländern 
unter den Probanden kaum vorkam. 

Die Berufstätigkeit der Mütter liegt in Griechenland und in 
den Niederlanden bei 49% und 48%, in Deutschland bei 
33%, während der Vater bei 66% der Befragten in Griechen­
land, 59% in Deutschland und 57% in den Niederlanden ar­
beitete. Die finanzielle Situation der Familie wird von 32% der 
Probanden in Griechenland, aber von 9% der Probanden in 
Deutschland und nur 4% der Probanden in den Niederlanden 
als schlecht bzw. sehr schlecht bezeichnet. Als gut bzw. sehr 
gut bezeichneten 24% der Gefangenen in Griechenland, 
43% in Deutschland und 52% in den Niederlanden die finan­
zielle Situation ihrer Familien. Somit ist die Befragtengruppe 
in Griechenland verglichen mit derjenigen in Deutschland 



und den Niederlanden häufiger in einer finanziell defizitären 
Lage. Es haben sich keine Anzeichen dafür ergeben, dass 
die Antworten der Probanden insofern nicht zuverlässig wa­
ren. Allerdings dürften vor allem die relativ jungen niederlän­
dischen Delinquenten keinen objektiven Einblick in die finan­
ziellen Verhältnisse der Eltern, etwa in die Höhe ihrer Einkünfte 
oder den Umfang ihrer Schulden, haben, aber offensichtlich 
mangelte es ihnen persönlich in materieller Hinsicht an 
nichts. Tatsächlich leben in Deutschland 6% und in den Nie­
derlanden 7''/0 der Bevölkerung unter der relativen Ar­
mutsgrenze und 12% in Deutschland sowie 14% in den 
Niederlanden unter der absoluten Armutsgrenze. In Grie­
chenland lebt dagegen gut ein Fünftel der Bevölkerung unter 
der Armutsgrenze. 

Die meisten Jugendlichen waren ledig, 98% in den 
Niederlanden, 88% in Griechenland und 87% in Deutschland. 
Diese nationalen Unterschiede hängen sicher mit den 
Altersunterschieden zusammen. Mit dem Altersunterschied 
hängt sicher auch zusammen, dass nur 6% der niederländi­
schen Probanden vor der Inhaftierung selbstständig wohn­
ten, während 26% der deutschen Straftäter eine eigene 
Wohnung hatten. In Griechenland wohnten dagegen nur 8% 
der Befragten alleine. Die Ursachen hierfür dürften in den 
noch traditionsgebundeneren Familienverhältnissen zu su­
chen sein. 

Die Ergebnisse hinsichtlich der Nationalität der Jugend­
lichen zeigten, dass in Bremen 50% der Insassen deutsche 
Staatsbürger und in den beiden griechischen Gefängnissen 
63'% Griechen waren. In "da Kolkemate" besaßen 85% der 
Jugendlichen die niederländische Nationalität. Da in den 
Niederlanden viele ethnische Minderheiten auch die nieder­
ländische Nationalität besitzen, ist dieses Ergebnis im Hin­
blick auf die ethnische Herkunft wenig aussagekräftig. Allge­
mein befinden sich in den niederländischen VOllzugsanstalten 
aber ca. 50% Ausländer. 1998 hatten 47% aller in den nie­
derländischen Strafanstalten Inhaftierten die niederländische 
Staatsangehörigkeit. In Bezug auf den Geburtsort gaben 
58% der Befragten in Griechenland, 65% in Deutschland und 
72% der Befragten in den Niederlanden jeweils das Land an, 
in dem die Befragung stattfand. Somit wurden 28% der 
Befragten in den Niederlanden, 35% in Deutschland und 
42% der Befragten in Griechen land außerhalb des jeweiligen 
Staatsgebiets, wo sie inhaftiert sind, geboren. Demnach wur­
den die Befragten in Griechenland im Vergleich zu Deutsch­
land und vor allem den Niederlanden häufiger außerhalb des 
jeweiligen Staatsgebiets geboren. Der größte Teil der Aus­
länder sind in Bremen Türken und in Griechenland Albaner. 
In "de Kolkemate" waren die am häufigsten vertretenen Aus­
ländergruppen die der Türken und Araber mit zusammen 
18,5%7). 

61 % der "de Kolkemate"-Jungen hatten Niederländisch 
als Muttersprache. Vergleichen wir dieses mit dem 
Resultat der Frage nach der Nationalität, so sich, 
dass nicht alle Jungen mit niederländischer Nationalität auch 
Niederländisch als Muttersprache haben: 82,5"/0 hatten die 
niederländische Nationalität und nur 61 % Niederländisch als 
Muttersprache. Auch in Griechenland und in Deutschland 
zeigte sich ein ähnliches Bild, obwohl die Anteile hier weni­
ger weit auseinander lagen. Der Abstand der Natio­
nalität und der Muttersprache war in den Niederlanden am 
größten. 

Die Frage nach der Religionszugehörigkeit beantworteten 
in den Niederlanden 42,6% der Probanden. Von ihnen be­
zeichneten sich 56,5% als Christen, 34,8"/0 als Moslems und 
8,7% als Hindus. In Deutschland nannten 79,6% der 
Jugendlichen eine Religionszugehörigkeit. Von ihnen be-
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kannten sich 48,8% zum christlichen Glauben und 51,2<>/0 
zum Islam. In Griechenland wurde die Frage von allen 
Probanden beantwortet. 70% bezeichneten sich als Christen, 
d.h. zur griechisch orthodoxen Kirche gehörig, 23% als 
Moslems - das entspricht dem relativ hohen Anteil der 
Albaner in den griechischen Gefängnissen - und 7% als ei­
ner anderen Religion zugehörig. Das Ergebnis ist interes­
sant. Es zeigt die Unterschiede in der Bedeutung der 
Religionen in den drei Ländern einerseits und den wachsen­
den Anteil der Moslems auch unter den Strafgefangenen in 
den drei Ländern der EU andererseits: In Deutschland 
(Bremen) 40,8%, in Griechenland 23% und in den Nieder­
landen 14,8%, wobei dieser Anteil im Verhältnis zu der ge­
samten niederländischen Gefangenenpopulation relativ nied­
rig ist. Beachtlich ist auch die Tatsache, dass die Frage nach 
der Religionszugehörigkeit in den Niederlanden von signifi­
kant viel weniger Jugendlichen beantwortet wurde als in den 
beiden anderen Ländern. 

In der Untersuchung wurde die Tatsache bestätigt, dass 
Täter auch oft Opfer von Straftaten sind. In Deutschland er­
klärten 50% des Sampies, selbst Opfer einer Straftat gewe­
'sen zu sein, in Griechenland waren das 41% und in den 
Niederlanden, wahrscheinlich unter anderem, weil es sich 
hier um viel jüngere Jugendliche handelt, "nur" 31"/0. Die 
Frage wurde übrigens in den drei Ländern von der überwie­
genden Mehrheit beantwortet. Als Delikte, denen man zum 
Opfer fiel, wurden an erster Stelle Körperverletzungen 
(Schläge) und danach Vermögensdelikte genannt. Auf die 
Frage, wer die Täter gewesen seien, antworteten in Grie­
chenland bemerkenswerterweise 55<>/0 mit "die Polizei". 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der relativ 
hohe Ausländeranleil unter den Probanden auffällt. Ferner 
ergab sich, dass auch der Anteil der strukturell unvollständi­
gen Familien hoch ist. In Griechenland war zudem die 
schwache wirtschaftliche Position der Familien der Probanden 
signifikant die sicher mit dem relativ hohen Anteil der Ein­
Eltern Familie zusammenhängt. Dass der Anteil der Straf­
täter, der selbst Opfer einer oder mehrerer Straftaten war, 
recht groß ist, wurde von der hier besprochenen Unter­
suchung bestätigt 

3. Schulische und berufliche Ausbildung 
Zunächst kann festgestellt werden, dass die Fragen zur 

Ausbildung von den Jugendlichen nur unvollständig beant­
wortet wurden. Das hängt wohl damit zusammen, dass man 
zu diesem Thema nicht so viel zu sagen hat, weil man sich 
nicht gern an die Schulzeit erinnert, die mit einer Reihe von 
Fehlschlägen verbunden war und oft mit einem völligen 
Scheitern endete. 

In den Niederlanden hatten 94% der Jungen nach eigener 
Aussage einen Grundschulabschluss. TatSächlich dürften sie 
aber die Grundschule meist ohne offiziellen AbSChluss ver­
lassen haben, denn bei der Frage, welche Probleme sie 
nach der Haft zu bewältigen hätten, nannten 35% den feh­
lenden Grundschulabschluss! In Griechenland waren das 
74%, in Deutschland hatten viele die Hauptschule nach der 
Regel-schulzeit ohne Abschlusszeugnis verlassen und nur 
16% mit einem solchen. 

In Deutschland und in den Niederlanden hatte nur ca. ein 
Drittel der Jungen mit einer Berufsausbildung angefangen. 
Angesichts des Altersunterschiedes zwischen den deutschen 
und den niederländischen Jungen ist das Bremer Ergebnis 
insofern signifikant negativer zu bewerten als das Resultat 
der Jungen in Zutphen. In Griechenland waren 67% der 
Jugendlichen, wie in Deutschland, zwischen 18 und 21 Jahre 
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alt und hatte nur ein Sechstel mit einer Berufsausbildung an­
gefangen. Diese Ergebnisse stimmen mit den Resultaten 
früherer Studien überein: Die meisten Straftäter haben eine 
abgebrochene Schulausbildung, die einen Übergang in die 
Berufsausbildung zwar nicht grundsätzlich ausschließt, aber 
auch nicht gerade einfach macht. Nach einer gewissen 
Auffrischung und Ergänzung des Grundwissens kann aber 
meist mit der Berufsausbildung angefangen werden. Es ist 
wichtig, dass die Zeit im Vollzug für diese Weichenstellung 
hin zur Berufsausbildung genutzt wird, weil die Jugendlichen 
sich in dieser Zeit mit Hilfe von Fachleuten voll auf ihre 
Ausbildung konzentrieren können, weil sie nicht abgelenkt 
werden und sich auch dem Training und den Lernprogram­
men weniger leicht entziehen können. Mit der Ausbildung 
wird auch der Spezialprävention genüge getan, denn die 
Berufstätigkeit ist bekanntlich einer der Faktoren, der der 
Rückfälligkeit besonders effektiv vorbeugt. In diesem Zusam­
menhang sei auch auf den Grundsatz 64 im vierten Teil der 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätze hingewiesen81 . Dort 
heißt es: "Die Freiheitsstrafe ist allein durch den Entzug der 
Freiheit eine Strafe an sich. Deshalb dürfen die Haftbedin­
gungen und Vollzugsformen die damit zwangsläufi!:l verbun­
denen Leiden nicht verstärken, es sei denn, die Aufrechter­
haltung der Disziplin oder eine gerechtfertigte Absonderung 
erfordern dies." In Grundsatz 65 wird unter d) dann weiter 
ausgeführt, dass alles daran zu setzen ist, dass der Vollzug 
so gestaltet und durchgeführt wird, dass den Gefangenen die 
Möglichkeit geboten wird, ihre Kenntnisse und Fähigkeiten 
zu entwickeln um dadurch ihre Chancen auf eine (Wieder-) 
Eingliederung in die Gesellschaft nach ihrer Entlassung zu 
verbessern. 

Interessant ist auch, dass in den Niederlanden fast alle 
Jungen (98%) mit dem Computer umgehen konnten. Das ist 
sicher mit darauf zurückzuführen, dass in der untersuchten 
Anstalt wie in vielen modernen (relativ neuen) niederländi­
schen Strafanstalten unter Einsatz von Computern unter­
richtet wird. In Deutschland gaben 66% der Jugendlichen an, 
Erfahrungen mit dem Computer zu haben, in Griechenland 
waren das dagegen nur 31%. Das Ergebnis aus "de Kolke­
mate" dürfte dem niederländischen Landesdurchschnitt nicht 
ganz entsprechen. Der Einsatz von Computern sollte in allen 
Strafanstalten gefördert werden, weil der Computer heute 
überall auf dem Arbeitsmarkt eine wesentliche Rolle spielt. 
Ohne Computerkenntnisse geht heute nichts mehr. Ein wei­
terer und nicht weniger wichtiger Grund für den verstärkten 
Einsatz des Computers in den Strafanstalten ist aber auch 
die Tatsache, dass vor allem junge Delinquenten dann un­
geheuer stimuliert werden, wenn sie am Computer arbeiten 
dürfen. Der Computer verleiht Status, gibt das Gefühl, Teil 
der modernen Gesellschaft zu sein, kann möglicherweise 
sogar Bindungen an diese Computergesellschaft entstehen 
lassen und suggeriert Zukunftsperspektiven. Beim Testen 
der im Rahmen des Orestis Projekts entwickelten CD-ROM 
"Arbeiten in einem Copy-Shop" konnten diese positiven 
Einflüsse, die vom Computer ausgehen, in den Strafanstal­
ten sehr deutlich festgestellt werden. Man sollte sie verstärkt 
nutzen. 

Fast alle Jugendlichen hatten bereits irgendwie wiede­
rum abhängig vom Alter - Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt 
gesammelt. Dabei handelte es sich jedoch häufig um kurze 
Beschäftigungen. Eine abgeschlossene Berufsausbildung 
hatte keiner der niederländischen Jungen. Angesichts des 
Alters dieser Jungen ist das verständlich. Obwohl in Deutsch­
land und Griechenland jeweils 67% der Häftlinge bereits zwi­
schen 18 und 21 Jahre alt waren, hatten nur 10% der 
Befragten in Deutschland und 25% in Griechenland einen 
Berufsabschluss. 

4. Die Delikte und die Sanktionen 
Zu diesem Bereich liegen Daten aus Griechenland und 

den Niederlanden vor. In Bremen wurden diese Daten nicht 
erhoben, weil eine entsprechende Frage irn gemeinsamen 
Projektplan nicht vorgesehen war. Allerdings wurden die 
Delikte in den Niederlanden den Akten entnommen, während 
sie in Griechenland erfragt wurden. Beide Ergebnisse brach­
ten keine vom bereits Bekannten abweichenden Resultate. 

Die Vermögensdelikte lagen in Griechenland bei den 
Ersttätern an erster Stelle, mit deutlichem Abstand gefolgt 
von den Drogendelikten und den Straftaten gegen das 
Leben mit einem relativ hohen Anteil. In den Niederlanden 
standen die Vermögensdelikte mit 61% an erster Stelle, ge­
folgt von den Körperverletzungen mit 14%, Vergewaltigungen 
mit 8% und Brandstiftungen mit ebenfalls 8%. Bei über zwei 
Dritteln der Straftaten war Gewalt mit im Spiel, und zwar bei 
den Vermögensdelikten wie auch bei den Sexualdelikten. 

Hinsichtlich des Freiheitsentzugs ließen sich insofern 
Unterschiede feststellen, als im griechischen Strafvollzug 
annähernd die Hälfte der Probanden in Untersuchungshaft 
war, während an allen Straftätern in Deutschland die ver­
hängten Freiheitsstrafen vollzogen wurden und die Gründe 
für den Freiheitsentzug in den Niederlanden recht unter­
schiedlich waren: An 16% der Jugendlichen wurde eine Ju­
gendstrafe vollzogen, 14% waren in Untersuchungshaft, an 
23% wurde eine Ersatzfreiheitsstrafe (nach einer alternativen 
Strafe) oder die zunächst zur Bewährung ausgesetzte Strafe 
vollzogen, 27% waren im Maßregelvollzug und 20,5% hatte 
der Zivilrichter eingewiesen. Etwa ein Fünftel der niederlän­
dischen Probanden war also nicht aufgrund der Begehung 
einer Straftat im Vollzug. 

Schadenersatz spielt im Verhältnis Täter und Opfer in 
Griechenland keine Rolle. Nur zwei Jugendliche hatten dort 
den von ihnen verursachten Schaden wieder gutgemacht. In 
Deutschland gaben 21,2% der Jugendlichen, welche die 
Frage beantwortet hatten (16,6% des Sampies), an, Scha­
denersatz geleistet zu haben; in den Niederlanden waren 
dies 41 % der Respondenten bzw. 39% des Sampies. In 
Griechenland hielten die Befragten Schadenersatz auch 
überwiegend für nicht notwendig, denn sie sahen ihren 
Freiheitsentzug als eine Art der Schadenswiedergutmachung 
an. In den Niederlanden waren dagegen 50% der Befragten 
der Ansicht, dass es notwendig sei, den Schaden zu erset­
zen. In Deutschland wurde die Frage nur von 16,6% aller Be­
fragten beantwortet. Im Vergleich der drei Länder zeigt sich, 
dass die niederländische Kriminalpolitik, die dem Opfer von 
Straftaten bereits vor einigen Dezennien einen prominenten 
Platz im Strafrechtssystem einräumte, durchaus erfolgreich 
war und die Situation des Verbrechensopfers verbessert hat. 

5. Urteile der Jugendlichen über das Jugend­
kriminalrechtssystem 

Die Richter wurden in Griechenland signifikant negativer 
beurteilt als in den anderen Ländern. 50% der Befragten 
machten insofern keine Aussage. Der Staatsanwalt wurde 
dagegen von den Jungen in den Niederlanden, soweit sie 
antworteten, überwiegend (zu 75,5%, in Griechenland zu 
52%) als "nicht verständnisvoll" bezeichnet. Mit dem Verteidi­
ger waren in Griechenland nur 27% der Jugendlichen zufrie­
den, während in den Niederlanden 70% und in Deutschland 
78% der Jugendlichen, die antworteten, positiv urteilten. Die 
Erfahrungen der Jugendlichen mit der Jugendgerichtshilfe 
waren in den drei Ländern ähnlich. Etwa die Hälfte der 
Jugendlichen war mit der Behandlung, die ihr zuteil wurde, 



zufrieden. Das dürfte deutlich machen, dass hier noch 
Defizite liegen, die Beachtung finden sollten. Es ist gut mög­
lich, dass diesen Problemen personelle Unterbesetzungen 
zugrunde liegen. 

6. Die empirische Untersuchung zur Freizeit­
gestaltung der Jugendlichen 

Bei der Freizeitgestaltung im Gefängnis steht Fernsehen 
an erster Stelle, und zwar mit 61 % in den Niederlanden, 58% 
in Griechenland und 44% in Deutschland9). An zweiter Stelle 
steht Sport: 21 % in Griechenland, 20% in den Niederlanden 
und 17% in Deutschland. Alle anderen Aktivitäten spielen ins­
gesamt eine untergeordnete Rolle. Aus diesen Ergebnissen 
lässt sich schließen, dass von guten Fernsehprogrammen, 
die sowohl intellektuell als auch emotional etwas zu bieten 
haben und für Probleme, mit denen die jungen Menschen 
häufig konfrontiert werden, Lösungen aufzeigen, eine positi­
ve Beeinflussung ausgehen kann. Das Interesse am Fernse­
hen dürfte aber auch teilweise auf Computerspiele und vor 
allem Computerlernprogramme umgeleitet werden können, 
damit die erforderlichen Lernprozesse unterstützt werden. 
Massenmedien sind als Sozialisationsfaktor anerkannt und 
dort, wo aufgrund der Umstände die primären Sozialisations­
faktoren durch den Freiheitsentzug weitgehend ausgeschal­
tet sind, kommt ihnen besondere Bedeutung zu lO). An dritter 
Stelle standen bei der Freizeitgestaltung in den Niederlanden 
die Computerspiele, in Griechenland das Zusammensein mit 
Mitgefangenen und in Deutschland das Lesen und Musik 
hören. Musik hören alle Jugendlichen gern. Auffällig ist, dass 
in Griechenland signifikant weniger gelesen wird als in den 
anderen beiden Ländern: 37% in den Niederlanden, 33% in 
Deutschland und 13% in Griechenland11 ). 

Wenn man die drei Länder vergleicht, so lässt sich fest­
.stellen, dass für die Jugendlichen in Griechenland vor allem 
die Gesellschaft der Mitgefangenen wichtig ist, während die 
deutschen Jugendlichen lieber lesen und Musik hören und 
die Jungen in "de Kolkemate", die jüngste Gruppe aller Be­
fragten, am liebsten Computerspiele machen. Selbstver­
ständlich wird die Wahl der Freizeitbeschäftigung stark vom 
Angebot abhängen. Es muss hervorgehoben werden, dass 
in Hinblick auf die räumlichen Möglichkeiten und die Ausstat­
tung große Unterschiede zwischen der modernen Strafan­
stalt in den Niederlanden und den alten, überbelegten An­
stalten in Griechenland bestehen. Vor allem in Griechenland 
scheint es, dass bedingt durch die eingeschränkten Kontakt­
möglichkeiten nach außen bzw. das Zusammenleben auf 
engstem Raum in Gemeinschaftszellen die Mitinsassen an 
sozialer Bedeutung gewinnen12). 

Auf die offene Frage, ob man sich weitere Freizeitmöglich­
keiten wünsche und wenn ja, welche, wurden an erster Stelle 
Sportaktivitäten genannt. Das hängt wahrscheinlich auch mit 
dem intuitiv empfundenen Bewegungsmangel der Jugend­
lichen zusammen. Das starke Interesse am Sport und 
Fitbleiben, das bereits dadurch zum Ausdruck kam, dass 
Sport auch allgemein hoch notiert steht, sollte man sich vor 
allem im Hinblick auf die Tatsache zunutze machen, dass in 
Zusammenhang mit dem Sport "social skills" erworben wer­
den können, aber auch zu mehr Fairness erzogen werden 
kann13). Die Frage nach weiteren Freizeitangeboten wurde 
nur von relativ wenigen Jugendlichen beantwortet. Es ist ei­
ne bekannte Tatsache, dass sich offene Fragen bei depri­
vierten Personen grundsätzlich nicht so gut dazu eignen, de­
ren Meinungen und Einstellungen festzustellen. 
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7. Bedarf der Inhaftierten an psychologi­
scher Unterstützung 

Die erste Frage beschäftigte sich mit den wesentlichsten 
P.~oblemen, mit denen die Jugendlichen im Strafvollzug zu 
kampfen haben. Es wurden 23 mögliche Antworten in einer 
Liste aufgezählt, die noch mit einer offenen Frage ergänzt 
wurde. Die vorgegebenen Probleme waren: Verlust der 
Freiheit, Einsamkeit, schlechtes Verhältnis zu den Mitgefan­
genen, wenig oder schlechtes Essen, wenig Freigänge bzw. 
Urlaub, kurze Besuchszeiten, seltene Telefongespräche, 
schlechte Unterkunft und/oder sanitäre Einrichtungen, sexu­
elle Belästigungen, emotionale Probleme, Drogenentzug, 
Rassismus, überfüllte Zellen, Monotonie, wenig Abwechs­
lung, zu viele Verbote, kein Geld, Bevormundung durch die 
Vollzugsbeamten, Diskriminierung unter den Gefangenen, 
Heimweh, Depressionen und/oder Selbstmordgedanken, fa­
miliäre Probleme und Partnerschaftsprobleme, Drogenge­
brauch der Mithäftlinge. 

Die Jugendlichen in den drei Ländern erleben den 
Freiheitsentzug als ihr Hauptproblem (Niederlande 50%, 
Deutschland 46% und Griechenland 31%). Das zweite 
Problem war für die Jungen in den Niederlanden das wenige 
bzw. schlechte Essen (41%). Das ist sicher erstaunlich14). 

Auch in Deutschland war das Essen für 28% der Befragten 
das zweitgrößte Problem. In Griechenland klagten dagegen 
nur 5% über das Essen! Das zweitgrößte Problem war für die 
Jugendlichen in Griechenland das Heimweh, unter dem 19% 
litten. In Deutschland und den Niederlanden ist der Prozent­
satz der Jugendlichen, die Heimweh haben, etwa genauso 
groß, es wurden aber andere Probleme noch häufiger ge­
nannt. Das drittgrößte Problem war für die Insassen in 
Deutschland die Einsamkeit und für die Jugendlichen in 
Griechenland und in den Niederlanden die Monotonie. Die 
Jungen in den Niederlanden, die durchschnittlich jüngsten 
der drei Gruppen, klagten zu 18% über die wenigen, kurzen 
Besuchszeiten. In Deutschland und Griechenland waren das 
nur 4% bzw. 5%. Drogenentzug aufgrund der Inhaftierung er­
wies sich in keinem der Länder als ein nennenswertes 
Problem. Auf die Frage, wer den Gefangenen bei der Bewälti­
gung ihrer Probleme helfe, antworteten in Griechenland 60% 
der Probanden, dass die Mitgefangenen ihnen helfen wür­
den. Alle anderen Personengruppen spielen anscheinend ei­
ne nur untergeordnete Rolle (Sozialarbeiter 7%, Familie 5%). 
Es gelang den Sozialarbeitern in den griechischen Vollzugs­
anstalten also nicht, ein Vertrauensverhältnis zu einer größe­
ren Gruppe der jungen Inhaftierten aufzubauen15). Zum Teil 
wird das auf eine Überlastung der Sozialarbeiter zurückzu­
führen sein. Dass die Eltern und Familien keine große Rolle 
bei der Hilfe und Unterstützung der jugendlichen Strafgefan­
genen spielen, liegt häufig daran, dass die Familienange­
hörigen weit von der Vollzugsanstalt entfernt wohnen und ih­
nen oft das Geld für die Reise fehlt. 

In den Niederlanden erklärten 46% der Jungen, dass die 
Mitgefangenen ihnen bei der Bewältigung ihrer Probleme 
helfen. Auch hier sind die Sozialarbeiter keine Vertrauensperso­
nen. Nur ein Junge nannte den Sozialarbeiter als guten 
Ansprechpartner. Dagegen sagten 24% der Befragten, dass 
die Aufsichtsbeamten ihnen hilfreich zur Seite stünden. 41 % 
der Jungen erwarten Hilfe von ihren Eltern, 18% von den 
Vollzugsbeamten, 15% von ihren Verteidigern und nur je­
weils ein Junge von dem Geistlichen bzw. vom Vollzugsleiter. 

In Deutschland erklärten nur 20% der Jugendlichen, dass 
die Mithäftlinge ihnen bei der Bewältigung ihrer Probleme 
helfen. Dagegen erwarteten 18% der Jugendlichen im 
Bremer Vollzug Hilfe von den Sozialarbeitern, 28% von ihren 
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Familien, von den Verteidigern und den Vollzugsbeamten je 
6% und von den Geistlichen nur zwei und vom Vollzugsleiter 
nur ein Häftling. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Jugend­
lichen in den griechischen Strafvollzugsanstalten sich offen­
sichtlich weitgehend selbst überlassen sind und ihre Pro­
bleme gemeinsam zu lösen versuchen müssen. Ihre Situation 
ist insofern schwieriger als die der jugendlichen Häftlinge in 
den anderen beiden Ländern, denen Familien, Vollzugsper­
sonal, Verteidiger und Sozialarbeiter zur Seite stehen und zu 
helfen versuchen. Dass die Jugendlichen überall den Kon­
takt zu ihren Schicksalsgenossen suchen, ist ganz natürlich, 
man befindet sich in derselben Situation und gehört zur sel­
ben Generation. Das verbindet. Der Abstand zu den Erwachse­
nen ist sowieso groß und Sozialarbeiter, Bewährungshelfer 
und erst recht Vollzugsleiter können das Vertrauen der 
Jugendlichen nur langsam erwerben. 

8. Erwartete Probleme nach der Entlassung 
und ihre Lösung 

Die jungen Gefangenen in Griechenland nannten die fol­
genden Hauptprobleme, die sie nach der Entlassung erwar­
ten würden: Stigmatisierung und Zurückweisung (33%), 
Arbeitslosigkeit (27%), finanzielle Probleme (12%) und Fami­
lienprobleme (11%). Die Häftlinge in Deutschland nannten 
als Hauptprobleme: Arbeitslosigkeit (24%), finanzielle Pro­
bleme (22%), Fehlen der Grundschulausbildung (13%) und 
der Berufsausbildung (11%) sowie eigene psychische Pro­
bleme (11%). Die Jungen in den Niederlanden nannten die 
folgenden Probleme am häufigsten: den fehlenden Grund­
schulabschluss (35%), die Arbeitslosigkeit (17%), eine feh­
lende Bleibe (13%), die Zurückweisung durch die Umgebung 
(11%) und Familienprobleme (11%). 

Interessant an diesen Antworten ist, dass die Stigmatisie­
rung ganz offensichtlich in Griechenland noch eine wesentli­
che Rolle spielt, während das in Deutschland und in den 
Niederlanden nicht mehr in dem Maße der Fall ist. Arbeits­
losigkeit und finanzielle Probleme nannten die Probanden in 
Griechenland an zweiter und dritter Stelle, während dies die 
Hauptprobleme der Häftlinge in Deutschland zu sein schei­
nen. Dem Alter entsprechend sind der fehlende Schulab­
schluss, gefolgt von der Arbeitslosigkeit die wesentlichen 
Probleme der Inhaftierten in den Niederlanden. 

Von wem erwarten die Jugendlichen Hilfe? In Griechen­
land hoffen die Jugendlichen auf die Hilfe der Familie (67%) 
und der Freunde und Bekannten (16%). 20% glauben, ihre 
Probleme selbst bewältigen zu können und nur 6% bezeich­
nen ihre Situation als hoffnungslos. Auch in Deutschland er­
wartet man an erster Stelle Hilfe von der Familie (37%) so­
dann von Freunden und Bekannten (15%) und von der 
Sozialhilfe (13%). 15% hielten ihre Lage für aussichtslos. 
Vier der 54 in Bremen Befragten meinten, sich selbst helfen 
zu können. In den Niederlanden vertrauten 31 % auf ihre Fami­
lien, 18% auf Freunde und Bekannte, 13% auf die Sozialhilfe 
und 15% auf sich selbst. Vergleicht man die Ergebnisse in 
den drei Ländern, so fällt auf, dass in Griechenland 20% und 
in den Niederlanden 15% der Inhaftierten Vertrauen zu sich 
selbst haben und der Ansicht sind, ihren Weg auch ohne 
fremde Hilfe finden zu können. In Deutschland waren das nur 
ca.7%! 

Schließlich wurden die Jugendlichen noch danach ge­
fragt, welche Art der Hilfe sie sich wünschten. Die möglichen 
vorgegebenen Antworten waren: finanzielle Unterstützung, psy­
chologische Unterstützung, Hilfe bei der Arbeitssuche, Hilfe 

bei der Wohnungsbeschaffung und sonstige Hilfe. In 
Griechenland war die Reihenfolge wie folgt: Finanzielle 
Unte~stützung (60%), Arbeitsvermittlung (53%), Wohnungs­
vermittlung (47%) und psychologische Hilfe (42%). In 
Deutschland stand die Arbeitsvermittlung an erster Stelle 
(44%), gefolgt von psychologischer Hilfe (24%), finanzieller 
Unterstützung (13%) und der Wohnungsvermittlung (13%). 
In den Nieder-landen steht die finanzielle Unterstützung an 
erster Stelle (43%), dann folgen psychologische Unterstüt­
z~ng (41 %), Arbeitsvermittlung (26%) und die Beschaffung 
einer Wohnung (22%). Der Vergleich zeigt, dass in Grie­
chenland psychologische Hilfe noch nicht so stark verwurzelt 
zu sein scheint, wie in den westeuropäischen Ländern. 
Außerdem fällt auf, dass in Griechenland relativ viele der 
Inhaftierten angeben, mehrere Hilfeleistungen gleichzeitig in 
Anspruch nehmen zu wollen, während das in Deutschland 
relativ viel weniger Inhaftierte sind. 

9. Einige Schlussfolgerungen 
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen erhebliche 

Unterschiede und erstaunliche Gemeinsamkeiten: Die Mehr­
heit der Gefangenen bedarf schulischer und beruflicher 
Ausbildung, um nach der Entlassung in der Gesellschaft Fuß 
fassen zu können und nicht erneut in die Straffälligkeit ab­
zu.gleiten. Es ist deshalb wichtig, dass diese Ausbildung be­
reits Im Strafvollzug in die Wege geleitet wird und der ju­
gendliche Ex-Delinquent bei der Entlassung ein deutliches 
Zukunftsbild vor Augen hat und auch weiß, wie er es errei­
chen kann. 

In "de Kolkemate" gibt es eine Schule für die Insassen 
und es wird intensiv an der Ausbildung der Jungen gearbei­
tet. Vielleicht ist den Jungen auch deshalb dort so bewusst, 
dass der fehlende Grundschulabschluss ein Problem für sie 
ist. Ferner versucht man dort, den Jugendlichen nach der Ent­
lassung einen Ausbildungsplatz zu vermitteln. Für die Fälle, 
dass Jungen im Rahmen des in den Niederlanden einge­
führten Strafvollzugs in sogenannten Phasen von "de Kolke­
mate" in eine andere Strafvollzugsanstalt verlegt werden, 
unterhält "de Kolkemate" Kontakte mit den anderen Vollzugs­
anstalten, damit unter anderem verhindert wird, dass durch 
diese Verlegungen Brüche in der Ausbildung entstehen. Die 
Situation im Hinblick auf die Ausbildung der jungen Straftäter 
ist in den Niederlanden allgemein recht gut geregelt und wohl 
auch besser als in Griechenland und möglicherweise auch 
als in Deutschland. Positiv zu bewerten ist ebenfalls, dass 
der Computer in den niederländischen Gefängnissen bereits 
vielfältig zu Unterrichtszwecken verwendet wird. 

Dass die Jugendlichen in den drei Ländern den Freiheits­
entzug als ihr Hauptproblem sehen, dürfte vor allem dahin­
gehend zu interpretieren sein, dass die Strafe durchaus als 
solche empfunden wird und das soll ja auch sein. Wesentlich 
ist aber, was rnit diesem Freiheitsentzug erreicht wird. Wenn 
die Jugendlichen überwiegend erklären, dass sie zur Lösung 
ihrer Probleme im Gefängnis vor allem auf sich selbst und ih­
re Mitinsassen angewiesen sind, dann dürfte der Effekt der 
Freiheitsstrafe nicht optimal dafür genutzt werden, dass 
Sozialpädagogen, Sozialarbeiter und Psychologen mit dem 
Jugendlichen zusammenarbeiten, um seine soziale Integra­
tion vorzubereiten. Auch in dieser Beziehung gibt es Unter­
schiede zwischen den Ländern. Wenn die Häftlinge über­
wiegend sich selbst überlassen bleiben, kann es auch nicht 
gelingen, Bindungen zwischen ihnen und der Gesellschaft 
entstehen zu lassen. Hierin liegt aber eine wichtige Aufgabe 
des Strafvollzuges. Bereits aus der Strafanstalt heraus soll­
ten Kontakte zum sozialen Umfeld des Häftlings angeknüpft 



werden, damit er nach seiner Entlassung den richtigen Weg 
einschlagen kann und auch weiß, wo er Hilfe findet, wenn er 
alleine nicht mehr weiter weiß. Im Hinblick auf die jugendli­
chen Straftäter kann festgestellt werden, dass sie qua Intelli­
genz und sozialem Hintergrund (Beruf der Eltern, finanzielle 
Situation im Elternhaus, Heimerziehung, Krankheit, Verwahr­
losung, Missbrauch) keineswegs zu den allerschwächsten 
Schichten der Bevölkerung gehören. Die Tatsache, dass der 
Begehung von Straftaten sehr verschiedene Ursachen zu­
grunde liegen, weist erneut darauf hin, dass es wesentlich 
ist, tür jeden Jugendlichen ein sogenanntes ,need-profile' 
und einen entsprechenden Vollzugsplan aufzustellen, der 
dann möglichst auch eine Fortsetzung in einem Ausbildungs­
oder Arbeitstrainingsprogramm tür die Zeit nach der Entlas­
sung finden sollte. Erfolg ist nur zu erwarten, wenn ausge­
hend von den individuellen Defiziten an einer Ausbildung und 
Eingliederung in die Gesellschaft gearbeitet wird, die dem in­
dividuellen Delinquenten einen Platz in der Gesellschaft bie­
tet, der zu ihm passt, weil er dessen Anforderungen zur 
Zufriedenheit seiner selbst und anderer gerecht werden 
kann. 
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Aktuelle Informationen 
Zum Gedenken an Herrn Ministerialdirigen­
ten Hartmut Koppenhöfer 

Am 27. November 2003 jährt sich zum ersten Mal der Todestag 
von Herrn Ministerialdirigenten Hartmut Koppenhöfer. Die Gesell­
schaft für Fortbildung der Strafvollzugsbediensteten, deren lang­
jähriges Mitglied und Vorstand Herr Koppenhöfer war, gedenkt sei­
ner in dankbarer Erinnerung und großer Hochachtung. 

Geboren 1938 in Berlin und aufgewachsen in München, trat 
Herr Koppenhöfer 1967 in den bayerischen Justizdienst ein. Zwei 
Jahrzehnte lang übte er mit Tatkraft und großem Erfolg in München 
verantwortungsvolle Aufgaben als Richter und als Staatsanwalt 
aus. 1987 wurde er in das bayerische Justizministerium berufen. 
Er leitete dort zunächst das Referat für Strafvollstreckungs- und 
Gnadensachen und wechselte im Oktober 1990 als stellvertreten­
der Abteilungsleiter in die Strafvollzugsabteilung, deren Leitung er 
am 1. Januar 1998 übernahm. 

Sein so plötzlicher und völlig unerwarteter Tod am 27. Novem­
ber 2002 hat Herrn Ministerialdirigenten Koppenhöfer jäh aus un­
serer Mitte gerissen. Sein außergewöhnliches Können und seine 
vielseitigen Erfahrungen, die er mit beispielhaftem Verantwortungs­
bewusstsein, menschlicher Wärme und unermüdlicher Hingabe in 
den Dienst der Rechtspflege gestellt hat, haben ihm weit über den 
bayerischen Strafvollzug hinaus allgemeine Achtung und höchste 
Wertschätzung eingebracht. 

Herr Ministerialdirigent Koppenhöfer hat für den Strafvollzug in 
Deutschland Herausragendes geleistet und sich bleibende Ver­
dienste erworben, die seinen Tod weit überdauern werden. 

Die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft für Fortbildung 
der Strafvollzugsbediensteten e. V. 

Karl Peter Rotthaus zum 75. Geburtstag 
Am 16. November 2003 feierte Dr. jur. Karl Peter Rotthaus, Prä­

sident des Justizvollzugsamts Rheinland a.D., seinen fünfundsieb­
zigsten Geburtstag. Dieses Jubiläum stellt einen willkornmenen 
Anlass dar, ihm Dank für eine über dreißigjährige Tätigkeit als stell­
vertretender Schriftleiter sowie für eine langjährige Freundschaft 
abzustatten. Seiner zahlreichen Verdienste um Strafvollzugspraxis 
und -theorie wurde schon wiederholte Male gedacht. Zum ersten 
Mal wurden sie, soweit ersichtlich, im Rahmen eines Kolloquiums 
gewürdigt, das zu Ehren seines fünfundsechzigsten Geburtstags 
am 16. November 1993 in der Universität zu Köln veranstaltet wur­
de. Die einschlägigen Beiträge leiten die aus diesem Grund er­
schienene Festgabe für Karl Peter Rothaus ein, die 1995 unter 
dem Titel "Strafvollzug in den 90er Jahren" veröffentlicht wurde ' ). 
Einige Jahre später erschien einmal mehr der Versuch einer 
Würdigung seiner praktischen und wissenschaftlichen Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Strafvollzugs im Rahmen einer Betrachtung, die 
ihn zugleich in den Kontext bedeutender zeitgenössischer Vollzugs­
autoren rückte2). 

Natürlich kann es sich bei solchen Darstellungen allemal nur 
um Annäherungen an Persönlichkeit und Werk handeln. Ein rei­
ches und vielfältiges (Berufs-)Leben vermögen sie beileibe nicht 
zur Gänze wiederzugeben und in sämtlichen Facetten zu erfassen. 
Sie können immer nur ansatzweise einen Eindruck von der 
Persön-lichkeit und ihrem Wirken vermitteln, müssen also man­
ches von dem schuldig bleiben, was eigentlich gesagt werden 
müsste. Diese Erfahrung schlägt bei Karl Peter Rotthaus schon 
deshalb - im wahrsten Sinne des Wortes - zu Buch, weil seine Charak­
terisierung als überaus sach- und fachkundiger Strafvollzugspraktiker 
sowie -theoretiker sowie anregender Gesprächspartner zwar zen­
trale Aspekte seiner beruflichen Tätigkeit kennzeichnet, jedoch 
noch keineswegs ein abgerundetes - oder gar geschlossenes - Persön­
lichkeitsbild ergibt. Nur unzureichend wird eine solche Würdigung 
dem jahrzehntelangen Wirken des Jubilars im Rahmen der Schrift­
leitung der "Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe" ge­
recht. Und schon gar nicht kommt in den lobenden Etiketten, die 

1) Klaus Koepsel. Beamter im Strafvollzug als Berufung: Karl Peter Rotthaus, Heinz 
Müller-Dietz. Würdigung von Karl Peter Rotthaus, in: Heinz Müller-Dietz, Michael 
Walter (Hg.), Strafvollzug in den 90er Jahren. Perspektiven und Herausforderungen. 
Pfaffenweiler 1995. S. 11-16, 17-27. 

2) Heinz Müller-Diefz, 1928 und 1929. Zwei Jahre - fünf Strafvollzugswissenschaftler 
und -praktiker. ZfStrVo 1999, s. 131-140 (134 1.) 

ihm - gewiss mit vollem Recht! - angeheftet werden, sein Beitrag 
zum Ausdruck, den er in unermüdlicher und verlässlicher Weise 
zur Festigung und Bewährung einer langjährigen Freundschaft ge­
leis-tet hat und immer noch leistet. 

Karl Peter Rotthaus hat sich seit den frühen siebziger Jahren 
- wie kaum ein anderer - um die ZfStrVo gekümmert und immer 
wieder Anregungen und Vorschläge zu ihrer Weiterentwicklung zur 
Diskussion gestellt. Die Zahl der Manuskripte, die er in dieser Zeit 
durchgesehen und begutachtet, auf ihre Eignung für eine Veröffent­
lichung geprüft hat, hat er selbst wohl nicht registriert. Doch legt ei­
ne umfangreiche und intensive Korrespondenz immerhin ein we­
nig Zeugnis davon ab, mit welcher Sachkunde, Beharrlichkeit und 
Geduld er sich in diese Texte vertieft und ihre jeweiligen Qualitäten 
und Möglichkeiten ausgelotet hat. Gerade in problematischen oder 
Grenzfällen hat sich sein kritischer Blick, haben sich seine stets 
hilfreichen und weiterführenden Hinweise und Empfehlungen prak­
tisch bewährt. Das ist jeweils ganz im Dienst der Sache gesche­
hen, ohne persönlicher Eitelkeit oder gar eigenen Empfindlichkeiten 
- die sich ja bei der nicht immer einfachen Redaktionstätigkeit leicht 
einstellen können - Raum zu geben. Damit hat Karl Peter Rotthaus 
der Zeitschrift und ihrer Schriftleitung, aber auch den Lesern und -
nicht zuletzt - der "Sache des Strafvollzugs" einen großen Dienst 
erwiesen. Ganz abgesehen von seinen ebenso fundierten wie 
zahlreichen Beiträgen, die er in der ZfStrVo (oder in anderen 
Periodika und Werken) beigesteuert hat. 

Es hat nach dem Verlauf der Dinge nicht ausbleiben können, 
dass sich im Zuge der langen und intensiven Zusammenarbeit mit 
dem Jubilar enge freundschaftliche Bande entwickelt haben, wei­
che noch über Art und Maß der Bindungen hinausgehen, die im 
Falle einer solchen Kooperation gewöhnlich entstehen. In diesem 
Sinne hat es Karl Peter Rotthaus auch stets in Fragen, die außer­
halb des gemeinsamen Berufsfeldes, der Arbeit an der Zeitschrift, 
gelegen haben, nie an Rat und Tat fehlen lassen. Wie oft und wie 
lange er insoweit jeweils der Lektorin und dem Schriftleiter beige­
standen hat, mit welcher Ausdauer und Geduld er seine Zeit auch 
solchen Problemen gewidmet und welches Urteilsvermögen er hin­
sichtlich ihrer Lösung an den Tag gelegt hat, das alles lässt sich 
nur schwer in Worte fassen. In sämtlichen kritischen Fällen hat er 
sich als treuer Freund und Wegbegleiter gezeigt, dessen Zuspruch 
und gute Ratschläge Lektorin und Schriftleiter auch in Zukunft ger­
ne und dankbar entgegennehmen werden. So verbindet sich mit 
den zwar nachträglichen, aber nicht minder herzlichen Glückwünschen 
zu seinem fünfundsiebzigsten Geburtstag die Hoffnung, dass Karl 
Peter Rotthaus noch lange der Zeitschrift, ihrer Schriftleitung und 
ihrem Lektorat zur Seite stehen sowie den mit diesen Aufgaben 
Betrauten persönlich verbunden bleiben möge. 

Heinz Müller-Dietz 

AußensteIle Lichtenau der Justizvollzugs­
anstalt l\Jürnberg in Betrieb genommen 

Die Bauarbeiten in der AußensteIle Lichtenau der JVA Nürnberg 
sind nunmehr abgeschlossen. Sie dient als offene Einrichtung der 
Unterbringung von Straftätern, die ihre Geldstrafe nicht bezahlen 
können. Im Hinblick auf diesen Personenkreis, der in aller Regel 
kein besonderes Sicherheitsrisiko darstellt, kennt die AußensteIle 
weder Mauer noch Stacheldraht oder eiserne Zellentüren. Die 
Inhaftierten werden abends nur gangweise eingeschlossen. 
Bereits im Januar 2003 ist ein Neubau für 3,3 Millionen Euro fer­
tiggestellt worden. Nunmehr ist auch die Sanierung des Altbaus, 
die 2,3 Millionen Euro gekostet hat, abgeschlossen. Die AußensteIle 
- die unter dem Begriff "Gefängnis light" bekannt geworden ist - ver­
fügt über insgesamt 99 Haftplätze. Die Aufwendungen für diese 
Einrichtung - namentlich die Personalkosten - liegen deutlich unter 
den normalerweise im Vollzug entstehenden Ausgaben. 

(Nach dem Bericht von Gudrun Bayer: Baumaßnahmen in 
Lichtenau wurden in Rekordzeit beendet. Gefängnis ohne 
Mauer. Für geeignete Häftlinge stehen jetzt 99 Plätze zur 
Verfügung. In: Nürnberger Nachrichten vom 13. September 
2003.) 



Sport in den baden-württembergischen 
Justizvollzugsanstalten 
- Auszug aus dem Jahresbericht 2002 -

Allgemeiner Sport und Vollzugssport 

Der Sport im Justizvollzug ist keine Insel für sich, er ist in viel­
fältiger Weise auf den Sport außerhalb der Anstalten bezogen und 
angewiesen. Bereits die vielen sportlichen Veranstaltungen mit 
Ge-fangenen, an denen Sportler von außerhalb der Anstalt teil­
nehmen, bestätigen die Verbindungen zum öffentlichen Sport. 
Auch für den Sport im Vollzug gelten die weltweit geltenden Werte 
des Sports wie Anerkennung von klaren Regeln, Respekt vor der 
leistung anderer, Teamgeist. Fair-Play und Toleranz, selbstver­
ständlich auch Gewinnenwollen, aber auch Verlierenkönnen. 

Die allgemeine gesellschaftspolitische Bedeutung des Sports, 
sein Beitrag zum Sozialkapital, zur sozialen Integration, zum 
bürgerschaftlichen Engagement, zur regionalen, nationalen und 
internationalen Repräsentation, sein Beitrag zu sozialen Verhal­
tensregeln und die Anerkennung des leistungsprinzips, sein oft 
unausgeschöpfter Beitrag zur Gesundheit und zur Entwicklungsbe­
wältigung und Lebenshilfe empfehlen den Sport besonders für 
Institutionen, in denen Menschen zur Wiedereingliederung einge­
wiesen worden sind. Verbindungen des Sports im Justizvollzug 
gibt es zu den Initiativen des Deutschen Sportbundes; z.B. zu den 
Projekten "Integration durch Sport" und "Sport mit Aussiedlern". 
Auch die Broschüre des Deutschen Sportbundes "Toleranz und 
Fair-Play" leistet einen wichtigen Beitrag zur sozialen Integration. 

Sport als integrativer Teil der Vollzugsgestaltung 

Der Sport der Gefangenen und der Bediensteten konnte sich im 
baden-württembergischen Justizvollzug weiter stabilisieren und 
gilt als fester Bestandteil der Vol/zugsge!?ta/tung. Übereinstim­
mend wird von den Vollzugsanstalten, von Ubungsleiterinnen und 
Übungs/eitern und auch von der Öffentlichkeit der Sport in den 
Justizvollzugsanstalten nicht nur als eine sinnvolle Freizeitbeschäf­
tigung gesehen, sondern auch als ein Übungsfeld für soziales 
Verhalten und als entscheidender Beitrag zur Persönlichkeitsbil­
dung der Gefangenen. In vielen Berichten wird auf das durch den 
Sport deutlich verbesserte Anstaltsklima hingewiesen als Voraus­
setzung für positive Verhaltensänderungen. 

Sportangebot und Eigenwert des Sports 

Allerdings wird in einzelnen Berichten auf Einschränkungen des 
Sportbetriebs hingewiesen. Verringerter Sport außerhalb der An­
stalt, Personalmangel und Abbau von Überstunden wirken sich of­
fensichtlich auf den Sportbetrieb reduzierend aus. Einer Stabilisie­
rung des Sportangebots entgegen steht auch die Einschätzung 
des Sports im Vollzug als einer bloßen Vergünstigung oder Nebenbe­
schäftigung. Dabei wird der eigenständige Wert von Bewegung, 
Sport und Spiel im Vollzug nur unzureichend berücksichtigt. 
Gestaltete körperliche Bewegung als anthropologisches Grundbe­
dürfnis und die beim Sport möglichen persönlichen und sozialen 
Erfahrungen sind basale Gestaltungsmaßnahmen im Justizvollzug. 
Insbesondere die persönlichkeitsbildenden Wirkungen des Sports 
werden entsprechend dem herrschenden Anstaltsklima gefördert 
oder beeinträchtigt. Zu einem Sportspiel gehören z.8. Training, 
Technik und Taktik und eine positive Anstaltsatmosphäre. Sport­
liche leistungen müssen erst geübt und erworben werden, hierfür 
ist fachlich angeleiteter Sport notwendig. Viele Gefangene, auch 
sportlich ungeübte, sind bereit, über Sportkurse Leistungssteige­
rungen anzugehen und die damit verbundenen sozialen Verhal­
tensweisen einzuüben. 

Neue Sichtweise auf den Sport im Justizvollzug 

Neben den Gesichtspunkten der Fachlichkeit und dem Erhalt 
der körperlichen und psychischen Gesundheit eröffnet eine ganz­
heitliche Sicht des Sportbetriebs in der Anstalt neue Perspektiven. 
Von vielen Anstalten wird berichtet, dass der Sport erst dann wirk­
sam wird, wenn er über das reine Sporttreiben hinaus bestimmte 
positive Ziele der Lebensgestaltung anvisiert und verwirklicht. 
Diese Erfahrungen stehen im Einklang mit neueren Ergebnissen 
der Gesundheitswissenschaften, nach denen z.B. das sog. Defizit­
modell (Pathogenese) ergänzt wird durch eine ganzheitliche Be­
trachtungsweise, die die Merkmale einer körperlich und psychisch 
gesunden und sozial integrierten Persönlichkeit betont (Salutoge­
nese). 
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Übertragen auf die Gefangenen in den Justizvollzugsanstalten 
wäre deshalb nicht ausschließlich zu fragen: Welche Faktoren und 
Gründe führten zu einem Abgleiten in die Kriminalität mit anschlie­
ßender Diagnose und Prognose im Einzelfall. Diese Fragestellung 
bedarf positiver Erweiterung und Ergänzung durch die Analyse: 
Welche Faktoren und Gründe führen zur Resistenz gegenüber 
straffälligem Handeln? Hieraus ergibt sich ein übergreifender Ge­
staltungsauftrag des Justizvollzugs: Was kann die Justizvollzugs­
anstalt zur positiven Persönlichkeitsentwicklung des Gefangenen 
beitragen, damit er sich nach der Entlassung wieder in der Gesel/­
schaft zurechtfinden und ohne Straftaten in sozialer Verantwortung 
leben kann? 

Hier bietet sich der Sport wie keine andere Vollzugsmaßnahme 
besonders an: Sport, Bewegung und Spiel stehen im Schnittpunkt 
der Interessen der Gefangenen und der Bediensteten. Das Regel­
werk des Sports, Fair-Play, Leistungssteigerung und Entspannung 
sind vielen Gefangenen vertraut und können über geeignete Sport­
veranstaltungen abgerufen werden. Die Öffentlichkeit toleriert den 
fairen und mit Augenmaß betriebenen Sport in den Justizvollzugs­
anstalten als ein sinnvolles Mittel zur Resozialisierung. 

Sport als Impulsgeber für soziale Verhaltensweisen 

In diesem Konzept des Sports als positives, selbstgesteuertes 
soziales Training rückt die Sichtweise "Sport als Vergünstigung 
und bloße Beschäftigung" in den Hintergrund. Sport wird vielmehr 
als Impuls für aktives Mitmachen auch in anderen Bereichen der 
Justizvollzugsanstalt verstanden. Aus vielen Anstalten wird dazu 
berichtet, dass durch Sport positive Affekte und Verhaltensweisen 
bei Gefangenen geweckt werden, z.B. bei Sportfesten und Preis­
verleihungen wird auf "Freude", "Stolz", "aktives Mitmachen", "Be­
ziehungen eingehen" verwiesen, die sich auf den Vollzugsalltag 
positiv auswirken. 

Ein Beispiel für die ganzheitliChe Sichtweise ist das in der 
Justizvollzugsanstalt Schwäbisch Hall entwickelte Sportkonzept, 
das die Integrationswirkungen des Sports bei Gefangenen aus 
ganz unterschiedlichen Kulturkreisen in den Mittelpunkt stellt. 
Bezeichnend in diesem Zusammenhang ist die Feststellung des 
Sportleiters. dass über Sport im Justizvollzug alte Denkmuster kri­
tisch befragt werden können und neues Verhalten eingeübt werden 
kann. In anderen Berichten (Schwäbisch Gmünd, Aufnehmen der 
kulturellen Unterschiede im Sport; Heilbronn/Mannheim: Vereins­
mitgliedschaft als soziales Training, Offenburg und AußensteIlen, 
positive Impulse für den Alltag in der Justizvollzugsanstalt durch 
besondere Sportereignisse u.a.) werden diese Erfahrungen be­
stätigt. 

Schwerpunkte des Vollzugssports im Berichtsjahr 
- kleines ABC des Vollzugssports 

Angeleitete Sportgruppen 
Bed ienstete/Gefangene 
Beschränkungen des Sportbetriebs 
"Drogensport" - Sport mit von Drogen gefährdeten und ab­
hängigen jungen Gefangenen 
Erlebnispädagogische Maßnahmen 
Fortschreibung des Sportleitplanes - Sportplan der Anstalt 
Gestaltung der"Leerzeiten" in den Anstalten 
Hofstundensportfkleine Spiele 
Öffentlichkeitsarbeit 
Organisation des Sports 
Personal/Ehrenamt 
Rückführung des reinen Kraftsports 
Sportfeste/Sportturniere 
Spezielle Sportgruppen 
Sportkleidung 
Sportplätze/Sporträume 
Sportvereine 
Teilnahme der Gefangenen 
Witterungsunabhängige Sportstätten. 

Angeleitete Sportgruppen 

Überwiegend wird von den Anstalten berichtet, dass bei fach­
lich angeleiteten Sportgruppen (mit Übungsleitern) die Gefangenen 
Lernfortschritte machen, die leistungssteigerung und Selbstver­
trauen fördern. Insbesondere beim Erlernen von neuen Sportarten 
sind die Gefangenen interessiert und zeigen nach kurzen Übungs­
zeiten Erfolge. 
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Bedienstete/Gefangene 

Nach wie vor gilt, dass das Verhältnis zwischen Bediensteten 
und Gefangenen bei Sportveranstaltungen besonders positiv ein­
geschätzt wird. Es herrscht offensichtlich eine disziplinierte, ge­
genseitige Offenheit. Das gemeinsame Sporttreiben ermöglicht 
Verständnis, ohne in Distanzlosigkeit abzugleiten. Sportlich selbst 
aktive oder für den Sport aufgeschlossene Bedienstete haben 
meist gute Kontakte zu den Gefangenen. Die jüngeren Kolleginnen 
und Kollegen des allgemeinen Vollzugsdienstes bewerten den 
Sport im Justizvollzug überwiegend positiv. 

Beschränkungen des Sportbetriebs 

Von einigen Anstalten werden Einschränkungen des Sportbe­
triebs aus Gründen der Sicherheit, der Personalknappheit und we­
gen des Abbaus von Überstunden gemeldet. Auch sei die Zulas­
sung von Gefangenen zu Turnieren außerhalb der Anstalten stark 
zurückgegangen. So fand z.B. das beliebte Volleyballturnier in der 
Justizvollzugsanstalt Ravensburg 2002 nicht statt. Seitens der 
Justizvolizugsanstalt Freiburg werden die vollzugseigenen Turniere 
nicht mehr mit Mannschaften beschickt, auch ist die Justizvoll­
zugsanstalt Freiburg nicht mehr Mitglied im Tischtennis-, Hand­
ball- und Schachverband. Eine wesentliche Anbindung des An­
staltsports an den öffentlichen Sport ist dort somit entfallen. Ein 
Sportübungsleiter (Mannheim) sah sich in dem Jahresbericht 2002 
zu dem Hinweis veranlasst: " ... damit der Sport nicht unter dem 
Sicherheitsaspekt untergeht". 

"Drogensport" - Sport mit von Drogen gefährdeten und abhän­
gigen jungen Gefangenen 

2002 bestand die Kooperation des Justizministeriums mit den 
beiden baden-württembergischen Sportjugenden 12 Jahre. Auch 
in diesem Berichtsjahr konnte der Sport erfolgreich durchgeführt 
und weiter verbessert werden. In der Jugendstrafanstalt Adelsheim 
wurde der gezielte Projektsport weiter auf die Bedürfnisse der Jugend­
lichen eingestellt, um ihr Interesse und ihre aktive Teilnahme zu 
verstärken. Viele von Drogen abhängige junge Gefangene konn­
ten revitalisiert werden. Ähnliches gilt für die Sozialtherapeutische 
Anstalt Crailsheim. In Heilbronn hat sich die Zielformulierung der 
einzelnen Sportstunden zusammen mit den Sportteilnehmern be­
währt. In Mannheim wird durch eine "gemischte" Sportgruppe eine 
ausschließliche "Drogensportgruppe" vermieden. In Schwäbisch 
Gmünd stehen positive Körpererfahrungen im Vordergrund, eben­
so trug eine 3-tägige Wanderfreizeit zur Aktivierung jüngerer Gefan­
gener bei. In RastatVPforzheim finden erlebnisbetonte Sportveran­
staltungen statt. Ravensburg hat sich mit der Gesundheitswerkstatt 
des Sportlehrers für den "Drogensport" über die Vollzugsanstalt 
bekannt gemacht. 

Er/ebnispädagogische Maßnahmen 

Auch 2002 wurden erlebnispädagogische Maßnahmen verbun­
den mit Sport durchgeführt (weniger als in den vorherigen Jahren). 
Dabei wurde der allgemeine Grundsatz: Einfach und im Nahbereich 
berücksichtigt (z.B. Wanderungen von der Justizvollzugsanstalt 
Schwäbisch Gmünd und Schwäbisch Hall aus; Radtour, Justizvoll­
zugsanstalt Ulm). Überwiegend wird von Verhaltensverbesserun­
gen der Gefangenen berichtet, die sich auch im Vollzugsalltag po­
sitiv auswirken. 

Fortschreibung des Sport/eitplanes - Sport/eitplan der Anstalt 

Der für den baden-württembergischen Justizvollzug geltende 
Sportleitplan wird jährlich aufgrund der Berichte aus den Anstalten 
fortgeschrieben. Diese Information fördert den Austausch über den 
Sportbetrieb in den einzelnen Anstalten und über neuere Entwick­
lungen im Sportbereich. Der Sportleitplan und die Sportpraxis in 
den einzelnen Anstalten werden aufgrund der in den Berichten do­
kumentierten Erfahrungen und Hinweise ständig verbessert. Diese 
schrittweise praxisorientierte Verbesserung des Sports fördert das 
Ziel des organisatorisch verlässlichen und fachlich qualifizierten 
Sports in den Justizvollzugsanstalten. 

Gestaltung der "Leerzeiten" 'in den Anstalten 

In vielen Anstalten wurde inzwischen dazu übergegangen, ins­
besondere samstags, sonntags, und an Feiertagen Sportveran­
staltungen anzubieten, weil dadurch die Zahl der besonderen 
Vorkommnisse deutlich verringert werden konnte. Zum Beispiel 
werden an Feiertagen hausinterne Sportturniere durchgeführt. 
Dazu gehören auch Sportturniere während der sog. "Betriebsferien 
im Sommer" (Justizvollzugsanstalt Rottenburg). 

Hofstundensportlkleine Spiele 

In vielen Anstalten wird vor allem in den Zwischenzeiten des 
Vollzugs, z.B. beim Hofgang, Sport angeboten, insbesondere klei­
ne Spiele. Manche Anstalten haben mehrere "Sportkisten" mit 
Spielgeräten im Hof aufgestellt (für Boule, Indiaca, Ringtennis, 
Federball, Dart u.a.). Diese Sportgelegenheiten führen dazu, dass 
auch dem Sport fernstehende Gefangene zu sportlichen Übungen 
finden und an gemeinschaftlichen Unternehmungen teilnehmen. 

Öffentlichkeitsarbeit 

Auch 2002 wurden Sportveranstaltungen in der örtlichen oder 
regionalen Presse dargestellt (z.B. das 25-jährige Jubiläum des 
VOllzugssportvereins in der Jugendstrafanstalt Adelsheim). Dabei 
zeigte sich, dass Sportveranstaltungen hervorragende Gelegenhei­
ten sind, den Justizvollzug in der Öffentlichkeit positiv darzustellen. 
Planmäßig vorbereitete und erfolgreich verlaufende Sportveran­
staltungen werden von einer breiten Öffentlichkeit akzeptiert. Auch 
die von den Justizvollzugsanstalten Heilbronn und Pforzheim he­
rausgegebenen Jahresberichte zum Sport tragen sowohl zu einem 
positiven Verständnis des Sports im Justizvollzug als auch zur an­
gemessenen Bewertung der Alltagsarbeit in den Justizvollzugsan­
stalten bei. 

Organisation des Sports 

Der Sport ist in den verschiedenen Anstalten entsprechend den 
vorhandenen Sportstätten, dem Personal und der Vollzugskon­
zeption unterschiedlich organisiert. Dabei haben sich verschiede­
ne Organisationsformen gebildet: Sportfeste innerhalb der Anstalt, 
spezielle Sportkurse für Gefangene innerhalb und außerhalb der 
Anstalt, erlebnis- und sportpädagogische Maßnahmen, Sporttur­
niere außerhalb, Sportturniere intern, Sportveranstaltungen der 
Vollzugssportvereine, Kurse des "Drogensports", Sport an Wo­
chenenden, Sonn- und Feiertagen, Hofstundensport, Sport als Teil 
der Schul- und Berufsausbildung einschließlich der arbeitsthera­
peutischen Gruppen, Sport von bestimmten Abteilungen und 
Häusern, Sportangebote der Vollzugssportvereine, Sport für be­
stimmte Werk- und Arbeitsgruppen einschließlich der Gefangenen 
ohne Arbeit, Sport in Verbindung mit anderen Maßnahmen des 
Vollzugs, z.B. Anti-Gewalt-Training und Gesundheitswerkstatt ein­
schließlich Hinweisen beim Fitnesssport für eine gesunde 
Ernährung. 

Personal/Ehrenamt 

Im Berichtsjahr 2002 konnten 18 Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugsdienstes einschließlich des Verwaltungsdienstes die Sport­
übungsleiterausbildung in der Sportschule Albstadt erfolgreich 
beenden (Adelsheim 1, Bruchsal 3, Freiburg 1, Heilbronn 1, Heims­
heim 1, Konstanz 1, Mannheim 2, Offenburg 1, Pforzheim 1, Rot­
tenburg 2, Rottweil 1, Stuttgart 2, Ulm 1 und Sozialtherapeutische 
Anstalt 1). In Bruchsal wurden mit Erfolg bislang nahezu 20 
Gefangene zu SportübungsJeiternausgebildet, sie werden vor al­
lem in den Sportarten Badminton, Handball, Volleyball und Kraft­
sport eingesetzt. Sport wird auch von den hauptamtlichen Lehr­
kräften in den Justizvollzugsanstalten erteilt (z.B. Adelsheim, 
Bruchsal und Oberndorf). Ehrenamtliche Unterstützung erfährt der 
Sport bei Turnieren außerhalb oder wenn Sportgruppen von außer­
halb zu Besuch kommen. Besonders erfolgreich sind ehrenamtli­
che Sportleiter, die Sportgruppen anleiten (z.B. in Adelsheim und 
Heimsheim). 

Rückführung des reinen Kraftsports 

Zunehmend wird von mehreren Anstalten berichtet, dass der in 
vielen Anstalten früher übermäßig stattfindende reine Kraftsport 
zugunsten von Fitnesssport mit Informationen zur Gesundheit zurück­
geführt werden konnte. Offensichtlich werden solche Aufklärungs­
veranstaltungen und gezielte Hinweise von den Gefangenen gerne 
angenommen. In den Anstalten besteht inzwischen Ubereinstim­
mung, dass das reine Muskeltraining ohne besondere Hinweise 
und Einbindung in eine gemeinschaftsfördernde Sportart (Volley­
ballspiel, Fußball u.a.) ungeeignete Nebenfolgen bewirken kann. 
Deswegen sind gezielte, angeleitete Sportgruppen notwendig, die 
das Können und die Freude an einer gemeinschaftsbildenden 
Sportart vermitteln. Bewährt haben Sich auch Informationen über 
eine gesunde Lebensweise (z.B. somatische Auswirkungen der 
verstärkten Eiweißzufuhr in der Ernährung). 



Sportfeste/Sportturniere 

In den meisten Anstalten sind inzwischen die Sportfeste ein 
Höhepunkt des Jahres. Insbesondere in den Langstrafenanstalten 
Bruchsal, Freiburg, Heilbronn und Mannheim engagieren sich vie­
le Gefangene für diese Sportveranstaltungen. In der Justizvollzugs­
anstalt Heimsheim hat sich die Mitbeteiligung der Gefangenen 
bewährt. Auch in kleineren Vollzugsanstalten wird von aktiver 
Teilnahme und guter Anstaltsatmosphäre berichtet. Die Ausgabe 
von Sportpokalen und Urkunden bedeutet offensichtlich den 
Gefangenen viel, das gilt auch für die Verleihungen von Sportab­
zeichen. Bei den Sportturnieren (z.B. Fuß- und Volleyball) nehmen 
meist technisch und taktisch geübte Gefangene teil, dabei werden 
sehr gute Leistungen erreicht. Oft wird von Außenstehenden die 
Fairness der Spiele hervorgehoben. 

Jährliche Sportturniere finden statt: 

- Adelsheim: Sechs-länder-Turnier, Fußball für Jugendstrafge­
fangene. Wird im Wechsel mit anderen Jugendstrafanstalten 
bundesweit ausgetragen (Veranstaltungsort 2002: Wittlich, 
Rheinland-Pfalz). 

- Bruchsal: Tischtennisturnier, Gefangene der Justizvollzugsan­
stalten in Baden-Württemberg, Pokal des Justizministeriums 
Baden-Württernberg jeweils im Frühjahr. 

- Heimsheim: Hallenfußballturnier, Heckengäuturnier, Gefangene 
der Justizvollzugsanstalten in Baden-Württemberg, jeweils im 
Frühjahr. 

- Mannheim: Fußballturnier (WiIIi-Reuschenbach-Turnier), Ge­
fangene der Justizvollzugsanstalten in Baden-Württemberg, je­
weils im Herbst. 

- Ravensburg: Volleyballturnier, Gefangene der Justizvollzugsan­
stalten in Baden-Württemtierg, jeweils im Herbst. 

Spezielle Sport gruppen 

Die in der Justizvollzugsanstalt Mannheim gebildete "offene" 
Sportgruppe hat sich bewährt, hier nehmen auch sportlich un­
geübte Gefangene teil und werden von den anderen Teilnehmern 
"mitgezogen". Dabei ist eine sorgfältige Anleitung unerlässlich. 
Auch die Funktionsgymnastikgruppe in der Jugendstrafanstalt 
Adelsheim hat sich bewährt, ebenso die Sportgruppe "Bauch, Po, 
Beine" in der Justizvolizugsanstalt Schwäbisch GmÜnd. Auch die 
"Walking-Gruppe" in der AußensteIle Singen erfreut sich seit län­
gerer Zeit großer Beliebtheit. 

Sportkleidung 

Viele Gefangene verfügen über eigene Sportkleidung. Aller­
dings wird in letzter Zeit immer mehr anstaltseigene Sportkleidung 
angefordert, mit der die meisten Gefangenen zufrieden sind. 

Sportplätze/Sporträume 

In nur wenigen Anstalten wurden im Berichtsjahr Sportplätze 
und -räume neu gebaut oder saniert. Zum Beispiel wurde in der 
AußensteIle Sachsenheim ein Sportraum für Fitness-Sport einge­
richtet, in Rottenburg wurden die Höfe mit einer Streetballanlage 
und zwei wetterfesten Tischtennisplatten ausgestattet, zudem wur­
de ein neues Kleinspielfeld eingerichtet. In Waldshut-Tiengen 
konnte der Sportraum saniert werden. Verschiedene Anstalten wei­
sen darauf in, dass die Beläge der Sportplätze saniert werden 
müssen, z.B. in Singen. 

Vollzugssportvereine 

- Adelsheim: SV Germania (Besonderheit: Mitgliedschaft im Voll­
zugs- und im öffentlichen Sportverein, besteht 2002 25 Jahre). 

- Bruchsal: Schwarz-Weiß; der Sportverein besteht 2002 13 
Jahre. Über den Verein können Gefangene zum Sportübungs­
leiter ausgebildet werden. 

- Heilbronn: Grün-Weiß; Fusion des Vollzugssportvereins 1998 
mit dem DJK-Sportverein Heilbronn. Der Verein ist nach wie vor 
sehr aktiv (Jahresversammlung und Nikolausfeier). Der jährli­
che Bericht über die Vereinsaktivitäten ist landesweit bekannt 
und beispielhaft. 
Mannheim: Rot-Weiß; der Verein besteht 2002 20 Jahre; er hat 
derzeit 200 Mitglieder, davon 20 Bedienstete. Der Sportverein 
ist auch bei besonderen Bedürfnissen der Gefangenen aktiv 
(Beschaffen von Sportkleidung, Hilfen bei einem Sportunfall 
u.a.). Der Verein betreibt eine vollzugseigene Sporthalle außer­
halb der Anstaltsmauern. 
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Schwäbisch Hall: VSV-Schwäbisch Hall; der Verein wurde nach 
dem Neubau der Anstalt wieder aufgebaut, inzwischen sind ei­
nige Sportabteilungen wieder fest etabliert. 
Heimsheim: VSC-HeimsAeim; der Vollzugssportverein wurde 
im April 2000 gegründet'lmd befindet sich noch im Aufbau. Er 
trägt wesentlich zu einem intensiveren Sportbetrieb in der 
Anstalt bei. 

Die Vollzugssportvereine haben durchschnittlich 200 Mitglieder, 
dabei sind auch Bedienstete der Anstalt und Personen von außer­
halb der Anstalt. Die Vereine sind selbst Mitglied in den öffentlichen 
Sportverbänden. Die Sportübungsleiter der Vereine erhalten über 
diese Mitgliedschaft eine finanzielle Entschädigung. Die Vereine 
tragen wesentlich zu einer positiven Öffentlichkeitsarbeit für den 
gesamten Justizvollzug in Baden-Württemberg bei. Außerdem bie­
ten sie als kleine demokratische Einheiten Übungsfelder für sozia­
le Verhaltensweisen. 

Teilnahme der Gefangenen 

Auch 2002 gab es keine negativen besonderen Vorkommnisse 
bei Sportveranstaltungen innerhalb und außerhalb der Anstalten. 
Offensichtlich können Konflikte bei den Sportveranstaltungen durch 
die vorgegebenen Regeln besonders geeignet geklärt werden. 
Ausländische Gefangene nehmen an den Sportveranstaltungen 
wie andere Teilnehmer teil, sie sind meistens allseits integriert, ih­
re sportlichen Leistungen werden im Vollzug anerkannt. Viele 
Gefangene sind bereit, Verantwortung beim Sport zu übernehmen 
(Gerätewart, Kampfrichter, Schiedsrichter, Übungsleiter, Vereins­
mitglied). Für viele Sportgruppen bestehen sog. Warte/isten, of­
fensichtlich können nicht alle Interessierten alsbald in eine Sport­
gruppe aufgenommen werden. 

Witterungsunabhängige Sportstätten 

Nach wie vor bestehen die großen "Handicaps" der fehlenden 
Sporthallen in den Justizvollzugsanstalten Rottenburg, Schwäbisch 
Gmünd und Stuttgart. Hier besteht weiterhin Handlungsbedarf. 
Auch in den kleineren Außensteilen sind Sportveranstaltungen in 
der kalten Jahreszeit nur beschränkt möglich. Hier wird mit viel 
Kreativität oft ein gewisser Ausgleich geschaffen. 

Hinweise/Empfehlungen 

1. Die Aufgaben des Sports in den Justizvollzugsanstalten wer­
den durch das Strafvollzugsgesetz und das Jugendgerichtsgesetz 
grundsätzlich als Behandlungs- und Freizeitmaßnahmen bestimmt. 
Der Sport dient damit wie alle vollzuglichen MaßFlahmen -, der 
Wiedereingliederung der Gefangenen und dem Schutz der Allge­
meinheit vor weiteren Straftaten. Die Besonderheit des Sports der 
Gefangenen und Bediensteten ist sein eigenständiger, innovativer 
Beitrag zur Vollzugsgestaltung. Bewegung, Sport und Spiel gehö­
ren deswegen zu den basalen Aufgaben des Justizvollzugs, weil 
körperliche Gesundheit, psychische Stabilität und ausgewogene 
Lebensbalance die Grundlagen sind für Bewährung und Erfolg in 
den bürgerlichen Lebensfeldern soziale Beziehungen, Wohnen, 
Arbeit und Freizeit. 

2. Die Ziele des Sports im baden-württembergischen Justiz­
vollzug sind: Körperlicher und seelischer Ausgleich, Fairplay, 
Einhaltung von Regeln, Aufgaben tür die Sportgruppe überneh­
men, Sportfeste mitgestalten. Extreme meiden, Leistungen erbrin­
gen, Sportungeübte an Sport heranführen, eine gesunde Lebensfüh­
rung anstreben und langfristige Perspektiven für eine sinnvolle 
Freizeit- und Lebensgestaltung vermitteln. 

3. Besonders geeignete Sportarten sind: Große Mannschafts­
spiele, kleine Spiele, Gymnastik, Konditions- und Fitnesstraining, 
Circuittraining mit Geräten, Schwimmen (psychische und physi­
sche Entspannung), Leichtathletik, Tischtennis, Jogging, Walking 
und für geeignete Gefangene gezielte Sportkurse zum Erlernen ei­
ner Sportart sowie Radfahren, Wandern und andere Aktivitäten 
außerhalb der Anstalt. 

4. Wichtig für den Vollzug sind angeleitete Sportgruppen, in de­
nen etwas gelernt wird und Leistungen verbessert werden können. 
Das gilt besonders tür die Rückführung des Kraftsports zugunsten 
des Fitness- und Gesundheitssports (vgl. auch den Aufsatz von 
Jürgen Schröder in der ZfStrVo Nr 1/2001 S. 21-25). 

5. Der Vollzugssport ist im Kern Breitensport, also Sport für 
alle. Deswegen sind kleinere Spiele und das Anleiten zu bedürf­
nisgerechten körperlichen Bewegungen ein wesentlicher Auftrag 
tür den Vollzugssport. 
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6. Dadurch werden Leistungsgruppen, insbesondere für die 
großen Sportspiele nicht ausgeschlossen. Die Vollzugssportler 
können - sportlich ausgebildet - an Vergleichsspielen und Turnieren 
innerhalb und außerhalb der Anstalten teilnehmen. Hier empfehlen 
sich besondere Sportkurse, die die Kondition und das technische 
und taktische Können verbessern. 

7. Sportfeste und besondere Sportveranstaltungen (z.B. Erwerb 
von Sportabzeichen) bedeuten für die gesamte Anstalt und für die 
Gefangenen nicht nur eine positive "Auszeit" vom Vollzugsalltag, 
sie verbessern auch die Anstaltsatmosphäre und stärken die Mit­
verantwortung der Gefangenen. Die Verleihung von Sporturkunden 
und Abzeichen ist für viele Gefangene ein besonderes Erlebnis. 

8. Sport- und erlebnispädagogische Maßnahmen sind wegen 
ihrer planmäßigen Vorbereitung, sorgfältigen Durchführung und 
Nachbereitung geeignete Projekte für den Justizvollzug (Nahbe­
reich, einfach; aber inhaltlich kreativ, individuell leistungsfördernd 
und motivierend). Soweit wie möglich - insbesondere beim Fehlen 
eigener Sportstätten - sollen außerhalb der Anstalt gelegene Sport­
stätten einbezogen werden, z.B. Sporthallen, Hallenbäder. 

9. Neben den hauptamtlichen Sportübungsleitern der Anstalt 
empfiehlt es sich, Sportlehrkräfte von außen, ggf. als ehrenamtli­
che Mitarbeiter für den angeleiteten Sport zu gewinnen. Zumindest 
in den größeren Anstalten soll ein verantwortlicher Sportleiter ein­
gesetzt werden, der den gesamten Anstaltssport leitet und organi­
siert (Vollzeitstelle). 

10. Der Sport in den einzelnen Justizvollzugsanstalten eignet 
sich besonders für die Öffentlichkeitsarbeit. Sport mit Gefangenen 
- sofern er sinnvoll betrieben wird - wird allseits akzeptiert. Mit 
Pressemitteilungen über den Sport in der Anstalt kann das Bild des 
Vollzugs und das Berufsbild der Bediensteten in der Öffentlichkeit 
verbessert werden. Besondere Förderung erfährt der Sport in den 
Vollzugsanstalten durch Verbindungen zu den öffentlichen Sport­
vereinen und Sportbünden. 

11. Die Verbindungen der Sportangebote in den einzelnen Jus­
tizvollzugsanstalten mit anderen Vollzugsmaßnahmen, z.B. mit 
dem sozialen Training, dem Anti-Gewalt-Training und dem Schul­
unterricht verstärken die einzelnen Behandlungsbereiche und ver­
bessern die Chancen zum Erreichen des Vollzugsziels "Leben in 
sozialer Verantwortung ohne Straftaten". Deshalb sind Informatio­
nen für die Gefangenen über Möglichkeiten für Sport nach der 
Entlassung (Mitglied in einem Sportverein, Möglichkeiten für Sport 
in einer StadVGemeinde, Hinweise zur gesunden Lebensführung 
und zur sinnvollen Ernährung) wichtig. 

12. Die Förderung des Sports der Bediensteten ist eine Grund­
lage für einen erfolgreichen Sport der Gefangenen. Deshalb ist die 
Übungsleiterausbildung für Bedienstete zu fördern. Ehrenamtliche 
Mitarbeiter ergänzen die von Bediensteten angeleiteten Sport­
gruppen. 

(Der Jahresbericht 2002 des Justizministeriums Baden-Würt­
temberg vom 18. Juli 2003 wurde um den Abschnitt "Sport in 
den einzelnen Anstalten" gekürzt.) 

Neues Gefängnis für 48 Millionen Euro 
Kempten - Die neue Justizvollzugsanstalt in Kempten ist nach 

Angaben von Justizminister Manfred Weiß weder ein "bequemer 
Hotelvollzug, noch ein stupider Verwahrvollzug". Bei der Eröffnung 
des neuen Gefängnisses mit fast 340 Haftplätzen sagte Weiß, das 
Haus eröffne den Gefangenen die Chance, sich unter fachkundi­
ger Anleitung auf ein straffreies Leben in Freiheit vorzubereiten. 
Der Neubau wurde mit einem Gesamtkostenaufwand von 48 Millionen 
Euro am Stadtrand von Kempten errichtet und ersetzt die aus dem 
Jahr 1856 stammende alte Haftanstalt in der Kemptener Innenstadt. 
Das Gefängnis sei ein "wichtiger Meilenstein" für die Fortentwick­
lung des modernen behandlungsorientierten Justizvollzuges in 
Bayern, sagte Weiß. Dazu gehörten eine moderne Krankenab­
teilung, eine Bibliothek, ein Kunstrasenplatz und eine Turnhalle. 
Der Komplex ist von einer gut drei Meter hohen und etwa 700 
Meter langen Mauer umgeben. Die Anstalt verfügt über die mo­
dernsten Sicherheitseinrichtungen, einen inneren Sicherheitszaun 
mit Körperschalldetektion und eine Videosensor-Anlage. 
dpa 

(Aus: Süddeutsche Zeitung vom 2.9.2003.) 

Privatisierte Gefängnisse - eine Wachstums­
branche in den USA 

In einem Bericht im "Handelsblatt" vom 11. August 2003 infor­
miert Anette Kiefer über die Privatisierung von Gefängnissen in 
den USA als Wachstumsbranche (Aktie unter der Lupe: Privater 
US-Gefängnisbetreiber gilt als Wachstumswert. Corrections Corpo­
ration betreibt 60 Haftanstalten - Analysten sehen gute Kurschan­
cen). In dem Bericht heißt es unter anderem: "Angesichts drama­
tisch steigender Insassenzahlen sind viele staatliche Haftanstalten 
überfüllt. Doch statt in Freiheit wandern die Häftlinge inzwischen 
verstärkt in private Gefängnisse. Die meisten davon gehören der 
Corrections Corporation of America (CCA), die vor 20 Jahren als 
erstes nichtstaatliches Unternehmen in die Gefängnisbranche ein­
stieg und inzwischen als privater Marktführer rund 55.000 Betten 
in 60 Haftanstalten besitzt - mehr als die meisten Bundesstaaten. 
Die Firma aus Tennessee baut und verwaltet ihre eigenen Gefäng­
nisse und übernimmt dann im Auftrag der Justiz die Insassen. Wäh­
rend deren Strafdauer kümmert sich CCA zum Beispiel um Ausbil­
dungsprogramme, Gesundheitsfürsorge und Drogenentzug. An der 
Verurteilung oder Strafverfolgung ist das Unternehmen dagegen 
nicht beteiligt. Das Auslagerungskonzept hat sich bewährt. Im Bun­
desstaat Texas etwa gehört jeder zehnte Gefängnisplatz inzwi­
schen nicht mehr dem Staat, sondern Privatunternehmen wie CCA 
oder dem Konkurrenten Cornell Companies. Die Unterbringung 
und Resozialisierung von Straftätern hat sich zum lukrativen Ge­
schäft entwickelt: Etwa 2,2 Millionen Häftlinge sitzen zurzeit hinter 
amerikanischen Gittern, davon etwa fünf bis sechs Prozent in pri­
vaten Anstalten. Experten schätzen, dass sie den Betreibern rund 
zwölf Dollar Rendite pro Tag einbringen." "Ein Ende des Ge­
schäftszuwachses ist nicht abzusehen. Experten schätzen, dass 
bis 2006 etwa 50.000 bis 60.000 Häftlinge pro Jahr hinzukommen 
werden." 

Stalking - Möglichkeiten und Grenzen der 
Intervention 
Kriminologische Studienwoche und internationaler Studien­
tag (22. - 26. März 2004 an der Universität Hamburg) 

Unter Stalking werden die wiederholte Belästigung und Verfol­
gung einer Person durch eine andere verstanden, die beim Opfer 
Angst auslösen. Der Täter stellt seinem Zielobjekt nach, beobach­
tet und terrorisiert es z.B. mit unerwünschten Telefonanrufen. Das 
Spektrum der sog. Stalking-Verhaltensweisen reicht bis hin zur 
Tötung. Ausgehend von den USA wird das Phänomen seit den 
1990er Jahren zunehmend zum Gegenstand wissenschaftlicher 
Erforschung. Studienwoche und Studientag richten sich an Prakti­
ker unterschiedlicher Fachrichtungen (z.B. Juristen, Psychologen, 
Polizisten, Sozialpädagogen, Ärzte), die in ihrer alltäglichen Arbeit 
mit Opfern wiederholter Belästigung/Bedrohung konfrontiert sind. 
Experten und Expertinnen referieren u.a. zu folgenden Themen: 
Psychologie des Stalking, Risikoanalyse und Fallmanagement, 
das Stalking-Projekt der Polizei Bremen, Stalking und häusliche 
Gewalt, Prominenten-Stalking sowie Einzelfalldarstellungen. Interventions­
strategien, Möglichkeiten und Grenzen des Straf- und Zivilrechtes wer­
den ebenso wie die Perspektive der Opfer an zwei weiteren Tagen 
bearbeitet. 

Prof. Dr. Paul Mullen vom Victorian Institute of Forensic Mental 
Health (Australien), anerkannte Kapazität auf diesem Gebiet, 
spricht am internationalen Studientag ausführlich über seine For­
schungen und klinischen Erfahrungen. Dr. David James aus Groß­
britannien referiert im Anschluss über den Zusammenhang von 
Drohungen und Gewalt in Fällen von Stalking. Die Kosten für die 
Studienwoche (inkl. Internationaler Studientag: 22.-26. März 2004) 
belaufen sich auf € 250.-. Die Teilnahme nur am Internationalen 
Studientag (26. März 2004) kostet € 50.-. Ein ausführliches 
Tagungsprogramm finden Sie unter http://www.rrz.uni-hamburg. 
de/kriminoI/Stalking.htm. Oder wenden Sie sich an das Institut für 
Kriminologische Sozialforschung, Allende Platz 1, 20146 Hamburg, 
Tel.: 040 - 428383329, E-Mail: astksek@uni-hamburg.de. 



Sanktionen und Strafauswahl in Frankreich 
Unter diesem Titel ist 2003 eine sowohl historische als auch 

rechtsdogmatische und politische Studie zur gesetzlichen Rege­
lung der Kriminalsanktionen und der gerichtlichen Sanktionspraxis 
in Frankreich erschienen. Die Freiburger Dissertation von Susanne 
Müller verdient aus wenigstens zwei Gründen rechtsvergleichen­
des Interesse: Zum einen hat sie ein Strafrechtssystem zum Ge­
genstand, dessen Strafzumessungsregelungen und -praxis seit 
dem 19. Jahrhundert durch den Individualisierungsgedanken ("in­
dividualisation de la peine") geprägt sind. Zum anderen verfügt 
Frankreich seit 1994 über ein neues Strafgesetzbuch (Code panal), 
das den Gerichten auf Grund seiner wenigen Strafbestimmungen re­
lativ große Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Rechtsfolgen ein­
räumt. Wie die Verfasserin in ihrer Darstellung und Analyse des 
geltenden Rechts und seiner Anwendung durch die Gerichte aus­
führt, wird diesen nach wie vor ein weitgehendes Auswahlermes­
sen bei der Strafzumessung eingeräumt, der eine mangelnde pro­
zessuale Begründungspflicht solcher Entscheidungen entspricht. 
Diese Rechtslage und Praxis stehen inzwischen jedoch auf dem 
Prüfstand. "In jüngster Zeit zeichnet sich, nicht zuletzt wegen der 
zunehmenden Bedeutung der Europäischen Menschenrechtskon­
vention für die französische Strafrechtspflege, eine Veränderung 
der bislang das französische System prägenden Unüberprüfbarkeit 
der S~nktionsauswahl ab. So wird die grundsätzliche Begründungs­
freiheit der Strafzumessungsentscheidung inzwischen von einem 
Teil der Literatur kritisiert" (S. 421). "Erste inhaltliche Anforderungen 
an die Auswahl einer Sanktionsentscheidung sind vom Gesetzge­
ber im Bereich von ausländerspezifischen Strafsanktionen einge­
führt worden: Um den Anforderungen der Europäischen Menschen­
rechtskonvention gerecht zu werden, schreibt der neue ,Code 
panal' für die Ausweisung von Ausländern aus strafrechtlichen 
Gründen eine Pflicht zur Begründung vor, die sich auf die ,schwere 
der Tat und die persönliche und familiäre Situation des Ausländers' 
beziehen muss. In diesem Bereich sind erste Anhaltspunkte dafür 
erkennbar, dass die ,Cour de C.assation' über den Umweg des Art. 
8 EMRK auch eine inhaltliche Uberprüfung der Sanktionsauswahl 
vornehmen könnte. Es bleibt abzuwarten, ob dies zu einer allge­
meinen Diskussion nicht nur hinsichtlich der Begründungspflicht 
der Strafzumessungs-entscheidung führt, sondern hinsichtlich ih­
rer Einordnung als Tatsachen- oder Rechtsfrage" (S. 421 1.). 

Die bibliografischen Angaben der Studie lauten: 

Susanne Müller: Sanktionen und Strafauswahl in Frankreich. 
Eine historische, rechtspolitische und dogmatische Analyse der 
Ermessensfreiheit des französischen Strafgerichts (Interdiszipli­
näre Untersuchungen aus Strafrecht und Kriminologie. Hrsg. von 
Hans-Jörg Albrecht und Albin Eser, Bd. 9). edition inscrim Max 
Planck-Institut für ausländisches und intemationales Strafrecht: 
Freiburg LBr. 2003. XXIV, 450 S. € 31,-. 

Zu Missständen im brasilianischen Jugend­
strafvollzug 
. Amnesty International zufolge haben sich die Haftbedingungen 
Im Jugenstrafvollzug des brasilianischen Bundesstaates Sao 
Paulo (Febem) drastisch verschlechtert. So kam es zu zahlreichen 
Häft-lingsrevolten in der Jugendstrafanstalt Franeo de Rocha. 
Dabei sollen Gefängnisaufseher wegen der Ernennung eines neu­
en Direk-tors Unruhen unter den Insassen angezettelt haben. Der 
Direktor hatte angekündigt, Folter- und Misshandlungsvorwürfe 
von Gefan-genen zu prüfen und 34 Vollzugsbeamte vom Dienst zu 
suspendieren. Berichten zufolge haben die Aufseher den 
Häftlingen Gegenstände des täglichen Bedarfs vorenthalten, sie 
über lange Zeiträume in die Zellen gesperrt und sie geschlagen. In 
anderen Febem-Haftanstalten sollen sich ähnliche Vorfälle ereig­
net haben. In keinem dieser Jugendgefängnisse existieren die für 
die soziale Reintegration notwendigen Bildungs-, Gesundheits­
und Freizeit-einrichtungen, wie sie das brasilianische Kinder- und 
Jugendgesetz vorschreibt. 

(Nach dem Bericht: Jugendliche unter miserablen Haftbedin­
gungen. In brasilianischen Jugendgefängnissen häufen sich 
Revolten/Grund sind Folter- und Misshandlungsvorwürfe. In: 
Badische Zeitung Nr. 169 vom 25. Juli 2003, S. 12.) 
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Zum Strafvollzug im Gefängnis San Pedro in 
La Paz (Bolivien) 

Ein Bericht von Katharina Nickoleit in der Tageszeitung "Die 
Welt" vom 3. August 2003 informiert darüber, wie der Strafvollzug 
in einer Anstalt aussieht, die praktisch von Gefangenen selbst be­
trieben wird ("In La Paz führen Gefangene ihren eigenen Knast mit 
erbarmungslosen Gesetzen. Penthouse mit Pool für den Drogen­
boss"). Einleitend heißt es: "Schon an den schweren Gittern des 
Eingangstors stehen Trauben von Gefangenen, die schreien und 
rufen, wenn ein Tourist das Gefängnis San Pedro in La Paz, der 
Hauptstadt Boliviens, betritt. Sie betteln darum, die Gäste für ein 
bissche!1 Geld du reh den Knast zu führen. Hier ist jeder für sein ei­
genes Uberleben zuständig. Alles kostet Geld. Selbst der Schlaf­
platz in einem fensterlosen, feuchten Verschlag ist nicht unter 50 
Dollar im Monat zu haben - viel Geld in einem Land, wo das Jahres­
einkommen im Schnitt 200 Dollar beträgt." Über die Beziehungen 
zu Angehörigen wird mitgeteilt: "Viele Gefangene können es sich 
nicht leisten, doppelt zu zahlen: hier drinnen im Gefängnis und 
draußen für ihre Familien. Also bringen sie ihre Familien gleich 
mit." Um die Überwachung ist es dem Bericht wie folgt bestellt: 
"Die Staatsmacht sucht man in San Pedro vergeblich. Nur an dem 
vergitterten Eingangstor stehen ein paar Wärter, die Passanten 
kontrollieren." Die krassen Einkommensunterschiede im Lande 
drau-ßen spiegeln sich auch in den Vollzugsbedingungen: "Nicht 
allen Gefangenen in San Pedro geht es schlecht. Wer Geld hat, 
kann sich in San Pedro einen Raum kaufen und dabei unter 
Zimmern in Kategorien von einem bis zu fünf Sternen wählen. 
Jeder Stern kostet 1.000 Dollar." "Mit Kapital und Geschäftssinn 
kann man es in San Pedro durchaus zu etwas bringen. Die 
Restaurants, das Billardcafa und einige kleine Läden gehören 
Gefangenen. Wer kein Geld für eine Existenzgründung hat, sucht 
sich eine Anstellung in einem der Läden oder verdient sich seinen 
Lebensunterhalt mit Dienstleistungen jeder Art." Der Bericht 
schließt mit den Worten: "Doch so frei sich die Gefangenen in San 
Pedro auch bewegen können, am vergitterten Tor ist ihre Welt zu 
Ende, und die Mauer ist unüberwindlich - Leitern sind so ziemlich 
das Einzige, was in San Pedro wirklich verboten ist." 

Auswirkungen der Arbeitslosigkeit auf den 
Justizvollzug 

Dem Bundesjustizministerium zufolge ist die Zahl der Freiheits­
strafen "infolge veränderter sozialer und wirtschaftlicher Verhält­
nisse, insbesondere Arbeitslosigkeit, beträchtlich gestiegen". So 
hat inzwischen rund ein Fünftel aller inhaftierten Strafgefangenen 
eine Vollzugsdauer von "weniger als sechs Monaten" zu verbüßen. 
Namentlich Erwerbslose laufen demnach Gefahr, Geldstrafen, die 
sie z.B. wegen Verkehrsdelikten oder Ladendiebstahl erhalten ha­
ben, nicht mehr bezahlen zu können. 

Zum Recht auf eine menschenwürdige Zelle 
Das Landgericht Hannover hat wie in der Presse kürzlich be­

richtet wurde - einem Inhaftierten € 200.- Schmerzensgeld wegen 
zeitweiliger Unterbringung in einer Gemeinschaftszelle mit un­
genügender Abtrennung der Toilette zugesprochen (Aktenzeichen: 
170383/02). Der Häftling hatte geklagt, weil er im Juli 2002 zwei 
Tage lang mit vier weiteren Gefangenen in einem Haftraum mit der 
Größe von lediglich 16 Quadratmetern untergebracht war, dessen 
Toilette nur mit einem Vorhang abgetrennt war. Der Vorsitzende hat 
in der Urteilsbegründung auf Entscheidungen der Strafvollstre­
ckungskammer Hannover sowie des Bundesverfassungsgerichts 
hingewiesen, die menschenunwürdige Haftbedingungen bean­
standet hätten. Daraus hätte das beklagte Land Konsequenzen 
ziehen müssen. So hätte man Gefangenen etwa die Möglichkeit 
einräumen können, andere Toiletten zu benutzen. Dem Bericht zu­
folg~ will das Land Berufung gegen dieses "nicht angemessene" 
Urteil einlegen. Alle neuen Haftanstalten und viele der älteren hät­
ten entsprechende Abtrennungen in den Zellen. 

(Das Land Niedersachsen soll einem Häftling Schadenersatz 
zahlen. Recht auf menschenwürdige Zelle. Richter beanstan­
den die ungenügende Abtrennung der Toilette. In: Nürnberger 
Nachrichten vom 16. Juli 2003.) 
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Knast. - Ich? - Nie! Kriminalprävention durch 
Ein-Sicht; Ein Projekt des Maßstab e. V., 
Verein 'für eine soziale Zukunft. Text von Dr. 
Helmut Geiter. Broschüre DII\! A 4, 63 
Seiten. Köln 2003. 

Der in Köln ansässige Verein Maßstab hilft Straffälligen und 
Gefährdeten, Gefangenen und Entlassenen auf vielfältige Weise. 
Im Rahmen dieser Arbeit entstand ein Film. Er beschreibt den Weg 
eines 17-jährigen jungen Mannes, der bei einem geplanten Ein­
bruch eine ungeplante räuberische Erpressung beging. Auf die 
Straftat folgte die Verhaftung und die Einweisung in die Untersu­
chungshaftanstalt, die "bleierne Zeit" im Gefängnis und schließlich 
die Verurteilung zu einer Bewährungsstrafe und die Entlassung. 
Der Film wurde von Holger Löchner an den aktuellen Stätten in 
Köln und besonders in der Justizvollzugsanstalt Köln gedreht. 
Polizei und Justiz trugen tatkräftig zum Gelingen des Werkes bei. 
Entstanden ist ein lebendiges und anschauliches, aber stets nüch­
ternes Bild der Geschehensabläufe und der Stätten, die ihren 
Hintergrund bildeten. 

Zielgruppe für den Film sind die 12 bis 17-jährigen Kinder und 
Jugendlichen (S. 11), die genauso wie die meisten Erwachsenen 
nur undeutliche und durch die Medien verfälschte Vorstellungen 
von der Welt der Strafverfolgung und des Gefängnisses haben. 
Viel häufiger als Erwachsene aber sind sie Gefährdungssituationen 
ausgesetzt, die sie in die Kriminalität führen können. Grundfalsch 
wäre es, diese jungen Leute mit dem Film allein zu lassen und auf 
eine kriminalpräventive Wirkung zu hoffen. Der Film allein kann die 
gewünschte Einsicht nicht vermitteln, er könnte sogar nach dem 
Wenigen, was wir über die Wirkungen solcher Aufklärungsaktionen 
wissen - kontraproduktiv wirken (S. 15). Der Erfolg setzt eine akti­
ve Auseinandersetzung mit den einzelnen Aspekten des Themas 
voraus. Eine kognitiv rezeptive Aufnahme der Bilder genügt nicht. 
Es müssen Emotionen in Bewegung kommen, damit aus der 
selbstverständlichen Annahme, mir wird schon nichts passieren, 
was mich ins Gefängnis bringt, der feste Entschluss wird: Knast. 

Ich? - Nie! Diese Diskussion kann zum Beispiel in Jugendzentren, 
Schulen und Kirchengemeinden stattfinden. Doch müssen die 
Veranstaltungsleiter bereits vorher gut informiert sein, um die 
Diskussion leiten und auf Ergänzungsfragen, auf die der Film kei­
ne Antwort gibt, eingehen zu können. Zur Vorbereitung soll die vor­
liegende Broschüre die Grundlage sein. Aber auch sie kann nicht 
alle denkbaren Fragen beantworten. Deshalb fordert die "Ge­
brauchsanweisung" zu Beginn des Textes (S. 4) kategorisch: ,.zu 
dieser (Diskussion) muss mindestens ein Experte geladen sein, 
um Fragen zum Thema beantworten zu können." Dieser Fachmann 
braucht kein Anstaltsleiter oder Professor der Kriminologie zu sein. 
Er muss den Vollzug jedoch aus eigener Anschauung kennen, zum 
Beispiel als "im Vollzug Tätiger" oder als ehrenamtlicher Betreuer. 
Natürlich können auch ehemalige oder beurlaubte Gefangene 
wertvolle Beiträge zur Diskussion liefern. Der Text fordert vom 
künftigen Nutzer des Films die Einhaltung noch weiterer Regeln, 
die von Maßstab in vielen Probeaufführungen des Films vor den 
verschiedensten Interessentengruppen, besonders auch vor Beamten 
des Polizeidienstes, entwickelt wurden. Er zeigt, was Film und Bro­
schüre leisten möchten, aber auch was sie nicht leisten können 
(S. 5 11.). Es ist unmöglich, von der Menge der zusammengetra­
genen Informationen auch nur das Wichtigste zu referieren. 
Deshalb folgt hier ein Auszug aus der Inhaltsübersicht: 

Das Verfahren: Kurzer Blick auf den Gang des Strafverfahrens 
- Gefangene: Statistische Daten für NRW und die JVA Köln 
- Gefängniskosten: Über Vollzugsmitarbeiter und Haftkosten 
- Tatfolgen: Die Strafe ist noch nicht alles 
- Lexikon: Erklärung wenig bekannter Fachbegriffe 
• Zukunft: Was wir von dem Projekt erhoffen 
• Letzte Hinweise: Fragen, mit denen die Experten rechnen 

müssen 
- Literaturverzeichnis: Nachweis der hauptSächlich verwendeten 

Materialien 

Natürlich kann die Broschüre kein Lehrbuch des Strafvollzugs 
ersetzen. Wer sich aber durch das kleine Werk durcharbeitet, er­
fährt Vieles über die Wirklichkeit von Strafrechtspflege und Straf­
vollzug. Er ist in der Lage, sich mit den gängigen Vorurteilen und 
den häufig zu hörenden Parolen bei Stammlischgesprächen aus­
einander zu setzen. 

Der Film und die Broschüre sind in einem Jahre dauernden 
Prozess entstanden. Maßstab möchte bei dem Erreichten nicht 
stehen bleiben, sondern weiter daran arbeiten. Dazu steht am Ende 
die Bitte, als Rückmeldung einen knappen zweiseitigen Fragebo­
gen auszufüllen. Diese Aufgabe ist die einzige Gegenleistung des 
Lesers, denn Film und Broschüre werden kostenlos versandt. Die 
Broschüre ist allein zu haben, damit sich der Leser ein Bild machen 
kann, ob er Möglichkeiten für den Einsatz des Filmes auf seinem 
Arbeitsfeld sieht. Der Film dagegen wird nur zusammen mit der 
Broschüre versandt, damit der Empfänger die Regeln kennen lernt, 
deren strikte Einhaltung von ihm erwartet wird (S. 3). 

Film und Broschüre sind zu beziehen von: 

Maßstab e. V., Projekt KIN, 
Luxemburger Straße 190, 50937 Köln, 
E-Mail: vereinmasstab@hotmail.com. 
Telefon: 0221/41 7092, Telefax: 0221/4248845 

Förderung sozialen Verhaltens durch vita-
minreiche Ernährung? / 

Diese Frage glauben britische Wissenschaftler in einer Studie 
bejahen zu können, die am 25. Juni 2002 in London der Öffent­
lichkeit vorgestellt worden ist. Forscher der Universität Surrey hat­
ten in der Jugendstrafanstalt Aylesbury 230 Gefangene zu einem 
entsprechenden Versuch herangezogen. Dabei wurden der Hälfte 
der Teilnehmer Vitamine, Mineralien und Fettsäuren in Pillenform 
verabreicht. Die andere Hälfte nahm leere Kapseln ein. Über einen 
Zeitraum von neun Monaten gingen die Strafverstöße bei den 
Inhaftierten, die Pillen geschluckt hatten, um 25% zurück. Bei ge­
waltsamen Verstößen belief sich der Rückgang im Vergleich zu 
vorher sogar auf 40%. Demnach soll der Verzehr von mehr Obst 
und Gemüse die Aggressionen Gefangener mindern helfen. 
Allerdings soll der Versuch dem Vernehmen nach wiederholt wer­
den. 

(Nach dem Bericht: Obst und Gemüse drosseln Aggression un­
ter Häftlingen. In: Donaukurier vom 26. Juni 2002.) 

Zum ehemaligen Frauengefängnis Scriloss 
Hoheneck 

Die Strafanstalt Schloss Hoheneck in Stollberg (Sachsen) war 
1862 als "Königlich Sächsisches Weiberzuchthaus" errichtet wor­
den. In der Zeit der DDR diente die Wehranlage auf dem Hügel als 
Frauengefängnis. Dort saßen die weiblichen Gefangenen, unter 
denen sich viele politisch Verfolgte befanden, unter unmenschli­
chen Bedingungen lange Strafen ab. Der damalige Umgang mit 
den Insassinnen ist denn auch in Erinnerungswerken dokumen­
tiert. Ein Beispiel dafür bildet das Buch von Ellen Thiemann: Stell 
dich mit den Schergen gut. Erinnerungen an die DDR. Meine 
Wiederbegegnung mit dem Zuchthaus Hoheneck (F. A. Herbig 
Verlagsbuchhandlung München-Berlin 1984, Neuausgabe 1990). 
Danach standen die 25 Gebäude leer. Nunmehr hat der Freistaat 
Sachsen das ganze Ensemble an einen Investor verkauft. Das 
Burggelände soll jetzt zu einem "touristischen Standort von über­
regionaler Bedeu-tung" entwickelt werden. Geplant ist eine Misch­
nutzung durch Hotels, Gastronomie, Veranstaltungs- und Ausstel­
lungsflächen; so soll in einem der Burggebäude ein Automobilmuseum 
untergebracht werden. 

(Nach dem Bericht: Neue Pläne fürs Frauengefängnis Schloss 
Hoheneck. Nach zwei Jahren Leerstand verkaufte Sachsen an 
einen Investor - Nutzung als Hotel und Museum. In: Die Welt 
vom 14. Juni 2003.) 



9. Deutscher Präventionstag 
Kommunale Kriminalprävention (17./18. Mai 2004 - Stuttgart) 

Unter der Schirmherrschaft des Baden-Württembergischen 
Ministerpräsidenten Erwin Teufel findet der 9. Deutsche Präven­
tionstag am 17. und 18. Mai 2004 im Kultur- und Kongresszentrum 
der Landeshauptstadt Stuttgart statt. In Vorträgen und Workshops 
wird das Schwerpunktthema des Kongresses "Kommunale Krimi­
nalprävention" systematisch in seinen zentralen Aspekten erfasst 
und bearbeitet. Neben dem Schwerpunktthema des Kongresses 
werden im Offenen Forum weitere Einzelvorträge und Workshops 
zu verschiedenen aktuellen Themen der Prävention angeboten. 
Wie in jedem Jahr werden auch beim 9. Deutschen Präventions­
tag Projekte und Institutionen auf einer AusstellungsfläChe von 
ca. 1.500 qm über ihre Arbeit informieren. Zusätzliche Veranstal­
tungen sowie ein spezielles Eventbühnenprogramm runden das 
Kongressprogramm ab. 

Weitere Informationen finden sich stets aktuell unter www. 
praeventionstag.de. Außerdem können beim Ständigen Büro des 
Präventionstages, Am Waterlooplatz 1 A, 30169 Hannover, Kon­
gressprogramme angefordert werden, die Anfang 2004 erschei­
nen. 

Aufbaustudium Kriminologie / Institut für kri­
minologische Sozialforschung Universität 
Hamburg 

Im Sommersemester 2004 beginnt der nächste Durchgang des 
4-semestrigen Aufbaustudiums Kriminologie (Abschluss: "Diplom­
Kriminologe/in"). 

Zulassungsvoraussetzungen: 
Abgeschlossenes Hochschulstudium in Soziologie, Psycho­

logie, Pädagogik, Humanmedizin, Rechtswissenschaft oder ver­
wandten Fächern, oder abgeschlossenes Fachhochschulstudiurn 
(z.B. Sozialpädagogik, Verwaltung). 

Bewerbungsfrist: 
15.12.2003-15.01.2004 (Ausschlussfrist!) beim Aufbaustudium 

Kriminologie, Universität Hamburg. 

Näheres Informationsmaterial und Bewerbungsunterlagen über: 
Prof. Dr. Sebastian Scheerer, Institut für Kriminologische Sozial­

forschung, Allende-Platz 1,20146 Hamburg, Tel.: 040/42838-3329, 
Fax: 040142838-2328, E-Mail: astksek@uni-hamburg.de, 
http://www.rrz.uni-hamburg.de/kriminoll 

Zur Frage der Gewährung von Vollzugs­
lockerungen im Jugendstrafvollzug 

In seinem Beschluss vom 9. September 2003 - 1 VAs 41/03 -
hatte sich der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Hamm mit der 
Ablehnung eines Antrags auf Gewährung von Vollzugslockerungen 
im Jugendstrafvollzug zu befassen. Der Antragsteller war wegen 
gemeinschaftlichen schweren Raubes zu einer Jugendstrafe von 
drei Jahren und sechs Monaten verurteilt worden. Der Anstaltsleiter 
hatte den Antrag unter anderem mit folgender Begründung abge­
lehnt Beim Jugendstrafgefangenen fehle "die Bereitschaft, über die 
von ihm begangene Tat zu sprechen. Er bestreitet, die Tat über­
haupt begangen zu haben. Somit können weder Tatdynamik noch 
die zur Tatbegehung führenden aggressiven Persönlichkeitsanteile 
aufgearbeitet werden. Angesichts der Vorbelastung des Gefange­
nen und der fehlenden Bereitschaft, die Straftat zuzugeben und 
über die Umstände der Tat zu sprechen, kann der Ausschluss ei­
nes Missbrauchsrisikos im Hinblick auf weiteres gewalttätiges 
Verhalten nicht mit der erforderlichen Sicherheit festgestellt wer­
den." 

Dem Beschluss zufolge war der Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung gemäß den §§ 23 ff. EGGVG zulässig, aber nicht be­
gründet. Der Senat führt im Sinne der bisherigen einschlägigen 
Rechtsprechung weiter aus, dass die angefochtene Entscheidung 
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nur einer eingeschränkten gerichtlichen Nachprüfung unterliege. 
"Die Entscheidung der Vollzugsbehörde, ob einem Strafgefange­
nen LockerungeI'!. zu gewähren sind, liegt in ihrem pflichtgemäßen 
Ermessen. Die Uberprüfung des Senats erstreckt sich deshalb 
gemäß § 28 Abs, 3 EGGVG allein darauf, ob bei der Ermessens­
entscheidung rechtsfehlerfrei verfahren wurde, ob also die Voll­
zugsbehörde von einem zutreffenden Sachverhalt ausgegangen 
ist, ob sie die Grenzen des Ermessens eingehalten hat und von 
ihm in einer dem Zweck der Ermächtigung entsprechenden Weise 
Gebrauch gemacht hat. Diese eingeschränkte Uberprüfung ergibt 
keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Antragstellers. 

Zutreffend hat die Vollzugsbehörde darauf abgestellt, dass we­
gen der mangelnden Bereitschaft des Betroffenen, über die von 
ihm begangene Tat zu sprechen, das Risiko eines Missbrauchs 
von Lockerungen - etwa durch gewalttätiges Verhalten - nicht zu­
verlässig beurteilt und damit die in diesem Zusammenhang erfor­
derliche fundierte Prognose nicht gestellt werden kann. Es sind 
somit in dem Verhanen des Betroffenen liegende Gründe, die zu der Ver­
sagung von Hafturlaub und weiteren Lockerungen geführt haben. Die 
von dem Betroffenen angeführten allgemeinen Strafzwecke (Vergeltung, 
Sühne, Schwere der Schuld, Schuldausgleich und Verteidigung der 
Rechtsordnung) haben dabei ersichtlich keine Rolle gespielt." 

Zur Situation der Gesundl1eitsfürsorge in 
den Gefängnissen von Aserbaidschan 

Aserbaidschan ist geografisch das am weitesten ostwärts gele­
gene Land Europas und grenzt im Süden direkt an den Iran. Im 
"Penological Information Bulletin", das vom Europarat zuletzt im 
Dezember 2002 herausgegeben wurde, findet man das Land in 
den Tabellenzusammenstellungen zwar aufgeführt, jedoch mit 
keinerlei Daten versehen. Vom 18. bis 19. September 2003 fand in 
der Hauptstadt Baku ein vom Justizministerium des Landes und 
vom Europarat gemeinsam organisiertes Seminar statt, das sich 
der Gesundheitsfürsorge in Gefängnissen widmete. 

In Aserbaidschan gibt es bei zur Zeit ca. acht Millionen Einwoh­
nern ca. 15.000 Gefangene. Damit ist die Gefangenenrate etwa 
doppelt so hoch wie in der Bundesrepublik Deutschland. Neben 
der in den Gefängnissen etablierten anstaltsärztlichen Versorgung 
verfügt Aserbaidschan über zwei eigenständige Gefängniskranken­
häuser. Das größere mit 640 Betten widmet sich der Behandlung 
von tuberkulosekranken Gefangenen. Während im Jahre 1997 bei 
einer durchschnittlichen Gelangenenzahl von 8.000 im Jahr 800 
Gefangene an Tuberkulose verstarben, sank in konsequenter An­
wendung eines Behandlungsprogramms der WHO, das mit Unter­
stützung des Europarates und des Intemationalen Roten Kreuzes 
eingeführt wurde, die Todeszahl auf 150 Gefangene im Jahr 2002. 
Darüber hinaus ist ein Absinken der Zahl der Multiresistenzpa­
tienten (Patienten, die gegen unterschiedliche Antltuberkulotika re­
sistent geworden sind) zu konstatieren. Der Behandlungsstandard, 
aber auch die Unterbringungsbedingungen ähneln den Verhältnis­
sen in besser situierten europäischen Ländern. 

Das zentrale Gefängniskrankenhaus in Baku umfasst 550 Bet­
ten, die in acht Abteilungen gegliedert sind: Aufnahme, Chirurgie, 
Innere Medizin, Infektionskrankheiten, Geschlechtskrankheiten, 
Psychiatrie, Neurologie, Frauen. In der mit 100 Betten größten Ab­
teilung (Innere Medizin) finden u.a. Entgiftungen statt. Insgesamt 
schienen jedoch die Unterbringungsbedingungen deutlich unter 
dem Standard westlicher Länder zu liegen. Die Psychiatrische 
Abteilung verfügt über 40 Betten, die von zwei Psychiatern versorgt 
werden. Die Aufenthaltsdauer liegt bei einer Woche bis zu zwei 
Monaten. Als Hauptdiagnosen wurden "Psychopathie" und "Epilep­
sie" genannt. Bei psychischen Erkrankungen im engeren Sinne (et­
wa Schizophrenie) wird der Chefpsychiater des Landes als Berater 
hinzugezogen. Lässt sich bei einem Gefangenen eine psychische 
Erkrankung feststellen, wird dieser aus dem Gefängnissystem ent­
lassen und in ein psychiatrisches Allgemeinkrankenhaus überführt, 
von wo aus dann nach erfolgreicher Behandlung die Entlassung 
erfolgt. Insgesamt vermittelte die psychiatrische Abteilung den Ein­
druck einer Verwahrpsychiatrie, wie sie in Deutschland bis vor 
ca. zwanzig Jahren gängig war: Die Patienten befanden sich in 
großen Zimmern mit sieben bis elf Betten. Die Behandlung bestand 
ausschließlich in der Vergabe von Medikamenten; Kotherapien wie 
z.B. Ergotherapie existieren ebensowenig wie Gruppenbehand-Iun­
gen. Diplompsychologen sind in der Abteilung nicht tätig. Das 
Berufsbild des Psychologen, das der Aserbaidschanische Justiz-
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vollzug besitzt, entspricht dem eines Sozialpädagogen oder Sozial­
arbeiters im deutschen Justizvollzug. Im Hinblick auf die Diagnose­
steIlung muss man bezweifeln, dass diese nach den gängigen in­
ternationalen Klassifikationssystemen erfolgt. Irritierend erscheint 
auch, dass in der psychiatrischen Abteilung Epilepsie als eine der 
beiden Hauptdiagnosen genannt wird, zumal Epilepsie keine psy­
chiatrische Erkrankung darstellt. Bezüglich der therapeutischen 
Möglichkeiten, die, wie gesagt, lediglich in der Psychopharmako-thera­
pie bestehen, erschienen neuere Medikamente (etwa die 
kostenintensiven - atypischen Neuroleptika) zumindest unüblich. 

In.llgesamt sind im Justizvollzug des Landes Aserbaidschan 
145 Arzte tätig. Diese besitzen zur Zeit einen militärischen Rang 
und tragen mitunter Uniform. Ihre Bezahlung ist mit 150 Dollar im 
Monat 15-mal höher als in der Allgemeinen Gesundheitsfürsorge 
(zehn Dollar pro Monat). Ein wichtiges Ergebnis der Diskussi0f.1en 
im Verlauf des Seminars war, dass die im Justizvollzug tätigen Arz­
te ihren (Gefangenen) Patienten gegenüber auch sichtbar eine 
Arztrolle einnehmen sollten: "A Doctor who is a Colonel is a Colonel 
but not a Doctor." Die an dem Seminar beteiligt~n Experten stellten 
heraus, dass sich im Justizvollzug tätige Arzte primär ihren 
Patienten verpflichtet fühlen müssen und nicht als Teil des Gefäng­
nissystems agieren, sowie strikte Vertraulichkeit im Rahmen der 
Arzt-Patienten-Beziehung einhalten. Es bleibt zu hoffen, dass die 
vom Justizministerium in Aussicht gestellten Reformen in absehba­
rer Zeit greifen und eif.1e Stärkung der ärztlichen Identität bei den im 
Justizvollzug tätigen Arzten nicht an finanziellen Hürden scheitert. 

Norbert Konrad 

880 Menschen und ihr Projekt für Häftlinge 
in Kempten 

Was bewegt Häftlinge, die eine längere Strafe verbüßen müs­
sen, wenn sie an die Welt da draußen denken? Drei Allgäuer 
Künstler haben den Versuch unternommen diesen Fragen nach­
zugehen. Auf die erste haben Waltraud Funk, Gerhart Kindermann 
und Christian Hörl bereits Antworten bekommen. 880 Menschen 
sind ihrem Aufruf gefolgt, den im Vorjahr eine Lokalzeitung ver­
öffentlicht hatte. Sie haben Fotos für eine Bildergalerie in der 
Haftanstalt eingeschickt, versehen mit ihrem Vornamen und 
Wohnort. Dank einer Internetseite, wo das Kunstprojekt unter 
www.vondrinnenunddraussen.de vorgestellt wird, trafen sogar 
Fotos aus New York, Oslo und aus Neuseeland ein. 

Als Team hatten die drei Allgäuer den Ersten Preis in einem 
Kunstwettbewerb gewonnen, den das bayerische Justizministe­
rium an lässlich des 48 Millionen teuren Neubaus der Justizvoll­
zugsanstalt ausgelobt hatte. Aus den Einsendungen haben sie ei­
ne 22 Meter lange und zwei Meter hohe Bilderwand gestaltet, die 
jetzt den Speisesaal der JVA mit vielen bunten Farbtupfern belebt. 

Es sei ein Dialog "über die Anstaltsmauern hinweg", es solle et­
was "in den Köpfen stattfinden, wir wollen keine dekorative Kunst 
machen", umreißt Waltraud Funk die Idee, die hinter dem Projekt 
steckt. 

Der zweite Teil des Projekts beginnt im Oktober. Dann werden 
die Häftlinge mit einem Fotoapparat ihren JVA-Alltag ablichten. 
Ihre Fotos werden später in einer Ausstellung gezeigt. 

(Aus: Süddeutsche Zeitung vom 30./31. August 2003.) 

13. Bundeskongress der Psychologinnen 
und Psychologen im Justizvollzug 

Vom 20. bis 24. April 2004 findet in Utrecht, Niederlande, der 
13. Bundeskongress der Psychologinnen und Psychologen im 
Justizvollzug statt. Tagungsort ist die Dr. Henri van der Hoeven 
Kliniek. Der Kongress steht unter dem Motto: 

Deutschland - Niederlande 
Zusammenspiel im forensischen Feld 

Der Bundeskongress findet erstmals im europäischen Ausland 
und in einer Einrichtung der forensischen Psychiatrie statt. Damit 
wird die Tradition der Bundeskongresse in Barsinghausen (2000) 
"Justizvollzug in neuen Grenzen" und Hamburg (2000) "buten und 
binnen - Arbeit mit Straftätern innerhalb und außerhalb des Justiz-

vollzuges" fortgeführt, den professionellen Blickwinkel in Bezug auf 
internationale europäische Entwicklungen und das Zusammenwir­
ken interner und externer Einrichtungen zu erweitern. Vorträge, 
Workshops und Symposien befassen sich mit aktuellen Fragen des 
Justiz- und Maßregelvollzuges in Deutschland und den Niederlan­
den. Es wird Gelegenheit gegeben, voneinander zu lernen, die 
Entwicklung des Justiz- und Maßregelvollzuges in beiden Ländern 
zu vergleichen und niederländische Projekte der Straftäterbehand­
lung vor Ort kennen zu lernen. 

Kongresssprache ist überwiegend Deutsch - in einigen 
Veranstaltungen Englisch. 

Anmeldung: Adriette Peters, Forum Educatief, Postbus 174, 
3500 AD Utrecht, Tel.: 0031-(0)30-2758275, Fax: 0031-(0)30-
2758200, E-Mail: info@forumeducatief.nl. 

Weitere Einzelheiten zum Kongress sind zu erfahren über: 

Andreas Thiel, Justizbehörde Hamburg, Drehbahn 36, 20354 
Hamburg, Tel.: 040/42843-2376, Fax: 040/42843-3520, E-Mail: 
andreas.thiel@justiz.hamburg.de oder über Internet: www.bun­
deskongress-vollzugspsychologen.de 

Tagung in der Evangelischen Akademie Bad 
Boll 
Privatisierung der sozialen Dienste in der Justiz - Wie viel 
Staat brauchen wir in der Rechtspflege? 

Zu diesem Thema fand vom 2. bis 4. Juli in der Evangelischen 
Akademie Bad Boll in Zusammenarbeit mit dem Badischen Lan­
desverband für soziale Rechtspflege und dem Verband der Be­
währungs- und Straffälligenhilfe Württemberg e. V. eine dreitägige 
Fachtagung statt. 

Vor einem wegen der außergewöhnlichen Nachfrage auf 130 
Personen erweiterten Teilnehmerkreis stellte Ministerialdirektor 
Michael Steindorfner in dem Einleitungsreferat "Strukturreform der 
sozialen Dienste - aus rechtspolitischer Sicht" die Ansätze der Re­
formüberlegungen dar. Er wies darauf hin, es gehe bei der Struktur­
reform in erster Linie um eine Optimierung der sozialen Dienste. 
Dies sei vor dem Hintergrund der Finanzlage des Landes jedoch 
nur unter einer freien Trägerschaft zu erreichen. Andernfalls droh­
ten ein massiver Stellenabbau, eine drastische Beschneidung der 
Ressourcen sowie ein~ Bündelurig und Zusammenlegung von 
Standorten. Von einer Ubertragung auf freie Träger erwarte er ei­
nerseits Kosteneinsparungen, andererseits aber auch mehr F!exi­
bilität bei der Besoldung. Er betonte, es bliebe aber den Bediens-te­
ten freigestellt, den Beamtenstatus beizubehalten oder in ein 
Angestelltenverhältnis zu wechseln. Die Fachaufsicht werde in je­
dem Fall durch das Justizministerium gewährleistet. 

Professor Dr. Hans-Jürgen Kerner von der Universität Tübingen 
stellte demgegenüber klar, die bestmögliche Qualität, Effektivität 
und Effizienz der sozialen Dienste entscheide sich unabhängig von 
einer Zuordnung zur Justiz oder zu freien Trägern. Wichtig seien 
die endliche Verwirklichung einer durchgehenden Betreuung, die 
Koordination der Hilfen und Kontrollen sowie ein funktionierendes 
Casemanagement. Es bedürfe der Herausbildung eines Berufsbil­
des der Bewährungs-, Gerichthelfer und der Sozialarbeiter im 
Vollzug. Im Mittelpunkt der Debatte müssten die gesellschaftliche 
Aufgabe der Resozialisierung, der Täter-Opfer-Ausgleich sowie 
präventive Maßnahmen stehen. Er warnte abschließend, sich der 
Diskussion und der Mitwirkung an einer Reform zu verweigern: 
"Wenn wir uns nicht reformieren, werden wir reformiert." 

Anschließend berichteten Marco Rosenberger als einer der 
Geschäftsführer des privaten österreichi~chen Trägervereins 
"Neustart", Richter am Landgericht Wels (Osterreich) Dr. Anton 
Sturm und die österreichische Bewährungshelferin Elke Sehern­
hammer über die Entstehungsgeschichte von "Neustart", seine 
Organisations - und Finanzstruktur und über Chancen und Risiken 
einer Privatisierung. Marco Rosenberger wies einerseits auf die un­
mittelbaren Auswirkungen öffentlicher Finanzierungsengpässe auf 
die Gesamtorganisation, die geringere Arbeitsplatzsicherheit und 
die Abhängigkeit von Ansprüchen politischer Parteien hin. Anderer­
seits hob er die relativ hohe Autonomie von "Neustart" in fachlichen 
und oganisatorischen Fragen hervor sowie die Möglichkeit, 
Zusatzfinanzierungen zu generieren, faire Arbeitsplatzbedingun­
gen für Mitarbeiter zu schaffen und auf Veränderungen flexibler rea­
gieren zu können. Auch Richter am Landgericht Dr. Anton Sturm 
und Bewährungshelferin Sehernhammer sahen die Vorteile der 



Privatisierung vor allem in der Autonomie des Managements sowie 
in der eigenständigen Prioritätensetzung. Außerdem habe sich ein 
größerer Spielraum bei Budgeteinsparungen durch interne Steue­
rungsmaßnahmen ergeben. Soweit Einsparungen erforderlich ge­
wesen seien, seien diese im Wesentlichen im Verwaltungs- und 
Führungsbereich erfolgt. 

Schließlich berichtete Richterin am Amtsgericht Iris KäppIer­
Krüger als Vorsitzende der Bewährungshilfe Stuttgart über kon­
zeptionelle Uberlegungen für ein Pilotprojekt in Stuttgart. 

In der abschließenden Podiumsdiskussion stellte Justizminis­
terin Corinna Werwick-Hertneck klar, die Privatisierung sei zwar 
wünschenswert, keineswegs aber eine beschlossene Sache, Die 
Überlegungen würden weiter ergebnisoffen geführt. Im Falle einer 
Privatisierung seien Personal- und Sachkostenzuschüsse an die 
freien Träger in Höhe von 85 bis 90% der bisherigen Kosten an ge­
dacht. Sie erwarte eine Einsparquote von 10 bis 15%, was dem 
Wegfall von 435 Stellen entspräche, 

Johannes Gebauer 

(Aus: Kurzbrief der Mitgliedsvereine des Badischen Landes­
verbandes für soziale Rechtspflege Nr. 67/ September 2003.) 

Bezirkskrankenhaus Haar bei München 
Insgesamt sind in der gerichtlichen Psychiatrie rund 360 psy­

chisch kranke und suchtkranke Straftäter untergebracht (60 sind 
Sexualstraftäter) - bei 298 Planbetten, Herbert Steinböck, Leiter 
der Forensik, sagt: .Wir sind im letzten Jahrzehnt jedes Jahr um 
rund zehn Prozent gewachsen." Gründe dafür hat er eine Menge 
ausgemacht: Gewaltdelikte haben insgesamt zugenommen, zu 
Ver-handlungen werden häufiger Gutachter hinzugezogen, was zur 
Folge hat, dass krankhaftes Verhalten häufiger auffällt. Außerdem 
ist das Gesetz, das die Entlassung regelt, geändert worden. "Frü­
her konnte der Patient erprobt werden", sagt Steinböck, "heute 
muss erwartet werden können, dass er keine Straftaten mehr be­
geht." Also werden Insassen später entlassen. "Psychisch kranke 
Straftäter waren durchschnittlich über sechs Jahre hier." 

Die "Burg", Haus 21, eines der beiden Hochsicherheitsgebäude 
im BKH, so sicher wie ein Gefängnis. Von hohen Mauern um­
schlossen, mit Gitterzellen im Inneren, 

Abteilungsarzt Georg von Vopelius-Feldt, stellvertretender Lei­
ter der Forensik, führ! durchs Gebäude, das von einem Wachdienst 
gesichert wird. Schlüssel für den Haupteingang gibt es nicht, "damit 
keiner einen Pfleger als Geisel nimmt". Unten sind die Suchtkran­
ken untergebracht, im ersten Stock die psychisch Kranken. Die 
Station ist mit 29 Patienten bei 20 Planbetten überbelegt.. .. Die 
"Burg" ist renovierungsbedürftig, in der Werkstatt können praktisch 
nur Tüten geklebt werden, erst der geplante Neubau wird eine 
Entlas-tung bringen, "Manchmal ist es ganz schön hart", sagt ein 
Pfleger, 

Patienten mit schlechter Prognose, etwa 50 aus dem Einzugs­
gebiet des BKH, sind aber nicht in Haar untergebracht, sondern im 
Bezirkskrankenhaus Straubing. "Das", sagt Herbert Steinböck, "ist 
die Hochsicherheitsklinik für ganz Bayern." 

Auf Lockerungen könne schon deshalb nicht verzichtet werden, 
"weil es unser Anspruch ist, durch Therapie künftige Straftaten zu 
verhindern." Dabei sind die Ärzte durchaus erfolgreich, auch wenn 
es ,,100-prozentige Sicherheit vor Wiederholungstätern nicht ge­
ben kann". Bei Sexualstraftätern kann laut Steinböck davon aus­
gegangen werden, dass die Therapie die Rückfallquote um ein 
Drittel a~f 19 Prozent vermindert. Diese Erhöhung der Sicherheit 
für die Offentlichkeit bezahlt das Bayerische Sozialministerium: 
Rund 330.000 euro kosten vier Jahre stationäre Therapie in der fo­
rensischen Psychiatrie, 

(Aus. Süddeutsche Zeitung 25.9.2003.) 
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Junge Mehrfachauffällige und Mehrfachtäter 
in Mecklenbu rg-Vorpommern 

Unter diesem Titel ist in der von Prof, Dr. Frieder Dünkel, 
Lehrstuhl für Kriminologie an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität 
Greifswald, herausgegebenen Reihe "Schriften zum Strafvollzug, 
Jugendstrafrecht und zur Kriminologie" 2002 eine umfangreiche 
empirische Studie erschienen. Es handelt sich um eine empirische 
Analyse der Erscheinungsformen, Ursachen und des Entwick­
lungsverlaufs mehrfach straffällig gewordener Jugendlicher und 
Heranwachsender in Mecklenburg-Vorpommern. Im Wege einer 
Querschnittserhebung im Jahre 1996 wurden 614 polizeilich regis­
trierte Mehrfachauffällige hinsichtlich ihrer Lebensläufe und späte­
ren Sanktionierungen untersucht. Die Studie steht im Kontext jener 
in- und ausländischen Arbeiten, die sich mit der empirischen Erfah­
rung auseinandergesetzt haben, "dass ca. 5-10% der jugendlichen 
Täter für 30-50% der Jugendstraftaten verantwortlich zeichnen" 
(S.)0I), Sie wurde zunächst vom Land Mecklenburg-Vorpommem, dann 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft finanziert. Einbezogen 
wurden alle jugendlichen oder heranwachsenden Tatverdächtigen, 
die zwischen dem 1.1, und 30.6.1996 zum dritten Mal im Land po­
lizeilich registriert worden sind. Zu einigen Merkmalen der Mehr­
fachauffälligen wurden Polizeibeamte befragt. 306 Probanden der 
Ausgangsgruppe konnten von der Jugendgerichtshilfe befragt wer­
den. Die Mehrfachauffälligen bei denen es sich in der Regel um 
(männliche) Täter von Eigentumsdelikten handelte - wurden zu ei­
ner Vergleichsgruppe von 1,217 Schülern, Berufsschülern und jun­
gen Arbeitslosen in Beziehung gesetzt. Ausländer- und Drogenkri­
minalität spielte so gut wie keine Rolle, 

Die Verfasserin, Angela Kunkat, kam im Rahmen ihrer Unter­
suchung u.a. zu folgenden Ergebnissen: Die Auswertung der stan­
dardisierten Befragungen der Mehrfachauffälligen und der Ver­
gleichsgruppe zeigte, dass sich die Lebensumstände der jungen 
Straftäter "nicht von den Ergebnissen anderer nationaler und inter­
nationaler Studien unterscheiden, Die Biographien der Mehrfach­
auffälligen waren von klassischen Benachteiligungsfaktoren wie 
zerrütteten Familienverhältnissen, zahlreichen Heimerfahrungen, 
geringem Bildungsniveau, Schulabbruch und schlechter beruflicher 
Integration gekennzeichnet. Das in anderen Studien retrospektiv 
festgestellte Nebeneinander von strafrechtlicher Mehrfach-bela­
stung und sozialer Mehrfachbenachteiligung bestätigte sich auch 
anhand der vorliegenden Studie" (S. 495). "Diese sozialen 
Benachteiligungen sind vor dem Hintergrund des mit der Wieder­
vereinigung ausgelösten Transformationsprozesses und des so­
zialen Umbruchs zu werten. Entsprechende Auswirkungen zeigten 
sich besonders bei den sozioökonomischen Veränderungen der 
mütterlichen Erziehungspersonen, aber auch in der Zunahme so­
zialer Belastungen wie der Häufigkeit von schweren Krankheiten 
und innerfamiliären Streitigkeiten: "Abweichend zu anderen Stu­
dien sind der hohe Anteil an Schulversagern und der hohe Anteil 
an Mehrfachauffälligen mit Heimerfahrungen hervorzuheben" 
(S. 496). Indessen waren die jungen Mehrfachauffälligen "bereits 
zu DDR-Zeiten schlechteren Sozialisationsbedingungen ausge­
setzt" (S. 496). 

Die Konsequenzen, welche die Verfasserin aus ihren Befunden 
zieht, betreffen zunächst Maßnahmen im Bereich primärer Präven­
tion, namentlich familien-, freizeit- und schulorientierte Maßnahmen 
und Projekte. Sie haben aber auch die Reaktionen auf Wiederho­
lungstaten zum Gegenstand. Dabei erscheint die Erfahrung be­
merkenswert, "dass die gesetzlichen Sanktionsmöglichkeiten des 
Jugendstrafrechts nicht ausreichend ausgeschöpft werden" 
(S. 513), "Bei jugendlichen und heranwachsenden Wiederholungs­
tätern, die eine bedingte oder unbedingte Jugendstrafe erhalten 
haben oder bei denen Untersuchungshaftvollzug angeordnet wur­
de, sind intensive Betreuungsmaßnahmen zur Verhinderung wei­
terer Ausgrenzung dringend erforderlich, Hier kann auf die erfolg­
reidlen amerikanischen Programme zurückgegriffen werden, die sozialen 
Trainingskursen - einzeln oder in der Gruppe - eine hohe Effizienz be­
scheinigten. Zu betonen ist aber, dass intensive Betreuungspro­
gramme einen hohen Personal- und Sachkostenaufwand erfordem, wie 
die geringe Anzahl an Probanden in dem ,Intensive Aftercare 
Program' veranschaulicht. In Anbetracht hoher Haftkosten beim 
Vollzug der Jugendstrafe oder Unterbringungskosten in geschlos­
senen Einrichtungen und der möglichen schädigenden Wirkungen 
freiheitsentziehender Sanktionen erscheint ein Ausbau ambulanter 
Betreuungsmaßnahmen, die sich intensiv mit den prOblematischen 
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Lebensverhältnissen junger Mehrfachtäter auseinandersetzen, aus 
spezialpräventiven Gründen dringend empfehlenswert" (S. 515). 
,,Jedoch ist unabhängig von der Effizienz solcher Interventionsmaß­
nahmen für problematische Wiederholungstäter die Wirkung von re­
pressiven Reaktionen zu berücksichtigen. Eine Verhängung von 
freiheitsentziehenden Sanktionen, auch von Jugendarrest sowie 
der Anordnung von Untersuchungshaft führen nach kriminologi­
scher Erkenntnis eher zu einem Rückfall und damit zur Verfestigung 
delinquenter Karrieren. Gerade bei Jugendlichen mit hohen Soziali­
sationsproblemen können frühzeitig verhängte freiheitsentziehen­
de Maßnahmen wie Jugendarrest, Untersuchungshaft oder die 
Verbüßung von Jugendstrafe zu einer Verschärfung bereits vor­
handener Desintegrationsanzeichen und damit zu einer weiteren 
Ausgrenzung führen. Die in der vorliegenden Arbeit festgestellte 
Sanktionseskalation kann sich daher negativ auf die Verfestigung 
von Delinquenz auswirken, so dass unter Effizienzgesichtspunkten 
die Verhängung insbesondere der unbedingten Jugendstrafe re­
striktiv zu handhaben ist. In Anbetracht der oft vorangegangenen 
Anordnung von Untersuchungshaft sind auch in diesem Bereich 
Alternativen mit einzubeziehen" (S. 516). 

Die bibliografischen Angaben der Studie lauten: 

Angela Kunkat: Junge Mehrfachauffällige und Mehrfachtäter in 
Mecklenburg-Vorpommern. Eine empirische Analyse (Schriften 
zum Strafvollzug, Jugendstrafrecht und zur Kriminologie, Bd. 12). 
Forum Verlag Godesberg: Mönchengladbach 2002. XXXII, 618 S. 
€ 39,50. 

Zur ErriclTtung der neuen Justizvollzugsan­
stalt in Hünfeld (Hessen) 

Für den teilprivatisierten Betrieb der neuen Justizvollzugsanstalt 
in Hünfeld ist ein europaweites Vergabeverfahren vorgesehen, mit 
dessen Abschluss Mitte 2004 gerechnet wird. Die Anstalt soll in der 
zweiten Jahreshälfle 2005 ihren Betrieb aufnehmen. Art und 
Umfang der zu privatisierenden Leistungen sollen sich an den 
Ereignissen der vom Hessischen Justizministerium eingesetzten 
Arbeitsgruppe "Modellprojekte zur Privatisierung im Strafvollzug" 
orientieren. Dementsprechend soll das Spektrum der Dienst- und 
Serviceleistungen ohne Eingriffsbefugnisse gegenüber Gefange­
nen das Hausmanagernent (z.B. Instandhaltung bzw. Reinigung 
der Anstalt und Verwaltungshilfsdienste), das Versorgungsmanage­
ment (z.B. Küche, Gefangeneneinkauf, ärztliche Versorgung) und 
das Betreuungsmanagement (z.B. Arbeit, Ausbildung der Gefange­
nen, Freizeitangebote, Betreuung und Beratung der Gefangenen) 
sowie Hilfsdienste zur Entlastung des allgemeinen Vollzugsdiens­
tes von Routineaufgaben umfassen. Die Gesamtverantwortung für 
die Anstalt wie auch die Verantwortung für die Sicherheit sollen in 
staatlicher Hand verbleiben. Die Anstalt soll eine Kapazität von 502 
Haftplätzen erhalten. In ihr sollen rund 140 Beamte und etwa 90 
private Beschäftigte ihren Dienst verrichten. 

(Nach der Presseinformation der Pressestelle des Hessischen 
Ministeriums der Justiz vom 11. August 2003.) 

Diskussionsforum Strafvollzug 
Die Justizakademie Nordrhein-Westfalen hat seit Oktober 2003 

im Internet ein Diskussionsforum eröffnet. Bedienstete und sonsti­
ge am Strafvollzug Interessierte sind in diesem Forum aufgerufen, 
Probleme des Strafvollzugs zu erörtern und sich auszutauschen. 

Das Forum ist zu erreichen unter: www.justizforum.nrw.de. Dem 
Link "Strafvollzug in der Praxis" folgend gelangt man zu einer 
Seite, auf der man sich zu dem Forum anmelden kann. Nach er­
folgter Anmeldung können bereits eingestellte Beiträge gelesen 
und kommentiert oder auch vollkommen neue Beiträge verfasst 
werden. 

Fragen zu dem Forum können stellvertretend für alle Modera­
toren gerichtet werden an: 

ralf .bothge@ jva-gelsenkirchen.nrw.de 

Öffentlicher Gesangswettbewerb russischer 
Häftlinge 

Die Suche nach Superstars im Fernsehen zieht auch ihre 
Kreise im Strafvollzug. In Russland ist die einschlägige Entwicklung 
schon so weit gediehen, dass diejenigen fünf Häftlinge, die beim öf­
fentlichen Gesangswettbewerb am besten abschneiden, sich da­
durch zumindest die Chance einer Entlassung verdienen können. Aller­
dings will das Justizministerium sich in jedem Fall die Entscheidung 
vorbehalten. Aus den ca 720.000 Strafgefangenen, die in insgesamt 
748 Lagern, 195 Gefängnissen und 64 Erziehungslagern einsitzen, 
wurdem im Rahmen des sog. "Roter Schneeball-Wettbewerbs" 23 
Kandidaten ausgewählt, die zur Endentscheidung antreten. Der 
Jury, die über die Gesangskünste zu befinden hat, ge-hören unter 
anderem ein früherer Kulturminister und Theatermacher, eine po­
puläre Sängerin und ein Komponist an, der selbst in einem Lager 
gesessen hat. Ein Sprecher des Justizministeriums stellte denn 
auch mit einigem Recht fest: "Dieser Wettbewerb ist weltweit ein­
malig." 

(Nach dem Bericht von Thomas Avenarius: Stars in Streifen. In 
Moskau treten Häftlinge zum öffentlichen Gesangswettbewerb 
an - die ersten fünf Gewinner sollen freigelassen werden. In: 
Süddeutsche Zeitung vom 24. Oktober 2003.) 

4. Fachtagung "Psychotherapie mit straffäl­
ligen Menschen" in Mannheim am Sa. 
07.02.2004 

Der AK Psychotherapie im Strafvollzug wird am Sa. 07.02.2004 
in Mannheim die 4. Fachtagung zum Thema "Psychotherapie mit 
straffälligen Menschen" ausrichten. 

Entgegen verschiedenen Stimmen, die erklärtermaßen davon 
ausgehen, dass im Strafvollzug keine Psychotherapie durchgeführt 
werde, weil nicht die Störung der Person im Vordergrund stehe, 
sondern die Rückfallvermeidung, will diese Tagung darauf behar­
ren, dass ein komplexer Zusammenhang zwischen der Person und 
ihrem (straffälligen) Handeln besteht. Dass bei der Arbeit mit 
Straffälligen regelmäßig psychotherapeutische Fragen aufgewor­
fen werden, zeigt schon die Zusammensetzung der Gefangenen­
population. So beispielsweise bei Abhängigkeitserkrankungen. 
Beim überwiegenden Teil der Inhaftierten - ob Frauen oder Män­
ner gibt es einen sehr engen Zusammenhang zwischen ihrer 
Suchtmittelabhängigkeit und ihren Delikten. Das Gleiche gilt auch 
für viele andere Delikte. Nicht umsonst wird versucht, mit originär 
psychotherapeutischen Mitteln eine Veränderung des Verhaltens 
und Erlebens zu erreichen. 

Themen werden sein: 
Kognitiv-behaviorale Methoden der Rückfallprävention, 
Motivierende Gesprächsführung nach Miller & Rollnik, 
Legalprognostik und Traumabehandlung. 

Die Tagung richtet sich an Kolleginnen und Kollegen, die in den 
Strafvollzugsanstalten tätig sind oder die in der ambulanten 
Versorgung straffällige Menschen psychotherapeutisch behandeln 
oder zukünftig behandeln wollen. Tagungsgebühr: € 50,- für Mit­
glieder, € 70,- für Nichtmitglieder 

Kontaktadresse und weitere Informationen: 
Deutscher Psychotherapeulenverband (DPTV) e.V., 
Am Karlsbad 15, 10785 Berlin, 
Tel.: 030/235009-0, Fax: 235009-44 oder 

AK Psychotherapie im Strafvollzug, 
c/o Thomas Hartmann, Herzogenriedstr. 125,68169 Mannheim, 
Tel.: 0621/303114, Fax: 0621/3009564, 
E-Mail: Hartmann.Th@t-online.de 



Zur Darstellung des Allgemeinen Vollzugs­
dienstes in der Presse 

Tätigkeit und Aufgaben des Allgemeinen Vollzugsdienstes 
(AVD) sind relativ selten Gegenstand von Presseberichten. Darü­
ber, wie der Alltag für diese Mitarbeiter des Justizvollzuges aus­
sieht, ist die Öffentlichkeit dementsprechend auch meist wenig im 
Bilde. Um so mehr ist es zu begrüßen, wenn die lokale Presse in 
sachlichen, unspektakulären, von Sensationen freien Berichten 
darüber informiert. Dies ist in der letzten Zeit wiederholt geschehen 
- unter anderem in zwei Beiträgen, die sich mit der Arbeit des AVD 
in der JVA Bemau und in der JVA Landsberg beschäftigt haben 
(Bis zur Pension im Gefängnis. Einblicke in die Arbeit hinter Gittern 
in der JVA Bernau - eine Reportage von Robert Nusser. In: echo. 
Die aktuelle Wochenzeitung für Stadt und Landkreis Rosenheim 
Nr. 23 vom 4. Juni 2003; Gewiss kein alltäglicher Job. Von wegen "Ge­
fängniswärter" - Wie der Dienst hinter Gittem abläuft. In: Landsber-ger 
Kreisbote vom 6. August 2003, S. 4). Der letztere Bericht tritt be­
reits einleitend verbreiteten Fehlvorstellungen in der Öffentlichkeit 
über die Tätigkeit des AVD sowie einem in der Presse vielfach an­
zutreffenden, sachlich verfehlten und diskriminierenden Sprach­
gebrauch mit den Worten entgegen: .. ,Gefängniswärter', ,Schließer' 
- es gibt kaum ein Berufsbild, über das so viele falsche Meinungen 
existieren. Mangelnde Kenntnisse und Vorurteile sind der Boden, 
aus dem Gerüchte wachsen, die schnell verbreitet werden und 
nicht zuletzt durch die Medien oftmals unkritisch übernommen wer­
den. Auch in der Justizvollzugsanstalt (JVA) in Landsberg stört es 
die ,Beamten im Allgemeinen Vollzugsdienst' schon, dass gerade 
ihr Beruf ein relativ schlechtes Image hat." 

Sexualstraftäter-Sazialtherapie 
Unter diesern Titel befasst sich ein Beitrag von Horst Schüler­

Springorum in "Goltdammer's Archiv für Strafrecht", Heft 8/2003 
(150. Jg.), S. 575-594, mit den Auswirkungen des Gesetzes zur 
Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Strafta­
ten vom 26.1.1998 auf die Sozialtherapie als Sonderform des 
Strafvollzugs. Der Verfasser legt die kriminalpolitischen Gesichts­
punkte, die zu diesem Gesetz geführt haben, dar, und nimmt zur 
Frage Stellung, was unter einem Sexualstraftäter zu verstehen ist. 
Der Schwerpunkt seiner Ausführungen liegt auf der Erörterung der 
rechtlichen und praktischen Konsequenzen, die sich aus dem 
Gesetz für sozialtherapeutische Einrichtungen ergeben. Der Autor 
stellt fest, dass das Gesetz die Aufgabe dieser Einrichtungen "ein­
seitig auf die Population der Sexualstraftäter hin gepolt" habe 
(S. 580). Im Mittelpunkt der Diskussion stehen die "Implementa­
tionsprobleme", d.h. die Auswirkungen, die das seit 1.1.2003 zwin­
gend geltende Recht für die Aufnahme, den Aufenthalt und das 
Verlassen von Sexualstraftätern hat (S. 582 ff.), sowie die kon­
trovers erörterte - Frage, ob und inwieweit von einer "Bewährung 
der Sozialtherapie" gesprochen werden könne (S. 592 f.). Eine kri­
tische Schluss bemerkung ist der massenmedialen Auseinander­
setzung mit dem Thema "Sex & Crime" gewidmet (S. 594). 

Qua Vadis 111 
In Heft 1/2003, S. 52, wurde die Tagung "Innovative Wege zur 

nachhaltigen Reintegration straffälliger Menschen Reformmodelle 
in den EU-Staaten" angekündigt. Am 9. und 10. Mai 2003 hat sie in 
der Ostdeutschen Sparkassenakademie in Potsdam stattgefun­
den. Dort haben sich nahezu 200 Wissenschaftler, Praktiker und 
Mitarbeiter von Ministerialverwaltungen aus insgesamt 15 eu­
ropäischen Ländern eingefunden, die Möglichkeiten beruflicher 
Integration Straffälliger erörtert haben. Die Tagung ist namentlich 
von der Fachhochschule Potsdam und der Universität Bremen un­
terstützt worden. Nunmehr liegt der 148 Seiten umfassende 
Tagungsband vor, der vom Bremer Institut für Kriminalpolitik he­
rausgegeben worden ist. Die Drucklegung ist mit finanzieller Un­
terstützung aus dem GROTI US-II-Programm der Europäischen 
Kommission erfolgt. Der Band enthält alle im Plenum gehaltenen 
Referate sowie einige kürzere Statements. Übersetzungen sowie 
Beiträge aus den insgesamt zwölf Workshops sind auf der beilie­
genden CD-ROM wiedergegeben. Für die Redaktion zeichnet 
Eduard Matt verantwortlich. 
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Im Einzelnen enthält der Band - neben einer Vorbemerkung von 
Eduard Matt, einer Reihe von Grußworten sowie einem Anhang, 
der aus dem Tagungsprogramm und einer Inhaltsübersicht der CD­
ROM besteht - die folgenden Beiträge: 

Hans-Jürgen Kerner: Der Übergang vom Strafvollzug in die 
Gesellschaft: Ein klassisches Strukturproblem für die Reinte­
gration von Strafgefangenen; 
Bernd Maelicke: Arbeitsmarktpolitik und Straffälligkeit; 
Irene Sagel-Grande: Moderne niederländische Gesetzgebung 
zum Vollzug freiheitsentziehender Sanktionen; 
Wolfgang Gratz: Nichts ist so praktisch wie eine gute Theorie 

Auch bei Personal- und Organisationsentwicklung im Straf­
vollzug; 
Rod Morgan: Organizing evidence based prisoner resettle­
ment; 
Elaine Morris: Tackling the transition of prison education from 
HM Prison Service to the Department for Education and Skills; 
Mare DeMaeyer: Intervention en planiere; 
Gudrun Tolzmann: Nachgedanken. 

Die bibliografischen Angaben des Bandes lauten: 
Bremer Institut für Kriminalpolitik (Hrsg.): Quo Vadis 111. 

Innovative Wege zur nachhaltigen Reintegration straffälliger Men­
schen Reformmodelle in den EU-Staaten -. Tagung in Potsdam 
9. und 10. Mai 2003 (Materialien zur Kriminalpolitik Bd. 10). 
Bremen 2003.148 S. CD-ROM. Preis: 7,50 €. Der Band ist zu be­
ziehen über: Universitätsbuchhandlung Bremen, Bibliothekstr. 3, 
28259 Bremen. 

Zur literarischen Auseinandersetzung mit 
der eigenen Lebensgeschichte 

Der US-amerikanische Schriftsteller Wally Lamb geht seit vier 
Jahren einer Tätigkeit nach, wie sie für Autoren nicht eben üblich 
ist: Er, der von Hause aus Lehrer ist und an Schulen und Hoch­
schulen seines Heimatstaates Connecticut unterrichtet hat, ver­
mittelt weiblichen Straffälligen in der "York Correctionallnstitution", 
der einzigen Frauenhaftanstalt dieses Bundesstaates, Techniken 
literarischen Schreibens ("Creative Writing"). In dieser Anstalt sit­
zen ca. 1.400 Frauen im Alter von 16 bis 60 Jahren wegen ver­
schiedenster Delikte ein. Rund 400 von ihnen lernen mit dem 
Computer umzugehen - oder einfach Lesen und Schreiben. Lamb 
hat ursprünglich nur einen Blick in die Anstalt tun wollen. Doch im 
Laufe der Zeit hat ihn die Aufgabe gereizt, Frauen, die sich schrei­
bend mit ihrer eigenen Lebensgeschichte, nicht zuletzt ihrer 
Straffälligkeit, auseinandersetzen wollen, aus eigener Erfahrung 
als Schriftsteller und Lehrer heraus behilflich zu sein. Aus dieser 
Tätigkeit heraus ist ein Buch entstanden, das Lambs Schülerinnen 
selbst geschrieben haben ("Couldn't keep it to myself"). Sie haben 
darin ihre Lebensge-schichten erzählt, namentlich das, was vor ih­
rer Inhaftierung geschehen ist. Inzwischen ist das Buch unter dem 
Titel "Von der Seele geschrieben" in einer deutschen Ausgabe er­
schienen. Es ist in den USA zwar kein Bestseller geworden, hat 
aber einiges Auf-sehen in den Medien erregt. Das 
Justizministerium will auf den Anteil, der den Verfasserinnen am 
Bucherlös zusteht, zugreifen. Es hat ein altes, bisher fast nie an­
gewandtes Gesetz entdeckt, wonach Inhaftierte für die Kosten ih­
rer Haft zahlen müssen. Nunmehr sind die Honorare der Frauen 
eingefroren worden, bis geklärt ist, wer sie letztlich erhält. 

(Nach dem Bericht von Andrea Bachstein: Ausbruch aus dem 
inneren Gefängnis. Schriftsteller Wally Lamb bringt Frauen in 
einer US-Haftanstalt literarisches Schreiben bei und hilft ihnen 
so, ihre eigene Geschichte zu verarbeiten. In: Süddeutsche 
Zeitung vom 23. Oktober 2003.) 
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Aus der Rechtsprechung 
Rechtsprechungsreport (im Anschluss 
an ZfStrVo 2002, 367 ff.) 

Ralf Bothge 

Unzulässige Organisationshaft 
Der rechtskräftig zur Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus Verurteilte darf 
nur so lange in so genannter Organisationshaft OLGCelle, 
in einer Justizvollzugsanstalt verbleiben, wie die 19.8.2002, 

§ 1 Vollstreckungsbehörde unter Berücksichtigung 1 Ws 203102 
StVollzG des in Haftsachen zu beachtenden Beschleuni- NStZ-RR 2002, 

gungsgebotes benötigt, um einen Platz in einer 350; NdsRPf12003, 
Maßregelvollzugsanstalt zu finden und dem Ver 45; StV 2003, 32 
urteilten dorthin zu überstellen. Nach Ablauf die 
ser Frist ist die Organisationshaft unzulässig, 
und der Verurteilte ist aus ihr zu entlassen. 

Beginn und Dauer der Behandlungsuntersuchung 
LGBerlin, 

§ 611 
Die Behandlungsuntersuchung hat in unmittel-

16.8.2002, 543 
barem Anschluss an die Aufnahme in den Straf 

StVK (Vollz) 535/0~ StVollzG vollzug zu beginnen und darf nicht länger als 
ZfStrVo 2003, 184 

zwei Monate in Anspruch nehmen. 

Einsichtnahme in den Vollzugsplan 
Dem Gefangenen steht ein Anspruch zu, über 
den Vollzugsplan so unterrichtet zu werden, 
dass ihm die Mitwirkung an seiner Behandlung 
möglich ist und er seine die Vollzugsplanung be-
treffenden Rechte wahrnehmen kann. Aus dem 

§7 
grundrechtlich geschützten Resozialisierungsin- BVerfG, 21.1.2003, 
teresse des Gefangenen sowie der Bedeutung 2 BvR 406/02, 

StVollzG 
des Vollzugsplans folgt außerdem ein Recht des ZfStrVo 2003, 183 
Gefangenen auf Einsichtnahme in die schrift-
liche Fassung des Vollzugsplans und seiner 
Fortschreibungen. Eine bloß mündliche Aus-
kunft reicht nicht aus. Ob der Gefangene auch 
einen Rechtsanspruch auf Aushändigung einer 
Abschrift hat, bleibt offen. 

Verlegung: Resozialisierung 
Verlegungen eines Strafgefangenen in eine an-

LG Hamburg, 
§8 dere VOllzugsanstalt beinhalten regelmäßig ei-

3.6.2002, 
StVollzG nen weitgehenden Eingriff in sein Leben und 

613 Vollz 54/02 
sind nur unter Beachtung des verfassungsrecht 
lichen Resozialisierungsgebotes zulässig. 

Teilnahme an Sportveranstaltungen in einer 
anderen Vollzugsanstalt 

Die Zulassung zur Teilnahme an einer Sportver-
anstaltung in einer anderen Vollzugsanstalt des 

OLG Karlsruhe, 
§811 

Landes bemisst sich nach § 8 11 StVolizG. Dabei 
4.7.2002, 

stellt die gemeinsame Teilnahme mit anderen 
StVollzG 

Gefangenen an einer von der anderen Anstalt 
1 Ws 171/02, 

genehmigten Sportveranstaltung einen wichti-
NStZ-RR 2002, 315 

gen Grund i.S. dieser Vorschrift dar, so dass der 
Gefangene insoweit keinen Anspruch auf fehler-
freie Ermessensentscheidung hat. 

Voraussetzungen für die Rückverlegung 
einesStrafgefangenen aus der 
sozialtherapeufischen Anstalt 

Die Rückverlegung eines Gefangenen aus einer 
sozialtherapeutischen Anstalt In den Regelvollzug 
rechtfertigt sich nicht erst dann, wenn sämtliche 

OLG Bamberg, 
§ 912 

Versuche, den Gefangenen zur Therapiefortset-
zung zu motivieren, fehlgeschlagen sind. Ausrei- 19.3.2002, 

StVollzG 
chend ist vielmehr, wenn die Behörde auf der Ws 807/01, 
Grundlage des Gesamtverlaufs des therapeu-
tischen Behandlungsprozesses eine Wahr-
scheinlichkeitsprognose erstellt, dass mit den 
therapeutischen Mitteln und Hilfen in der konkre-
ten Einrichtung voraussichtlich kein Erfolg erzielt 
werden kann. 

Zur Annahme fehlender Eignung für den offe-
nen Vollzug eines wegen unerlaubten Handel-

treibens mit BtM verurteilten SelbststeIlers 
Ist die Vollzugsbehörde bei der Einweisung eines OLG Frankfurta. M., 

§10 
Strafgefangenen in den geschlossenen Vollzug 6.1.2003, 

G von einem zutreffend und vollständig ermittelten 3 Ws 978/02 
StVoliz 

Sachverhalt ausgegangen und hat sie in ausrei - (StVollz), 
chendem Maße die erforderliche Gesamtwürdi- ZfStrVo 2003, 242 
gung aller prognostisch maßgeblichen Umstände 
des Einzelfalls vorgenommen, dann ist ihr Be-
schied nicht ermessensfehlerhaft. 

Gemeinschaftliche Unterbringung im 
offenen Vollzug 

KGBerlin, Die Weigerung, die Zustimmung zur gemeinsa-
3.12.2002, 

§101 men Unterbringung nach § 18 11 1 StVollzG ab- 5Ws507102 
StVollzG zugeben, enthält nicht die Erklärung des Gefan-

ZfStrVo 2003, 176, 
genen, er lehne die nach § 10 I StVollzG erfor-

NStZ-RR 2003,125 derliche Zustimmung zur Aufnahme in den offe-
nen Vollzug ab. 

Ablösung vom offenen Vollzug 
Löst ein Anstaltsleiter einen Gefangenen wegen KGBerlin, 

§101 des Verdachts einer Straftat vom offenen Vollzug 13.11.2002, 
StVollzG ab, so hat er sich in angemessenen Zeitabstän- 5 Ws 579/02 

den über das Fortbestehen des Verdachts zu ZfStrVo 2003, 181 
informieren. 

Freigängereinsatz - Berufstätigkeit im Ausland 
Freigang für eine berufliche Tätigkeit kann nicht 

OLGCelle, gewährt werden, wenn diese überwiegend im 
13.2.2002, 

§ 11 Ausland ausgeübt werden soll. Bei Nr. 1 der Ver 
1 (3) Ws 510101 

StVollzG waltungsvorschrift zu § 11 StVollzG handelt es 
StVo11z 

sich um eine tatbestandsinterpretierende Richt-
NStZ-RR 2002,157 

linie, die der Vollzugsbehörde kein Ermessen er 
öffnet. 

Zur Gewährung von Urlaub oder Ausgang im 
Falle einer lebenslangen Freiheitsstrafe 

Die Strafvollstreckungskammer muss im Falle de 
Entscheidung über die Zulassung eines zu le-
benslanger Freiheitsstrafe nach § 13111 StVollzG 
zum Urlaub der Frage nachgehen, ob die gene-
relle Erwägung, wegen der noch zu erwartenden Schieswig-Hol-

§ 13111 
langjährigen Freiheitsentziehung bestehe ein er- steinisches OLG, 
heblicher Fluchtanreiz, einen hinreichenden Ver- 3.6.2003, 

StVollzG 
sagungsgrund darstellt. Dies gilt erst recht dann, 2 Vollz Ws 161/03, 
wenn konkrete Umstände in der Person des Ge- ZfStrVo 2003, 249 
fangenen - wie etwa positives Vollzugsverhalten, 
intakte Familienbeziehungen sowie sein Gesund 
heitszustand - gegen eine Fluchtgefahr sprechen. 
In diesem Falle bedarf es einer Gesamtabwä-
gung aller für und gegen den Gefangenen spre-
chende Umstände. 

Menschenunwürdige Unterbringung 
BVerfG, 

§18 
von Strafgefangenen 

13.3.2002, 
Erfolgreiche Verfassungsbeschwerde betreffend 

StVollzG 
die zeitweilige Unterbringung zweier Strafgefan-

2 BvR 261/01 , 

gener in einem Einzelhaftraum. 
NJW 2002, 2700 

Menschenunwürdige Unterbringung 
von Strafgefangenen BVerfG, 

§18 
Erfolgreiche Verfassungsbeschwerde betreffend 27.2.2002, 
die zeitweilige Unterbringung eines Strafgefan- 2 BvR 553101, 

StVollzG 
genen zusammen mit einem Mitgefangenen in NJW 2002, 2699, 
einern Einzelhaftraum mit einer Grundfläche von NVwZ 2002, 1370 
rund 7,6 Quadratmetern. 

Gemeinsame Unterbringung zweier Strafge-
fangener in einem Haftraum 

In nach dem 1.1.1977 errichteten Haftanstalten OLGCelle, 

§18 
darf das Recht des Gefangenen auf einen Einzel 3.7.2003, 
haftraum nicht durch das Berufen auf einen Man 1 Ws 171/03 

StVollzG 
gel an Einzelhaftplätzen unterlaufen werden. Die (StrVollz), 
Justizvollzugsanstalt darf einen Gefangenen we NStZ-RR 2003, 308 
gen hoher Belegungszahlen nicht auf eine "Orga 
nisationsfrisf' von drei Monaten verweisen. 

Schmerzensgeld wegen menschenunwürdiger 
Unterbringung in zu kleinem Einzelhaftraum 

Die Unterbringung eines Häftlings in einem Ein- OLGCelle, 
§18 zelhaftraum der Justizvollzugsanstalt mit einer 16.9.2002, 
StVollzG Grundfläche von 7,6 Quadratmetern zusammen 16W 47/02, 

mit einem Mitgefangenen verletzt die Menschen NJW 2003, 2463 
würde und begründet einen Schmerzensgeld-
anspruch. 

Gemeinschaftliche Unterbringung im offe-
nen VOllzug 

Die Weigerung, die Zustimmung zur gemeinsa- KGBerlin, 

§ 18111 
men Unterbringung nach § 18111 StVollzG abzu 3.12.2002, 
geben, darf nicht als Kriterium für die Verlegung 5Ws507102, 

StVoliz G in den geschlossenen Vollzug dienen; sie enthäl ZfStrVo 2003, 176, 
auch nicht die Erklärung des Gefangenen, er leh NStZ-RR 2003,125 
ne die nach § 10 I StVollzG erforderliche Zustim 
mung zur Aufnahme in den offenen Vollzug ab. 
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Zum Halten eines SaJomonenkakadus im Haftl!lum 
Die Haltung eines Salomonenkakadus im Haft­
raum eines Strafgefangenen darf nur nach § 19 11 
bzw. § 70 II Nr. 2 StVollzG verweigert werden, 
wenn gerade dadurch die Sicherheit und Ord-

i 

l

i Strafvollzug; BriefkontroJle; VoJlzugsgefahr 

1 

Zur Frage des Anhaltens von Postsendungen OLGJena. 
17.12.2002, 
VAs3l02. 

§ 19 nung der Anstalt gefährdet würde oder der Besil2 
StVollzG des Vogels nicht mehr angemessen wäre. Inso­

weit handelt es sich um unbestimmte Rechtsbe­
griffe, die gerichtlich voll überprüfbar sind und die 
die Vollzugsbehörden, aber auch die Strafvoll­
streckungskammer als gerichtliche Tatsachenin­
stanz ausfüllen müssen. 

Zur Ausstattung des Hat/raums mit 
privater Bettwtische 

Die Ausstattung des Haflraums mit privater Bett­
wäsche darf nur verweigert werden, wenn hier­
durch dessen Übersichtlichkeit behindert odar 
Sicherheit odar Ordnung der Anstalt in anderer 
Weise gefährdet werden. 
Insoweit handelt es sich um unbestimmte Rechts­
begriffe, die gerichtlich voll nachprüfbar sind und 

OLG Karlsruhe, 
11.4.2002, 
3Ws53/02, 
ZfStrVo 2002, 373 

die die Vollzugsbehörde im Rahmen ihrer Ent- . " 
scheidung über die Zulässigkeil einer solchen Maß. OLG Zwelbrucken, 

§ 19 11 h iI tragfä'h' tatsäc· hl' h E - 4.2.2003, StVollzG na rTle m Igen IC an rwagungen 1 VAs 07/02 
ausfullen muss. Besitz und Benutzung pnvater ZfStrVo 2003 250 
Bettwäsche können allenfalls wegen Gefährdung , 
der Anstaltsordnung verweigert werden. Haben 
bereits Besitz und Tragen von Privatkleidung nicht 
zu UnzuträgliChkeilen geführt, dann ist auch eine 
Gefährdung der Anstaltsordnung nicht zu be-
sorgen. Durch Besitz und Gebrauch privater 
Bettwäsche werden - ebenso wie bei der Benut-
zung privater Bekleidung - in aller Regel weder die 
ÜbersichHichkeit des Haftraums noch die Sicherhei 
der Anstalt im Übrigen beeinträchtigt. 

Absondung von Bewährungshelfern 
Zur Frage, ob für die generelle Absondung (Durch 
suchung mit Hilfe eines Detektors) eines hauptamt OLG Jena, 

§ 25 III lichen Bewährungshelfers beim Besuch eines sei- 3.2.2003, 
StVollzG ner Aufsicht und Leitung unterstellten Gefangenen 1 Ws 380/02, 

eine Anordnungsbefugnis des Anstaitsleiters be- NStZ-RR 2003, 189 
steht und die Verletzung von Grundrechten des Be 
währungshelfers zu besorgen ist. 

Besuchsüberwachung; Trennscheibe; Verteidiger 
Es bedarf der Prüfung durch die Fachgerichte~ ot 
der in der Rechtsprechung aufgestellte Grund­
satz, dass angesichts der in §§ 2711, IV 3,29 I 

§ 27 IV • StVollzG, 148 113 StPO getroffenen Spezial rege 
StVollzG' lungen die Anordnung eines Trennscheibenein­

satzes bei Verteidigerbesuchen nicht auf § 4 11 2 
StVollzG gestützt werden kann, auch für die Fall 
gestaltung gilt, dess die Trennscheibe zum 
Schutz des Verteidigers vor einer Geiselnahme 
durch den Gefangenen eingesetzt wird. 

Kontrolle der Verteidigerposf 
Sinn und Zweck des Überwachungsverbotes in 
§ 29 I 2 StVollzG ist es, den unbefangenen Ver­
kehr zwischen Gefangenem und seinem Verteidi­
ger zu gewährleisten, d.h. den gedanklichen In­
halt ihrer schriftlichen Kommunikation vor jeder 
auch nur bloßen Möglichkeit einer Kenntnisnah­
me durch Dritte zu bewahren. Verboten ist mithin 

BVerfG, 
24.10.2002, 
2 BvR878/02 

jede Kontrollmaßnahme der Justizvollzugsan- OLG Frankfurt a.M., 
§ 29 I . stalt, bei welcher nicht gänzlich auszuschließen 13.5.2003, 
SIVollzG ist, dass der Bedienstete hierdurch bewusst ode 3 Ws 292/03, 

· unbewusst auch nur Bruchstücke des Textes ZfStrVo 2003, 300, 
• wahrnehmen kann. NStZ-RR 2003, 254 
i § 29 I 1 StVollzG erlaubt deshalb auch keine 

Kennzeichnung von Verteidigerpost zum Zwecke 
der Vermeidung ihrer missbräuchlichen Verwen­
dung durch den Gefangenen in der Weise, dass 
das Sichtfenster des Briefumschlages herausge­
schnitten und durch die entstandene Öffnung im 
Adressfeld der Sendung ein Stempel der Justiz­
vollzugsanstalt aufgebracht wird. 

i SichersteIlung von Verteidigerpost 
§ 29 I I' Die Sicherstellung von Verteidigerpost nach Ein- KG Banin, 
StVollzG gang in dem Haffraum beim Gefangenen würde 23.5.2003, 

! auf eine Umgehung des Uberwachungsverbots 5 Ws 99/03 Vollz 
• hinauslaufen; sie ist daher unzulässig. 

§ 31 I rechtsextremistischen Inhalts wegen Gefährdun! 
SIVolizG. des Vollzugs- und Erziehungsziels, wenn die Mei 

i nungsäußerung selbst keinen strafrechtlich rele­
vanten Inhalt hat. 

ZfSlrVo 2003, 242 

Keine Speicherung von Telekommunikations-
daten und Gesprächsinhalten i 

: Das Strafvollzugsgesetz ermächtigt nur zur op- OLG Frankfurt aM." 
§ 32 i tischen und akustischen Überwachung, d.h. zum 16.4.2003, 
StVollzG Mithören von Telefongesprächen, die der Gefan rS~s l~r-253103 

gene mit der Außenwelt führt, nicht jedOCh zur NsJ.~R 2003 219 
Speicherung von Verbindungsdaten und Ge- ' 
sprächsinhaiten. 

Freigängereinsatz Berufstätigkeit im Ausland 
Freigang für eine berufliche Tätigkeit kann nicht 
geWährt werden, wenn diese überwiegend im 

§ 39 Ausland ausgeübt werden seil. Bei Nr. 1 der Ver 
SIVollzG waltungsvorschrift zu § 11 SIVollzG handelt es 

sich um eine tatbestandsinterpretierende Richt­
linie, die der VOllzugsbehörde kein Ermessen er 
öffnet. 

Entgelt für die Zeit der Freiste/lung von der Arbeit! 
Diskrepanz zwischen Arbeits- und Werktagen 

Der Gefangene enthält nach § 42 111 für die Zeit 
seiner Freisteilung seine zuletzt gezahlten Be­
züge weiter, berechnet nach dem Durchschnitts­
einkommen der letzten drei Monate vor der Frei­
stellung. Die Regel entspricht dem Sinn der An­
gleichung an dasArbeitsleben in Freiheit dem be 
zahlten Urlaub der Arbeitnehmer, deren Urlaubs­
entgelt den Lohnanspnuch tür geleistete Arbeit 
ebenfalls nicht übersteigt und dazu führt, dass für 
den Sonnabend keine zusätzliche Bezahlung in 

OLGCelle, 
13.2.2002, 
1 (3) Ws 510/01 
StVollz, 
NStZ-RR 2002,157 

§ 42 I Betracht kommt. Rechnerische Differenzen kön- KG Berlin, 
StVollzG nen sich zwischen der Berechnung nach 15 Ar- 19.7.2000, 

beitstagen und nach 18 Werktagen wegen der 5 Ws 440100 Vollz, 
Rund regel , dass das Urlaubsgeld nicht höher sein 
kann als der Lohn für geleistete Arbeit, nicht er-
geben. 
Aufgrund der Tatsache, dass die FreisteJlung von 
der Arbeitspflicht nach § 42 I nicht an Arbeitsta­
gen, sondern an Werktagen gewährt wird, muss 
bei der Berechnung des Freistellungsenlgelts de 
Samstag als arbeitsfreier Werktag berücksichtigt 
werden, andemfalls würde ein Gefengener für die 
Zeit seiner FreisteIlung finanziell günstiger ste­
hen als wenn er in dieser Zeit Arbeitsentgelt oder 
Ausbildungsbeihilfe erhielte. 

Entlohnung von Stl!lfgefangenen für PflichtartJeit 
Die Neuregelung des Arbeitsentgelts im Strafvoll 
zug entspricht gerade noch dem verfassungs- BVerfG, 

§ 43 rechtlichen Resezialisierungsgebot. Der Gesetz- 24.3.2002, 
StVollzG geber bleibt aufgefordert, die Bezugsgröße und 2 BvR 2175/01, 

• den Umfang der nicht monetären Leistung nicht NJW 2002,2023 
i festzuschreiben, sondem einer ständigen Über-
i prüfung zu unterziehen. 

Mindestbetrag des Taschengeldes für 
Sicherungsverwahrte 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
1.7.1998 zum ArbeitsenIgeit für Gefangene 

§ 46 (BVerfGE 98,169 NJW 1998, 3337) hat den 
StVollzG ?esetzgeber nicht daran gehindert, durch eine 

• Anderung des § 133 11 StVollzG sicherzustellen, 
• dass die Neuregelung des Arbeitsentgelts ledig-
• lieh zu einer geringfügigen Erhöhung des Min­
desfbetrages des Taschengeldes für Sicherungs 
verwahrte geführt hat. 

Angemessenheit der TaschengeldhÖhe 
Die Forderung aus dem Resozialisierungsgebot, 

KG Berlin, 
5.3.2002, 
3 Ws 48/02 Vollz, 
NStZ-RR2oo2,254 

Arbeit des Strafgefangenen angemessen anzuer BV rfG 
§ 46 kennen, stellt sich beim Taschengeld nicht Es ist 6 2 ~002 
StVollzG daher verfassungsrechtlich nicht ~u beanstan- 2' B R 37/02 

den, wenn Sich das LG bel der Prufung der An- v , 
gemessenheit der Taschengeldh6he nicht an der NStZ 2003, 109 
Erhöhung des Bemessungssatzes für das Ar-
beitsentgelt orientiert hat 
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Aufrechnung gegen den Anspruch des Ge­
fangenen auf Auszahlung seines Eigengel-

des - Zuständigkeit/Rechtsweg 
Rechnet die Justizvollzugsanstalt mit einem eige 
nen zivilrechtlichen Anspruch gegen das Eigen­
geld des Gefangenen auf, so ist der Rechtsweg 

§ 52 nach §§ 109 ff. StVollzG gegeben. 
StVollzG Die Strafvollstreckungskammer ist nicht berech­

tigt, über die gegen den Gefangenen geltend ge­
machte zivilrechtliehe Forderung mitzuentschei­
den. Sie muss das Verfahren nach § 120 I StVollzG, 
§ 262 11 StPO aussetzen und dem Anstaltsleiter 
eine Frist zur Geltendmachung des Anspruches 
vor dem Zivilgericht setzen. 

§70 
Stvollz 

Gefahr für Sicherheit oder Ordnung 

KG Berlin, 
9.5.2003, 
3 Ws 135/03 Vollz, 
ZfStrVo 2003, 302, 
NStZ-RR 2003, 317 

§ 70 11 Der Versagungsgrund des § 70 11 Nr. 2 StVollzG OLG Frankfurt a.M., 
Nr. 2 setzt eine konkrete Gefahr voraus, deren Vorlie- 17.9.2002, 
StVollzG gen in nachprüfbarer Weise festgestellt werden 3 Ws 885, 886/02 

§701f 
Nr.2 
StVollz 

muss. 

Besitz von Ermittlungsakten im Haftraum 
Die Frage der Angemessenheit des Besitzes von 
Gegenständen im Haftraum eines Strafgefange­
nen richtet sich grundsätzlich nach der Größe de 
Haftraums und dessen Übersichtlichkeit und 
Durchsuchbarkeit. 

§ 70 11 Beim Recht zum Besitz von Ablichtungen der Er- OLG Karlsruhe, 
N 2 mittlungsakten widerstreiten das Interesse der 11.4.2002, 
S;V IIzG Vollzugsanstalt an der Einhaltung von Sicherheit 3 Ws 10/02, 

o und Ordnung und der Anspruch des Gefangenen NStZ 2002, 612 
auf wirksame Verteidigung und Gewährung eine 
rechtsstaatlichen und fairen Verfahrens. 
Eine Beschränkung dieses Rechts bedarf - unab­
hängig von dem Umfang der Unterlagen - einer 
gesonderten aud auf den Einzelfall bezogenen 
Begründung. 

Computer in Untersuchungshaft 
Der Betrieb eines Notebooks oder pes birgt ge- KG Berlin, 

§ 70 11 nerell eine allgemeine Gefahr für den Haltzweck 5.2.2001, • 
~;,lllzG und die AnSIaltsordnung. Die Einbringung eines (1) 2 StE 11/00 

o solchen Gerätes ist daher auch in der Untersu- (4/00) 
chungshaft untersagt. 

§ 70 11 
Nr.2 
StVollzG 

§831 
StVO/IZG 

§841 
StVollzG 

§86 
StVollzG 

§88 
StVollzG 

§ 103 
StVollzG 

§ 109 ff. 
StVollzG 

Besitz eines Computers durch Strafgefangenen 
Ein Strafgefangener hat im Strafvollzug keinen 
Anspruch auf den Besitz eines Laptops, wenn BVe rtG , 
dieser die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 31.3.2003, 
gefährdet und diesen Sicherheitsgefahren nicht 2 BvR 1848/02, 
mit Kontrollen seitens der Justizvollzugsanstalt NJW 2003, 2447 
ausreichend begegnet werden kann. (Leitsatz de 
Redaktion) 
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Entnahme von Unterlagen aus den Hafträumen 
Die Entnahme von Unterlagen des in seinem 
Haftraum anwesenden Gefangenen zum Zwecke 
ihrer Durchsuchung ist ohne besondere sachliche KG Berlin, 
Rechtfertigung nicht erlaubt. Sie ist vielmehr nur 23.5.2003, 
dann zulässig, wenn bei einer Durchsicht der Un 5 Ws 99/03 Vollz, 
terlagen im Haftraum in Anwesenheit des Gefan-
genen die Durchsuchung ungebührlich verzögert, 
erschwert oder der mit ihr verfolgte Zweck in 
Frage gestellt würde. 

Speicherung deS. ComputertJildes 
OLGCelle, eines'$träfii/.efiPigenen 18.1.2002, 

Die eleklr(mische Speichertingdes Uchtbild~s 
1 (3) Ws 492/01 , eines Strafgelangenen im Cotnputersystem der 
NStZ2003,54 JVA ist unzi:ßäsSig. 

Besondere Sicherungsmaßnahmen und 
Einzelhaft - Begründungsanforderungen 

Einzelhaft und besondere Sicherungsmaßnah-
men dürfen nur solange Bestand haben, als aus 
in der Person des Gefangenen liegenden Grün-
den im erhöhten Maße Fluchtgefahr oder die Ge-
fahr von Gewalttätigkeiten besteht und die ange-
ordneten Maßnahmen gerade zur Abwendung 
dieser Gefahren unerlässlich (Einzelhaft) bzw. 
erforderlich sind. Bei Wegfall dieser Vorausset-
zungen hat der Gefangene einen mit dem Ver-
pflichtungsantrag gerichtlich durchsetzbaren An-
spruch auf Aufhebung der Maßnahmen. 

OLG Frankfurt a.M., 
Bezüglich der Flucht- und Gewalttätigkeitspro-

26.2.2002, gnose steht der Vollzugsbehörde ein Beurtei-
3 Ws 132102 StVollz, 

lungsspielraum zu. Sie ist nur in Anwendung der 
NStZ-RR2002,155 

Grundsätze des § 115 V StVollzG gerichtlich 
überprüfbar. Bei einer kumulativen Anordnung 
von Einzelhaft und weiteren besonderen Siche-
rungsmaßnahmen muss seitens der Vollzugsbe-
hörde die Notwendigkeit jeder einzelnen Maß-
nahme und die Kumulation aller Anordnungen 
zur Abwendung der in § 88 I StVollzG genannten 
Gefahren detailliert begründet werden. Im Hin-
blick auf die Mittel-Zweck-Relation sind an die 
Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit äußerst 
strenge Maßstäbe anzulegen, wenn der Gefan-
gene mehrfachen und auch grundrechtsrelevan-
ten Einschränkungen ausgesetzt wird. 

DiSZiplinarmaßnahme; Einkaufsautomat 
Der für die Dauer des t:ntzuges der Verfügung 
über das HausgeId und des Einkaufs (§ 1031 Nr. 2 

KGBer1in, StVoltzG) ausgesprochene Widerruf der allge-
7.3.2002. mein erteilten Erlaubnis, anlässlich von Besu-

ehen Gegenstände aus Einkaufsautomaten zu 
5 Ws 797/01, 

ziehen, stellt eine in § 103 StVollzG nicht vorge 
NStZ 2002,613 

sehene und deshalb unzulässige Disziplinar-
maßnahme dar. 

Untätigkeitsbeschwerde in StrafvOllzugssachen 
Die Unterlassung einer von Amts wegen oder au 
Antrag zu treffenden Entscheidung ist ausnahms-
weise dann anfechtbar, wenn die unterlassene 
Entscheidung anfechtbar ist und der Unterlas- OLG Frankfurta.M., 
sung die Bedeutung einer endgültigen Ablehnung 21.2.2002, 
und nicht nur einer bloßen Verzögerung der zu 

3 Ws 1239/01 + treffenden Entscheidung zukommt. Dass eine Er-
79-92/01, ledigung des mit dem Antrag auf gerichtliche Ent-

scheidung nach §§ 109 ff. StVollzG verfolgten Be- NStZ·RR 2002, 188 

gehrens droht, ist allein kein Grund, die grund-
sätzlich ausgeschlossene Beschwerdemöglich-
keit wegen Untätigkeit der Strafvollstreckungs-
kammer zu eröffnen. 



• 

Zultissigkeit der 'IOfbeugenden Unterlassungsklage 
Die vorbeugende Unterlassungsklage eines 

§ 109 ff hauptamtlichen Bewährungshelfers gegen die 
StV 11 G generelle Absondung (Durchsuchung mit Hilfe 

o z eines Detektors) beim Besuch eines seiner Auf-
sicht und Leitung unterstellten Gefangenen ist 
unzulässig. 

Beschwerde; Unterlassung 
Die Unterlassung eines von Amts wegen oder aui 
Antrag zu treffenden Entscheidung ist nur an­
fechtbar, wenn der Unterlassung die Bedeutung 
einer endgültigen Ablehnung und nicht nur einer 
bloßen Verzögerung der zu treffenden Entschei­
dung zukommt. Einer Ablehnung des Antrags au 

§ 109 ff. Aussetzung der Restfreiheitsstrafe gem. § 57 I 
StVollzG 8tGB kommt es nichl gleich, wenn die Strafvoll­

streckungskammer zur Vorbereitung der Entlas­
sungsentscheidung ein Prognosegutachten in 
Auftrag gibt. Dies gilt auch dann, wenn der mit 
der Gutachtenserstellung verbundene Zeitablauf 
zur Folge haben könnte, dass sich der Antrag des 
Gefangenen durch vollständige Verbüßung des 
Sirafrestes erledigt. 

Zulässigkeit eines Antrags auf gerichtliche 
Entscheidung durch Vertreter 

§ 109 Stellt ein Vertreter einen Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung nach den §§ 109 ff. StVollzG, der 

StVollzG sich dadurch eines Verstoßes gegen das Rechts 
beratungsgesetz schuldig macht, ist der Antrag 
unzulässig. 

OLGJena, 
3.2.2003, 
1 Ws 380/02, 
ZfStrVo 2003, 309, 
NStZ-RR 2003,189 

OLG Frankfurt, 
2.4.2002, 
3 Ws 367, 368/02, 
NStZ-RR 2002, 169 

OLG Hamburg, 
15.4.2003, 
3 Vollz (Ws) 41/03, 
Zf8trVo 2003, 311 

Pfändung von Beträgen aus dem Eigengeldkonto 
Kommt eine Vollzugsanstalt lediglich als Dritt­
schuldnerin durch UbeJWeisung aus dem Eigen­
geldguthaben ihrer Verpflichtung aus einem Plän 
dungs- und ÜbeJWeisungsbeschluss gegen einen LG Berfin, 

§ 109 Gefangenen nach, so ist dies keine Maßnahme 15.6.2000, 
SIVollzG auf dem Gebiet des Strafvollzuges. Die Pländung 543 StVK (Vollz) 

des Eigengeldkontos des Gefangenen steht der 266/00 
Pländung eines beliebigen Kontoguthabens 
gleich. Will sich der Gefangene auf Pländungs-
freigrenzen berufen, muss er sich an das Vollstre 
ckungsgericht wenden. 

Unzulässigkeit des Antrags auf gerichtliche 
Entscheidung bei Verstoß gegen das Rechts­

beratungsgesetz 
§ 109 Betreibt ein Verein ohne behördliche Erlaubnis 
StVoli G geschäftsmäßig die Besorgung fremder Rechts-

z angelegenheiten, so verstößt er gegen Artikel 1 
§ 1 I RBerG. Der Verein ist damit nicht befugt, 
für einen Gefangenen Anträge auf gerichtliche 
Entscheidung einzulegen. 

Rechtsweg bei Aufrechnung gegen den Anspruch 
des Gefangenen auf Auszahlung seines Eigen-

geldes Zuständigkeit 
Rechnet die Justizvollzugsansta~ mit einem eige­
nen zivilrechtlichen Anspruch auf das Eigengeld 
des Gefangenen auf, so ist der Rechtsweg nach 

§ 109 I §§ 109 ff. StVollzG gegeben. 
StVollzG Die Strafvollstreckungskammer ist nicht berech­

tigt, Ober die gegen den Gefangenen geltend ge­
machte zivil rechtliche Forderung mitzuentschei­
den. Sie muss das Verfahren nach § 120 I StVollzG, 
§ 262 II StPO aussetzen und dem Anstaltsleiter 
eine Frist zur Geltendmachung des Anspruches 
vor dem Zivilgericht setzen. 

Rechtsverletzung und Unterbringung in 

OLG Dresden, 
30.6.2003, 
2 VAs 17/03 

KG 8erlin, 
9.5.2003, 
3 Ws 135/03 Vollz, 
NStZ-RR 2003, 317 

Einzelhafträumen KG Berlin 
Einem Verurteilten, der eine Ladung zum offenen 3 12 2002 ' 

§ 109 Vollzug erhalten hat, droht eine Rechtsvertet- 5'WS 507i02 
SIVollzG :zung, die er mit den Rechtsbehelfen der §§ 109 ff. ZISt V 2003 176 

StVollzG angreifen kann, wenn in der JVA, in de r 0 , , 
er seine Strafe antreten soll, keine Einzelhaft- NStZ-RR 2003,125: 
räume vorhanden sind. 

I Antragsfrisl bei Versendung des 
§ 112 I 1 1

1 Bescheids per Post 
Die Zugangsfiktion des § 41 VwVfG ist auf die 

StVollzG Berechnung der Frist des § 112/1 StVollzG 
nicht anwendbar. 

KG Berlin, • 
10.7.2002, 
5 Ws 310/02 Vollz, 
NStZ-RR 2002, 383 
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Inhaft der gerichtlichen Entscheidung 
Die Strafvollstreckungskammer muss die ent 
scheidungsarheblichen Tatsachen (wie z.B. die 
Begründung des mündlich erteitten Bescheids 

§ 115 der Vollzugsbehörde) so vollständig wiederge-
StVollzG ben, dass das Rechtsbeschwerdegericht prüfen 

kann, oIb das materielle Recht richtig angewandt 
ist. Ermangelt der Beschluss solcher Angaben, 
so ist zur gebotenen Aufklärung der Tatsachen di 
Sache vom Rechtsbeschwerdegericht an die 
Strafvollstreckungskammer zurückzuverweisen. 

Grundsatz der Amtsermittlung 
Die gerichtliChe Überprüfung der Maßnahme, di 
vom Anstaitsleiter in Ausübung eines ihm einge­
räumten Beurteilungsspielraums oder Hand-
lungsermessens getrOffen ist, beschränkt sich in 

OLG Karlsruhe, 
11.4.2002, 
3Ws53/02, 
ZfStrVo 2002, 373 

tatsächlicher Hinsicht auf die Klärung, ob der KG Berlin, 
§ 115 Maßnahme ein vollständig und zutreffend ermit- 200 

SV 11 G 
telterSachverhaltzugrunde liegt. Ob der gegen 13.11. 2, 

t 0 z einen Gefangenen entstandene Verdacht einer 5 Ws 579/02 Vollz, 
Straftat, der eine Vollzugsmaßnahme erforderlich ZfStrVo 2003, 181 
macht, begründet ist, muss der Anstaltsleiter 
selbst nur ermitteln, wenn lediglich die Anhörung 
von Anstaltsbediensteten und Gefangenen ge­
boten und keine schwierige tatSächliChe oder 
rechtliche Würdigung erforderlich ist. 

Rechtliches Gehör 
Die gerichtliche Entscheidung darf nur auf sol­
che Tatsachen oder Beweismittel gestützt wer­
den, zu denen die Verfahrensbeteiligten Stellun 

§ 115 nehmen konnten. Einen Verstoß gegen diesen 
StVollzG Anspruch auf rechtliches Gehör stel" es indes 

nicht dar. wenn einem Verfahrensbeteiligten le­
diglich eine Rechtsansicht (hier: zur Ermassens­
frage des § 20 11 Nr. 2 StVolizG) nicht mitgeteilt 
worden ist. 

OLG Jena, 
27.11.2002, 
1 Ws 382102 

Sofortige Beschwerde wegen Untätigkeit 
der Strafvollstreckungskammer BVerfG, 

§ 116 Unter bestimmten Voraussetzungen kann die 19.11.2002, 
StVoli G bloße Untätigkeit eines Gerichts einer positiven BvR 268, 291, 

z geriChtlichen Entscheidung gleich zu achten sein, 504/02, 
so dass eine Beschwerde wegen Untätigkeit zu- ZfSlrVo 2003, 58 
lässig ist. 

Zur Befugnis der Aufsichtsbehörde zur OLG Karlsruhe 
Einlegung einer Rechtsbeschwerde 10 32003 ' 

§ 116 Der Senat hält an der Rechtspre?hung. des OLG 1 W~ 230;02 

S I G 
Karlsruhe lest, dass das Justlzmlnlstenum als S ' 

tVo Iz Aufsichtbehörde _ ebenso wie die Vollzugsbehör Zf. trVo 2003, 244 
de - zur Einlegung der Rechtsbeschwerde nach m!~ Anmerkung 
§ 116 StVollzG befugt ist. Rosch 

Zur Rechtsbeschwerdefrist 
Die Zustellung der anzufechtenden Entscheidung OLG Karlsruhe, 
an die nach § 111 I Nr. 2 StVoIlzG am gericht- 10.3.2003, 

§ 118 I lichen Verfahren beteiligte VoilzUgsbeh~rde 1 Ws 230/02 
setzt auch gegenüber der Aufsichtsbehörde den ' 

SIVollzG Lauf der Rechtsbeschwerdefrist des § 1181 StVoIlzG ZfSlrVo 2003, 244 
in Gang. Eine gleichfalls an die Aufsichtsbehör- mI~ Anmerkung 
de bewirkte Zustellung setzt keine neue eigen- Rosch 
ständige Frist in Lauf. 

Schriftliche Bekanntgabe der Maß-
nahme - Annahmeverweigerung 

Im Falle der schriftlichen Bekanntgabe der Voll 
zugsmaßnahme beginnt die Zwei-Wochen-Fris 
für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
(§ 121 I StVollzG) mit dem Zugang des Schrift­
stückes zu laufen. 
Für die Bestimmung des Zugangszeitpunkts ist 

§ 121 1 § 130 BGB heranzuziehen. 
StVollzG Verweigert der Gefangene unberechtigt und 

grundlos die Annahme der schriftlichen Vollzugs­
maßnahme, gilt sie ihm in dem Zeitpunkt als z 
gangen, in dem ihm die konkrete Übergabe ang 
boten wurde. Der Gefangene ist nicht berechtigt, 
die Annahme mit der Begründung zu verweigern, 
er habe einen Rechtsanwalt mit seiner Vertretun 
lJeauftragt, diesem solle der vOllzugsbehördliChe 
Bescheid übersandt werden. 

Jugendhilfe in Mutter-und-Kind-Einrichtungen 

OLG Frankfurt a.M .. 
18.9.2002, 
3Ws863102, 
NStZ-RR2002,351 

des Strafvollzugs 
Mutter-und-Kind-Einrichtungen des Strafvollzugs 
unter/allen der Jugendhilfe. Beantragt ein Perse­
nensorgeberechtigter Hilfe zur Erziehung durch BVerwG 

. ~d ' 
r::;u- 12.12.2002, 

:ine 5 C 48101, 
am Kindeswohl orientierte er di NJW 2003, 2399 
Hilfegewährung zu treffen. Die Jugendhilfe um-
fasst in einem solchen Falle sowohl Hilfe zur Er-
ziehung nach § 27 SGB VIII als auch Leistungen 
zum Unterhalt nach § 39 SGB VIII. 
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Keine Speicherung von Telekommunikations-
verbindungsdaten und Gesprächsinhalten OLG Frankfurta.M., 

§ 179 
Das Strafvotlzugsgesetz ~rmächtigt nur zur op- 16.4.2003, tischen und akustischen Uberwachung, d.h. zum 3 Ws 251-253/03 

StVollzG Mithören von Telefongesprächen, die der Gefan-
(StVollz), gene mit der Außenwelt führt, nicht jedoch zur 

Speicherung von Verbindungsdaten und Ge- NStZ-RR 2003, 219 

Akteneinsicht durch Strafgefangenen 
OLG Hamm, Ein Akteneinsichtsrecht des Strafgefangenen ge-

§ 185 mäß § 185 S. 1 StVotlzG besteht nur, wenn der 7.2.2002, 
StVollzG Betroffene geltend macht, auf Grund bestimrnter 1 Vollz (Ws) 25/02, 

Umstände sei eine Auskunftserteilung nicht aus- NStZ 2002, 615 
reichend und er bedürfe deshalb der Akteneinsicht. 

sprächsinhaHen. Ausnahmeregelung bei Altbau 

Datenschutz und Kontoübersichten 
Bei der Frage. welcher Aufwand betrieben wer-
den muss. um dem Datenschutz Rechnung zu 
tragen, ist zu berücksichtigen. ob es sich im Ein-
zelfall um hoch sensible Daten wie etwa Gesund-
heitsakten handelt oder ob es um solche mit ge-
ringerem Stellenwert geht. Auch ist in die Abwä-

Ein Gebäude, mit dessen Errichtung vor dem KG Berlin, 
1.1 .1977 begonnen worden ist, unterfällt nur dann 3.12.2002, § 201 der Ausnahmeregelung des § 201 StVollzG, wenn 

5 Ws 507/02, StVollzG es bereits vor diesem Zeitpunkt oder unmittelbar 
ZfStrVo 2003, 176, seit der Fertigstellung als JVA genutzt wurde. Fü 
NStZ-RR 2003,125 einen Altbau, der erst seit dem Jahr 2000 als JVfl 

genutzt wird, gilt § 201 StVollzG nicht. 

gung mit einzubeziehen, ob die Möglichkeit und Auftrag 
Wahrscheinlichkeit eines Missbrauchs der Daten Hanseatisches 
durch Vollzugsbedienstete als gering oder weni- OLG Hamburg, 

§ 183 ger gering einzustufen ist. 7.4.2003, 
StVollzG 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze han-
3 Vollz (Ws) 31/03, delt es sich bei Kontoauszügen. Einkaufsscheinen 

und Auszügen zum Kontoverlauf zwar um Teile ZfStrVo 2003, 
von Dateien bzw. Akten im Sinne von § 183 310 (Ls.) 

StVolizG. die gegen unbefugten Zugang und un-
befugten Gebrauch geschützt werden müssen. 
Der Schutz geht indes nicht so weit. dass die Voll-
zugsbehörde verpflichtet wäre, die genannten Da-
tenträger von der Zahlstelle in Umschläge legen 
zu lassen. diese mit Namen zu beschriften und 

Ein Strafgefangener kann eine analoge Anwen- OLG Koblenz, 
§ 662 ff. dung der bürgerlich-rechtlichen Auftragsvorschrif 14.10.2002, 
BGB 

ten (§§ 662 ff. 9GB) auf die Verwaltung des Haus-, 
1 Ws 325/02, Eigen- und Überbrückungsgeld durch die JVA 
ZfStrVo 2003, 178 über die Vorschriften des StVotlzG hinaus nicht 

verlangen. 

Zurückstellung der Strafvollstreckung 
OLG Frankfurt, Aus der Weigerung des Strafgefangenen, im Voll 

§35 zug der Strafe Urinkontrollen auf Drogenkonsum 2.6.2003, 
BtMG durchführen zu lassen, allein kann auf seinen feh 3 VAs 10/03, 

lenden ernsthaften Therapiewillen nicht geschlos NStZ-RR 2003,252 
sen werden. 

die geschlossenen Umschläge an die Gefange-
nen aushändigen zu lassen. 

Computer in Untersuchungshaft 
Einem Gefangenen dürfen nur solche Beschrän-

Einsichtnahme in den Vollzugsplan 
Dem Gefangenen steht ein Anspruch zu, über der 
Vollzugsplan so unterrichtet zu werden, dass ihm 
die Mitwirkung an seiner Behandlung möglich ist 
und er seine die Vollzugsplanung betreffenden 

BVerfG, Rechte wahmehmen kann. Aus dem grundrecht-
§ 185 lich geschützten Resozialisierungsinteresse des 21.1.2003, 

kungen auferlegt werden, die der Zweck der Un- KG Berlin, 
§ 119111 tersuchungshaft oder die Ordnung der Anstalt er- 5.2.2001, 
StPO 

fordert. Der Betrieb eines Notebooks oder pes 
(1) 2 StE 11/00 birgt aber generell eine allgemeine Gefahr für der 

Haftzweck und die AnstaHsordnung, so dass die (4/00) 
Einbringung eines solchen Gerätes abzulehnen 
ist. 

StVollzG Gefangenen sowie der Bedeutung des Votlzugs- 2 BvR 406/02, 
plans folgt außerdem ein Recht des Gefangenen ZfStrVo 2003, 183 
auf Einsichtnahme in die schriftliche Fassung des 
Vollzugsplans und seiner Fortschreibungen. Eine 
bloß mündliche Auskunft reicht nicht aus. Ob der 
Gefangene auch einen Rechtsanspruch auf Aus-

Pflichtverteidiger für das Vollstreckungsverfahren OLG Frankfurt, 
§ 140 11 Die Bestellung eines Pflichtverteidigers irn Voll- 26.5.2003, 
StPO 

streckungsverfahren gilt nur für den jeweiligen 
3 Ws 618/03, Verfahrensabschnitt und nicht für das gesamte 
NStZ-RR 2003,252 Vollstreckungsverfahren. 

händigung einer Abschrift hat, bleibt offen. 

Akteneinsichtsrecht; Aushändigung von Foto-
kopien umfangreicher fachlicher Gutachten 

Ein Gefangener hat ein Akteneinsichtsrecht. wenn 
er - zu Recht - geltend macht. dass auf Grund be 
stimmter Umstände eine bloße Auskunftserteilung 
für die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interes-
sen nicht ausreichend und er deswegen auf un-
mittelbare Einsichtnahme angewiesen seL Bei 
Fotokopien von Aktenbestandteilen handelt es OLG Koblenz, 

§ 185 sich um eine Form der Akteneinsicht. 8.5.2003, 
StVollzG 

Ob der Gefangene Kopien beanspruchen kann, 1 Ws 31/03, richtet sich vor allem danach, welchen Umfang die 
ZfStrVo 2003, 301 von ihm benötigten Unterlagen haben und ob sich 

ihr Inhalt beim einmaligen Lesen oder Vorlesen 
hinreichend erschließt. Ist es nach der nicht offen 
sichtlich abwegigen Einschätzung des Gefange-
nen erforderlich. sich mit einzelnen Argumentatio-
nen oder Formulierungen psychiatrischer oder 
psychologischer Gutachten oder Stellungnahmen 
auseinander zu setzen, ist er auf den exakten 
Wortlaut - und damit auf Kopien - angewiesen. 

Akteneinsicht; Verteidigerrecht 
Das Recht eines Gefangenen auf Akteneinsicht BVerfG, 

§ 185 in die Akten der Vollzugsbehörde, insbesondere 30.1.2002, 
in seine Gefangenenpersonalakte gern. § 185 

StVollzG StVollzG, das durch Verteidiger ausgeübt werder 2 BvR 1/00, 

kann, geht dem eigenen Recht des Verteidigers StV 2002,272 

auf Akteneinsicht gem. § 147 StPO vor. 

Akteneinsicht; Betroffener 
Betroffener im Sinne des § 185 ist gem. § 187 
StVollzG LV.m. § 3 BDSG nur derjenige. auf den 
sich die gespeicherten Daten unmittelber bezie-

OLG Naumburg, 
§ 185 hen. Das kann neben dern Gefangenen auch ein 

Dritter. etwa ein Angehöriger oder Besucher sein . 18.3.2003, 
StVollzG Vermutet ein Dritter. in Gefangenenpersonalakten 1 Ws 55/03 

Äußerungen über sich und seine Tatbeteiligung 
zu finden, so handelt es sich dabei um Daten, die 
sich nur mittelbar auf ihn beziehen. Eine Einsicht-
nahme der Akten ist mithin nicht zulässig. 



Art. 19 Abs. 4 GG, § 115 Abs. 3 StVollzG 
(Zur Zulässigkeit eines Fortsetzungs­
feststellungsantrages bei Fehlen seiner 
Voraussetzungen) 

Aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts, wonach bei tiefgreifenden Grundrechtsein­
griffen trotz Erledigung des ursprünglichen Rechts­
schutzziels ein durch Art. 19 Abs. 4 GG geschütztes 
Rechtsschutzinteresse fortbestehen kann, folgt kei­
neswegs, dass ein Fortsetzungsfeststellungsantrag, 
der den verfassungsrechtlichen Anforderungen des 
§ 115 Abs. 3 StVollzG nicht entspricht, als zulässig be­
handelt werden müsste. Der Gewährung von Rechts­
schutz in Fällen fortbestehenden Rechtsschutzinteres­
ses bei tiefgreifenden Grundrechtseingriffen kommt 
nicht der Sinn zu, einem Beschwerdeführer die Einhal­
tung allgemein geltender Regeln des jeweiligen Verfah­
rensrechts zu ersparen. 

(Leitsatz der Schriftleitung) 

Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesver· 
fassungsgerichts vom 12. September 2003 . 2 BvR 1220/03 . 

Gründe 

Die Verfassungsbeschwerde wendet sich gegen fachgerichtliche 
Entscheidungen im Verfahren über den Antrag eines Strafgefan· 
genen, festzustellen, dass seine frühere Unterbringung in einer 
doppelt belegten Einzelzelle rechtswidrig war. 

Die Voraussetzungen, unter denen eine Verfassungsbeschwerde 
zur Entscheidung anzunehmen ist (§ 93a Abs. 2 BVerfGG), liegen 
nicht vor. Der Verfassungsbeschwerde kommt keine grundsätzli· 
che Bedeutung zu. Ihre Annahme ist auch nicht zur Wahrung von 
Grundrechten oder grundrechtsgleichen Rechten des Beschwerde· 
führers angezeigt, denn sie hat keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg (vgl. BVerfGE 90, 22 <251.>; 96, 245 <248». 

Es ist verfassungsrechtlich zu beanstanden, dass der Feststel· 
lungsantrag des Beschwerdeführers als unzulässig verworfen wur· 
deo Zwar kann nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs· 
gerichts bei tiefgreifenden Grundrechtseingriffen trotz Erledigung 
des ursprünglichen Rechtsschutzziels ein durch Art. 19 Abs. 4 GG 
geschütztes Rechtsschutzinteresse fortbestehen (vgl. BVerfGE 
104, 220 <233>; Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats 
des Bundesverfassungsgerichts vom 13. März 2002 - 2 BvR 261/01 
-, NJW 2002, S. 2700 f.). Daraus folgt jedoch entgegen der Auffas­
sung des Beschwerdeführers nicht, dass die Fachgerichte verfas­
sungsrechtlich gehalten gewesen wären, seinen Feststellungsan­
trag als zulässig zu behandeln. Der Beschwerdeführer hat es 
versäumt, gegen die von Juni 1996 bis Januar 1998 dauernde, sei­
ner Auffassung nach mit Art. 1 Abs. 1 GG nicht vereinbare Unter­
bringung in einer doppelt belegten Einzelzelle unter Einhaltung der 
vorgesehenen Frist (§ 112 Abs. 1 StVollzG) und der im Land 
Baden-Württemberg bis zum 30. Juni 2000 geltenden Anforderungen 
in Bezug auf das Vorverfahren (§ 109 Abs. 3 StVollzG i.V.m. § 43 
AGGVG BW a.F.) einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gemäß § 109 Abs. 1 StVollzG zu stellen. Bei seinem mehr als vier 
Jahre nach Beendigung der beanstandeten Unterbringung an das 
Landgericht gerichteten Antrag auf Feststellung der Rechtswidrig­
keit dieser Unterbringung handelte es sich daher, wie das Oberlan­
desgericht zu Recht festgestellt hat, nicht um einen nach § 115 
Abs. 3 StVollzG zulässigen Fortsetzungsfeststellungsantrag. Unter 
diesen Umständen liegt kein Verstoß gegen Art. 19 Abs. 4 GG da­
rin, dass die angegriffenen Entscheidungen die Zulässigkeit des 
Feststellungsantrags verneint haben. Die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Fortbestehen des Rechtschutz­
interesses bei tiefgreifenden Grundrechtseingriffen stellt sicher, 
dass der von einer tiefgreifenden Grundrechtsverletzung Betrof­
fene nicht prinzipiell allein deshalb rechtschutzlos bleibt, weil der 
Eingriff, gegen den er um Rechtsschutz nachsucht, sich bereits vor 
AntragsteIlung erledigt hat. Sie hat dagegen nicht im Sinn, den von 
einem - sei es auch tiefgreifenden - Grundrechtseingriff Betroffenen 
die Einhaltung der für die Inanspruchnahme gerichtlichen Rechts­
schutzes allgemein geltenden Regeln des jeweiligen Verfahrens­
rechts zu ersparen. 

Von einer weiteren Begründung wird gemäß § 93d Abs. 1 Satz 3 
BVerfGG abgesehen. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 
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§§ 109 ff. StVollzG, Art. 1 §§ 1 Abs. 1, 7 
Satz 1 RberG (Zur Ausschließung aus 
dem gerichtlichen Verfahren als Prozess­
bevollmächtigter wegen Verstoßes gegen 
das RberG) 

1. Sieht ein Gericht einen eingetragenen Verein, des­
sen Vorsitzender im gesamten Bundesgebiet na­
mentlich Strafgefangene im gerichtlichen Verfahren 
vertritt, nicht als eine" aus berufsständischer oder 
ähnlicher Grundlage" gebilligte Vereinigung an, die 
nach Art. 1 § 7 Satz 1 RberG ohne behördliche Er­
laubnis tätig werden darf, so begegnet dies kernen 
durchgreifenden verfassungsrechtlichen Beden­
ken. Dies gilt in einem solchen Falle auch für den 
Ausschluss des Vorsitzenden als Prozessbevoll­
mächtigter vom Verfahren. 

2. Es entspricht gefestigter Rechtsauffassung, dass 
ein Prozessbevollmächtigter, der mit seiner rechts­
beratenden Tätigkeit gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 RberG 
verstößt, durch konstitutiven Beschluss vom Ver­
fahren auszuschließen ist, sobald das Gericht von 
dieser Tätigkeit Kenntnis erlangt. 

(Leitsätze der Schriftleitung) 

Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesver­
fassungsgerichts vom 12. September 2003 - 2 BvR 1311/03 -

Gründe 

Die Verfassungsbeschwerde betrifft den Ausschluss von der 
Vertretung in einem gerichtlichen Verfahren aufgrund Verstoßes 
gegen das Rechtsberatungsgesetz. 

Der Beschwerdeführer, die sogenannte B., ist ein eingetragener 
Verein. er tritt im gesamten Bundesgebiet in zahlreichen gerichtli­
chen Verfahren als Vertreter insbesondere von Strafgefangenen 
auf. Vorsitzender des Vereins ist ein Strafgefangener, der in der 
Justizvollzugsanstalt H. eine Freiheitsstrafe verbüßt. 

Im vorliegenden Fall vertrat der Beschwerdeführer einen Strafge­
fangenen, der zugleich Vereinsmitglied ist. Er stellte für ihn beim 
Thüringer Oberlandesgericht einen Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung gemäß § 23 EGGVG, der auf die nachträgliche Fest­
stellung der Rechtswidrigkeit seiner Unterbringung in einer Justiz­
vollzugsanstalt gerichtet war. Mit dem angegriffenen Beschluss 
vom 24. Juni 2003 schloss das Oberlandesgericht den Beschwer­
deführer von der Vertretung im Verfahren aus. Zur Begründung 
führte er aus, dass der Beschwerdeführer zu einer Vertretung nicht 
berechtigt sei, weil er damit gegen das Rechtsbe-ratungsgesetz 
verstoße. 

Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde nicht zur 
Entscheidung an, weil die Annahmevoraussetzungen des § 93a 
Abs. 2 BVerfGG nicht vorliegen. Der Verfassungsbeschwerde 
kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu. Ihre Annahme ist auch 
nicht zur Durchsetzung von Grundrechten oder grundrechtsglei­
chen Rechten des Beschwerdeführers angezeigt, weil sie keine 
ausreichende Aussicht auf Erfolg hat (vgl. BVerfGE 90, 22 <25 1.». 

Die Auslegung des Gesetzes und seine Anwendung auf den ein­
zelnen Fall sind Sache der dafür zuständigen Fachgerichte (vgl. 
BVerfGE 18, 85 <93>; 30, 173 <196 1.>; 57, 250 <272>; 74, 102 
<127> stRspr). Das Bundesvefassungsgericht prüft insoweit nur, 
ob die Rechtsanwendung oder das dazu eingeschlagene Verfahren 
unter keinem denkbaren Gesichtspunkt rechtlich vertretbar ist und 
sich daher der Schluss aufdrängt, dass die Entscheidung auf sach­
fremden und damit willkürlichen Erwägungen beruht (vgl. BVerfGE 
80,48 <51> stRspr). 

Gemessen daran hält die angegriffene Entscheidung verfas­
sungsrechtlicher Überprüfung stand. Die Annahme des Oberlan-
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desgerichts, dass der Beschwerdeführer nach den Vorgaben des 
Rechtsberatungsgesetzes im fachgerichtlichen Verfahren zur Ver­
tretung des dortigen Antragstellers nicht berechtigt war, lässt An­
haltspunkte für Willkür nicht erkennen. 

Es begegnet keinen durchgreifenden verfassungsrechtlichen 
Bedenken, dass das Oberlandesgericht den Beschwerdeführer 
nicht als eine "auf berufsständischer oder ähnlicher Grundlage" ge­
bildete Vereinigung angesehen hat, die nach Art. 1 § 7 Satz 1 
RBerG ohne behördliche Erlaubnis rechtsberatend tätig werden 
darf (vgl. Rennen/Caliebe, Rechtsberatungsgesetz, 3. Aufl. 2001, 
Art. 1 § 7 RBerG Rn. 8; Senge, in: Erbs/Kohlhaas, Rechtsbera­
tungsgesetz, Stand: Januar 2003, Art. 1 § 7 RBerG Rn. 9, 11). 
Auch dass das Oberlandesgericht als prozessuale Folge des von 
ihm angenommenen Verstoßes gegen das Rechtsberatungsgesetz 
den Ausschluss des Beschwerdeführers aus dem Verfahren an­
ordnete, kann nicht als sachfremd und damit willkürlich angesehen 
werden. Es entspricht gefestigter Auffassung, dass ein Prozessbevoll­
mächtigter, der mit seiner rechtsbesorgenden Tätigkeit gegen 
Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG verstößt, durch konstitutiven Beschluss 
vom Verfahren auszuschließen ist, sobald das Gericht von dieser 
Tätigkeit Kenntnis erlangt (vgl. Rennen/Caliebe, a.a.O., Art. 1 § 1 
RBerG Rn. 199; Chemnitz/Johnigk, Rechtsberatungsgesetz, 
11. Aufl. 2003, Art. 1 § 1 RBerG Rn. 211 f., jew. m.w.N.). 

Von einer weiteren Begründung der Entscheidung wird abgese­
hen (§ 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG). 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

§ 29 Abs. 1 Satz 1 StVollzG (Zur Kenn­
zeichnung von Verteidigerpost zwecks 
Vermeidung von Missbrauch) 

1. Das Öffnen von Verteidigerpost zur Feststellung der 
Absenderidentität ist ebenso wenig statthaft wie zur 
Überprüfung, ob das Anwaltsschreiben unzulässige 
Einlagen enthält. Dies gilt auch dann, wenn die Ver­
teidigerpost mit Zustimmung des Gefangenen ge­
öffnet wird (Bestätigung der bisherigen Rechtspre­
chung). 

2. Jedoch ist mit diesen Grundsätzen vereinbar, dass 
die Justizvollzugsanstalt zur Vermeidung eines 
Missbrauchs eingehende Verteidigerpost in einer 
Weise kennzeichnet, die einerseits eine wiederhol­
te Benutzung der Verteidigerpost erkennen lässt, 
andererseits aber eine Kenntnisnahme vom gedank­
lichen Inhalt ausschließt. Dementsprechend er­
scheint es zulässig, dass die Posteingangsstelle 
der Vollzugsanstalt eingehende Verteidigerpost mit 
einer Perforierung in Form eines Pilzes versieht, der 
an den äUßersten Stellen das Ausmaß von ca. acht­
mal 8 mm hat, so dass auf Grund dieser Kennzeich­
nung bei erneutem Eingang eine etwa wiederholte 
Benutzung durch das Klarsichtfenster erkannt wer­
den kann. Dies gilt auch unter Berücksichtigung an­
derer Möglichkeiten der Überprüfung im Hinblick 
auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. 

Beschluss des Strafsenats des Saarländischen Oberlandesge­
richts vom 5. August 2003 - Vollz (Ws) 7/03-

Gründe 

Der Beschwerdeführer verbüßt seit 14. November 1995 eine 
Jugendstrafe von drei Jahren sowie eine weitere Gesamtfreiheits­
strafe von acht Jahren. Er befindet sich zur Zeit in der Justizvoll­
zugsanstalt S. 

Das Saarländische Ministerium der Justiz wies die Justizvoll­
zugsanstalt S. mit Schreiben vom 8. August 2002 darauf hin, der 
Leiter der Justizvollzugsanstalt D. habe darauf aufmerksam 
gemacht, dass Verteidigerpost in der nachfolgend geschilderten 
Weise missbraucht werde: Die Verteidigerpost gehe für den Gefan­
genen in der Justizvollzugsanstalt üblicherweise in einem Briefum­
schlag ein, bei dem in einem Klarsichtfenster die Adresse des 
Gefangenen enthalten und die Sendung als Verteidigerpost ge­
kennzeichnet ist. Nachdem sich der Poststellenbeamte davon über­
zeugt habe, dass es sich bei dem Rechtsanwalt tatsächlich um den 
Verteidiger handele, werde dem Gefangenen der Brief ungeöffnet 
ausgehändigt. Es sei festgestellt worden, dass Gefangene, nach­
dem sie den Brief entnommen haben, diesen in einen anderen Um­
schlag steckten und diesen Umschlag mit der inliegenden Verteidi­
gerpost an eine Kontaktperson außerhalb der Anstalt sendeten. 
Die Kontaktperson lege dieses als Verteidigerpost gekennzeichne­
te Schreiben erneut in einen Umschlag mit Klarsichtfenster, kenn­
zeichne diesen auch äußerlich als Verteidigerpost und schicke ihn 
nach Einlage von Geld, Betäubungsrnitteln U.ä. erneut in die Justiz­
vollzugsanstalt, so dass dieser wiederum dem Gefangenen un­
geöffnet übergeben werden müsse. 

Die Anstaltsleitung der Justizvollzugsanstalt S. hat zur Vermei­
dung dieses Missbrauches angeordnet, dass eingehende Verteidi­
gerpost in der Posteingangsstelle mit einer Perforierung in Form ei­
nes Pilzes zu versehen ist, der an den äußersten Stellen das 
Ausmaß von etwa achtmal 8 mm hat, so dass aufgrund der Perfo­
rierung bei erneutem Eingang des Verteidigerschreibens die wie­
derholte Benutzung durch das Klarsichtfenster erkannt werden 
kann. 

Um zu verhindern, dass durch die Perforierung Anwaltsschreiben 
und Anlagen beschädigt, sinnentsteIlt oder unverständlich werden, 
hat die Anstaltsleitung die Anwälte durch einen Aushang in der 
Justizvollzugsanstalt darauf hingewiesen, dass derartige Schäden 
vermieden werden können, wenn für die Verteidigerpost DIN A 4 
Umschläge benutzt werden und im oberen Bereich derselben, wo 
sich das Adressfeld befindet, Freiräume gelassen werden. Es wur­
de weiter auf die Möglichkeit hingewiesen, dass Urkunden, die 
durch eine Lochung entwertet würden, direkt an die Anstalt ge­
sandt oder dieser übergeben werden, damit ihre Bediensteten sie 
dem Gefangenen aushändigen oder dass die Anwälte solche Unterla­
gen bei ihren Besuchen in der Anstalt den Gefangenen selbst über­
geben. Auch die an den Beschwerdeführer gerichtete Verteidi­
gerpost wird in der dargelegten Weise perforiert. Gegen diese 
Perforierung seiner Verteidigerpost wendete sich der Beschwerde­
führer mit seinem Af)trag auf gerichtliche Entscheidung vom 
12. März 2003, da die Uberprüfung seiner Verteidigerpost nach sei­
ner Meinung unstatthaft ist. Er hat beantragt, der Justizvollzugsan­
stalt zu untersagen, die an ihn gerichtete Verteidigerpost in der an­
gegebenen Weise zu lochen. Die Justizvollzugsanstalt begehrte 
die Zurückweisung dieses Antrages. 

Das Landgericht hat in dem angefochtenen Beschluss diesen 
Antrag des Beschwerdeführers zurückgewiesen mit der Begrün­
dung, durch die beanstandete Kennzeichnung der Verteidigerpost 
werde der Bereich der inhaltlichen Kontrolle der Verteidigerpost 

auch nicht mittelbar - tangiert. Gegen diesen Beschluss hat der 
Beschwerdeführer Rechtsbeschwerde eingelegt, mit der er die 
Verletzung materiellen Rechts rügt und beantragt, unter Aufhebung 
des angefochtenen Beschlusses der Justizvollzugsanstalt zu un­
tersagen, seine Verteidigerpost zu lochen. 

1. Die form- und fristgerecht eingelegte Rechtsbeschwerde des 
Gefangenen ist zulässig, weil es geboten erscheint, die Nachprü­
fung der angefochtenen Entscheidung zur Fortbildung des Rechts 
zu ermöglichen (§ 116 Abs.1 S. 1 1. Alt. StVollzO). 

Gemäß § 29 Abs. 1 S. 1 StVollzG darf der Schriftwechsel des 
Gefangenen mit seinem Verteidiger nicht überwacht werden. Zwar 
sind die Rechtsfragen, die sich im Zusammenhang mit der Kontrolle 
von Verteidigerpost stellen, insofern ausgetragen, dass allgemein 
nur eine äußerliche Kontrolle darauf, ob es sich um Verteidigerpost 
LS. des §.29 Abs. 1 S. 1 StVollzG handelt, für zulässig gehalten 
wird. Die Offnung von Verteidigerpost zur Feststellung der Absender­
identität ist ebenso wenig statthaft wie zur Überprüfung, ob das 
Anwaltsschreiben. unzulässige Einlagen enthält. Das gilt auch 
dann, wenn die Offnung mit Zustimmung des Gefangenen ge­
schieht (vgl. hierzu Calliess/Müller-Dietz, StVollzG. 9. A, Rn. 5 zu 
§ 29; OLG Koblenz NStZ 1986, 332; OLG Karlsruhe NStZ 1986, 
188; OLG Stuttgart NStZ 1991, 359; OLG Bamberg MDR 1992, 
507; OLG Frankfurt/M. StV 2003,401 = NStZ-RR 2003,254). Sinn 
und Zweck des Überwachungsverbotes in § 29 Abs.1 S. 1 StVollzG 



ist es, die ungestörte Kommunikation zwischen dem Gefangenen 
und seinem Verteidiger zu gewährleisten. Es soll der gedankliche 
Inhalt ihrer schriftlichen Mitteilungen vor jeder auch nur bloßen 
Möglichkeit einer Kenntnisnahme durch Dritte - insbesondere der 
Bediensteten der Justizvollzugsanstalt - bewahrt werden (OLG 
Frankfurt/M., a.a.O.; OLG Stuttgart, a.a.O.). Bei einem Öffnen der 
Verteidigerpost zur Überprüfung auf die Absenderidentität oder 
Einlagen hin, besteht aber die Gefahr, dass der mit der Sache be­
fasste Beamte - gewollt oder ungewollt - Kenntnis von dem ge­
danklichen Inhalt der Sendung nimmt. Deshalb hat das OLG 
Frankfurt in der zitierten Entscheidung auch das Verfahren einer 
Justizvollzugsanstalt beanstandet, bei dem nur das Sichtfenster 
des Briefumschlages der Verteidigerpost herausgeschnitten wur­
de, um zur Vermeidung der Wiederverwendung der Verteidigerpost 
den Eingangsstempel der Justizvollzugsanstalt durch die entstan­
dene Öffnung auf dem Original-Adressfeld der Sendung anzubrin­
gen, da hierdurch die Möglichkeit eröffnet wird, auch ohne Ent­
nahme der inliegenden Schriftstücke z.B. durch Aufbiegen oder 
Anheben des teilweise aufgeschnittenen Umschlages von dem ge­
danklichen Inhalt der Sendung Kenntnis zu nehmen. 

Dagegen ist obergerichtliche Rechtsprechung zu der Frage der 
Zulässigkeit der von der Justizvollzugsanstalt S. gewählten Kon­
trolle von Verteidigerpost - soweit ersichtlich - bisher nicht ergan­
gen. 

2. Die Rechtsbeschwerde ist aber nicht begründet. 

a) Die von der Justizvollzugsanstalt gewählte Form der Kontrolle 
der Verteidigerpost ist nicht zu beanstanden, da sie nicht gegen 
§ 29 Abs. 1 S. 1 StVollzG verstößt. Durch die Perforierung der 
Verteidigerpost in der geschilderten Weise wird die Möglichkeit, von 
dem gedanklichen Inhalt der Sendung Kenntnis zu nehmen, entge­
gen der in der Rechtsbeschwerde vertretenen Auffassung, nicht 
eröffnet. Bei der geringen Größe der Perforierung erscheint es aus­
geschlossen, dass die kontrollierenden Beamten von dem gedank­
lichen Inhalt des Anwaltsschreibens Kenntnis nehmen können. Bei 
der gängigen Schreibgröße ,,12" einer der üblichen Schriftarten z.B. 
"Times New Roman" sind die Buchstaben maximal 4 mm hoch und 
zwischen 2 mm und 3 mm (so z.B. die Buchstaben "D", "A" u.a.) 
breit - nur die Buchstaben "i" und "r" sind schmaler. Die zur 
Perforierung benutzte Pilzform ist nur an dem untersten Teil des 
4 mm hohen Pilzhutes in einer Höhe von weniger als 1 mm 8 mm 
breit, von da an verjüngt sich die Form nach oben in einem 
Rundbogen und wird dadurch deutlich schmaler. Der hälftige 4 mm 
hohe untere Teil der Perforierung, der Stiel der Pilzform, ist nur 
4 mm breit. Es werden deshalb durch die Perforierung mit der brei­
testen Stelle des Pilzhutes in einer Höhe von allenfalls 
1 mm, d.h. der Höhe nach nur etwa ein Viertel von maximal vier ne­
beneinander liegenden Buchstaben herausgestanzt, so dass auch 
nicht einmal das Wort, aus dem ein Teil durch die Lochung heraus­
fällt, zu erkennen ist. Durch die schmaleren Stellen des Pilzes wer­
den maximal zwei Buchstaben entfernt. Es ist deshalb aus­
zuschließen, dass aufgrund der ausgestanzten Teile von dem ge­
danklichen Inhalt des Anwaltschreibens Kenntnis genommen wer­
den kann. 

b) Der Beschwerdeführer meint in seiner Rechtsbeschwerde, 
durch die Perforierung könne die Sendung in unzulässiger Weise 
auf Einlagen hin überprüft werden. Das Überprüfen der Verteidiger­
post auf unerlaubte Einlagen hin ist nach herrschender Meinung 
- wie sich aus den oben zitierten Entscheidungen ergibt - nur dann 
unzulässig, wenn damit ein Kenntnisnehmen von dem gedankli­
chen Inhalt der Verteidigerpost verbunden ist. Das ist aber, wie be­
reits ausgeführt wurde, durch die von der Justizvollzugsanstalt ge­
wählte Methode der Kontrolle gerade nicht der Fall. 

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist durch die angeord­
nete Perforierung der Verteidigerpost nicht verletzt. Der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit besagt, dass zur Erreichung eines ange­
strebten legalen Zweckes nur solche Maßnahmen zulässig sind, 
die unter Würdigung aller persönlichen und tatsächlichen Um­
stände des Einzelfalles hierfür geeignet, erforderlich und dem 
Betroffenen zumutbar sind (Meyer-Goßner, StPO, 46. A., Einl. 
Rn. 20 f.). Eine Maßnahme verstößt somit dann gegen den Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit, wenn ein milderes Mittel ausreicht, 
um das erstrebte Ziel, vorliegend die Sicherheit und Ordnung in der 
Anstalt zu gewährleisten, zu erreichen. Die in der Justizvollzugsan­
stalt S. praktizierte Perforierung der Verteidigerpost verstößt nicht 
gegen das Verhältnismäßigkeitsgebot. 

Zwar werden mit der von der Justizvollzugsanstalt S. gewählten 
Kontrolle der Verteidigerpost andere Möglichkeiten des Miss-
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brauchs von Verteidigerpost, wie z.B. das Herstellen des Adress­
feldes mit der Angabe der Adresse des Verteidigers durch einen 
PC nicht verhindert. Die Methode des Missbrauchs durch Wiederver­
wenden von eingegangener Verteidigerpost ist jedoch einfacher und 
erfordert weder Besitz noch Kenntnis von Computern, so dass da­
von auszugehen ist, dass sie, weil sie einfacher ist, häufiger ange­
wendet wird. 

Auch eine allgemeine Kontrolle der ausgehenden Post darauf­
hin, ob Verteidigerpost in unzulässiger Weise wieder aus der Anstalt 
abgesandt wird, ist entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers 
kein geeignetes Mittel, um den aufgezeigten Missbrauch zu verhin­
dern, denn sie würde, worauf sich die Justizvollzugsanstalt zu 
Recht beruft, bei der großen Zahl der ausgehenden Post - die in 
der Regel nicht kontrolliert wird (§ 29 Abs. 3 StVollzG) - einen un­
verhältnismäßigen Aufwand erfordern. 

Darüber hinaus wird der Beschwerdeführer durch die Perforie­
rung seiner Verteidigerpost nicht in unzumutbarer Weise beein­
trächtigt, denn die Perforierung wird im Adressfeld angebracht, so 
dass sie grundSätzlich den Text des Anwaltsschreibens nicht be­
schädigt, jedenfalls dann, wenn der Verteidiger den Vorschlägen 
der Justizvollzugsanstalt für die Gestaltung der Verteidigerpost 
nachkommt. Selbst wenn die Perforierung bei gefalteter Post den 
eigentlichen Text des Anwaltschreibens erfasst, ist, wie oben dar­
gelegt wurde, die Größe der entfernten Stellen so gering, dass der 
Text lesbar bleibt. 

Der Rechtsbeschwerde war daher der Erfolg zu versagen, und 
sie war mit den Nebenentscheidungen aus §§ 121 Abs. 2 S. 1 
StVollzG, 48a GKG als unbegründet zu verwerfen. 

(Eingesandt von Richterin am Oberlandesgericht F Morgenstern­
Proft!, Saarbrücken) 

Art. 6 Abs. 1 GG, §§ 12 Abs. 1, 21 Abs. 1 a 
Nr. 7, 122 BSHG (Besuch des inhaftierten 
Partners einer eheähnlichen Gemein­
schaft) 

Anspruch auf Sozialhilfe durch Übernahme der Kos­
ten für Fahrten zum Besuch des inhaftierten Partners 
haben nicht nur Ehegatten, sondern auch Personen, 
die in eheähnlicher Gemeinschaft leben. 

Urteil des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts - 4. Se­
nat - vom 23. Juli 2003 - 4 LB 71/03 - (nicht rechtskräftig) 

Tatbestand 

Die am 15. Dezember 1972 geborene Klägerin ist heroinabhän­
gig und leidet an Hepatitis C. Während einer Entwöhnungstherapie 
lernte sie den ebenfalls drogenabhängigen Carsten T. kennen. 
Nach Angaben der Klägerin leben sie seit Anfang des Jahres 2000, 
zunächst in verschiedenen Orten in Nordrhein-Westfalen, in ehe­
ähnlicher Gemeinschaft. Ende Februar 2001 zogen beide in eine 
Wohnung in der Stadt M. im Bereich des Beklagten. Die Stadt M. 
gewährte ihnen Hilfe zum Lebensunterhalt unter Berücksichtigung 
des Regelsatzes des Haushaltsvorstandes für die Klägerin und 
des Regelsatzes eines erwachsenen Haushaltsangehörigen für 
Carsten T. Am 23. März 2001 wurden beide in ein Wohnheim der 
Caritas in H. im Bereich des Beklagten aufgenommen. Vorausset­
zung für das betreute Wohnen war dort, dass die Klägerin und 
Carsten T. jeweils ein Einzelzimmer bezogen. Die Klägerin unter­
zog sich nach einern Rückfall einer Substitutionsbehandlung mit 
Methadon. Am 31. März 2001 wurde Carsten T. in Haft genommen 
und in die Justizvollzugsanstalt H. im Landkreis E. eingeliefert. 

Die vom Beklagten herangezogene Gemeinde H. lehnte den An­
trag der Klägerin, die Kosten für einen Besuch ihres Lebenspartners 
in der Justizvollzugsanstalt im Monat zu übernehmen, im Mai 2001 
mündlich ab. Den Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchs­
bescheid vom 19. Juni 2001 mit der Begründung zurück, solche 
Kosten könnten nur für Besuchsfahrten von Ehegatten, nicht aber 
von Partnern einer eheähnlichen Gemeinschaft übernommen wer­
den. 
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Das Verwaltungsgericht hat die Klage durch Urteil vom 31. Ok­
tober 2002 abgewiesen und den Standpunkt des Beklagten mit 
weiterer, eingehender Begründung, auf die verwiesen wird, gebil­
ligt. 

Der Senat hat die Berufung durch Beschluss vom 14. Februar 
2003 (4 LA 593/02). den Prozessbevolimächtigten der Klägerin zu­
gestellt am 19, Febnuar 2003, wegen grundsätzlicher Bedeutung 
der Rechtssache zugelassen. Auf den Hinweis des Berichterstat­
ters des Senats vom 9. Mai 2003, den Prozessbevollmächtigten 
der Klägerin zugestellt am 13. Mai 2003, dass bisher - entgegen 
der Belehrung in dem Beschluss vom 14. Februar 2003 - eine Beru­
fungsbegründung nicht eingegangen sei, haben die Prozessbe­
vOllmächtigten der Klägerin mit Schriftsatz vom 15. Mai 2003 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt und die 
Berufung begründet. 

Die Klägerin beantragt, das angefochtene Urteil zu ändern und 
den Beklagten unter Aufhebung des mündlich erteilten Ableh­
nungsbescheides der Gemeinde H. in der Gestalt seines Wider­
spruchsbescheides vom 19. Juni 2001 zu verpflichten, ihr Beihilfen 
für jeweils eine Fahrt von H. zur JVA H. und zurück in den Monaten 
Mai und Juni 2001 zu bewilligen, hilfsweise, den Beklagten zu ver­
pflichten, den Regelsatz in den Monaten Mai und Juni 2001 um je­
weils 90,- DM zu erhöhen. 

Der Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen. Wegen 
weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den 
Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvor­
gänge der Gemeinde H. ergänzend Bezug genommen. 

Entscheidungsg ründe 

Die Berufung, über die der Senat im Einverständnis der Beteilig­
ten ohne mündliche Verhandlung entscheidet (§§ 125 Abs. 1, 101 
Abs. 2 VwGO). ist - nach Gewährung von Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand hinsichtlich der Versäumung der Berufungsbegrün­
dungsfrist - zulässig. Der Klägerin ist nach § 60 Abs. 1 VwGO 
Wiedereinsetzung zu gewähren, da sie ohne Verschulden gehindert 
war, die Frist des § 124a Abs. 6 Satz 1 VwGO zur Begründung der 
Berufung einzuhalten. Sie muss sich auch nicht nach § 85 
Abs. 2 ZPO ein Verschulden ihrer Prozessbevollmächtigten zu­
rechnen lassen, Denn diese traf an der Versäumung der Frist eben­
falls kein Verschulden, Ursächlich war vielmehr ein Versehen der 
geschulten, zuverlässigen und regelmäßig kontrollierten Bürokraft 
K" die den Fristenkalender seit sechs Jahren sorgfältig und sonst 
fehlerlos führt und in diesem Fall nur eine Vorfrist und nicht den ei­
gentlichen Fristablauf im Kalender notierte und deshalb versäumte, 
die Akte dem Rechtsanwalt unter Hinweis auf den Fristablauf vor­
zulegen, Ein solches Büroversehen, das auch einer sorgfältigen 
Kraft unterlaufen kann. muss sich der Rechtsanwalt nicht zurech­
nen lassen. Die Richtigkeit der Angaben, wie es hier zu der Frist­
versäumung gekommen ist, haben der Prozessbevollmächtigte der 
Klägerin anwaltlieh und die Bürokraft K. eidesstattlich versichert. 
Der Senat hat keinen Anlass, an der Richtigkeit dieser Angaben zu 
zweifeln, Solche Zweifel hat der Beklagte ebenfalls nicht geäußert. 

Die Berufung ist auch begründet. Das Verwaltungsgericht hat die 
Klage zu Unrecht abgewiesen, Der Klägerin steht der geltend ge­
machte Anspruch zu, 

Aufwendungen für solche Besuchsfahrten einmal im Monat ge­
hören zum notwendigen Lebensunterhalt im Sinne des § 12 Abs. 1 
BSHG, da sie notwendig und geeignet sind, die Kontakte der Part­
ner während der erzwungenen Trennung aufrecht zu erhalten und 
so einer Entfremdung der Partner und einer Auflösung ihrer Part­
nerschaft vorzubeugen. Aufwendungen dieser Art sind nicht in den 
Regelsätzen, der Bedarfsgruppe der persönlichen Bedürfnisse des 
täglichen Lebens und dort in der Bedarfsposition der Beziehungen 
zur Umwelt ,.in vertretbarem Umfang", enthalten, da sie sich einer 
pauschalierenden, typisierenden Betrachtung und Bewertung für 
alle Empfänger laufender Leistungen zum Lebensunterhalt entzie­
hen. Sie entstehen vielmehr aus besonderem Anlass, nämlich der 
Inhaftierung eines der Partner. Ihre Höhe richtet sich nach den 
Umständen des Einzelfalles, insbesondere der Entfernung zwi­
schen Wohnung und Justizvollzugsanstalt und nach der Art der zu 
benutzenden Verkehrsmittel. Für solche Besuchsfahrten sind des­
halb einmalige Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 21 Abs. 1 a 
Nr. 7 BSHG ("für besondere Anlässe") zu gewähren. Der Senat hält 
in diesen Fällen solche einmaligen Leistungen. auch wenn sie im 
Regelfall monatlich zu gewähren sind, eher für sachgerecht als ei-

ne von den Regelsätzen abweichende, wiederum pauschalieren­
de Bemessung der laufenden Leistungen zum Lebensunterhalt 
nach§22Abs. 1 Satz2BSHG. Denn Voraussetzung für die Leistung ist, 
dass die Besuchsfahrt tatsächlich durchgeführt wird und die Auf­
wendungen tatsächlich entstehen. Entfällt in einem Monat der Be­
such z.B. wegen einer Erkrankung oder fallen Aufwendungen nicht 
an, etwa weil die Möglichkeit der kostenlosen Mitnahme in einem 
Pkw besteht, entfällt auch der Anspruch auf eine einmalige Leis­
tung. Im Regelfall wird die Leistung daher erst im Nachhinein zu er­
bringen sein, wenn die Aufwendungen für die Besuchsfahrt belegt 
werden. Das schließt allerdings Vorleistungen des Sozialhilfeträ­
gers nicht aus, wenn die Besuchsfahrten regelmäßig durchgeführt 
werden und die Aufwendungen so hoch sind, dass sie nicht ohne 
Weiteres aus den Regelsatzleistungen vorfinanziert werden kön­
nen, 

Im Anschluss an das Urteil des OVG NRW vom 28, März 1984 
(FEVS 35, 425) ist unstreitig, dass Anspruch auf solche einmaligen 
Leistungen der Ehegatte hat, der seinen inhaftierten Ehegatten 
besucht. Entgegen der Auffassung des Beklagten und des Verwal­
tungsgerichts ist es weder geboten noch gerechtfertigt, diese Leis­
tungen den Personen, die in einer eheähnlichen Gemeinschaft le­
ben. vorzuenthalten. Auch für sie ist die Aufrechterhaltung des 
Kontakts zum Partner oder zur Partnerin während der erzwunge­
nen Trennung ein ebenso gewichtiger "besonderer Anlass" im Sin­
ne des § 21 Abs. 1a Nr. 7 BSHG. Der Umstand, dass eine eheähn­
liche Gemeinschaft leichter als eine Ehe aufgelöst werden kann 
und nach einer Auflösung gesetzliche Unterhaltsansprüche nicht 
entstehen, nimmt dem Anliegen während des Bestehens einer 
ehe-ähnlichen Gemeinschaft nichts an Gewicht. Im Gegenteil: Der 
Wunsch eines Partners, den anderen während der Haft zu besu­
chen und ihm beizustehen, ist gerade Ausdruck dessen, was die 
eheähnliche Gemeinschaft im Sinne des § 122 BSHG wie die 
Ehe - prägt, nämlich die Einstehens- und Verantwortungsgemein­
schaft, die über eine bloße Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft 
hinausgeht (diese Definition der eheähnlichen Gemeinschaft hat 
im Anschluss an das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
17,11.1992, BVerfGE 87, 234, das zu § 137 Abs. 2a AFG a,F. er­
gangen ist, das Bundesverwaltungsgericht in dem Urteil vom 
17, Mai 1995, BVerfGE 98, 95, übenommen, so seitdem auch die 
ständige Rechtsprechung des erkennenden Senats). § 122 Satz 1 
BSHG verbietet zwar, Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft 
leben, besser zu stellen als Ehegatten, gebietet aber nicht, sie 
schlechter zu stellen und ihnen Leistungen vorzuenthalten, die 
Ehegatten erhalten. 

Allerdings darf der Gesetzgeber in Erfüllung seiner Pflicht aus 
Art. 6 Abs.l GG, die Ehe zu schützen und zu fördern, bestimmte 
Sozialleistungen von dem Bestand einer Ehe abhängig machen. So 
ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass die Familien­
versicherung nach § 10 Abs, 1 SGB V nur für Ehegatten und damit 
nicht auch für die Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft gilt (vgl. 
BVerfG, Urt, v.l0,02,2003 - 1 BvR 624/01 - FamRZ 2003, 356). 
§ 122 BSHG gebietet es nicht, diese gesetzliche Benachteiligung 
der Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft gegenüber Ehegat­
ten wiederum auszugleichen und Hilfe zum Lebensunterhalt durch 
Übernahme von Krankenversicherungsbeiträgen nach § 13 BSHG 
unabhängig vom Einkommen und Vermögen des Partners zu 
währen (Senat. Beschl. v, 5.5,1998 - 4 L 1544/98 verÖffentl. in 
ris. m.w.N. aus der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung). 

Einen solchen gesetZlichen Ausschluss von Leistungen an Part­
ner einer eheähnlichen Gemeinschaft enthält § 21 Abs. 1 a Nr. 7 
BSHG nicht. Er folgt entgegen der Auffassung des Verwaltungsge­
richts auch nicht aus Art. 6 Abs. 1 GG, Denn aus dieser Pflicht des 
Gesetzgebers, die Ehe zu schützen und zu fördern, folgt nicht die 
Pflicht, nichtehelichen Gemeinschaften jedwede rechtliche Aner­
kennung zu versagen und mit allen Mitteln darauf hinzuwirken, 
dass ihnen die zur Führung ihrer Gemeinschaft erforderlichen 
finanziellen und sonstigen Mittel versagt oder entzogen werden 
(BVerfG, Besch!. v. 3.4.1990 1 BvR 1168/89 - BVerfGE 82. 6 zur 
entsprechenden Anwendung des § 569a BGB a. F. auf den nicht­
ehelichen Partner des verstorbenen Mieters; vgl. auch das ge­
nannte Urteil vom 12.2.2003, nach dem die Besserstellung von 
Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft hinsichtlich der 
Familienversicherung ihrer Kinder nach § 10 Abs, 3 SGB V für sich 
allein nicht gegen Art, 6 Abs, 1 und Art, 3 Abs, 1 GG verstößt, weil 
die Regelung des § 10 SGB V im Ganzen betrachtet Ehegatten ge­
genüber Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft nicht 
schlechter stellt). 



Das Verwaltungsgericht hat zwar offen gelassen, ob zwischen 
der Klägerin und Carsten T. eine eheähnliche Gemeinschaft be­
steht oder in dem hier maßgeblichen Zeitraum bestanden hat. Der 
Senat nimmt an, dass eine solche Gemeinschaft in dem hier maßgeb­
lichen Zeitraum bestanden hat und durch die Inhaftierung von 
Carsten T. nicht aufgelöst worden ist. Das folgt aus dem unwider­
sprochenen Vortrag der Klägerin, sie lebe seit Anfang des Jahres 
2000 mit Carsten T. in einer solchen Gemeinschaft, sowie daraus, 
dass sie von der Stadt M. bei der Gewährung laufender Leistungen 
zum Lebensunterhalt als Haushaltsgemeinschaft behandelt wor­
den sind. Dieser Annahme steht nicht entgegen, dass die Klägerin 
und Carsten T. nach ihrem Einzug in das Wohnheim der Caritas 
beim Sozialamt der Gemeinde H. angefragt haben, ob ihnen nun­
mehr jeweils der Regelsatz für den Haushaltsvorstand zustehe, 
weil sie in Einzelzimmern wohnen müssten. Diese Anfrage ist ver­
ständlich und spricht nicht dafür, dass die Partner aus freien 
Stücken ihre Gemeinschaft beendet haben. Das vorübergehende 
getrennte Wohnen hat allein therapeutische Gründe gehabt und ist 
ihnen vorgegeben worden. Schließlich spricht für den Wunsch der 
Partner, ihre Gemeinschaft aufrecht zu erhalten, der Umstand, 
dass die Klägerin ihren Partner mehrmals in der Justizvollzugsan­
stalt H. besucht hat, obwohl ihr dafür einmalige Leistungen - zu 
Unrecht - versagt worden sind. Offensichtlich hat sie die Mittel un­
ter erheblichen Einschränkungen aus ihren Regelsatzleistungen 
aufgebracht. Die Höhe der notwendigen Aufwendungen für eine 
Besuchsfahrt ist belegt und wird auch vom Beklagten nicht bestrit­
ten. 

Die kostenrechtlichen Nebenentscheidungen beruhen auf den 
§§ 154 Abs. 1,167,188 Satz 2 VwGO iVm. den §§ 708 Nr. 10, 
711 ZPO. 

Der Senat lässt die Revision nach § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zu, 
da die hier maßgebliche Rechtsfrage - soweit ersichtlich - bisher 
höchstrichterlich nicht entschieden worden ist. 

(Eingesandt von Dr. Manfred Hammel, Stuttgart) 

§§ 56 Abs. 1 Satz 1, 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
StGB (Zu den unterschiedlichen Anforde­
rungen an die Prognose nach § 56 Abs. 1 
und § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StGB) 

Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 25. April 2003 
- AR 266/03-

Aus den Gründen 

Das KG hat wesentliche Gesichtspunkte, die gemäß § 57 I 2 
StGB bei der Entscheidung über die Aussetzung des Vollzugs der 
Straf reste zur Bewährung zu beachten sind, nicht mit dem ihnen zu­
kommenden Gewicht in seine Bewertung einbezogen und daher 
letztlich überspannte Anforderungen an eine positive Prognoseent­
scheidung i.S. des § 57 I 1 Nr. 2 StGB gestellt. 

Zutreffend ist allerdings des Ausgangspunkt des KG. Verbüßt der 
Verurteilte erstmals eine Freiheitsstrafe und gibt seine Führung 
während des Vollzugs keinen Anlass zu gewichtigen Beanstan­
dungen, so kann im Regelfall (s. aber auch § 454 11 StPO) davon 
ausgegangen werden, dass die Strafe ihre spezialpräventiven Wir­
kungen entfaltet hat und es verantwortbar ist, den Strafrest zur 
Bewährung auszusetzen (vgl. Tröndle/Fischer, StGB, 51. Aufl., § 57 
Rn. 12). Soweit das KG in Fällen, in denen der erstmaligen Straf­
verbüßung bereits ein Bewährungsbruch vorausgegangen ist, 
demgegenüber generell einen engeren Beurteilungsmaßstab anle­
gen will und das Vorliegen zusätzlicher Tatsachen verlangt, die ei­
ne künftige straffreie Führung des Verurteilten "überwiegend wahr­
scheinlich machen", kann der Senat dem jedoch nicht in dieser 
Allgemeinheit folgen. 

Im Gegensatz zu § 56 I StGB stellt die nach § 57 I 1 Nr. 2 StGB 
zu treffende Prognoseentscheidung nicht auf die Erwartung ab, der 
Verurteilte werde ohne die Einwirkung - weiteren - Strafvollzugs kei­
ne Straftaten mehr begehen. Maßgeblich ist vielmehr, ob die Haft­
entlassung verantwortet werden kann. Dieser unterschiedliche 
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Maßstab beruht darauf, dass der Verurteilte die gegen ihn ver­
hängte Strafe bereits teilweise als Freiheitsentzug erlitten hat und 
im Strafvollzug resozialisierend auf ihn eingewirkt worden ist (Stree, 
in: Schönke/Schröder, StGB, 26. Aufl., § 57 Rn. 10). Entscheidend 
für die Prognose nach § 57 I 1 Nr. 2 StGB ist demgemäß eine Ab­
wägung zwischen den zu erwartenden Wirkungen des erlittenen 
Strafvollzugs für das künftige Leben des Verurteilten in Freiheit ei­
nerseits und den Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit anderer­
seits. Isolierte Aussagen über die Wahrscheinlichkeit künftiger 
Straflosigkeit des Verurteilten sind daher weniger hilfreich. Vielmehr 
muss stets der Bezug zu den Sicherheitsinteressen der Allgemein­
heit im Auge behalten werden. Dies bedeutet, dass je nach der 
Schwere der Straftaten, die vom Verurteilten nach Erlangung der 
Freiheit im Falle eines Bewährungsbruchs zu erwarten stünden 
(vgl. § 57 I 2 StGB), unterschiedliche Anforderungen an das Maß 
der Wahrscheinlichkeit für ein künftiges strafloses Leben der 
Verurteilten zu stellen sind (Stree, § 57 Rn. 15). Dabei muss berück­
sichtigt werden, inwieweit einem Rückfallrisiko durch Auflagen und 
Weisungen (§ 57 111 1 Halbs. 1 i.V.m. §§ 56b, 56c StGB) entge­
gengewirkt werden kann (Stree, § 57 Rn. 14). Das Gewicht der bei 
einem Rückfall drohenden Rechtsgutverletzung wird im Regelfall 
wiederum nach Art und Schwere der Straftaten zu beurteilen sein, 
die der Verurteilte bereits begangen hat. All dies hat das KG nicht 
ausreichend in den Blick genommen. 

Da die Taten der Verurteilten aus spezifischen Konfliktsituationen 
erwachsen sind und keine Anzeichen dafür bestehen, dass im Falle 
eines Bewährungsbruchs schwerwiegendere Taten zu erwarten 
stünden, überspannt das KG daher die Anforderungen, wenn es al­
lein wegen des Bewährungsversagens vor der Strafverbüßung die 
Aussetzung des Vollzugs der Strafreste zur Bewährung davon ab­
hängig macht, dass sich die Verurteilte aktiv um eine Bewältigung 
ihrer Persönlichkeitsdefizite bemüht oder gar ihre Eheprobleme 
noch vor einer Entlassung aus der Haft löst. Vielmehr können die 
bestehenden Rückfallrisiken durch die Bestellungen eines Bewäh­
rungshelfers (§ 57 111 1 Halbs. 1, § 56d StGB) soweit eingedämmt 
werden, dass auch unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteres­
sen der Allgemeinheit die bedingte Haftentlassung verantwortet 
werden kann. 

§§ 11 Abs. 1 Satz 1, 12 Abs. 1 Satz 1, 22 
Abs. 5 BSHG (Zur Finanzierung der 
Wohnung eines Untersuchungsgefange­
nen im Wege der Sozialhilfe) 

Die lage eines Untersuchungsgefangenen ist ver­
gleichbar mit der eines Hilfsbedürftigen, der sich ledig­
lich vorübergehend nicht in seiner Wohnung aufhält, 
etwa während eines Urlaubs oder eines Krankenhaus­
aufenthaltes_ Die Untersuchungshaft ist stets befris­
tet. Ein Untersuchungsgefangener kann jederzeit wie­
der entlassen werden. Gerade wegen der ungewissen 
Dauer des Aufenthaltes in der Justizvollzugsanstalt 
musste dem Kläger die bisher bewohnte Unterkunft er­
halten bleiben, weil er im Falle der Entlassung ein 
"Dach über dem Kopf" haben musste. 

Urteil des Verwaltungsgerichts Münster vom 20. Mai 2003 
- 5 K 2855/99 -

Gründe 

Die zulässige Verpflichtungsklage ist begründet. Der Beklagte ist 
verpflichtet, dem Kläger die Miete für die von ihm bewohnte 
Unterkunft in Höhe von 350,39 DM (179,15 E) monatlich für die 
Zeit von Juli 1999 bis Oktober 1999 durch Zahlung an den 
Vermieter zu bewilligen. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Sache und 
Rechtslage bezüglich des Begehrens des Klägers auf Zahlung der 
Miete ist der Erlass des Widerspruchbescheides des Beklagten 
vom 22. Oktober 1999. 
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Hilfe zum Lebensunterhalt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BSHG 
dem zu gewähren, der seinen notwendigen Lebensunterhalt nicht 
oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften oder Mitteln, vor allem 
aus seinem Einkommen und Vermögen, beschaffen kann. Der not­
wendige Lebensunterhalt umfasst gemäß § 12 Abs. Satz 1 
BSHG unter anderem die Unterkunft. Der auf der Grundlage von 
§ 22 Abs. 5 BSHG erlassene § 3 Abs. 1 Satz 1 der Regelsatzver­
ordnung sieht vor, dass laufende Leistungen für die Unterkunft in 
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen gewährt werden. Soweit 
die Aufwendungen für die Unterkunft den der Besonderheit des 
Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen, sind sie gemäß § 
3 Abs. 1 Satz 2 der Regelsatzverordnung als Bedarf der Person, 
deren Einkommen und Vermögen nach § 11 Abs. 1 BSHG zu 
berücksichtigen sind, solange anzuerkennen, als es diesen Perso­
nen nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungs­
wechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendun­
gen zu senken. Al!s dem Zusammenhang der Sätze 1 und 2 des 
§ 3 Abs. 1 der Regelsatzverordnung folgert die Rechtsprechung, 
dass die angemessenen Kosten der Unterkunft in tatsächlicher 
Höhe bewilligt werden müssen (vgl. u.a. BVerwG, Urteil vom 30. Mai 
1996 - 5 C 14.95 -, BVerwGE 101,194 = FEVS 47,97). 

Diese Regelung setzt voraus, dass im streitgegenständlichen 
Zeitraum für den Hilfesuchenden ein Unterkunftsbedarf bestand 
und durch Zahlung der Miete gedeckt werden musste. Dies war bei 
dem Kläger der Fall. Zwar hielt er sich während des streitgegen­
ständlichen Zeitraums von Juli bis Oktober 1999 tatSäChlich in der 
Justizvollzugsanstalt auf. Der von ihm geltend gemachte Unter­
kunftsbedarf bestand während des vorgenannten Zeitraums je­
doch fort. Da sich der Kläger in Untersuchungshaft befand, hielt er 
sich lediglich vorübergehend in der Justizvollzugsanstalt auf, denn 
die Untersuchungshaft ist stets befristet (§ 121 StPO). Auch endet 
sie, wenn ihre Voraussetzungen wieder entfallen sind, so dass je­
derzeit mit einer Entlassung des Untersuchungshäftlings zu rech­
nen ist. Dieser vorübergehende Aufenthalt lässt deshalb den Bedarf 
an Unterkunft für die bisherige Wohnung des Untersuchungshäft­
lings nicht entfallen. Insoweit ist die Lage eines Untersuchungshäft­
lings vergleichbar mit Sachverhalten, bei denen sich der Betroffene 
lediglich vorübergehend nicht in seiner Wohnung aufhält, etwa 
während eines Urlaubs (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 
22. September 1998 -5 C 21.87 -, FEVS 51,145 NVwZ 2000, 
572), während eines Krankenhausaufenthaltes, während eines 
sonstigen vorübergehenden Aufenthaltes in einem Heim oder ei­
ner Anstalt, etwa zum Zwecke der Rehabilitation, oder während ei· 
ner Ausbildung. In allen diesen Fällen bleibt der bisherige Unterkunfts­
bedarf des Betroffenen unverändert bestehen mit der Folge, dass der 
örtlich und sachlich zuständige Träger der Sozialhilfe auch wäh­
rend des tatsächlichen vorübergehenden Aufenthaltes außerhalb 
der Wohnung die Miete für die bisherige Wohnung weiterzahlen 
muss, wenn die sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Bewilligung von Hilfe zum Lebensunterhalt erfüllt sind .. 

Dies trifft auf den Kläger im hier streitgegenständlichen Zeitraum 
zu. Bis zur Hauptverhandlung am 18. Oktober 1999 konnte die Un­
tersuchungshaft des Klägers jederzeit beendet werden mit der 
Folge, dass er in seine bisherige Wohnung zurückkehren können 
musste. Es war ihm dagegen nicht zuzumuten, zu Beginn der 
Untersuchungshaft seine Wohnung zu kündigen, ganz abgesehen 
davon, dass der Kläger in einem solchen Fall die gesetzliche 
Kündigungsfrist hatte einhalten müssen mit der Folge, dass weiter­
hin bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen im Übrigen die 
Miete vom Sozial amt hätte bezahlt werden müssen. Die Ansicht des 
Beklagten, dass die Dauer der Untersuchungshaft nicht festgestan­
den habe, so dass der Kläger nicht habe beanspruchen kön­
nen, die bisher von ihm bewohnte Wohnung zu erhalten, trifft nicht 
zu. Vielmehr ist die Rechtslage so zu beurteilen, dass gerade we­
gen der unklaren Dauer des Aufenthaltes in der Justizvollzugsan­
stalt während des streitgegenständlichen Zeitraums die bisher be­
wohnte Unterkunft erhalten bleiben musste, weil jederzeit damit zu 
rechnen war, dass der Kläger aus der Haft entlassen werden konn­
te und "ein Dach über dem Kopf" haben musste. 

Die Rechtsgrundlage dafür, dass die Miete an den/die Vermieter 
zu zahlen ist, ergibt sich aus § 3 Abs. 1 Satz 1 der Regelsatzver­
ordnung (W. Schellhorn/H. Schellhorn, BSHG, Kommentar zum 
Bundessozialhilfegesetz, 16. Auflage 2003, § 3 RegelsatzVO 
RZ,3f.). 

(Eingesandt von Dr. Manfred Hammel, Stuttgart) 

§ 72 BSHG (Finanzierung einer ambulan­
ten Maßnahme zur Rehabilitation) 

1. Zur Anwendung des § 72 BSHG bei einem jun­
gen Erwachsenen mit Drogenproblemen und Delin­
quenz zur Finanzierung einer ambulanten Maß­
nahme der Beratung und persönlichen Unterstüt­
zung. 

2. Der Wortlaut des § 72 Abs. 1 S. 1 BSHG erfordert die 
Wechselseitigkeit der besonderen Lebensverhält­
nisse und der sozialen Schwierigkeiten, nicht aber 
einen kausalen Zusammenhang. 

Urteil des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts 
vom 7. August 2002 2 L 70/01 -

Aus den Gründen 

Der im Jahre 1975 geborene Kläger wurde Anfang Mai 1997 we­
gen des dringenden Verdachts, fortgesetzt Rauschgift verkauft zu 
haben, in Untersuchungshaft genommen. Der Haftbefehl wurde 
unter Auflagen außer Vollzug gesetzt. Am 22. Mai 1997 stellte sich 
der Kläger beim Arbeitskreis P. vor und erkundigte sich nach der 
Möglichkeit einer ambulanten Betreuungsmaßnahme. Mit Schrei­
ben vom 7. Juli 1997 beantragte der Arbeitskreis P. beim Beklagten 
die Übernahme der Kosten einer solchen Maßnahme ..... Ihm (dem 
Kläger) drohe die Verurteilung zu einer nicht unerheblichen Frei­
heitsstrafe. Eine glaubhafte Anderung seiner Lebenseinstellung 
und die Annahme einer professionellen von außen (Betreuung) 
würde das Urteil beeinflussen, so dass eine Verurteilung auf Be­
währung dann im Bereich des Möglichen läge. Da eine Inhaftierung 
pädagogisch wie psychologisch kein probates (Erziehungs-) Mittel 
sei, um Erziehungsdefizite und manifestierte Persönlichkeitsstörun­
gen anzugehen und adäquat zu bearbeiten, sei Ziel der beantrag­
ten Betreuungsmaßnahme vorrangig die Vermeidung einer mehr­
jährigen Haftstrafe. Der 21-Jährige müsse lemen, sich in unserer 
Gesellschaft ein- und unterzuordnen. Es gehe darum, den Kläger 
zum Abstinenzverhalten zu bringen und die Persönlichkeitsent­
wicklung durch konkrete, alltagsbegleitende, pädagogische und 
therapeutische Hilfestellung zu fördern. Ein Schwerpunkt des 
Vorhabens sei der Aufbau einer beruflichen oder schulischen 
Perspektive. Ferner ginge es um den Neuaufbau eines positiven 
sozialen Umfeldes, welches geeignet sei, die anvisierte Wieder­
eingliederung zu unterstützen. Entsprechend der Konzeption des 
Arbeitskreises P. werde dem Kläger ein persönlicher Betreuer zur 
Seite stehen. 

Durch Urteil des Amtsgerichts E. vom 8. April 1998 wurde der 
Kläger wegen unerlaubten gewerbsmäßigen Handeins mit Betäu­
bungsmitteln in nicht geringer Menge sowie des unerlaubten Er­
werbs von Betäubungsmitteln in 33 Fällen für schuldig befunden 
und zu einer Jugendstrafe von zwei Jahren, deren Vollstreckung zur 
Bewährung ausgesetzt wurde, verurteilt. Durch gesonderten Be­
schluss wurde die Bewährungszeit auf drei Jahre bemessen und 
dem Kläger u.a. aufgegeben, die bisherige Therapie fortzusetzen 
und diese nur nach Absprache mit dem Bewährungshelfer zu be­
enden. 

Der Kläger hat am 1. Dezember 1997 wegen seines vom zu­
ständigen Sozialhilfeträger nicht positiv beschiedenen Leistungs­
antrags Klage erhoben, welche vom Schleswig-Holsteinischen 
Verwaltungsgericht mit Urteil vom 15. Dezember 1999 (Az.: 10 A 
342/97) abgewiesen wurde. in den Gründen wurde ausgeführt, der 
Kläger habe keinen Anspruch auf Kostenübernahme der durchge­
führten ambulanten Betreuung. Es könne dahingestellt bleiben, ob 
sich ein Anspruch auf die begehrte Kostenübernahme auf § 39 
BSHG oder § 72 BSHG stützen lasse, denn beide Vorschriften 
räumten ein Auswahlermessen hinsichtlich der Art der notwendigen 
Maßnahme ein. Ein Anspruch nach § 39 Abs. 1 BSHG auf Einglie­
derungshilfe für behinderte Menschen könne nur auf eine Hilfeart 
gehen, die geeignet und erforderlich sei. In § 40 BSHG würden in­
soweit verschiedene, grundsätzlich im Rahmen dieser Eingliede­
rungshilfe mögliche Maßnahmen angesprochen. Der aufgezählte 
Katalog der Maßnahmen sei allerdings wie sich aus der Formulie­
rung "vor allem" in § 40 I BSHG ergebe nicht abschließend. Es sei 



nicht umstritten, dass die Betreuung durch ambulante Hilfsdienste -
wie den Arbeitskreis P. und von ihnen bereitgestellte Betreuungs­
personen im Grundsatz förderungsfähige Maßnahmen der Einglie­
derungshilfe nach § 40 BSHG sein könnten. Vorliegend sei jedoch 
nicht nachgewiesen worden, dass eine Ermessensreduzierung auf 
Null dahingehend vorliege, dass nur die Betreuung durch den Ar­
beitskreis P. die für den Kläger zwingend erforderliche sei.... Dem 
stehe nicht entgegen, dass das Amtsgericht E. in seinem Beschluss 
vom 8, April 1998 festgelegt habe, dass der Kläger die Therapie 
beim Arbeitskreis P. nur nach Absprache mit dem Bewährungshel­
fer hätte beenden dürfen. Derartige Auflagen seien für den Sozial­
hilfeträger nur bindend, wenn die Notwendigkeit gemäß § 72 
Abs. 1 BSHG gegeben sei, was vorliegend jedoch nicht der Fall wäre. 

Die vom Kläger erhobene Berufung mit dem Antrag, das Urteil 
des Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts zu ändern und 
den Beklagten verpflichten, die Kosten der ambulanten Betreu­
ung durch den Arbeitskreis P. zu gewähren und diesen Betrag an 
den Arbeitskreis P. zu zahlen, hatte im Wesentlichen Erfolg .... 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme steht nach Überzeu­
gung des Senats fest, dass der Kläger diese Voraussetzungen zu 
Beginn der Betreuung erfüllte. Wer - wie der Kläger - als junger 
Voll-jähriger nicht nur regelmäßig Haschisch konsumiert, sondern 
über einen Zeitraum von jedenfalls zwei Jahren (Mitte 1995 bis 
Mitte 1997) fortlaufend Haschisch an- und verkauft, um damit sei­
nen Lebensunterhalt zu bestreiten, ohne sich um Ausbildung oder 
die Aufnahme einer legalen Erwerbsquelle zu bemühen, zeigt eine 
erhebliche Verhaltensstörung, die bei Jugendlichen oder jungen 
Volljährigen Hilfen zur Erziehung erfordert. So hat auch das 
Amtsgericht E. im Strafurteil vom 8. April 1998 ausgeführt, Dauer 
und Umfang der Taten belegten, dass schädliche Neigungen zu 
Tage getreten seien. 

Die genannten Umstände zeigen zugleich, dass die besonderen 
Lebensverhältnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden wa­
ren. Soziale Schwierigkeiten sind gegeben, wenn der Betroffene bei 
der Interaktion mit seiner sozialen Umwelt Schwierigkeiten hat 
(Ra-scher, a.a.D., § 72 Rn. 20). Nach § 1 Abs. 3 DVO zu § 72 BS­
HG 2001 liegen soziale Schwierigkeiten vor, wenn ein Leben in der 
Gemeinschaft durch ausgrenzendes Verhalten des Hilfesuchenden 
oder eines Dritten wesentlich eingeschränkt ist, insbesondere im 
Zusammenhang u.a. mit Straffälligkeit. Wenn auch der Umstand, 
dass der Kläger nach der Ableistung des Zivildienstes über meh­
rere Jahre keine beruflichen Perspektiven zur Teilnahme am Leben 
in der Gemeinschaft entwickelte, noch nicht genügen dürfte, um 
soziale Schwierigkeiten im Sinne von § 72 Abs. 1 Satz 1 BSHG an­
nehmen zu können (vgl. Merkler/Zink, a.a.O., Rn. 31 m.w.N.; 
Schell horn, a.a.O., Rnrn. 8 ff.; OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil 
vom 20. März 2000 abgedruckt in: wohnungslos 4/01, S. 135 ff. 
m. Anm. von Hammel; aA wohl Roseher, a.a.O., Rn. 21), ist das 
aber angesichts der in einem Zeitraum von ca. zwei Jahren verüb­
ten Straftaten der Fall .... 

Ein Anspruch auf die beantragte Leistung erfordert ferner gemäß 
§ 72 Abs. 1 Satz 1 BSHG, dass der Kläger unfähig war, die einer 
Lebensführung in der Gemeinschaft entgegenstehenden Schwie­
rigkeiten aus eigener Kraft zu überwinden .... (wird ausgeführt) 

Diese Angaben werden gestützt durch den Bericht der Bewäh­
rungshelferin des Klägers vom 27. Januar 1999. Ihre Zusammenar­
beit mit dem Kläger habe im April 1998 nach seiner Verurteilung be­
gonnen. Zu dieser Zeit habe zwischen dem Kläger und einer 
Betreuerin des Arbeitskreises P. schon ein Kontakt bestanden, der 
bereits dazu geführt hätte, dass der Kläger seine eigene Lebens­
situation pOSitiv habe verändern können. Der kläger habe mit Hilfe 
der Betreuung durch den Arbeitskreis P. seinen Drogenkonsum im­
mer weiter reduzieren können, so dass man nachweislich der ab­
genommenen Urinkontrollen davon ausgehe, dass es überhaupt 
keine Drogen mehr konsumiere. Darüber hinaus sei es gelungen, 
eine beruflich-schulische Perspektive mit ihm zu entwickeln. Vor 
Beginn dieser Betreuung habe der Kläger sich von seiner Familie 
und anderen positiven Einflüssen in seinem sozialen Umfeld weit 
entfernt gehabt. Ohne Hilfestellung einer Betreuung wäre der 
Kläger nach ihrer Einschätzung nicht in der Lage gewesen, seine 
sozialen und sonstigen Schwierigkeiten anzugehen und zu über­
winden. Die geleistete Intensivbetreuung mit einem Zeitaufwand 
von vier bis fünf Stunden reiner Betreuungszeit wöchentlich könne 
über einen langen Zeitraum von der Bewährungshilfe nicht über­
nommen werden. Die Bewährungshilfe nutze regelmäßig die 
IntensiVbetreuung der Jugendhilfe, der Sucht- und Drogenbera-
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tungsstellen und der Einrichtungen, die sich nach § 72 BSHG in­
tensiv um Probandinnen und Probanden mit einer entsprechenden 
Problematik kümmerten. 

Die konkret geleistete Hilfe war auch erfordel1ich .... (wird ausgeführt) 

Da der Kläger durch Kontaktaufnahme mit dem Arbeitskreis P. 
selbst für die Erbringung erforderlicher Maßnahmen im Sinne von 
§ 72 Abs. 2 BSHG gesorgt hat, kann die Ermessensentscheidung 
des Beklagten nicht nachgeholt werden. Vielmehr ist nur noch die 
Frage zu beantworten, ob die tatsächlich durchgeführte Maßnahme 
der Eingliederungshilfe geeignet und angemessen ist (vgl. Urteil 
des Senats vom 16. Januar 2002 - Az.: 2 L 25/01). Die Geeignetheit 
der Maßnahme ist angesichts der vorliegenden Berichte des Ar­
beitskreises P. und der Bewährungshelferin sowie der Bekundun­
gen der Zeugin S. ohne Weiteres festzustellen. Der Betreuungsauf­
wand ist im Hinblick auf die bereits erörterten Schwierigkeiten des 
Klägers auch angemessen. Das gilt sowohl in zeitlicher Hinsicht 
als auch bezüglich der in Rechnung gestellten Betreuungskosten 
pro Monat. ( ... ) 

Anmerkung 

Es sind insbesondere die beiden nun folgenden Prob lern be­
reiche, welche in dieser Verwaltungsrechtssache aufgeworfen 
sind, nämlich 
1. die sachgerechte Abgrenzung der Hilfe nach § 72 BSHG von 

anderen Leistungen (z.B. nach dem BSHG und dem SGB 
VIIIIKJHG) sowie 

2. das Selbstverständnis der Hilfe der Überwindung besonderer 
sozialer Schwierigkeiten, auch bei der Personengruppe der 
straffälligen jungen Erwachsenen mit Drogenproblem. 

Zu 1 (Abgrenzungsproblematik) 

In diesem Fall eines jungen Straftäters, dessen Neigung zu ille­
galen Drogen sowohl zu Verstößen gegen das Betäubungsmittel­
gesetz als auch zu besonderen Schwierigkeiten beim Aufbau einer 
sozialen Existenz führte, war der Kostenträger zunächst stets be­
strebt, die Zuständigkeit anderer Dienste und Leistungen heraus­
zustreichen. Eine Haltung, der sich auch die erste Instanz an­
schloss: Der Tenor war hier stets der, Selbsthilfemöglichkeiten 
(§§ 1 Abs. 2 Satz 2 und 2 Abs. 1 BSHG) würden dem um Hilfe nach­
suchenden Bedürftigen im ausreichenden Maße zur Verfügung ste­
hen, so dass § 72 BSHG Abs. 1 Satz 1, letzter HS BSHG sowie die 
Nachrangklausel des § 72 Abs. 1 Satz 2 BSHG greifen könnten. Es 
wurde zwar die Zurechnung des Antragstellers zum Personenkreis 
nach § 72 BSHG nicht verkannt, aber stets nur auf andere, für die 
öffentliche Hand wesentlich billigere Hilfealternativen verwiesen. 
Diese Angebote nahm der Betreffende nicht wahr, sondern zog ei­
ne Selbstbeschaffung der entsprechenden ambulanten Maßnahme 
nach § 72 BSHG vor. 

Da der Antragsteller damals bereits das 21. Lebensjahr vollendet 
hatte, kam ein Hinweis auf Leistungen der "Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche" (§ 35a SGB VIII) wie 
auch der "Hilfe für junge Volljährige" (§ 41 SGB VIII) nicht in be­
tracht. 

In diesem Fall schied ebenfalls ein Rechtsanspruch des Be­
dürftigen auf Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen (§§ 27 Abs. 1 Ziff. 3 und 39 ff. BSHG) aus. Nach Ein­
schätzung des Berufungsgerichts hatte der Kläger zwar ein Sucht­
problem, war aber nicht als "seelisch wesentlich behindert" i.S.d. 
§ 3 Satz 1 i'v'm. § 3 Satz 2 Zift. 3 EinglHVO aufzufassen. 

Auch wenn der vorab zuletzt aufgeworfene Gesichtspunkt hier 
zu bejahen gewesen wäre, hätte dies nicht in jeder Beziehung ei­
ne Heranziehbarkeit des § 72 Abs. 1 Satz 1 BSHG ausgeschlossen. 
§ 72 Abs. 1 Satz 2 BSHG schreibt lediglich vor "soweit der Hilfebe­
darf durch Leistungen nach anderen Bestimmungen dieses Geset­
zes oder nach dem SGB VIII (KJHG) gedeckt wird, gehen diese der 
Hilfe nach Satz 1 vor": Der Nachrang des § 72 BSHG ist zudem 
ausweislich der vom Gesetzgeber zu dieser Norm vertretenen 
Motive "nur dann gegeben, wenn andere Hilfen den vorhandenen 
Bedarf in vollem Umfang decken. Wird der Bedarf des Hilfesuchen­
den nur teilweise durch Hilfen nach anderen Vorschriften gedeckt, 
sind daneben Hilfen nach § 72 BSHG zu gewähren." Es kann so­
mit durchaus rechtlich zulässig und möglich sein, den Gesamtbe­
darf eines Hilfesuchenden an Sozialleistungen z.8. durch eine 
Kombination verschiedener Maßnahmen der Hilfen gemäß den 
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§§ 39 ff. BSHG und nach § 72 BSHG zu decken. In Berlin bietet bei­
spielsweise auf entsprechender Grundlage der dem DPWV ange­
gliederte Carpe Diem e.V. ein betreutes Einzelwohnen für haftent­
lassene oder von Haft bedrohte Substituierte an. Ein Hilfeziel 
besteht hier darin, über die Zurverfügungstellung eines betreuten 
Wohnplatzes einen Beitrag zur Haftvermeidung zu leisten, d.h. bei 
dieser durch besondere Drogenprobleme gekennzeichneten Klien­
tel die Anordnung einer Inhaftierung nur wegen einer fehlenden 
Unterkunft zu verhindem (vgl. zu den Einzelheiten dieses Projekts 
in BAG-S Informationsdienst Straffälligenhilfe 311998, S. 12/13). 

Zu 2 (Selbstverständnis der Hilfe zur Überwindung besonderer 
sozialer Schwierigkeiten) 

Eine umfassende Förderung der Persönlichkeitsentwicklung des 
Antragstellers im Rahmen der in dieser Form von keinem anderen 
Sozialleistungsträger und auch nicht von der Bewährungshilfe 
übemommenen, intensiven Beratung und persönlichen Unterstüt­
zung war in diesem Fall notwendig LS.d. § 2 Abs. 2 Satz 1 DVO zu 
§ 72 BSHG 2001. Kein anderer Träger konnte eine solche Hilfe an­
bieten, welche der komplexen Bedarfslage des Antragstellers, wo 
zeitgleich mehrere, gravierende Problemlagen anzugehen waren, 
gerecht wurde. 

In der amtlichen Begründung zu § 2 Abs. 2 Satz 1 DVO zu § 72 
BSHG 2001 ist ausgeführt: "Die Hilfe ist an der besonderen le­
benssituation und an ihren Defiziten zu orientieren" (BR-Druck­
sache 734/00, S. 12), was in der Praxis unbedingt berücksichtigt 
zu werden hat. "Besondere soziale Schwierigkeiten" können so lange 
fortwirken, wie ein Hilfesuchender nicht in der Lage ist, ohne Maß­
nahmen der Hilfe nach § 72 BSHG die erreichte Lebenssituation 
selbstständig zu erhalten (Fachausschuss Sozial recht der BAG 
Wohnungslosenhilfe, in: wohnungslos 3/01, S. 92.) 

In seiner Berufungsentscheidung unterstrich das OVG Schi es­
wig-Holstein zudem das Verständnis des § 72 BSHG als eine 
Bestimmung, die eine vollkommen eigenständige Hilfe zur sozia­
len Eingliederung benachteiligter Personen, deren persönliche Situa­
tion z.B. durch Faktoren wie Delinquenz, Arbeitslosigkeit, Suchtmit­
teikonsum und Perspektivlosigkeit gekennzeichnet ist, fixiert. 

Keine sachgerechte Lösung konnte es in diesem Fall sein, einzig 
aus Kostengesichtspunkten heraus und ohne Berücksichtigung 
qualitativer Aspekte den Antragsteller auf Hilfen, die unter keinen 
umständen seinem deutlich ausgeprägten Bedarf entsprechen, zu 
verweisen, d.h. einen ermessensfehlgebrauch zu praktizieren. 

Manfred Hammel 

§ 11, § 114 Abs. 2 S. 2 StVollzG (Zur einst­
weiligen Anordnung im Falle von Voll­
zugslockerungen) 

Einstweilige Anordnung des Inhalts, dass die Voll­
zugsbehörde spätestens nach Ablauf eines Monats da­
mit zu beginnen hat, dem Antragsteller Lockerungen zu 
gewähren. 

Beschluss der Strafvollstreckungskammer 5a des Landgerichts 
Lübeck vom 8.7.2003 - 5a StVK 95/03 -

Aus den Gründen 

Der Antragsteller ist ein vielfach seit 1963 wegen Betruges vor­
bestrafter Mann. Er hat längere Strafverbüßungszeiten hinter sich. 
Er hat Bewährungszeiten nicht durch gestanden. Er hat auch Straf­
taten begangen während gewährter Lockerungen, jedenfalls Betrü­
gereien. Wegen Gewalttaten ist er nicht vorbestraft. Ununter­
brochen verbüßte er nunmehr seit dem 30.12.1992 Freiheitsstrafe. 
Zunächst Freiheitsstrafe bis zum 20.12.2000. Seit dem 21.12.2000 
wird die Maßregel der Sicherungsverwahrung vollstreckt. 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung halte über­
wiegend Erfolg: Dabei ist sich das Gericht bewusst, dass der Erlass 
einer einstweiligen Anordnung insoweit nur in Betracht kommt, 
wenn das Recht des Antragstellers wesentlich erschwert ist und ihm 
schwerwiegende Nachteile drohen. Die jetzt getroffene Ent­
scheidung nimmt auch die endgültige Entscheidung des An­
tragsgegners nicht vorweg. Der Antragsgegner bleibt in seinem 
Ermessen, wie und in welchem Umfang er zeitnah nunmehr Voll­
zugslockerungen dem Antragsteller gewährt, frei. Insoweit war es 
dem Gericht verwehrt, sich in die Entscheidungskompetenz des 
Antragsgegners einzumischen. Andererseits wertet das Gericht 
gegenwärtig die Situation, dass beim Antragsteller bei nicht zeit­
naher Gewährung von Vollzugslockerungen im Sinne einer 
Erprobung nunmehr zu betrachten ist, dass bei Unterbleiben der 
einstweiligen Anordnung ihm nicht abwendbare Nachteile drohen. 

Im Einzelnen ist hierzu Folgendes auszuführen: Schon im Be­
schluss der Großen Strafvollstreckungskammer Kassel vom 1. No­
vember 1999, also mithin vor fast vier Jahren, war die Erprobung in 
Vollzugslockerungen angesprochen und vorsichtig angeregt wor­
den. Das gründliche Gutachten des Sachverständigen Dr. Roden­
hausen (das erste GutaChten) vom 1. Oktober 2001 befürwortet be­
reits nachhaltig derartige Erprobungen. Im Anhörungstermin vom 
6. Dezember 2001 sowie im Beschluss der hiesigen Großen Straf­
vollstreckungskammer vom 6. Dezember 2001 heißt es, dass die 
aufgezeigte Gestaltung im Strafvollzug auch dem Gericht als über­
zeugend erscheint. Im zweiten Gutachten des psychiatrischen 
Sachverständigen vom 31. Januar 2003 werden erneut nachhaltig 
Vollzugslockerungen befürwortet. 

Im Anhörungstermin vor der Kammer vom 5. Mai 2003 in der 
Sache 5 StVK 176/02 hat die Große Strafvollstreckungskammer in 
voller Besetzung dem zuständigen anwesenden Abteilungsleiter 
des Antragsgegners über die Empfehlung im Protokoll hinaus deut­
lich gemacht, dass weder die Empfehlungen des Sachverständigen 
noch des Gerichtes künftig unberücksichtigt bleiben könnten und in­
soweit auch auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die 
obergerichtliche Rechtsprechungen zu angezeigten Erprobungen, 
insbesondere bei langanhaltendem Freiheitsentzug, hingewiesen. 

Unstreitig sind bis heute nach wie vor keine Vollzugslockerungen 
gewährt worden. Sie stehen auch nicht alsbald in Aussicht, weil der 
Antragsgegner in eigener Zuständigkeit insoweit ein eigenes Prü· 
fungsverfahren veranlasst hat. Dieses wird noch längere Zeit in 
Anspruch nehmen. Dieser weitere Zeitablauf ist für den Antragstel­
ler nicht mehr hinnehmbar. Zumal aus Sicht des Antragstellers sich 
die Sachlage so darstellen muss, dass der Antragsgegner unge­
prüft über einen längeren Zeitraum Empfehlungen eines Gutach­
ters und des Gerichts unberücksichtigt gelassen hat. Unter dem 
Gesichtspunkt des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nach über 
zehnjährigem Freiheitsentzug und dem Umstand, dass Herr X. 
ausweislieh des Registerauszuges nicht wegen Gewalttaten vor­
bestraft ist, ist der Antragsgegner auch gehalten, ein erhöhtes 
Erprobungsrisiko einzugehen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 121 StVolizG. Die Wertfest­
setzung auf § 48a GKG. 

Die Entscheidung ist in der Sache unanfechtbar. 

(Eingesandt von Stefan Radzewitz, Lübeck) 

Hinweis der Schriftleitung 

Der in Heft 4/2003, S. 244-246, abgedruckte Beschluss 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 10. März 2003 
- 1 Ws 230102 - wurde von Herrn Fritz GSÖls, Bruchsal, 
übersandt. 
Versehentlich wurde er als Einsender nicht genannt. 
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päischer Verlag der Wissenschaften, Frankfurt am Main 
2003: Kart. 189 Seiten. € 35,30 . 

Der Aufenthalt im Gefängnis war lebensgefährlich in früheren 
Zeiten. Die herunter gekommenen feuchten und im Winter schwer 
heizbaren Räume, die miserablen sanitären Einrichtungen und die 
einseitige Kost ließen auch junge Gefangene oft das Opfer von 
Infektionen werden, für die es keine angemessene medizinische 
Versorgung gab. Erst um die Mitte des 19. Jahrhunderts besserten 
sich diese Zustände. Heute ist die Sterblichkeit der Gefangenen 
gering. In Nordrhein-Westfalen verstarben in den Jahren 1980 bis 
2001 bei einer Gesamtbelegung von etwa 17.000 bis 18.000 bei 
starken Schwankungen 4 bis 18 Gefangene jährlich eines natürli­
chen Todes. Tödliche Unfälle kamen äußerst selten vor. Suizid war 
die häufigste Todesursache. Die Selbstmordquote lag bei 17 bis 27 
(Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen, Justiz in 
Zahlen, 2002, Nr. 8.). Wer heute in den Strafvollzug kommt, hat si­
chere Aussichten, das Ende seiner Haftzeit zu erleben. 

Für eine kleine Minderheit der Gefangenen gilt das jedoch 
nicht. Wer in fortgeschrittenen Jahren zu einer langen oder gar le­
benslangen Freiheitsstrafe verurteilt wird, für den mag die ihm ver­
bleibende Lebensspanne kürzer als die voraussichtlich zu verbüßen­
de Strafzeit sein. Entsprechendes gilt, wenn bei einem Gefangenen 
während des Vollzugs eine lebensbedrohende Krankheit diagnos­
tiziert wird oder er eine solche Krankheit - z.B. Aids - in den Vollzug 
einbringt, so dass er dadurch eine nur noch kurze Lebenserwartung 
hat. Das Bundesverfassungsgericht hat sich im Falle eines 
"Lebenslänglichen" bereits im Jahr 1986 klar zu diesen Fällen 
geäußert. Es "stellte fest, dass es mit der Würde des Menschen 
unvereinbar sei, wenn sich die Chance, der Freiheit wieder teilhaf­
tig zu werden, auf einen von Siechtum und Todesnähe gekenn­
zeichneten Lebensrest reduziere" (S. 21 - BVerfGE NJW 1986, 
2241 f.). Diesen Grundsatz bezeichnet die Verfasserin als das ver­
fassungsrechtliche Hoffnungsprinzip. 

An Klarheit lässt dieser Grundsatz nichts zu wünschen übrig. 
Doch hat die Verfasserin mit der vorliegenden von Otto Backes be­
treuten Dissertation festgestellt, dass die Umsetzung in der Praxis 
in einer ganzen Reihe der insgesamt nicht sehr häufigen Fälle 
große Schwierigkeiten gemacht hat. In einzelnen Fällen sind die 
Gefangenen erst kurz vor ihrem Tode frei gekommen. 

Ihre grundlegenden verfassungsrechtlichen Überlegungen hat 
Frau Fiedeler in einem Beitrag in dieser Zeitschrift vorgestellt (Heft 
5, S. 285). Ihr Aufsatz wird ergänzt durch die Beiträge eines An­
staltsleiters (Skirl, Heft 5 S. 283) und eines Anstaltsseelsorgers 
(Stieber, Heft 5 S. 287). Sie selbst kommt zu folgendem äußerst 
kritischen Ergebnis: "Im Wesentlichen beruht die Antastung der 
Menschenwürde von Gefangenen mit begrenzter Lebenserwartung 
... auf drei grundlegenden Defiziten im Strafvollzug: 

auf dem Fehlen von Rechtsvorschriften, die der besonderen 
psychischen Konfliktsituation Rechnung tragen und dem Ge­
fangenen in dieser Situation einen Anspruch auf unverzügliche 
Beendigung des Strafvollzugs oder angemessene Lockerun­
gen einräumen; 
auf Rechtsverweigerung durch die Vollzugsbehörden; 
auf dem Mangel an Sanktionsalternativen zum konventionellen 
Strafvollzug" (S. 157). 

Das erste und das dritte Defizit möchte die Verfasserin im 
Kapitel 111 durch "Praxisrelevante Lösungsvorschläge" ausfüllen. Im 
Wesentlichen geht es um Ergänzungen des Strafgesetzbuches, 
der Strafprozessordnung und des Strafvollzugsgesetzes. Mit ei­
nem perfektionistischen Regelwerk soll sichergestellt werden, dass 
jeder Gefangene mit begrenzter Lebenserwartung angemessene 
Zeit vor seinem zu erwartenden Tode in Freiheit gelangt. Auch mir 
scheint eine gesetzliche Regelung notwendig und sinnvoll. Aus­
sichtslos ist es aber, alle von der Verfasserin formulierten gesetz­
lichen Lösungsvorschläge umsetzen zu wollen. Die Politik wird für 
derart aufwändige Novellierungen für eine kleine Gruppe von 
Menschen, die in der Sympathie der Wähler nicht gerade hoch ste-
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hen, nicht zu gewinnen sein. Es gibt aber auch einen einfacheren 
Weg, indem § 455 StPO Abs. 4 eine weitere 4. Ziffer angefügt wird. 
Damit hätten Staatsanwaltschaften und Vollzugsbehörden sowie 
die Betroffenen, ihre Angehörigen und ihre Verteidiger für ihr 
Handeln einen Anknüpfungspunkt im Gesetz. Die Verfasserin ist 
vielleicht der Auffassung, dass auf diese Weise der von ihr festge­
stellten "Renitenz" nicht vorgebeugt werden könne. Diese Sorge 
teile ich nicht. Eher als Renitenz vermute ich Unsicherheit im 
Umgang mit den berichteten fehlgeschlagenen Fällen. Zwar müss­
te an sich das vom Bundesverfassungsgericht entwickelte Hoff­
nungsprinzip genügt haben, um den vom Tode bedrohten Gefan­
genen einen lebenswerten Zeitraum in Freiheit zu sichern. Für die 
Praxis der Rechtsanwendung aber wirkt ein Gesetz sehr viel di­
rekter als ein Diktum in einer gerichtlichen Entscheidung, auch 
wenn sie von dem höchsten Gericht des Landes stammt. 

Mit ihrer Arbeit hat Frau Fiedeler auf eine bedeutsame 
Fehlstelle auf dem Gebiet von Strafvollstreckung und Vollzug auf­
merksam gemacht. Es ist zu hoffen, dass die Ergebnisse ihrer 
Untersuchung unmittelbare Wirkung auf die Praxis haben und in 
absehbarer Zeit zu einer ergänzenden gesetzlichen Regelung 
führen. 

Karl Peter Rotthaus 

Gabriele Kawamura-Reindl/Christel Brendlel Beate 
Joos: Inhaftierung - betrifft alle in der Familie. Ein 
Ratgeber für Angehörige von Inhaftierten in Bayern. He­
rausgegeben vom Treffpunkt e.V. Nürnberg, mit Unterstüt­
zung des Bayerischen Landesverbandes für Gefangenen­
fürsorge und Bewährungshilfe e.V., kart. 60 Seiten, zu 
beziehen vom Herausgeber: Fürther Straße 212, 90429 
Nürnberg, Schutzgebühr 3,- €. 

Erst spät und vor gar nicht so langer Zeit sind die Angehörigen, 
besonders die Ehefrauen und Partnerinnen der Gefangenen, ins 
Blickfeld der Vollzugsforschung getreten (vgl. etwa Busch/Fülbier/ 
Meyer: Zur Situation der Frauen von Inhaftierten, Stuttgart 1987) 
und als eine Gruppe erkannt worden, die ebenso wie die Gefange­
nen selbst und oft noch mehr als diese der Hilfe bedürfen. Der vor­
liegende Ratgeber will den Betroffenen ein Wegweiser sein, der 
ihnen hilft, sich in der Fülle und in dem Gewirr der auf sie einstür­
menden Probleme zu orientieren und zurechtzufinden. Dabei geht 
es zunächst um ihre "Existenzsicherung und um finanzielle" Hilfen. 
Dort wird beschrieben, wie man an Arbeitslosengeld, Arbeitslosen­
hilfe und Sozialhilfe kommt und wie der Behalt der Wohnung gesi­
chert werden kann. Weitere Abschnitte sind der Umgang mit Schul­
den und, wie Hilfe bei Überschuldung und in Rechtsfragen zu 
erlangen ist. 

Das folgende Kapitel vermittelt "Informationen über den Voll­
zug". Im Mittelpunkt stehen die Außenkontakte des Gefangenen 
und die Vollzugslockerungen sowie die vorzeitige Entlassung aus 
der Haft. Es finden sich aber ebenso Ratschläge zu den Fragen 
der Verteidigung durch einen gewählten Rechtsanwalt oder einen 
Pflichtverteidiger. - Ein weiteres Kapitel erörtert die "Ausländer­
rechtlichen Konsequenzen der Inhaftierung" und trägt damit der 
Tatsache Rechnung, dass ein erheblicher Teil der Gefangenen, be­
sonders der Untersuchungsgefangenen, nicht die deutsche Staats­
bürgerschaft t-esitzt. 

Da die Angehörigen der Gefangenen oft wenig geübt sind, sich 
mit Hilfe von schriftlichen Materialien zu informieren, erläutert das 
nächste Kapitel, welche Stellen und Einrichtungen Beratung im 
Einzelgespräch oder in Gruppenveranstaltungen anbieten. Es folgt 
ein Verzeichnis der Bayerischen Justizvollzugsanstalten unter 
Angabe ihrer Vollstreckungszuständigkeit. Im Anhang finden sich 
Bücher für Kinder und Jugendliche, deren Lektüre zur Bewältigung 
der spezifischen Schwierigkeiten dieser Betroffenen beitragen soll. 

Die Verfasserinnen - eine Hochschuliehrerin, die Leiterin von 
Treffpunkt e.V. und eine Studentin der Sozialarbeit -, beschränken 
sich in ihren Ausführungen nicht auf den Bereich der eher techni­
schen Hilfen. Bereits im einleitenden ersten Kapitel "Angehörige 
Inhaftierter - zwangsgetrennt und mitbestraft" behandeln sie deren 
vielfältige menschliche Schwierigkeiten: in der Familie, im Umgang 
mit Freunden und am Arbeitsplatz. Im Zusammenhang mit den 
Außenkontakten der Gefangenen finden sich Überlegungen zu der 
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schwierigen Frage, ob und bis zu welchem Lebensalter man die 
Tatsache der Gefangenschaft vor den Kindern verheimlichen soll 
und kann. Ist es angebracht, die Kinder zum Besuch in die Anstalt 
mitzunehmen (S. 34)? Auch hier wird immer wieder auf die Mög­
lichkeiten persönlicher Beratung verwiesen. 

Der Ratgeber, in den am Ende eine Liste der "wichtigsten 
Adressen in Nürnberg" eingelegt ist, ist ein inhaltsreicher und nütz­
licher Helfer für Menschen in schwieriger Lage. Es ist zu wün­
schen, dass er möglichst frühzeitig nach der Verhaftung des Ange­
hörigen in ihre Hände kommt, bevor später schwer zu korrigierende 
Fehlentwicklungen eingetreten sind. 

Karl Peter Rolthaus 

Peter HöflichlWolfgang Schriever: Grundriss Vollzugs­
recht - Das Recht des Strafvollzugs und der Untersu­
chungshaft für Ausbildung, Studium und Praxis. Dritte 
Auflage 2003, Springer Verlag Berlin Heidelberg New York, 
233 Seiten, € 24,95. 

Mit der aktuellen Auflage des Schriever/Höflich haben die Auto­
ren in kurzer Folge bereits die dritte Fortschreibung ihres Ur­
sprungswerks vorgelegt. 

Layout und Format entsprechen der Vorauflage von 1998, der 
Inhalt ist u.a. durch neue Rechtsprechung in Vollzugssachen und 
zwischenzeitliehe Gesetzesänderungen wie die zur Anpassung 
des Arbeitsentgelts der Gefangenen ergänzt. Die Dreiteilung in ei­
ne Übersicht über die Geschichte des Strafvollzugs (Teil I), in das 
Recht des Strafvollzugs (Teil 11) und in das Recht der Untersu­
chungshaft (Teil 111) ist beibehalten worden, andere Haftarten wer­
den erwähnt. Die Verzeichnisse zu Inhalt, Tabellen und Abkürzun­
gen und das Sachverzeichnis bilden eine gute Arbeitshilfe. 

Im Vorwort zur 1. Auflage stellten die Verfasser im Jahr 1996 das 
Werk als Lehr- und Lernbuch vor, zu dessen sinnvoller Nutzung das 
parallele Lesen der einschlägigen Gesetzes- und Verordnungstexte 
unabdingbar sei. Daran hat sich auch bei der Neuauflage nichts 
geändert. Dieser Hinweis der Autoren kann daher nicht genügend 
betont werden. Beachten die Leserinnen und Leser diesen Hin­
weis, werden sie auch am neuen Schriever/Höflich ihre Freude ha­
ben. Sie halten ein an Klarheit und Präzision in dieser Form schwer 
zu überbietendes Fachbuch zum Recht des Strafvollzuges und der 
Untersuchungshaft in Händen. Es ist auch in seiner dritten Auflage 
an keiner Stelle ein Lesebuch: vielmehr handelt es sich um ein rei­
nes Arbeitsbuch, und hierin liegt für den Nutzer sein Reiz und 
Gewinn. Der Stil ist kurz, knapp und klar, der Schwerpunkt liegt auf 
der möglichst eingängigen Vermittlung der rechtlich relevanten 
Informationen unter trefflicher Angabe zugehöriger Paragraphen. 
Die Darstellung ist dabei durchweg juristisch; auch das erhellt die 
Notwendigkeit, die sehr zahlreichen Paragraphenangaben konse­
quent nachzulesen. Das Nachschlagen der ebenfalls zahlreich an­
gemerkten Rechtsprechungs- und Literaturfundstellen erscheint 
zum Verständnis nicht immer zwingend, ist jedoch für einen ver­
tieften Zugang (Studium!) unbedingt empfehlenswert. 

Erfreulich ist die Aktualisierung der dritten Auflage dyrch ein­
schlägige Entscheidungen der Rechtsprechung, die seit der Vor­
auflage 1998 ergangen sind (z.B. des BVerfG, vgl. S.114, S.96, 
S. 68, S. 46; OLG Nürnberg, S. 92; OLG Frankfurt a.M., S. 102; 
OLG Karlsruhe S. 114; LG Hamburg S. 186; LG Karlsruhe S. 95; 
LG Stuttgart S. 43 u.v.a.m.). 

Hilfreich ist des Weiteren die akribische Befassung mit der ver­
änderten Sach- und Rechtslage in der Folge der Entscheidung des 
BVerfG zur Gefangenenentlohnung vom 1. Juli 1998 (S. 67 f.). 

Der für Schriever/Höflich typisch gedrängte Stil ist einerseits für 
die Ausbildung wertvoll, da ohne Ballast gelernt werden kann, an­
dererseits erleichtert er dem praktischen Anwender das Auffinden 
und Lösen problematischer Fragen aus dem vollzug lichen Alltag. 
Studenten, die effektiv lernen wollen sowie Dozenten, die Anregun­
gen für effektives Lehren suchen, ist der Schriever/Höflich anzura­
ten. Daneben wird er bei praktischen Falllösungen vorzugsweise 
dem gehobenen und höheren Dienst im Justizvollzug gute Dienste 
leisten. Die Fälle sind sowohl praxisnah als auch spannend; die 

Lösungen, optisch mit einem Balken gekennzeichnet und häufig in 
schulmäßigem Gutachtenstil, folgen samt Paragraphenangaben, 
PrüfungSSChemata oder Musterverfügungen auf dem Fuß. 

Als Beispiele für den charakteristischen Stil des Werkes seien 
hier genannt: Die viel diskutierte Frage, ob und welche Bedeutung 
den allgemeinen Strafzwecken im Vollzugsrecht zukommt und ob 
diese bei Vollzugsentscheidungen herangezogen werden können, 
wird auf anderthalb Seiten abgehandelt, samt FundsteIlen zu 
Rechtsprechung und Literatur (S. 9/10). Die häufig praxisrelevan­
te Frage, wie für vorsätzlich zerstörtes Haftraummobiliar Ersatz 
vom betreffenden Gefangenen erlangt werden kann, wird im Ge­
samtkontext von materiellen Anspruchsgrundlagen, Gefangenen­
geldern, Aufrechnungsverbot und Pfändungsschutz sowie ein­
schlägiger Rechtsprechung gelöst - der Bearbeiter übersieht bei 
aufgeschlagenem Buch den ganzen Fall mitsamt erläuterndem 
Schaubild (S. 80/81). Die Beispiele sind herausgegriffen. Im sei­
ben Stil definieren Schriever/Höflich die Voraussetzungen der 
Gewährung von Hafturlaub (S. 114-116) oder die Unterschiede zwi­
schen Durchsuchung und Untersuchung (S. 118-119). Die Autoren 
behandeln auf diese Weise das praxisrelevante StrafvOllzugs- und 
Untersuchungshaftrecht mit hervorragender Sorgfalt. 

Der Vollständigkeit halber ist zu bemerken, dass der Schrieverl 
Höflich jene, die einen ersten Zugang zum Recht des yollzuges, ei­
ne rasche Wiederholung oder lediglich einen groben Uberblick su­
chen, überfordern dürfte. Man kann den Schriever/Höflich nicht 
"herunterlesen". Dazu ist das Werk zu speziell und zu tiefgehend. 
Es ist nahezu frei von akademischer Prosa und verlangt vom Ler­
nenden, Lehrenden oder Praxisanwender ungeteilte Konzentra­
tion, ja aktive Mitarbeit. Widmet man der Darstellung allerdings die­
se Aufmerksamkeit, wird man Aufbau, Inhalte und Details des 
Vollzugsrechts nachhaltig verstehen und anspruchsvolle Fälle aus 
der Praxis richtig lösen können. Der Praxisanwender sollte sich vor 
letztgenanntem Hintergrund nicht an dem in den ersten Kapiteln 
teilweise recht dirigistischen Aufbau stören; ähnlich wie die hu­
morvolle Namensgebung für die in den Rechtsfällen bezeichneten 
Personen ist dies ein klassisches Lehrbuchmerkmal. Zuletzt stört 
die teilweise Orientierung an der Erlass- und Verordnungslage 
Nordrhein-Westfalens nicht. Der Benutzer außerhalb Nordrhein­
Westfalens muss lediglich an einigen Stellen die Möglichkeit an­
derer Länderregelungen beachten. 

Einstiegsempfehlungen: 
Übersicht über die Geschichte des Strafvollzugs (S. 1-3), 

Rechtsgrundlagen für Freiheitsentziehungen (S. 7), Rechtsbehelfe 
im Strafvollzug (S. 1521.) und in der Untersuchungshaft (S. 224 f.) 

Wolfram Preusker 
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